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1. Einleitung 

1.1 Bestimmung des Feldes: Soziologie der industriellen Beziehungen 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit der sozialen Macht kroatischer Gewerkschaften – ein Inte-

resse, das zunächst näher begründet werden muss. 

Das Vorhaben steht in einer gewerkschaftssoziologischen Tradition beziehungsweise in der 

Tradition der Soziologie der industriellen Beziehungen. Diesen Begriff definiert Walter Mül-

ler-Jentsch folgendermaßen: „Industrielle Beziehungen bezeichnen ganz allgemein die wirt-

schaftlichen Austauschprozesse und sozialen Kooperations- und Konfliktbeziehungen zwi-

schen Kapital und Arbeit beziehungsweise zwischen den sie repräsentierenden Akteuren in 

einem Betrieb, einem Wirtschaftszweig, einem Land oder einem (regulierten) transnationalen 

Wirtschaftsraum (z.B. Europäische Union). Sie umfassen außerdem die aus diesen Interaktio-

nen (und staatlichen Interventionen) hervorgehenden Normen, Verträge, Institutionen und 

Organisationen zur Regulierung der Arbeit. Ihre Träger bzw. Akteure sind sowohl Verbände 

(Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen) als auch Gruppen und Personen beider Sei-

ten sowie – als ,dritte Partei´ – die mit Tarif-, Arbeits- und Sozialfragen befassten staatlichen 

Instanzen“ (Müller-Jentsch 2007: 9). 

Die Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit und ihren Organisationen sind Macht-und 

Herrschaftsbeziehungen. Sowohl Karl Marx als auch der Sozialpolitiker Lujo Brentano wie-

sen im 19.Jahrhundert darauf hin, dass ein wesentlicher Unterschied der Ware Arbeitskraft 

zum Verkauf anderer Waren darin besteht, dass der Arbeitsvertrag ein Herrschaftsverhältnis 

begründet: „Da Warenverkäufer und Verkauftes nicht voneinander zu trennen sind, erwirbt 

der Unternehmer mit dem Kauf der Arbeitskraft zugleich die Mitverfügung über die Person 

des Arbeiters. Die Freiheit des Arbeiters, über seine Arbeitskraft verfügen zu können, erlischt, 

sobald er sie verkauft hat...Die Nutzung der lebendigen Arbeit erfolgt unter dem Direktions-

recht des Unternehmers“ (Müller-Jentsch 2007: 17). Gewerkschaften und Kollektivverhand-

lungen sah der Liberale Brentano als notwendiges Korrektiv an, um auch hier einen voll-

kommenen Markt zu erreichen, auf dem die Beschäftigten so wie jeder Vertragspartner über 

die Vertragsbedingungen mitentscheiden können. Erst dann sei der „freie Arbeitsvertrag“ zur 

Wirklichkeit geworden. Marx hingegen weist den Gewerkschaften auch eine Aufgabe bei der 

Überwindung des kapitalistischen Systems zu: „Gewerkschaften tun gute Dienste als Sam-

melpunkte des Widerstands gegen die Gewalttaten des Kapitals. Sie verfehlen ihren Zweck 

zum Teil, sobald sie von ihrer Macht einen unsachgemäßen Gebrauch machen. Sie verfehlen 
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ihren Zweck gänzlich, sobald sie sich darauf beschränken, einen Kleinkrieg gegen die Wir-

kungen des bestehenden Systems zu führen, statt gleichzeitig zu versuchen, es zu ändern, statt 

ihre organisierten Kräfte zu gebrauchen als einen Hebel zur schließlichen Befreiung der Ar-

beiterklasse, d.h. zur endgültigen Abschaffung des Lohnsystems“ (Marx 1973: 152). Die Be-

schäftigung mit Gewerkschaften ist also in die Untersuchung sozialer Macht und Herrschaft 

einzuordnen. 

In der Gewerkschaftssoziologie wird gegenwärtig der „Strukturwandel industrieller Bezie-

hungen“ (Müller-Jentsch) diskutiert bzw. regulationstheoretisch gesprochen die veränderte 

Situation von Gewerkschaften nach dem Ende des Fordismus. Hier ist auch zu analysieren, 

inwieweit sich gewerkschaftliche Macht verändert.  

Wolfgang Fritz Haug konstatiert einen gewerkschaftlichen Machtverlust nach dem Ende des 

Fordismus: „In den ´Goldenen Jahren´ des Fordismus waren die Gewerkschaften organisato-

risch und institutionell am mächtigsten. Im Zuge der Krise des Fordismus und der Umbrüche 

der Produktionsweise versiegten die Quellen dieser Macht“ (Haug 2009: 886). In letzter In-

stanz macht er technologische Ursachen dafür aus: „Es gibt eine Quelle der Schwächung der 

Arbeitenden, die dem gesunden Menschenverstand absurd vorkommt, und das ist die Stär-

kung der Produktivkräfte, mit denen sie arbeiten...Erhöhung der Arbeitsproduktivität spart 

Arbeit ein. Wächst die Arbeitsnachfrage nicht proportional zur Produktivität oder wird der 

Zeitgewinn nicht als Arbeitszeitverkürzung weitergegeben, schrumpft die Zahl der Arbeits-

plätze...Diesen Fall hat Emil Lederer in den 1930er Jahren als ´technologische Arbeitslosig-

keit´ definiert. Sie erhöht die Konkurrenz unter den Arbeitsuchenden mit den bekannten Fol-

gen verschlechterter Verhandlungsbedingungen...Der Übergang zu computergestützten Pro-

duktivkräften hat diese Rückwirkung potenziert. Die Automation schlug wie eine Bombe in 

die Errungenschaften der fordistischen Epoche ein“ (ebd.: 887). Andere Herausforderungen 

für Gewerkschaften kämen hinzu, etwa die verbesserten Möglichkeiten, Investitionen ins 

Ausland zu verlagern, die Notwendigkeit, innerhalb der Organisationen die männliche Domi-

nanz zu überwinden, die zunehmende Verwissenschaftlichung qualifizierter Tätigkeiten und 

damit die Frage nach dem Verhältnis von „Arbeitern“ und „Intellektuellen“ innerhalb der 

Arbeiterklasse oder die Positionierung im Konflikt zwischen Industrie- und Umweltinteressen 

(ebd.: 890f.). 

Einige dieser Punkte thematisiert auch Müller-Jentsch. Oftmals wird etwa der Organisations-

grad mit der Verhandlungsmacht der Gewerkschaften gleichgesetzt (Müller-Jentsch 2007: 
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36ff.). In Deutschland dominieren nach wie vor Arbeiter und Männer in der Mitgliedschaft, 

weil Gewerkschaften historisch in erster Linie Organisationen von Industriearbeitern waren. 

Heute finden die steigenden Angestelltenzahlen und die wachsende Erwerbstätigkeit von 

Frauen keinen adäquaten Ausdruck in der Mitgliederstruktur.  

Ein weiteres Problem für gewerkschaftliche Macht heute ist die Tendenz zur Deregulierung 

des Arbeitsmarktes, die in Deutschland ihren deutlichsten Ausdruck in den Hartz-Reformen 

findet, die etwa die Kürzung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes, die Förderung atypi-

scher Beschäftigung und die Verschärfung der Zumutbarkeitsregeln umfassen. Die Änderun-

gen erleichtern Abweichungen von tariflichen Standards. „Insgesamt zielen die Maßnahmen 

zur Deregulierung zum einen auf die Schwächung der gewerkschaftlichen Durchsetzungs-

macht und zum anderen auf die Verstärkung der unternehmerischen Definitionsmacht für die 

Gestaltung des Arbeitsvertrages und der Arbeitsbedingungen“ (ebd.: 76). 

Geschwächt werden die Gewerkschaften außerdem durch die Globalisierung der Wirtschaft. 

Es ist eine weltweite Arbeitsteilung entstanden, bei der multinationale Konzerne mehr als ein 

Drittel der Weltproduktion bestreiten und nach Profitinteressen über Produktionsstandorte 

entscheiden. Dies setzt die Arbeitsbedingungen in den Nationalstaaten unter Druck: „Eine 

Folge der Globalisierung der Wirtschaftsaktivitäten und Kapitalflüsse ist, dass die nationalen 

Volkswirtschaften, schon aufgrund ihres wirtschaftlichen Gefälles, zunehmend in einen 

Standortwettbewerb geraten, bei gleichzeitiger Einbuße an wirtschafts- und sozialpolitischen 

Steuerungsmöglichkeiten im nationalstaatlichen Rahmen. Sie stehen unter dem erhöhten An-

passungsdruck, für transnationale Unternehmen attraktive Investitionsmöglichkeiten zu schaf-

fen, mit einem optimalen Angebot an Infrastruktur, Kommunikationsnetzen, Forschungsinsti-

tutionen, qualifizierten Arbeitskräften, niedrigen Lohnkosten und kooperativen Arbeitsbezie-

hungen. Die daraus resultierende Gefahr einer sozial-, arbeits- und umweltpolitischen Ab-

wärtsspirale ist häufig beschrieben worden“ (ebd.: 91). Müller-Jentschs Schlussfolgerung lau-

tet, die Gewerkschaften müssten die internationale Zusammenarbeit intensivieren und für eine 

Internationalisierung der Sozial- und Tarifpolitik eintreten, um der Mobilität des Kapitals et-

was entgegensetzen zu können (ebd.: 146). 

1.2 Die Untersuchung kroatischer Gewerkschaften 

Im Rahmen der Untersuchung der Wandlung von Gewerkschaftsmacht nach dem Ende des 

Fordismus sind osteuropäische Gewerkschaften von besonderem Interesse. Diese wirken in 

einem besonderen Umfeld: Hier hat es keinen fordistischen Kapitalismus gegeben, sondern 
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den sogenannten realexistierenden Sozialismus, wo Gewerkschaften Staatsgewerkschaften 

mit Organisationsmonopol waren (Deppe/Schroeder 2002: 1). Sie haben also überhaupt keine 

Erfahrungen als Kampforganisationen der abhängig Beschäftigten. Es stellt sich die Frage, ob 

die Gewerkschaften unter solch zusätzlich erschwerenden Bedingungen in der Lage sind, sich 

neue Machtquellen zu erschließen. 

Beim früheren Jugoslawien, das in verschiedene Einzelstaaten zerfallen ist, kommt ein weite-

rer Punkt hinzu, der diese Region der Erforschung würdig erscheinen lässt. Die Besonderheit 

in den Rahmenbedingungen gewerkschaftlichen Handelns besteht hier in der Bedeutung des 

Nationalismus als Integrationsideologie. Hier könnte ein Faktor vorliegen, der die Gewerk-

schaften zusätzlich zu allem Genannten schwächt, weil der Nationalismus sie in 

korporatistische Arrangements einbindet, für die es unter postfordistischen Bedingungen ei-

gentlich keine Grundlage mehr gibt, weil sozialstaatliche Kompromisse aufgekündigt werden. 

Nationalismus ist jedoch geeignet, eine klassenkämpferische Orientierung zu verhindern, weil 

sie als egoistischer Verrat an der Nation diskreditiert werden kann. Dies gilt besonders für 

Kriegszeiten (Silver 2005: 160ff.) – und der jugoslawische Staatszerfall verlief bekanntlich 

kriegsförmig. Interessant wäre daher die Prüfung der Frage, ob es Gewerkschaften in den ju-

goslawischen Nachfolgestaaten gelingt, sich dem Druck des Nationalismus zu entziehen bzw. 

ob sie sogar ein Gegengewicht bilden können, indem sie soziale Konflikte statt ethnisch-

nationaler in den Vordergrund stellen.  

Beispielhaft für den ex-jugoslawischen Raum wird hier Kroatien untersucht, weil dieses Land 

mittlerweile der EU beigetreten ist und daher für gewerkschaftliche Interessenvertretung auch 

aus deutscher Perspektive interessanter geworden ist. Kroatien wird durch den Beitritt rele-

vant für die Einführung gemeinsamer sozialer Standards auf Ebene der EU, und wie oben 

angeführt empfiehlt etwa Müller-Jentsch den Gewerkschaften eine Internationalisierung ihrer 

Politik, um der Globalisierung des Kapitals etwas entgegensetzen zu können.  

Hinzu kommt das Bedürfnis, eine Forschungslücke zu schließen, denn bisher gibt es keine 

deutsch-oder englischsprachige Gesamtdarstellung zu den kroatischen Gewerkschaften. Auf 

Deutsch liegen bisher verschiedene knappe Überblicksdarstellungen vor, die zum Teil zeitlich 

länger zurückliegen: so eine Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung „Gewerkschaften und Ar-

beitsmarkt in Südosteuropa“ (Friedrich-Ebert-Stiftung 1999) mit drei Seiten und eine Studie 

der Ruhr-Universität Bochum in Kooperation mit der IG Metall zum Thema „Industrielle Be-

ziehungen in Südosteuropa und der Türkei“ (Gemeinsame Arbeitsstelle Ruhr-Universität Bo-
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chum/IG Metall 2007) mit neun Seiten zu Kroatien; auch in der Länderstudie zu Kroatien im 

Sammelband „Die politischen Systeme Osteuropas“ von 2010 wird sehr knapp auf Gewerk-

schaften eingegangen (Zakošek/Maršić 2010). 2009 ist in einem Sammelband zu den Arbeits-

beziehungen in ausgewählten europäischen Ländern ein Überblicksartikel von Norbert 

Kreuzkamp und anderen zu Kroatien erschienen (Kreuzkamp et al. 2009). 

In den kroatischen Gesellschaftswissenschaften wird ein Mangel an Analysen zu Fragen der 

Klassenstruktur und zu Arbeitskämpfen konstatiert (Grdešić 2007: 55). Mittlerweile liegt eine 

Dissertation des Zagreber Soziologen Dragan Bagić zu industriellen Beziehungen in Kroatien 

vor (Bagić 2010). Seine Fragestellung lautet jedoch, welches Modell der industriellen Bezie-

hungen sich in Kroatien herausgebildet hat; es handelt sich nicht um eine machttheoretische 

Untersuchung. 

Das Fehlen einer Gesamtdarstellung führt nicht nur zu einem verstreuten und teilweise lü-

ckenhaften empirischen Wissen, sondern auch zu einem Theoriedefizit, weil die vorliegenden 

Detailinformationen nicht unter einer übergreifenden theoretischen Perspektive interpretiert 

werden.  

Aufgrund der genannten Punkte wäre es von Interesse zu erfahren, ob Gewerkschaften in 

Kroatien über große oder geringe Macht verfügen und was die Grundlagen ihrer Macht sind. 

Bei oberflächlicher Betrachtung kroatischer Verhältnisse verfestigt sich der Eindruck einer 

eher geringen Gewerkschaftsmacht. Verschiedene Quellen analysieren den kroatischen Sys-

temwandel nach der Trennung von Jugoslawien als Prozess der Verarmung der Bevölke-

rungsmehrheit bei gleichzeitiger Konzentration von Reichtum in den Händen einer Minder-

heit (Brkić 2001: 156ff.). Gleichzeitig hat jedoch die konservative Partei HDZ (Hrvatska 

Demokratska Zajednica – Kroatische Demokratische Gemeinschaft) (Zakošek 2010: 805) die 

meiste Zeit seit der staatlichen Unabhängigkeit die Regierung gebildet, was darauf hinweist, 

dass diese soziale Polarisierung politisch nicht artikuliert wird. 2011 wurde zwar eine neue 

sozialdemokratische Regierung gewählt; doch diese verfolgt keinen grundlegend anderen po-

litischen Kurs (Stojaković 2012). Zu erklären ist, warum nicht etwa linkssozialdemokratische 

oder sozialistische Parteien im Parlament stärker sind, die den Protest von Verliererinnen und 

Verlierern des Systemwechsels artikulieren könnten. Diese waren wiederum historisch oft eng 

mit Gewerkschaften verbündet; daher lässt diese Erscheinung nach der Rolle von Gewerk-

schaften fragen, deren Aufgabe als Interessenvertretung von Lohnabhängigen es wäre, soziale 

Konflikte auf die politische Agenda zu setzen. Hinzu kommt die soziale Polarisierung selbst, 
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die von den Gewerkschaften nicht verhindert werden konnte und daher ebenfalls auf eine ge-

ringe Gewerkschaftsmacht hinweist.
1
 

1.3 Gliederung der Arbeit 

Die Arbeit gliedert sich folgendermaßen: 

Zunächst muss der zentrale Begriff der sozialen Macht bestimmt werden, um zu einer Frage-

stellung zu kommen. Daher folgt nach der Einleitung ein Theoriekapitel, in dem eine Ausei-

nandersetzung mit verschiedenen soziologischen Konzepten von Macht stattfindet. 

Nach der Bestimmung des Machtbegriffs folgt die Formulierung einer Fragestellung und von 

Hypothesen sowie eine Reflexion der methodischen Umsetzung. 

Anschließend wird in einem Kapitel über die kroatische Systemtransformation der Rahmen 

dargestellt, in dem sich kroatische Gewerkschaften entwickelt haben. Dies wird mit einem 

Überblick über die Geschichte der vier repräsentativen Dachverbände verbunden. 

Die folgenden Kapitel bieten einen Gesamtüberblick über die Ausprägung der verschiedenen 

Quellen gewerkschaftlicher Macht in Kroatien. Anhand zweier ausgewählter gewerkschaftli-

cher Organisationsbereiche wird die Bedeutung der verschiedenen Machtquellen auf der Ebe-

ne der Branchen und Unternehmen empirisch geprüft. Es folgen die Auseinandersetzung mit 

der Rolle von kroatischen Gewerkschaften in sozialen Bewegungen und eine Abschlussdis-

kussion. 

                                                           
1
Als Indikator sei genannt, dass 1997 das Verhältnis zwischen niedrigsten und höchsten Einkommen 1:50 betrug 

(Brkić 2001: 157). Hinzu kommt z.B. der Verlust von 700.000 Arbeitsplätzen zwischen 1990 und 1999 

(Kokanović 1999: 185). Zur Privatisierung wird im gleichen Artikel darauf hingewiesen, dass Führungsmitglie-

dern der HDZ durch die Regierung Posten in bis zu zehn Unternehmensleitungen gleichzeitig verschafft wurden 

– bei gleichzeitigem Verfall des Lebensstandards der Bevölkerungsmehrheit (ebd.: 191). Ein aktuellerer Artikel, 

der das Bild bestätigt, liegt vor mit Malenica 2004. Außerdem gelten nach einer Weltbankstudie von 2007 über 

11% der Bevölkerung als arm, weitere 10% als von Armut bedroht (Kreuzkamp et al. 2009: 285). 
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2. Theorie der sozialen Macht 

In diesem Kapitel wird der zentrale Begriff dieser Arbeit  näher bestimmt, nämlich Macht. Da 

es, wie in der Einleitung ausgeführt, in dieser Arbeit um die Macht sozialer Klassen und ihrer 

Organisationen geht, wird vom Machtverständnis bei Marx und Engels ausgegangen, und 

anschließend werden weitere Ansätze herangezogen, die dieses bereichern und verfeinern 

können, insbesondere der Hegemoniebegriff Antonio Gramscis. 

2.1 Arbeiter- und Gewerkschaftsmacht in Ökonomie und Institutionen 

2.1.1  Marx und Engels zu Macht und Herrschaft 

Bei Marx und Engels selbst gibt es keine klare Definition von Macht und Herrschaft, sondern 

eine unscharfe, vielfach synonyme Verwendung von Wörtern wie Macht, Herrschaft, Gewalt, 

Diktatur, Autorität etc. (Hösler 2012: 55f.). Werner Hofmann hat einen Versuch unternom-

men, auf Basis der verstreuten Äußerungen bei Marx und Engels zu klaren Definitionen zu 

kommen: Herrschaft bestimmt er als „...Grundverhältnis der Gesellschaft, das gekennzeich-

net ist durch die Aneignung fremder Arbeitsleistung durch Nichtarbeitende, und zwar auf 

Grund von Herrengewalt an den entscheidenden Wirtschaftsmitteln. Dieses zunächst sozio-

ökonomisch zu bestimmende Verhältnis zwischen Produzenten und Nutznießenden wird er-

gänzt und vervollständigt durch ein System außerökonomischer (politischer, militärischer, 

rechtlicher etc.) Herrschaftssicherung“ (Hofmann 1969: 30).  Herrschaft ist nach diesem Ver-

ständnis also eng mit ökonomischer Ausbeutung verbunden. Ausbeutung (die Aneignung 

fremder Arbeitsleistung) setzt voraus, dass die Produzierenden mehr produzieren, als sie zur 

eigenen Reproduktion benötigen (dass es also ein Mehrprodukt gibt) und dass Herrengewalt 

über die entscheidenden Produktionsmittel existiert (ebd.: 31).  Unter Macht versteht Hof-

mann demgegenüber mit sozialen Rollen verknüpfte Befugnisse, die den Einsatz von 

Zwangsmitteln erlauben (ebd.: 29f.). Macht kann auf Herrschaft basieren – entweder auf di-

rekte oder auf sehr vermittelte Weise; es gibt aber auch Macht ohne Herrschaftsgrundlage – 

laut Hofmann etwa in den Ländern des real existierenden Sozialismus (ebd.: 33f.).  

Marx und Engels beschäftigen sich mit dem Wechsel von Herrschaftsformen in der Geschich-

te. In letzter Instanz entscheidend ist demnach die Entwicklung der Produktivkräfte, der von 

den Menschen in ihrer Auseinandersetzung mit der Natur angewandten Mittel, wobei der 

Mensch selbst mit seinen Kenntnissen und Fähigkeiten die Hauptproduktivkraft ist. Dem 

Entwicklungsstand der Produktivkräfte entsprechen bestimmte Produktionsverhältnisse, die 

Beziehungen, die die Menschen in der Produktion untereinander eingehen (Marx 1972: 8); 

handelt es sich dabei um Beziehungen zwischen Ausbeutern und Ausgebeuteten, werden 
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Menschengruppen mit verschiedener Stellung im Produktionsprozess als Klassen bezeichnet: 

„Klassen sind Gruppen von Menschen, von denen die eine sich die Arbeit der anderen aneig-

nen kann infolge der Verschiedenheit ihres Platzes in einem bestimmten System der gesell-

schaftlichen Wirtschaft“ (Lenin 1961: 410). Die Kombination von Produktivkräften und Pro-

duktionsverhältnissen nennen Marx und Engels Produktionsweise; diese bedinge den sozia-

len, politischen und geistigen Lebensprozess überhaupt (Marx 1972: 8f.).  Daher könne von 

der Produktionsweise ausgehend jede Gesellschaft als Einheit, als ökonomische Gesellschafts-

formation, bestimmt und die Geschichte als Abfolge von Formationen begriffen werden 

(Hösler 2012: 59). Beispielsweise ist der Staat keine neutrale Instanz, sondern kann nur in 

seiner Funktion für die Aufrechterhaltung der Klassenverhältnisse begriffen werden (ebd.: 

63). Vorkapitalistische Formationen, etwa die Sklavenhaltergesellschaft, mussten durch au-

ßerökonomischen Zwang aufrechterhalten werden; im Kapitalismus existiert hingegen ein 

ökonomischer Zwang für besitzlose Lohnarbeiterinnen und Lohnarbeiter zum Verkauf ihrer 

Arbeitskraft an die BesitzerInnen der Produktionsmittel. Durch die Form des freiwillig zwi-

schen gleichberechtigten Individuen abgeschlossenen Vertrags werden Ausbeutung und Herr-

schaft verschleiert (Hösler 2012: 62).  

Die marxistische Theorie ist für eine Auseinandersetzung mit Gewerkschaftsmacht anschluss-

fähig, da sie Klassen und Klassenkampf in den Mittelpunkt stellt und in dieser Arbeit ja gera-

de Klassenorganisationen untersucht werden. Mit dem Hofmannschen Versuch, Macht und 

Herrschaft marxistisch zu definieren, ist zumindest ein Fortschritt in der Erreichung von kla-

ren Begriffen erreicht worden: Seine Herrschaftsdefinition trifft wenigstens den ökonomi-

schen Aspekt verfestigter Herrschaftsverhältnisse.  

Macht hingegen ist laut Hofmann immer mehr oder weniger institutionalisiert, da es sich um 

Befugnisse handelt, die an soziale Rollen gekoppelt sind. Hiermit sind nicht formal festge-

schriebene Möglichkeiten der Interessensdurchsetzung durch lohnabhängig Beschäftigte nicht 

erfassbar, etwa die alltäglichen Widerstandsformen, die der Operaismus untersucht; ihn inte-

ressieren „Widerstandsformen und Praktiken wie Sabotage und Arbeitsverweigerung, die von 

der ´bewussten´ ArbeiterInnenbewegung bis dahin ignoriert worden waren“ (Birkner/Foltin 

2006: 8). Bei einer Untersuchung von Gewerkschaftsmacht kommt es jedoch darauf an, alle 

Formen von Machtausübung durch ArbeiterInnen zu erfassen. 

Für die Fragestellung dieser Arbeit sind die Aussagen von Marx und Engels sowie Hofmann 

folglich zwar wichtig, aber ergänzungsbedürftig. 
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2.1.2 Arbeitermacht nach Wright, Silver und Dörre 

Einen Ansatz, gewerkschaftliche Macht differenziert zu untersuchen, hat der US-

amerikanische Soziologe Erik Olin Wright entwickelt. In seinem Aufsatz „Working-Class 

Power, Capitalist-Class Interests, and Class Compromise“ (2000) bestimmt er Macht als “die 

Fähigkeit von Individuen und Organisationen, Klasseninteressen durchzusetzen“ (Wright 

2000: 962). Dabei ist Macht ein relationaler Begriff, weil die Macht einer Klasse teilweise 

von ihrer Fähigkeit abhängt, der Macht der gegnerischen Klasse etwas entgegenzusetzen. 

Hiermit ist die Enge des Hofmannschen Machtbegriffes überwunden, weil nicht nur instituti-

onalisierte Befugnisse, sondern alle Möglichkeiten zur Durchsetzung von Klasseninteressen 

einbezogen werden. 

Außerdem hat Wright ein Raster entwickelt, mit dem Arbeiter- bzw. Gewerkschaftsmacht in 

differenzierter Weise empirisch untersucht werden kann.  

Er unterscheidet Organisationsmacht (associational power), die aus der Bildung kollektiver 

Organisationen der Arbeiter entsteht, und strukturelle Macht (structural power), die aus der 

Stellung von Arbeitenden im ökonomischen System selbst folgt, also entweder aus der Situa-

tion auf dem Arbeitsmarkt oder aus der strategischen Stellung einer besonderen Gruppe von 

Arbeitenden in einem industriellen Schlüsselsektor (ebd.). Wrights Fragestellung lautet, wel-

che Voraussetzungen es für einen „positiven Klassenkompromiss“ gibt, also einen Kompro-

miss zwischen Kapital und Arbeit, von dem beide Seiten profitieren. Dazu untersucht er den 

Zusammenhang zwischen der Organisationsmacht von Arbeiterinnen und Arbeitern und den 

Interessen von Kapitalisten und argumentiert, die Macht der Arbeiterinnen und Arbeiter sei 

nicht per se schädlich für die Interessen von Kapitalisten, sondern könne ihnen auch nützen, 

etwa indem starke Gewerkschaften allgemeinverbindliche Verhandlungsergebnisse unter den 

eigenen Mitgliedern durchsetzen und so Löhne und Arbeitsbedingungen für die Kapitalisten 

berechenbar machen. Hier geht Wright von Gramscis Einsicht aus, dass in demokratisch-

kapitalistischen Gesellschaften die herrschende Klasse oft nicht einfach nur dominiert, son-

dern hegemonial ist, also über reale Zugeständnisse einen Konsens der Beherrschten zur 

Herrschaft herstellt (ebd.: 999). Wright entwickelt Hypothesen über die Auswirkungen der 

Globalisierung auf die Möglichkeiten eines positiven Klassenkompromisses und unterscheidet 

die Sphären des Austausches, der Produktion und der Politik (ebd.: 995ff.). Was den Aus-

tausch angeht, macht die Globalisierung der Märkte das Kapital unabhängiger von der 

Binnennachfrage, so dass Löhne noch mehr zum reinen Kostenfaktor werden als vorher. In 

der Sphäre der Produktion könnte die Globalisierung einem positiven Klassenkompromiss 
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förderlich sein, weil die verschärfte Konkurrenz eine erhöhte Produktivität erforderlich macht 

und die Interessenvertretung durch starke Betriebsräte dazu beitragen kann – etwa weil sie zu 

einer höheren Loyalität der Beschäftigten gegenüber dem Unternehmen beiträgt. Auf dem 

Feld der Politik haben sich die Perspektiven eines positiven Klassenkompromisses ver-

schlechtert, weil die Nationalstaaten durch die erhöhte Mobilität des Kapitals an Autonomie 

eingebüßt haben. 

Aufgegriffen wird Wrights Unterscheidung verschiedener Formen von Arbeitermacht bei Be-

verly Silver. Sie untersucht in ihrem Buch Forces of Labor die Geschichte von Arbeitskämp-

fen mit Hilfe des Wrightschen Machtverständnisses. Ausgangspunkt ist die Frage, ob die 

Globalisierung tatsächlich zwangsläufig zu einem Wettlauf nach unten bei Löhnen und Ar-

beitsbedingungen führe (Silver 2005: 20ff.). Ihre Antwort lautet: „Wo das Kapital abwander-

te, wurden die Arbeiter und Arbeiterinnen geschwächt, an den bevorzugten neuen Investiti-

onsstandorten aber neue Arbeiterklassen geschaffen und gestärkt...Im zweiten und dritten Ka-

pitel werden wir zeigen, dass auch die Umwälzungen in der Produktionsorganisation nicht so 

einseitig auf die Arbeiterklasse wirkten, wie allgemein angenommen wird. In manchen Situa-

tionen hat die just-in-time-Produktion die Verwundbarkeit des Kapitals durch Unterbrechun-

gen des Produktionsflusses sogar erhöht und kann damit die auf direkten Aktionen im Pro-

duktionsprozess beruhende Arbeitermacht steigern...Und umso mehr sich die Produktions-

netzwerke globalisieren, umso weiter können sich Störungen geographisch fortpflanzen – 

auch die von Arbeiterkämpfen hervorgerufenen“ (ebd.: 23). Um die Frage, wie sich die Glo-

balisierung auf die Arbeiterbewegung auswirkt zu untersuchen, übernimmt sie Wrights Unter-

scheidung von Machtformen (ebd.: 30ff.). Die von Wright unterschiedenen zwei Aspekte von 

struktureller Macht nennt sie Marktmacht und Produktionsmacht (bzw. im Original 

marketplace bargaining power und workplace bargaining power, also Arbeitsmarkt-

Verhandlungsmacht und Arbeitsplatz-Verhandlungsmacht). Zur Marktmacht gehört etwa der 

Besitz seltener Qualifikationen, die von Arbeitgebern nachgefragt werden, geringe Arbeitslo-

sigkeit und die Fähigkeit von Arbeiterinnen und Arbeitern, von anderen Einkommensquellen 

als der Lohnarbeit zu leben. Produktionsmacht entsteht in komplexen Produktionsprozessen, 

die durch örtlich begrenzte Arbeitsniederlegungen an Schlüsselstellen in einem Umfang ge-

stört werden können, der über die Schlüsselstelle selbst hinausgeht. Silvers Beispiele sind 

Fließbänder, die durch Arbeitsniederlegungen an einem Abschnitt gestoppt werden können, 

und Stillstand durch Eisenbahnerstreiks bei Konzernen mit just-in-time-Zulieferung. Pessi-

mistische Interpretationen der Globalisierung sehen durch diese alle Formen von Arbeiter-
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macht als geschwächt an: Die Untergrabung der Souveränität der Nationalstaaten nehme die-

sen die Möglichkeit, die Organisationsmacht der Beschäftigten gesetzlich zu garantieren. Die 

weltweite Mobilisierung einer industriellen Reservearmee sowie die Verdrängung von ande-

ren Einkommensformen als Lohnarbeit im Zuge der Ausbreitung von kapitalistischer Land-

wirtschaft und Industrie schwäche die Marktmacht, die zusätzlich unter der Schwächung der 

staatlichen Sozialpolitik leide. Die Schwächung der Marktmacht wirke sich auch negativ auf 

die Organisationsmacht aus, weil sie die Gewerkschaften und Arbeiterparteien durch geringe-

re Erfolge delegitimiere; umgekehrt wirke sich die Schwächung der Organisationsmacht auch 

auf die Marktmacht negativ aus, weil sie es den Arbeiterorganisationen schwerer mache, das 

soziale Netz zu verteidigen. Die Produktionsmacht schließlich leide unter der Desintegration 

von Großbetrieben etwa durch die Vergabe von Aufträgen an Subunternehmer. 

Klaus Dörre ergänzt das Schema von Wright und Silver mit einer weiteren Form von Arbei-

termacht, der institutionellen Macht: „Ihre Besonderheit wurzelt in dem Faktum, dass Institu-

tionen soziale Basiskompromisse über ökonomische Konjunkturen und kurzzeitige Verände-

rungen gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse hinweg festschreiben und teilweise gesetzlich 

fixieren. Institutionelle Macht präformiert Aushandlungsprozeduren und Handlungsstrategien 

von kollektiven Akteuren, Betriebsräten, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden, die auch 

dann noch als wahrscheinlich, naheliegend und verbindlich gelten können, wenn sich gesell-

schaftliche Kräfteverhältnisse grundlegend verändert haben“ (Dörre 2007: 1f.).  

Hiermit liegen vier Kategorien vor, um gewerkschaftliche Macht empirisch zu untersuchen. 

Allerdings ist das bisher entwickelte Machtverständnis noch zu unterkomplex, weil es ledig-

lich ökonomische, organisatorische und institutionelle Machtquellen behandelt. Zur Fähigkeit 

von Individuen und Organisationen, Klasseninteressen durchzusetzen (Macht nach Wright, 

s.S.26) gehört nicht zuletzt der Kampf um Hegemonie. 

2.2 Macht und Hegemonie 

2.2.1 Der Hegemoniebegriff Antonio Gramscis 

Antonio Gramsci, in den 1920er Jahren zeitweilig Vorsitzender der Kommunistischen Partei 

Italiens, stand im Gefängnis unter Mussolini vor der Frage, warum eine soziale Revolution in 

Italien und Westeuropa insgesamt gescheitert war. Das Ergebnis seiner Reflexionen ist in den 

in der Haft entstandenen Gefängnisheften zu finden. Er nähert sich dem Problem durch eine 

Weiterentwicklung der marxistischen Staatstheorie und ist daher für die Macht- und Herr-

schaftsproblematik relevant (Demirović 2012: 138). 
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Laut Gramsci ist die Organisation von Herrschaft in den fortgeschrittenen kapitalistischen 

Staaten des Westens komplexer als im rückständigen zaristischen Russland; auch in Krisen 

der Ökonomie und des Staates lassen sich noch stabile, Herrschaft sichernde Institutionen 

beobachten: „Im Osten war der Staat alles, die bürgerliche Gesellschaft steckte in ihren An-

fängen...Im Westen herrschte zwischen Staat und bürgerlicher Gesellschaft ein ausgewogenes 

Verhältnis, und erzitterte der Staat, so entdeckte man sofort die kräftige Struktur der bürgerli-

chen Gesellschaft“ (Gramsci 1980: 273). Er teilt den von Marx als „Überbau“ bezeichneten 

Bereich (Politik und Ideologie, die auf der ökonomischen „Basis“ beruhen) in „Staat“ und 

„Zivilgesellschaft“ und weist ihnen die Funktionen der direkten Herrschaftsausübung und der 

Hegemonie zu: „´Vorläufig lassen sich zwei große superstrukturelle ´Ebenen´ festlegen, die-

jenige, die man die Ebene der ´Zivilgesellschaft´ nennen kann, das heißt des Ensembles der 

gemeinhin ´privat´ genannten Organismen, und diejenige der ´politischen Gesellschaft oder 

des Staates´-, die der Funktion der ´Hegemonie´, welche die herrschende Gruppe in der ge-

samten Gesellschaft ausübt, und der Funktion der ´direkten Herrschaft´ oder des Kommandos, 

die sich im Staat und in der ´formellen´ Regierung ausdrückt, entsprechen´“ (zitiert nach 

Neubert 2001: 59).  Unter der Zivilgesellschaft versteht Gramsci also den nichtstaatlichen 

Bereich einer Gesellschaft, also Vereine, Verbände, Kirche etc., den geistigen, ideologischen, 

religiösen Überbau einer Gesellschaft; zur politischen Gesellschaft zählt er die Gesamtheit der 

staatlichen, das heißt der institutionalisierten politischen, juristischen und militärischen 

Machtstrukturen und –instrumente einer herrschenden Klasse (Neubert 2001: 61). Der Staat 

übt Herrschaft gegen einen Teil der subalternen Klassen aus; in der Zivilgesellschaft hingegen 

entsteht Hegemonie, geistige, kulturelle und moralische Führung der Gesellschaft, Konsens 

der Beherrschten zur Herrschaft. Stabile Herrschaft muss sich auf Hegemonie stützen (ebd.: 

66f.). Laut Alex Demirović wendet sich Gramsci hiermit implizit gegen die staatstheoreti-

schen Auffassungen sowohl Lenins als auch Max Webers, denn bei beiden spiele der Konsens 

keine große Rolle (Demirović 2012: 138). Eine Klasse kann nach Gramsci also nur herrschen, 

wenn sie sich auf einen Konsens der Beherrschten stützen kann, wobei die Intellektuellen eine 

besondere Rolle spielen, denn sie machen eine Klasse hegemoniefähig: „Jede soziale Gruppe, 

deren Ursprung auf eine wesentliche Funktion in der Welt der materiellen Produktion zurück-

geht, bringt gleichzeitig, organisch, eine oder mehrere Schichten von Intellektuellen hervor, 

die ihr nicht nur auf ökonomischem, sondern auch auf sozialem und politischem Gebiet Ho-

mogenität und das Bewusstsein ihrer eigenen Funktion verleihen“ (Gramsci 1980: 222). 

Hegemonie ist dabei kein reines Bewusstseinsphänomen, sondern schließt die Formung der 

gesamten Lebensweise der Subalternen durch die herrschende Klasse ein: „Ihre (der Lohnab-
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hängigen, H.B.) intellektuellen und gesellschaftlichen Kompetenzen müssen ihnen enteignet, 

ihre Lebensgewohnheiten so organisiert werden, daß sie nicht den Versuch unternehmen, eine 

eigenständige und freie Lebensform zu entwickeln. Um dies alles zu erreichen...muß das Bür-

gertum den von ihm beherrschten Klassen...entgegenkommen“ (Demirović 2012: 141f.). 

Die herrschende Klasse muss also Zugeständnisse machen und Teile der Subalternen 

konsensuell einbinden. Der Kampf darum findet in der Zivilgesellschaft statt, und seine Er-

gebnisse sind nicht ökonomisch ableitbar (ebd.: 145). 

Gegenüber klassisch marxistischen Ansätzen ist Gramscis Verständnis von Macht und Herr-

schaft weiterführend: Es beantwortet die Frage, wie das in der Produktion zu findende Herr-

schaftsverhältnis zwischen den Klassen aufrechterhalten und stabilisiert wird. Abgesehen von 

direktem staatlichem Zwang geschieht dies über Hegemonie, den Konsens der Beherrschten 

zur Herrschaft. Hegemonie entsteht in der Zivilgesellschaft, der Gesamtheit von als privat 

geltenden Organisationen, wo gesellschaftlich dominierende Deutungsmuster vermittelt wer-

den. Diese Deutungsmuster sind jedoch immer umkämpft; die beherrschte Klasse muss in den 

zivilgesellschaftlichen Kämpfen ihre eigenen Deutungsmuster etablieren, um die Hegemonie 

der herrschenden Klasse zu überwinden. Zur Fähigkeit, Klasseninteressen durchzusetzen, also 

zu Macht, gehört also auch das Erringen von Stützpunkten in der Zivilgesellschaft. Im Falle 

der kroatischen Gewerkschaften sind also nicht nur die vier von Wright, Silver und Dörre 

analysierten Machtquellen zu untersuchen, sondern es ist auch nach zivilgesellschaftlichen 

Kämpfen der Gewerkschaften zu suchen. 

2.2.2 Die Rezeption Gramscis in der Regulationstheorie 

Die Regulationstheorie entstand in den 1970er Jahren in Frankreich im Kontext einer ökono-

mischen und gesellschaftlichen Krise und beschäftigte sich mit der Frage, was die Bedingun-

gen für die Entstehung von Krisen und für ihre Überwindung sind, wie die Stabilität des Kapi-

talismus über alle Krisen hinweg zu erklären ist und warum Wachstum, Krise und Krisen-

überwindung räumlich unterschiedliche Formen annehmen (Becker 2002: 12ff.). Sie geht 

davon aus, dass es einerseits eine gleichbleibende Grundstruktur gibt und andererseits zeitlich 

und räumlich variierende Akkumulationsmuster und institutionelle Ausprägungen der Grund-

struktur, die soziale Normen und Verhaltensmuster hervorbringen. Diese wiederum machen 

die gesellschaftlichen Widersprüche und Konflikte vorübergehend vereinbar mit dem Verwer-

tungs- und Akkumulationsprozess. In Abgrenzung zum in Frankreich damals verbreiteten 

strukturalistischen Marxismus der Althusser-Schule hält die Regulationstheorie menschliches 
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Handeln, das konkrete Ausprägungen des kapitalistischen Systems hervorbringt, nicht für aus 

Strukturen einfach ableitbar. 

Etwa zeitgleich entstanden eine Grenobler und eine Pariser Schule der Regulationstheorie. 

Die Grenobler Schule um Gérard Destanne de Bernis ging davon aus, dass die kapitalistische 

Akkumulation nur funktionieren könne, wenn dem tendenziellen Fall der Profitrate entgegen-

gewirkt werde und ein Ausgleich der Profitraten zwischen den Branchen erfolge, was vorü-

bergehend durch eine bestimmte Art der Regulation gelingen könne. Sie stand der traditionel-

len französischen Linken und den Unabhängigkeitsbewegungen in der Dritten Welt nahe und 

plädierte sowohl für Frankreich als auch für die Dritte Welt für eine die nationale Unabhän-

gigkeit stärkende Wirtschaftspolitik. Die Pariser Schule bestand überwiegend aus jungen, der 

68er-Bewegung nahestehenden Ökonomen, die in Institutionen der Planification, einer für 

Frankreich charakteristischen staatlichen Rahmenplanung der Ökonomie, arbeiteten. Sie stan-

den der Planification aber kritisch gegenüber, weil sie entfremdete Formen der Arbeit unan-

getastet lasse, worin ein wichtiger Unterschied zur Grenobler Schule lag.  

 In der Pariser Schule lag der Fokus zunächst insbesondere auf dem europäischen und US-

amerikanischen Modell des Fordismus (ebd.: 172ff.). Dieser Begriff wurde von Gramsci 

übernommen, der sich in der Zwischenkriegszeit bereits mit der von Henry Ford eingeführten 

fließbandgestützten Massenproduktion beschäftigte und hier eine neue Form der Hegemonie 

sah. Nicht nur die Produktionstechnik würde verändert, sondern auch die Beschäftigten durch 

Zwang und materielle Zugeständnisse integriert. Dabei spiele der Staat zunehmend eine akti-

ve Rolle. Die Regulationisten analysierten jedoch vor allem die ökonomischen Aspekte des 

Fordismus; politische Voraussetzungen wie die zeitweilige Schwächung der Kapitalseite oder 

die Systemkonkurrenz im Kalten Krieg wurden nicht systematisch behandelt. Dies waren die 

Voraussetzungen für Demokratisierung, Ausbau der Sozialstaatlichkeit oder die Institutionali-

sierung von Kompromissen zwischen Kapital und Arbeit.  

In Deutschland wurde die Regulationstheorie vor allem politikwissenschaftlich rezipiert (ebd.: 

17). In Frankfurt etwa wurde sie vor allem staatstheoretisch weiterentwickelt. In Marburg 

inspirierte sie kritische Analysen der Europäischen Integration und der internationalen Bezie-

hungen. 

Insbesondere in der Pariser Schule gibt es Diskussionen über die Krise des Fordismus (ebd.: 

180ff.). Joachim Becker kritisiert eine zu starke Fixierung auf den Konflikt zwischen Kapital 

und Arbeit: „Die Politisierung neuer Konfliktlinien bleibt jedoch unterbelichtet. Das läßt sich 



 

30 

 

speziell für das tradierte Geschlechterverhältnis, das von der Frauenbewegung aus emanzipa-

torischer Perspektive kritisiert wurde, und für die ökologische Restriktion, bei der die Ökolo-

giebewegungen die äußerst intensive Naturnutzung und die Anwendung hochgradig riskanter 

Technologien, wie der Atomkraft, anklagten, festhalten“ (ebd.: 181). Auf die Vielzahl sozialer 

Kämpfe, die Momente der fordistischen Regulation in Frage stellten, reagierte die Kapitalsei-

te etwa mit der Zunahme des Exports und ausländischer Direktinvestitionen und der vermehr-

ten Akkumulation fiktiven Kapitals, etwa im Finanzwesen und in Immobilien. Befördert wur-

de dies durch die Hochzinspolitik der US-Regierung und die von den USA und Großbritanni-

en ausgehende Deregulierung der Finanzmärkte ab Ende der 1970er Jahre. Die Hochzinspoli-

tik verteuerte die Staatsverschuldung und erleichterte es neoliberalen Kräften, eine Senkung 

der Sozialausgaben und die Orientierung auf Privatversicherungen zu fordern. Finanzanleger 

und exportorientiertes Kapital hatten beide ein Interesse an einer „moderaten“ Lohnentwick-

lung und setzten diese seit den 1970ern auch durch. 

Joachim Hirsch, ein Politikwissenschaftler aus der Frankfurter Richtung der Regulationstheo-

rie, und der Berliner Sozialwissenschaftler Roland Roth bestimmen folgende Merkmale des 

Fordismus: 

 Tayloristische Umgestaltung der Produktion (Hirsch/Roth 1986: 48ff.): Die Produkti-

on wurde nach den Prinzipien des Ingenieurs Taylor umgestaltet, zu denen die Stan-

dardisierung der Produktkomponenten, eine wissenschaftliche Zerlegung des Arbeits-

prozesses, eine extreme Vertiefung des Arbeitsprozesses und die weitgehende 

Dequalifizierung der Produzierenden zugunsten des Managements gehörten.  

 Gleichzeitig individualisierende und normierende Vergesellschaftung (ebd.: 53ff.): 

Lohnarbeit wurde zur vorherrschenden Existenzform. Im Zuge dessen lösten sich tra-

ditionelle soziale Milieus auf, etwa Arbeiterviertel und Arbeitervereinswesen. Die 

neue Sozialisationsagentur für die Arbeiterklasse wurde die Familie. Der Reprodukti-

onsbereich wurde kapitalistisch organisiert, und traditionelle Formen der Subsistenz-

wirtschaft verloren an Bedeutung. Staatsbürokratie und Dienstleistungssektor wurden 

ausgeweitet, und der Anteil der Angestellten und Beamtinnen und Beamten nahm ge-

genüber dem der Industriearbeiterinnen und -arbeiter zu. Durch die Auflösung traditi-

oneller Milieus kam es zu einem Individualisierungsschub, durch die gleichzeitige 

Herausbildung des Massenkonsums jedoch auch zu einer neuen Form von Normie-

rung. Nach Hirsch/Roth wurde der traditionellen Arbeiterbewegung mit dieser Ent-
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wicklung der Boden entzogen: „Man kann davon ausgehen, daß sich in der vor-

fordistischen Industrialisierungsphase die Kraft der Arbeiterbewegung sowie ihre Poli-

tik- und Organisationsvorstellungen sehr wesentlich aus dem Zusammenprall von tra-

ditionellen Lebensformen und Werthaltungen mit dem sich ausbreitenden Industria-

lismus, deren Bedrohung und Zerstörung sowie der sich erst allmählich ausbreitenden 

`Proletarisierung´ gespeist haben...Mit der Durchsetzung der neuen Akkumulations-

strategie und den dadurch bewirkten Veränderungen der kapitalistischen Vergesell-

schaftungsweise änderte sich dies. Der Fordismus bringt für die Arbeiterklasse der 

entwickelten Metropolen auch den Abschied von der ´Proletarität´...“ (ebd.: 53).  

 Keynesianischer Korporatismus als politische Regulierungsform (ebd.: 64ff.): Die bü-

rokratische Durchdringung der Gesellschaft nahm im Fordismus zu – einerseits wurde 

Wissenschafts- und Technologiepolitik durch die zunehmende Weltmarktkonkurrenz 

wichtiger, andererseits wurde der Sozialstaat aufgrund der Auflösung traditioneller 

Milieus zu einer Notwendigkeit. Das Verschwinden traditioneller Milieus brachte 

auch eine Transformation von Parteien und Gewerkschaften mit sich: Ihre Veranke-

rung in diesen Milieus wurde durch den Aufbau eines bürokratischen Apparates er-

setzt. Dies wiederum war eine wichtige Voraussetzung für die Etablierung 

korporatistischer Arrangements auf zentralstaatlicher Ebene. 

 Keynesianisches Hegemonieprojekt: Zusammenfassend schlussfolgern Hirsch und 

Roth, der Fordismus habe über ein „übergreifendes, relevante Teile sowohl der öko-

nomisch herrschenden als auch der beherrschten Klassen verbindendes ´ideologisches´ 

Konzept von gesellschaftlicher Ordnung und gesellschaftlicher Entwicklung“ (ebd.: 

74) verfügt, nämlich das hegemoniale Projekt des keynesianischen Wohlfahrtsstaates 

(ebd.: 74ff.). Auf der Basis einer gleichzeitigen Steigerung der Arbeitsproduktivität 

und der Ausbreitung des Massenkonsums im Zuge der tayloristischen 

Durchrationalisierung der Produktion sowie durch eine stärkere staatliche Regulierung 

der kapitalistischen Wirtschaft wurde die Arbeiterklasse in den bürgerlichen Staat in-

tegriert – „eine Eingliederung, die den Kapitalismus nicht geschwächt, sondern stabili-

siert hat und ihm erst zu seiner vollen Blüte verhalf“ (ebd.: 75). 

Seit der ökonomischen Rezession Mitte der 1970er Jahre sei die Krise des Fordismus unüber-

sehbar geworden; Hirsch und Roth analysieren sie dabei als Zusammenspiel von Krisen aller 

vier konstitutiven Merkmale des Fordismus (ebd.: 78ff.).  
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Nach einem Durchgang durch Versuche der letzten Jahrzehnte, einen orthodox-marxistischen 

Klassenbegriff wiederzubeleben, schlussfolgern sie, die Wiederbelebung einer relativ einheit-

lichen Arbeiterbewegung sei unwahrscheinlich, weil der fordistische Individualisierungsschub 

diese Perspektive zerstört habe (ebd.: 192).  

Zumindest aus bestimmten Interpretationen der Regulationstheorie kann also gefolgert wer-

den, dass Gramscis Hegemoniebegriff ausgeweitet werden muss: Bei Gramsci steht noch sehr 

klar der Kampf um die gesellschaftliche Hegemonie der Arbeiterklasse im Vordergrund. Auf-

gabe einer proletarischen Partei ist es, „organische Intellektuelle“ der Arbeiterklasse aus den 

Reihen der qualifizierten Arbeiter zu rekrutieren, die der Arbeiterklasse ihre „historische Mis-

sion“ zur Befreiung der ganzen Menschheit vermitteln (Deppe 2003: 241f.) – ein Programm, 

das nach der Zerstörung der Grundlagen der traditionellen Arbeiterbewegung durch den For-

dismus nicht mehr ausreicht. Im Rahmen dieser Arbeit kommt es also entscheidend darauf an, 

nach Berührungspunkten zwischen gewerkschaftlicher Politik und anderen sozialen Bewe-

gungen zu suchen, denn anders ist ein gegenhegemoniales Projekt nicht mehr denkbar. Dies 

ist die Konkretisierung der Forderung, auch zivilgesellschaftliche Kämpfe der Gewerkschaf-

ten in die Analyse einzubeziehen. 

2.2.3 Die Weiterentwicklung von Gramscis Hegemoniebegriff bei Laclau und Mouffe 

Ernesto Laclau und Chantal Mouffe formulieren zu Gramscis Hegemoniebegriff eine sehr 

zugespitzte These in ihrem 1991 erstmals erschienenen Werk „Hegemonie und radikale De-

mokratie – zur Dekonstruktion des Marxismus“: „Unsere Hauptschlußfolgerung ist, daß hin-

ter dem Begriff der ´Hegemonie´ ein wenig mehr verborgen liegt als ein Typus politischer 

Beziehung komplementär zu den Basiskategorien der marxistischen Theorie. In Wirklichkeit 

leitet er eine Logik des Sozialen ein, die mit diesen Kategorien nicht vereinbar ist“ 

(Laclau/Mouffe 2000: 33). Sie gehen dabei von der gleichen Erfahrung aus wie Hirsch und 

Roth: „...es sind die neuen Kampfformen in den entwickelten kapitalistischen Ländern, wo 

wir in den letzten Jahrzehnten Zeuge waren, wie ständig neue Formen politischer Subjektivi-

tät aufgetaucht sind, die zu den Kategorien der sozialen und ökonomischen Struktur querste-

hen. Der Begriff der ´Hegemonie´ wird genau in einem Kontext auftauchen, der von der Er-

fahrung der Fragmentierung und von der Unbestimmtheit der Artikulationen zwischen ver-

schiedenen Kämpfen und Subjektpositionen beherrscht ist“ (ebd.: 44f.). Sie untersuchen die 

Geschichte des Hegemoniebegriffs seit seinem Auftauchen in der russischen Sozialdemokra-

tie vor dem Ersten Weltkrieg (ebd.: 80ff.). Der Hegemoniebegriff war eine Antwort auf die 
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Tatsache, dass sich die Hoffnung auf „historische Gesetze“, die den Sieg der Arbeiterklasse 

und die Überwindung ihrer Fragmentierung garantieren sollten, nicht erfüllt hatte. Im russi-

schen Kontext gab es eine ohnmächtige Bourgeoisie und daher keine Perspektive einer bür-

gerlich-demokratischen Revolution gegen den Zarismus; die Aufgabe, politische Freiheit zu 

erkämpfen, musste sozialdemokratischen Theoretikern wie Plechanow und Axelrod oder spä-

ter Lenin und Trotzki zufolge daher von der Arbeiterklasse übernommen werden. „Konse-

quenterweise erwuchs ein Gegensatz zwischen einem notwendigen Inneren (entsprechend den 

Aufgaben der Klasse bei einer ´normalen´ Entwicklung) und einem kontingenten Äußeren 

(das Ensemble der Aufgaben, die der Klassennatur der sozialen Agenten, die sie zu einem 

gegebenen Zeitpunkt zu erfüllen hatten, fremd waren)“ (ebd.: 81). Hier blieb jedoch die Vor-

stellung unangetastet, es gäbe so etwas wie eine feste, in den Produktionsverhältnissen wur-

zelnde Klassenidentität und eine feste Klassennatur politischer Aufgaben. „Der Klassencha-

rakter der Aufgaben wird durch die Tatsache, daß sie von der einen oder der anderen Klasse 

übernommen werden, nicht verändert – die demokratischen Aufgaben bleiben bürgerlich, 

selbst wenn ihr historischer Agent die Arbeiterklasse ist“ (ebd.: 83). Am Beispiel Trotzkis 

wird klar gezeigt, dass dies dazu führt, dass hier eigentlich keine Theorie der Hegemonie exis-

tiert: die Umstände, die dazu führen, dass die Arbeiterklasse klassenfremde Aufgaben über-

nehmen muss, werden als bloße historische Fakten erzählt, aber nicht begrifflich gefasst – es 

gibt lediglich eine Theorie derjenigen Verhältnisse, die allen kapitalistischen Gesellschaften 

gemeinsam sind. Die Klassenidentität von politisch Handelnden wird durch die Aufgaben, die 

sie übernehmen, nicht berührt. In der gesamten leninistischen Tradition bedeutet Hegemonie 

nichts anderes als die Führung der Arbeiterklasse in einem Klassenbündnis (ebd.: 88). Die 

eigentlichen Interessen der verbündeten Klassen bleiben durch das Bündnis jedoch unberührt 

– sie schließen nur ein vorübergehendes Zweckbündnis gegen einen gemeinsamen Gegner. 

Neue Akzente in der Interpretation des Hegemoniebegriffs setzte erst Gramsci (ebd.: 100ff.). 

Bei ihm geht es nicht nur um politische Führung, also die temporäre Gewinnung von Bünd-

nispartnern durch die Arbeiterklasse, sondern um „moralische und intellektuelle Führung“, 

was voraussetzt, „daß ein Ensemble von ´Ideen` und ´Werten` von einer Anzahl von Sektoren 

geteilt wird…oder...daß bestimmte Subjektpositionen eine Anzahl von Klassensektoren über-

greifen“ (ebd.: 102). Die Identität der Bündnispartner verändert sich also innerhalb des Bünd-

nisses, sie verschmelzen zu einem „Kollektivwillen“, der eine Gesellschaftsformation (in 

Gramscis Terminologie: einen „historischen Block“) vereinheitlicht. Beziehungen zwischen 

sozialen Gruppen werden nicht in den Produktionsverhältnissen konstituiert, sondern auf dem 

Feld der Ideologie. Ideologie ist für Gramsci laut Laclau/Mouffe zum einen kein „falsches 
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Bewusstsein“, sondern etwas in Institutionen und Apparaten verkörpertes Materielles, und hat 

zum anderen keinen notwendigen Klassencharakter – sonst wäre die Bildung eines klassen-

übergreifenden „Kollektivwillens“ nicht denkbar.  

Laclau/Mouffe betrachten jedoch selbst Gramscis Konzeption noch als inkohärent: Einerseits 

gewinnen verschiedene soziale Elemente nur im Rahmen von Relationen ihre Identität, ande-

rerseits muss es in einer hegemonialen Formation ein einziges vereinheitlichendes Prinzip 

geben, nämlich eine hegemoniale Klasse: „Klassenhegemonie ist nicht ein gänzlich prakti-

sches Resultat des Kampfes, sondern hat eine letzte ontologische Grundlage. Die ökonomi-

sche Basis mag nicht den endgültigen Sieg der Arbeiterklasse sicherstellen, da dies von deren 

Fähigkeit zur hegemonialen Führung abhängt. Indes kann auf ein Scheitern der Hegemonie 

der Arbeiterklasse nur eine Rekonstitution der Hegemonie der Bourgeoisie folgen, so daß der 

politische Kampf am Ende stets ein Nullsummenspiel zwischen Klassen ist. Dies ist der ver-

borgene essentialistische Kern, der im Denken Gramscis immer noch lebendig ist und der 

dekonstruktiven Logik der Hegemonie Schranken setzt. Jedoch zu behaupten, daß Hegemonie 

immer einer fundamentalen ökonomischen Klasse entsprechen muß, bedeutet nicht bloß, die 

Determination in letzter Instanz durch die Ökonomie wieder zu bekräftigen, sondern auch zu 

sagen, daß...die konstitutive Logik des ökonomischen Raumes selbst nicht hegemonial ist“ 

(ebd.: 105).  

Voraussetzung für diesen letzten Rest an Essentialismus ist die Vorstellung, dass die Ökono-

mie eine Sphäre sei, die von rein endogenen Gesetzen regiert werde (ebd.: 112ff.); diese Ge-

setze würden rein aus sich heraus die Identität sozialer Agenten und ihre Interessen konstitu-

ieren, und das Wirken dieser Agenten auf außerökonomischen Ebenen wie der Politik lasse 

sich aus den ökonomisch konstituierten „objektiven Interessen“ erklären, die außerhalb der 

Ökonomie bloß noch repräsentiert würden. In der klassischen marxistischen Theorie aller Art 

drücke sich die These vom rein endogenen Charakter der Ökonomie als These von der Neut-

ralität der Produktivkräfte aus, die These von der ökonomischen Konstitution der Identität 

sozialer Agenten als These von der wachsenden Homogenisierung und Verelendung der Ar-

beiterklasse und die These von der ökonomischen Konstitution sozialer Interessen als These 

vom fundamentalen Interesse der Arbeiterklasse am Sozialismus.  

Laclau/Mouffe zeigen, dass die Produktivkräfte sich nicht neutral entwickeln, sondern ihre 

Entwicklung mit den Herrschaftsverhältnissen verbunden ist, weil sie nur funktioniert, wenn 

es den Kapitalisten gelingt, die gekaufte Arbeitskraft auch tatsächlich für sich arbeiten zu las-
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sen – das von Harry Braverman so genannte Transformationsproblem: „Ein großer Teil der 

kapitalistischen Organisation der Arbeit kann nur verstanden werden als ein Ergebnis der 

Notwendigkeit, Arbeit aus der vom Kapitalisten gekauften Arbeitskraft herauszupressen. Die 

Entwicklung der Produktivkräfte wird unverständlich, wenn diese Notwendigkeit für den Ka-

pitalisten, seine Herrschaft mitten im Herzen des Arbeitsprozesses auszuüben, nicht begriffen 

wird“ (ebd.: 115). Die Ökonomie konstituiert auch nicht aus sich heraus eine einheitliche Ar-

beiterklasse, sondern die vorherrschende Tendenz ist die Fragmentierung der arbeitenden Be-

völkerung, wobei auch Rassismus und Sexismus eine wesentliche Rolle spielen. Empirische 

Untersuchungen zeigen, „daß die augenblickliche allgemeine Tendenz in Richtung auf eine 

Polarisierung zwischen zwei Sektoren der Ökonomie geht: einem gut bezahlten und geschütz-

ten allgemeinen sowie einem peripheren Bereich von unqualifizierten oder angelernten Arbei-

tern, für die keinerlei Sicherheit existiert. Wenn wir als dritten Bereich den der strukturell 

Arbeitslosen, deren Zahl konstant wächst, hinzunehmen, wird es offensichtlich, daß die These 

von der Homogenisierung wirklich nicht aufrechtzuerhalten ist“ (ebd.: 120). Gibt es keine 

Homogenisierung auf der ökonomischen Ebene, so können auch keine einheitlichen „objekti-

ven Interessen“ der Arbeiterklasse aus der Ökonomie hergeleitet werden. „Aus unserer Sicht 

ist es notwendig...die Pluralität der verschiedenen und häufig sich widersprechenden Positio-

nen zu analysieren und die Idee von einem vollkommen einheitlichen und homogenen Agen-

ten wie der ´Arbeiterklasse´ des klassischen Diskurses aufzugeben“ (ebd.: 122). Laclau und 

Mouffe schlussfolgern, dass es keine notwendige Verbindung zwischen Arbeiterklasse und 

Sozialismus gibt. Diese Verbindung ist vielmehr eine „Artikulation...das heißt...eine politische 

Konstruktion von ungleichen Elementen“ (ebd.: 123). Wenn es kein privilegiertes Subjekt 

gibt, können Arbeiterforderungen und eine Vielzahl anderer Forderungen auf gleichberechtig-

ter Basis zu einem sozialistischen Kollektivwillen integriert werden (ebd.: 125). Auch diese 

anderen Forderungen, etwa die der neuen sozialen Bewegungen, sind jedoch nicht von vorn-

herein progressiv: „Die politische Bedeutung einer Bürgerinitiative, eines ökologischen 

Kampfes, einer sexuellen Minderheitenbewegung ist nicht von Anfang an gegeben; sie hängt 

entscheidend von ihrer hegemonialen Artikulation mit anderen Kämpfen und Forderungen 

ab“ (ebd.: 126). Sie schlagen einen Diskursbegriff vor, der impliziert, dass jeder Diskurs brü-

chig und gefährdet ist – die Elemente, die er verbindet, werden niemals vollständig zu Mo-

menten eines Ganzen: „Von daher gibt es keine gesellschaftliche Identität, die völlig ge-

schützt ist vor einem diskursiven Äußeren, das sie umformt und verhindert, daß sie völlig 

genäht wird“ (ebd.: 148). Die Herstellung von Beziehungen zwischen Elementen, so dass ihre 

Identität modifiziert wird, nennen sie Artikulation (ebd.: 141). Gesellschaft ist niemals eine 
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Totalität, ein geschlossener Zusammenhang von Momenten. Vielmehr sind Antagonismen, 

unversöhnliche Gegensätze zwischen sozialen Agenten, für das Gesellschaftliche konstitutiv. 

Antagonismen entstehen, wenn ein sozialer Pol einen Gegenpol an der Entfaltung seiner Iden-

tität hindert: „Die Präsenz des ´Anderen´ hindert mich daran, gänzlich ich selbst zu 

sein...existiert, gerade weil ein Bauer kein Bauer sein kann, ein Antagonismus gegenüber dem 

Grundbesitzer, der ihn von seinem Land vertreibt“ (ebd.: 164f.). Antagonismen sind mit der 

Konstruktion von Äquivalenzketten verbunden (ebd.: 167ff.): Verschiedene soziale Elemente 

werden als Glieder einer Kette verbunden und einer anderen Kette antagonistisch entgegenge-

stellt. So werden etwa Arbeiterforderungen mit anderen demokratischen Forderungen ver-

knüpft und antidemokratischen Kräften antagonistisch entgegengestellt. Werden Antagonis-

men durch die Artikulation von Elementen zu Äquivalenzketten hergestellt, so sprechen 

Laclau und Mouffe von Hegemonie: „Die beiden Bedingungen einer hegemonialen Artikula-

tion sind also einmal die Präsenz antagonistischer Kräfte und zum zweiten die Instabilität der 

sie trennenden Grenzen. Nur die Präsenz eines weiten Bereiches flottierender Elemente und 

die Möglichkeit ihrer Artikulation zu entgegengesetzten Lagern – was eine beständige Neude-

finition der letzteren impliziert – konstituiert das Terrain, das uns erlaubt, eine Praxis als he-

gemonial zu definieren“ (ebd.: 177). 

Die Argumentation von Laclau und Mouffe ist weiterführend, weil sie anders als Hirsch und 

Roth nicht nur bemerken, dass eine klassenreduktionistische Position inadäquat ist, um Macht 

und Herrschaft in der heutigen Gesellschaft zu analysieren, sondern auch neue, der komple-

xen Realität angemessenere Begriffe entwickeln. Sie arbeiten deutlich heraus, dass es keine 

„objektiven Interessen“ gibt, sondern Interessen konstruiert werden müssen. In dieser Arbeit 

soll daher nicht zuletzt der Frage nachgegangen werden, inwieweit Gewerkschaften und sozi-

ale Bewegungen zu einem gemeinsamen Verständnis ihrer Interessenlage gekommen sind. 

Verzichtet werden muss auf eine ausführliche Diskursanalyse, also auf die Beantwortung der 

Frage, inwieweit Gewerkschaften und soziale Bewegungen auch eine gemeinsame Sprache 

entwickelt haben, weil dies den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde. 

2.3 Fazit 

 Basis dieser Arbeit ist ein Verständnis von Macht und Herrschaft, das von den Arbei-

ten von Karl Marx und Friedrich Engels ausgeht. In ihrem Gesellschaftsverständnis 

stehen Klassen und Klassenkampf im Zentrum, und dies ist am ehesten mit der Unter-

suchung von Gewerkschaftsmacht zu vermitteln, weil die Existenz von Gewerkschaf-
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ten – wie in der Einleitung dargestellt – eng an die Existenz von Klassenherrschaft in 

der Ökonomie gekoppelt ist. 

 Was bei Marx und Engels jedoch fehlt, ist eine klare Abgrenzung von Macht und 

Herrschaft. Werner Hofmann bestimmt Herrschaft in ihrem Gefolge als Grundverhält-

nis der Gesellschaft, das durch die Aneignung fremder Arbeit durch Nichtarbeitende 

gekennzeichnet ist. Macht verknüpft er jedoch zu einseitig mit institutionalisierten Be-

fugnissen; die Möglichkeiten der abhängig Beschäftigten, ihre Interessen auf nicht in-

stitutionalisiertem Weg durchzusetzen, sind damit nicht erfassbar. Diese Möglichkeit 

bietet E. O. Wright,  für den Macht einfach alle Möglichkeiten zur Durchsetzung von 

Klasseninteressen umfasst. Er bietet außerdem eine Unterscheidung verschiedener 

Formen von Arbeitermacht, die von Beverly Silver und Klaus Dörre aufgegriffen und 

erweitert wurde. Diese verschiedenen Machtformen bieten eine Möglichkeit, Gewerk-

schaftsmacht differenziert empirisch zu untersuchen. 

 Antonio Gramscis Interpretation des Marxismus bietet eine wertvolle Erweiterung des 

Machtverständnisses. Er zeigt, dass zu Herrschaftsverhältnissen Hegemonie gehört, 

geistig-moralische Führung bzw. Zustimmung der Beherrschten zur Herrschaft; dem-

entsprechend gehören zu Kämpfen um Macht Kämpfe um Hegemonie. Diese Kämpfe 

finden in der Zivilgesellschaft statt. Eine Analyse von Gewerkschaftsmacht sollte 

Kämpfe um Hegemonie miteinbeziehen, weil soziale Macht mehr ist als die Macht aus 

der Ökonomie, aus organisatorischen Zusammenschlüssen und der Vertretuntg in In-

stitutionen, die Wright, Silver und Dörre untersuchen: Sie schließt die Fähigkeit ein, 

die Gesellschaft entscheidend zu prägen, also auch um Hegemonie zu kämpfen. 

 Bestimmte Vertreter der an Begriffe Gramscis anschließenden Regulationstheorie, et-

wa Joachim Hirsch und Roland Roth, verabschieden sich anders als noch Gramsci von 

der zentralen Rolle der Arbeiterklasse, während bei Gramsci stets eine hegemoniale 

Klasse im Zentrum steht. Sie verweisen auf die Auflösung traditioneller Klassenmili-

eus durch den Fordismus, die Fragmentierung der Arbeiterklasse und den Aufstieg der 

neuen sozialen Bewegungen. Ernesto Laclau und Chantal Mouffe unternehmen es, 

Gramscis Hegemonie-Begriff diesen Erscheinungen entsprechend weiterzuentwickeln. 

Von Hegemonie kann nach ihnen dann gesprochen werden, wenn die Kämpfe und 

Forderungen verschiedener sozialer Akteure zu Äquivalenzketten verknüpft und ei-

nem gegnerischen Lager antagonistisch gegenübergestellt werden. 
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 Geht es um Gewerkschaftsmacht, muss gefragt werden, inwieweit die kroatischen 

Gewerkschaften einen Beitrag zu einem gegenhegemonialen Projekt leisten können. 

Angesichts der Einsicht von Hirsch/Roth und Laclau/Mouffe von der Unangemessen-

heit einer klassenreduktionistischen Analyse ist dies am besten darüber zu messen, 

dass die Zusammenarbeit von Gewerkschaften und anderen sozialen Bewegungen da-

raufhin untersucht wird, ob es zur Konstruktion einer gemeinsamen Interessenlage 

kommt und ob darüber Gewerkschaften gesellschaftliche Entwicklungen prägen kön-

nen. Einzubeziehen sind einerseits klassische gewerkschaftliche (betriebliche) Kämp-

fe, die mit den Machtformen nach Wright, Silver und Dörre analysiert werden können, 

andererseits die Zusammenarbeit von Gewerkschaften mit anderen sozialen Bewegun-

gen. 
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3. Fragestellung, Hypothesen und Methoden 

Im Folgenden werden aus dem bisher dargelegten theoretischen Rahmen eine Fragestellung 

und Hypothesen entwickelt, da nun näher bestimmt werden kann, was genau untersucht wer-

den soll, wenn von der Macht kroatischer Gewerkschaften die Rede ist. Anschließend wird 

überlegt, wie die Fragestellung methodisch umgesetzt werden kann. 

3.1 Fragestellung 

Als allgemeine Fragestellung kann aus dem Thema der Arbeit hergeleitet werden: 

Haben Gewerkschaften in Kroatien eine große oder geringe Macht und worauf basiert 

ihre Macht? 

Aus der vorangegangenen theoretischen Reflexion folgen mehrere Teilfragen, aus deren Be-

antwortung sich die Beantwortung der übergreifenden Fragestellung zusammensetzt: 

Wie ausgeprägt sind Organisationsmacht, Marktmacht, Produktionsmacht und institu-

tionelle Macht der Gewerkschaften in Kroatien insgesamt? 

Welche Rolle spielen Organisationsmacht, Marktmacht, Produktionsmacht und insti-

tutionelle Macht der Gewerkschaften auf der Ebene einzelner Branchen und Unter-

nehmen? 

Trägt die Kooperation von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen zu einem ge-

genhegemonialen Projekt bei? 

3.2 Variablen und Hypothesen 

3.2.1 Erklärung der Begriffe 

Es handelt sich bei dieser Arbeit um qualitative Sozialforschung. Als wichtigsten Unterschied 

zwischen quantitativer und qualitativer Sozialforschung benennen Jochen Gläser und Grit 

Laudel, dass es quantitativer Forschung um Kausalzusammenhänge zwischen bestimmten 

Faktoren und einem bestimmten Handeln geht, qualitativer Forschung hingegen um die ge-

naue Untersuchung der Mechanismen, die solche Zusammenhänge hervorbringen, anhand 

von einigen ausgewählten Fällen (Gläser/Laudel 2010: 24ff.). Letzteres ist auch das Erkennt-

nisziel dieser Untersuchung, denn abgesehen davon, dass eine quantitative Erhebung zeitlich 

und finanziell nicht leistbar war, geht es nicht zuletzt darum, wie Gewerkschaften ihre Politik 
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ändern könnten, um mit vorhandenen Machtressourcen größere Erfolge zu erzielen, was nur 

mit einer genauen Kenntnis bestimmter Fälle geht.  

Gläser und Laudel bezeichnen qualitative Untersuchungen dieser Art als rekonstruierende 

Untersuchungen: „Einen sozialen Sachverhalt zu rekonstruieren bedeutet, alle Informationen 

zusammenzutragen, die man benötigt, um ihn zu verstehen und zu erklären. Das kommt einer 

möglichst vollständigen Untersuchung des Falles gleich, die wir als Charakteristikum der 

mechanismenorientierten Erklärungsstrategie benannt haben“ (ebd.: 37). 

Hinzuzufügen ist, dass die in der Fragestellung enthaltenen Begriffe teilweise nicht quantifi-

zierbar sind. Beispiel Produktionsmacht: Für die strategische Stellung eines Unternehmens in 

der Volkswirtschaft gibt es keinen quantitativen Maßstab. 

Auch in der qualitativen Sozialforschung werden Hypothesen, d.h. Annahmen über Kausalzu-

sammenhänge, formuliert (ebd.: 77ff.). Anders als in der quantitativen Forschung geht es je-

doch nur in Ausnahmefällen darum, sie zu testen, also zu bestätigen oder zu widerlegen; 

vielmehr haben sie die Funktion, die empirische Forschung und die Auswertung anzuleiten, 

weil sie die Forschungsfrage detaillieren und die Vorannahmen des Forschenden offenlegen. 

Sie geben eine Vorstellung von den zur Beantwortung der Forschungsfrage benötigten Infor-

mationen. Dazu ist es bei rekonstruierenden Untersuchungen notwendig, sie auf die interes-

sierenden Ursachen und Effekte, intervenierende Einflüsse und die gesuchten Kausalmecha-

nismen zuzuspitzen – sie sollen ein hypothetisches Modell des gesuchten Kausalmechanismus 

liefern.  

Hypothesen enthalten Variablen. Auch dieser Begriff hat hier eine andere Bedeutung als in 

der quantitativen Forschung, wo damit ein Merkmal mit verschiedenen Ausprägungen ge-

meint ist. In der qualitativen Forschung versteht man darunter die in Hypothesen verwendeten 

theoretischen Begriffe, die oftmals zu komplex sind, um sie mit nur einem Indikator zu mes-

sen. Soziale Sachverhalte sind oftmals nur in mehreren Dimensionen gleichzeitig beschreib-

bar; in diesen Dimensionen können Merkmalsausprägungen unabhängig voneinander variie-

ren. Außerdem können die Variablen in den verschiedenen Dimensionen unterschiedlich ska-

liert sein. Es ist auch möglich, dass sie in allen Dimensionen nominalskaliert, also ausschließ-

lich verbal beschreibbar sind. 

Um Variablen in diesem Sinne geht es auch in dieser Arbeit. So sind etwa die untersuchten 

vier Quellen von Arbeitermacht komplexe Konstrukte mit verschiedenen Dimensionen, wie 

erste Überlegungen zeigen: So ist beispielsweise Organisationsmacht nicht einfach mit dem 
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Organisationsgrad zu messen; die Fragmentierung der Gewerkschaftslandschaft oder die Ak-

tivität der Mitgliedschaft sind ebenfalls relevant. 

Bei der Konstruktion eines hypothetischen Modells sind vier Typen von Variablen zu unter-

scheiden. Unabhängige Variablen sind wegen ihrer Wirkung auf andere Variablen, also in 

ihrer Rolle als Ursachen interessant. Es ist im Rahmen der jeweiligen Untersuchung nicht von 

Interesse, dass sie selbst auch Ursachen haben. Bei den abhängigen Variablen ist umgekehrt 

nur wichtig, wodurch sie beeinflusst werden, während ihre eigenen Wirkungen nicht von Inte-

resse sind. Intervenierende Variablen beeinflussen den Kausalmechanismus und vermittelt 

über diesen eine oder mehrere abhängige Variablen. Sie müssen daher berücksichtigt werden, 

ohne dass das eigentliche Erkenntnisinteresse ihnen gelten würde. Außerdem gibt es noch 

Variablen, die Vermittlungsprozesse zwischen unabhängigen und abhängigen Variablen be-

schreiben. Es handelt sich bei dieser Unterscheidung verschiedener Variablenarten jedoch um 

eine rein analytische Unterscheidung – es hängt also allein vom Erkenntnisziel ab, welche 

Erscheinung als welche Art von Variable zu behandeln ist. Es ist sogar möglich, dass man im 

Verlauf der Untersuchung die Wirkungen von abhängigen oder die Ursachen von unabhängi-

gen Variablen doch einbeziehen muss. 

Im Folgenden sind die in der empirischen Untersuchung für diese Arbeit interessierenden 

Variablen zu definieren.  

3.2.2 Definition der Variablen 

Zunächst geht es um die Variablen, die für gewerkschaftliche Macht auf der Ebene der Be-

triebe und Branchen relevant sind. Zeitlich beziehen sich diese alle auf die Situation im Jahr 

2012, also zum Zeitpunkt, in dem die Interviews durchgeführt wurden. 

Als unabhängige Variablen werden die vier Quellen gewerkschaftlicher Macht verwendet, 

also Organisationsmacht, Marktmacht, Produktionsmacht und institutionelle Macht.  

Zur Organisationsmacht gehören zwei Sachdimensionen: Macht aus der eigenen Mitglied-

schaft und Macht aus Beziehungen zu anderen Organisationen. Indikatoren der Macht aus der 

eigenen Organisation sind: ein hoher/niedriger  gewerkschaftlicher Organisationsgrad im je-

weiligen Bereich, große/geringe Stabilität der Gewerkschaftsmitgliedschaft, starke/schwache 

Spaltungen im Organisationsgrad (etwa nach Geschlecht oder Alter), hohe/niedrige finanziel-

le Mittel der Gewerkschaften und die starke oder schwache Aktivität der Mitgliedschaft; Indi-
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katoren der Macht aus Beziehungen zu anderen Organisationen sind: starke/schwache Ge-

werkschaftsfragmentierung und gute/schlechte Beziehungen zu Bündnispartnern
2
. 

Zur Marktmacht gehört die Sachdimension Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt. Diese hat fol-

gende Indikatoren: hohe/niedrige Erwerbslosenrate im jeweiligen ökonomischen Bereich, 

große/kleine Rolle atypischer und prekärer Beschäftigung, große/kleine Rolle von Diskrimi-

nierung auf dem Arbeitsmarkt, hohe/niedrige Qualifikation der Beschäftigten. 

Zur Produktionsmacht gehören die Sachdimensionen volkswirtschaftliche Stellung der Fir-

ma/Branche und Struktur des Produktionsprozesses. Indikatoren der volkswirtschaftlichen 

Stellung sind: große/geringe volkswirtschaftliche Auswirkung von Streiks, Existenz/fehlende 

Existenz von Konkurrenz, hohe/niedrige Profitabilität. Indikatoren der Struktur des Produkti-

onsprozesses sind: große/geringe betriebliche Auswirkung von Streiks, Existenz/fehlende 

Existenz von Zuliefererbetrieben, die Dominanz von Groß- oder Kleinbetrieben und die For-

men der Arbeits- und Betriebsorganisation
3
. Die Gesamtdarstellung der Produktionsmacht 

kroatischer Gewerkschaften (s. Kapitel 8) weicht von diesem Schema für die Einzelfallanaly-

se ein wenig ab, weil sich Kategorien wie die große oder geringe Auswirkung von Streiks nur 

auf den Einzelfall anwenden lassen – in Kapitel 8 geht es stattdessen um Fragen wie die (De-) 

Industrialisierung in Kroatien und die strategischen Organisationsbereiche kroatischer Ge-

werkschaften.  

Bei der institutionellen Macht ist es am schwierigsten, ihre Ausprägung zwischen verschiede-

nen Bereichen der Ökonomie variieren zu lassen, weil der institutionelle Rahmen für die in-

dustriellen Beziehungen für alle Branchen gleichermaßen gilt. Es ist jedoch eine andere Fra-

ge, ob die institutionalisierten Rechte der Gewerkschaften von Arbeitgeberseite respektiert 

werden. Daher zählt zur institutionellen Macht im Rahmen der Untersuchung gewerkschaftli-

cher Macht auf Branchen- und Betriebsebene vor allem die Anerkennung der Gewerkschaften 

(Indikator: (fehlende) Gewerkschaftsfeindlichkeit). Die zweite Sachdimension ist die Zusam-

menarbeit mit anderen Institutionen; Indikatoren sind hier: Zusammenarbeit mit Gerichten, 

Zusammenarbeit mit der Arbeitsinspektion, Zusammenarbeit mit dem Wirtschafts- und Sozi-

alrat, Zusammenarbeit mit anderen Institutionen. Bei der Gesamtdarstellung der institutionel-

len Macht kroatischer Gewerkschaften (s. Kapitel 9) ist hingegen auch der gemeinsame recht-

liche Rahmen für Fragen wie Tarifverhandlungen und Streikrecht darzustellen. 

                                                           
2
In den verschiedenen Interviews wurden verschiedene Bündnispartner genannt; in jedem Fall gefragt wurde 

nach den Beziehungen zum Betriebsrat und nach internationalen Kontakten. 
3
Gefragt wurde nach Outsourcing, teilautonomer Gruppenarbeit und Just-in-time-Produktion. 
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Als abhängige Variable werden die Erfolge gewerkschaftlicher Politik untersucht. Diese Va-

riable ist nach Sachdimensionen zu unterteilen in tarifliche Erfolge und Erfolge bei anderen 

Kampagnen. Zu den tariflichen Erfolgen gehören: hohe/niedrige tarifliche Leistungen, ein 

großer oder geringer Abstand zu gesetzlichen Rechten und eine zunehmende/abnehmende 

Tendenz bei den Rechten. Was andere Kampagnen angeht, ist in den Interviews zu fragen, 

welche Konflikte über Tarifauseinandersetzungen hinaus es im jeweiligen Bereich gibt. Die 

untersuchten tariflichen Leistungen sind Löhne, Urlaub und Arbeitszeit (weil diese für den 

Lebensstandard elementar sind) sowie das Niveau der Abfindungen (weil es darum in Kroati-

en bereits viele Auseinandersetzungen gab, s.u. S.124f.). 

Als vermittelnde Variable wird die Druckausübung der Gewerkschaften untersucht. Diese 

Variable erklärt den Zusammenhang zwischen den gewerkschaftlichen Machtquellen und den 

Erfolgen der Gewerkschaften, denn unmittelbar wirkt sich eine starke oder schwache Ausprä-

gung der Machtquellen auf das Druckpotential aus, und ein hohes oder niedriges Druckpoten-

tial wirkt sich auf die Erfolge der Gewerkschaften aus. Die Sachdimensionen sind hier die 

Rolle der Machtquellen in Kämpfen und die Rolle der Machtquellen in Verhandlungen. Als 

Indikatoren stehen Berichte über den Verlauf von Kämpfen und Verhandlungen zur Verfü-

gung. 

Als intervenierende Variable wird der Einfluss des Staates auf die Branche/den Betrieb unter-

sucht. Dazu gehört die Sachdimension Zugehörigkeit zum öffentlichen oder privaten Sektor. 

Der Staat als Arbeitgeber spielt möglicherweise eine besondere Rolle – so werden mitunter 

Lohnerhöhungen nach politischen (etwa wahltaktischen) Erwägungen gewährt. 

Nun zu den Variablen zum Verhältnis von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen. 

Die unabhängige Variable ist hier die Kooperation von Gewerkschaften und Bewegungen. 

Hier geht es darum, ob überhaupt Zusammenarbeit stattgefunden hat und in welcher Form. 

Dabei ist bei den Sachdimensionen zwischen institutionalisierter Zusammenarbeit (Indikator: 

Zusammenarbeit zwischen Organisationen) und schwach ausgeprägter, also nicht institutio-

nell verankerter und unzuverlässiger, instabiler Zusammenarbeit (Indikator: Zusammenarbeit 

ohne organisatorisches Dach) zu unterscheiden. Es geht hier um die Mitarbeit von Gewerk-

schaften in anderen sozialen Bewegungen, nicht umgekehrt um die Teilnahme von Angehö-

rigen anderer sozialer Bewegungen an gewerkschaftlichen Kämpfen – letzteres ist vielmehr 

ein Punkt, der als Ergebnis, als Aspekt einer Stärkung der Gewerkschaften durch ihre Unter-

stützung für andere Bewegungen interessant ist. 
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Die abhängige Variable ist die Stärkung der Gewerkschaften, worunter ein gewachsener Ein-

fluss von Gewerkschaften zu verstehen ist. Dazu gehören folgende Indikatoren: das Interesse 

an gewerkschaftlichen Themen, das infolge der Kooperation bei Angehörigen anderer sozia-

ler Bewegungen gewachsen sein könnte, und Unterstützung für Gewerkschaften durch Ange-

hörige anderer sozialer Bewegungen sowie die Steigerung des Vertrauens in Gewerkschaften 

bei Angehörigen anderer sozialer Bewegungen infolge der Kooperation. 

Als vermittelnde Variable werden die Erfolge der Bewegung untersucht, also durch das 

Bündnis Durchgesetztes (dies ist die Sachdimension). Hierzu gehört auch die Frage, ob es zu 

einer gemeinsamen Definition der Interessen gekommen ist. Dieser Frage liegen die 

hegemonietheoretischen Überlegungen von Ernesto Laclau und Chantal Mouffe zugrunde, 

auf die im zweiten Kapitel eingegangen wird – für ein hegemoniales Projekt ist nach diesen 

Überlegungen die Vermittlung zwischen verschiedenen Kämpfen essentiell. Zu untersuchen 

ist, ob eine stabilere Kooperation sowohl zu mehr Erfolgen der Bewegung als auch zu einer 

gemeinsamen Interessensdefinition und vermittelt darüber zu einer Stärkung von Gewerk-

schaften geführt hat. Indikatoren sind also durchgesetzte Forderungen und die gemeinsame 

Interessensdefinition. 

Als intervenierende Variable werden die politischen Rahmenbedingungen für die sozialen 

Bewegungen untersucht. Hier geht es darum, ob sich die jeweilige Bewegung in einer Situa-

tion der Defensive befindet oder in einer Situation der Offensive (Indikator: Kampf gegen 

Verschlechterungen vs. Kampf um Verbesserungen). Dies ist ein Faktor, der auf die Erfolge 

der Bewegung und darüber vermittelt auf die Stärkung der Gewerkschaften einwirkt. 

3.2.3 Konstruktion der Hypothesen 

Zur gewerkschaftlichen Macht auf Betriebs- und Branchenebene werden mit den oben defi-

nierten Variablen folgende Hypothesen konstruiert, um die Untersuchung zu strukturieren: 

 In Branchen/Betrieben mit höherer Organisationsmacht sind die gewerkschaftlichen 

Erfolge größer als in Branchen mit niedrigerer Organisationsmacht. 

 In Branchen/Betrieben mit höherer Marktmacht sind die gewerkschaftlichen Erfolge 

größer als in Branchen mit niedrigerer Marktmacht. 

 In Branchen/Betrieben mit höherer Produktionsmacht sind die gewerkschaftlichen Er-

folge größer als in Branchen mit niedrigerer Produktionsmacht. 
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 In Branchen/Betrieben mit höherer institutioneller Macht sind die gewerkschaftlichen 

Erfolge größer als in Branchen mit niedrigerer institutioneller Macht. 

 Höhere gewerkschaftliche Macht in allen vier Dimensionen führt zu einer stärkeren 

gewerkschaftlichen Druckausübung, niedrigere gewerkschaftliche Macht in allen vier 

Dimensionen zu einer schwächeren gewerkschaftlichen Druckausübung. 

 In Branchen/Betrieben mit stärkerer gewerkschaftlicher Druckausübung sind die ge-

werkschaftlichen Erfolge größer als in Branchen mit schwächerer gewerkschaftlicher 

Druckausübung. 

Nun sind noch Hypothesen zur Untersuchung des Verhältnisses zwischen Gewerkschaften 

und sozialen Bewegungen zu formulieren. Mit den oben definierten Variablen werden fol-

gende Hypothesen gebildet: 

 Kooperation von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen führt zu einer Stärkung 

der Gewerkschaften. 

 Kooperation von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen führt zu Erfolgen von 

sozialen Bewegungen und einer größeren Gemeinsamkeit von Interessen. 

 Gemeinsam durchgesetzte Erfolge und eine größere Gemeinsamkeit von Interessen 

führen zu einer Stärkung von Gewerkschaften. 

 Institutionalisierte Zusammenarbeit führt in höherem Maße zu Erfolgen und gemein-

samen Interessen und darüber zu einer größeren Stärkung von Gewerkschaften als 

schwach ausgeprägte Zusammenarbeit. 

 Misserfolge der Zusammenarbeit und unterschiedliche Interessen der Bündnispartner 

führen zu einer Schwächung von Gewerkschaften.  

3.3 Methodische Reflexion 

3.3.1 Literaturstudie 

Bevor einzelne gewerkschaftliche Organisationsbereiche mit Hilfe der oben formulierten Hy-

pothesen untersucht werden, soll ein Gesamtbild der Ausprägung der vier Quellen von Arbei-

termacht in Kroatien erstellt werden. Dies soll nicht zuletzt Hinweise für die Fallauswahl bie-

ten. Dieses Gesamtbild basiert auf einer Auswertung der verfügbaren Literatur, die – falls 

nötig – mit Hilfe von Interviews mit Gewerkschaftsvertretern ergänzt wird. 
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3.3.2 Erhebungsmethode: Experteninterviews 

Aufgrund des Mangels an Literatur zu kroatischen Gewerkschaften, insbesondere zur gewerk-

schaftlichen Situation in einzelnen Bereichen der Ökonomie und zu sozialen Bewegungen, 

muss der größte Teil der Informationen über Interviews gesammelt werden, und zwar über 

Experteninterviews. Expertinnen und Experten sind Menschen mit einem besonderen Wissen 

zu einem bestimmten Bereich, und das Experteninterview wird in den Sozialwissenschaften 

eingesetzt, um ihr Wissen zu diesem Bereich zu erschließen: „Die Experten sind ein Medium, 

durch das der Sozialwissenschaftler Wissen über einen ihn interessierenden Sachverhalt er-

langen will. Sie sind also nicht das ´Objekt´ unserer Untersuchung, der eigentliche Fokus un-

seres Interesses, sondern sie sind bzw. waren ´Zeugen´ der uns interessierenden Prozesse. Die 

Gedankenwelt, die Einstellungen und Gefühle der Experten interessieren uns nur insofern, als 

sie die Darstellungen beeinflussen, die die Experten von  dem uns interessierenden Gegen-

stand geben“ (Gläser/Laudel 2010: 12). Die interviewten Expertinnen und Experten sind für 

Forscherinnen und Forscher interessant, weil sie eine besondere Stellung in dem Bereich ha-

ben, der untersucht werden soll. Es handelt sich nicht um eine bestimmte Interviewform, son-

dern zu Experteninterviews gehören ein bestimmtes Untersuchungsziel, ein daraus abgeleite-

ter Interviewzweck und eine sich daraus ergebende Rolle des Interviewpartners oder der In-

terviewpartnerin. Deutungen, Sichtweisen und Einstellungen des Interviewpartners oder der 

Interviewpartnerin zu erfahren ist nicht das primäre Erkenntnisziel, vielmehr geht es darum, 

wie etwas tatsächlich abgelaufen ist. 

In dieser Arbeit geht es ebenfalls um tatsächliche Zusammenhänge zwischen der Ausprägung 

gewerkschaftlicher Macht in bestimmten Bereichen und den Erfolgen der Gewerkschaften in 

diesen Bereichen – es handelt sich also um eine rekonstruierende Untersuchung (s.o. S.42). 

Daher sind Experteninterviews die Methode der Wahl. 

Einige Hinweise zur Durchführung von Experteninterviews sind notwendig (Gläser/Laudel 

2010: 38ff.). Da es um das spezifische Wissen eines ganz bestimmten Menschen, eines Exper-

ten/einer Expertin, geht, sind Einzelinterviews zweckmäßig. Das Wissen von Expertinnen und 

Experten ist bei Konzentration auf eine Person gewöhnlich besser zu erschließen. Expertenin-

terviews müssen nichtstandardisierte Interviews sein, weil mit standardisierten oder halbstan-

dardisierten Verfahren der Weg zum spezifischen Wissen von Expertinnen und Experten ver-

baut wird. Unter den nichtstandardisierten Interviews ist das Leitfadeninterview am besten 

geeignet: Ein vorher konstruierter Leitfaden enthält die unbedingt zu stellenden Fragen, er ist 
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allerdings offen für Nachfragen oder Änderungen der Reihenfolge, falls der Interviewverlauf 

dies sinnvoll erscheinen lässt. Interviewpartnerinnen und -partner kommen manchmal von 

selbst auf ein bestimmtes Thema zu sprechen, und es wäre für den Gesprächsfluss störend, sie 

von dort wieder wegzulenken. Mit einem Leitfaden ist sicherzustellen, dass der Interview-

partner oder die Interviewpartnerin tatsächlich zu allen interessierenden Aspekten etwas sagt. 

In Experteninterviews müssen oft in begrenzter Zeit viele nur lose miteinander verbundene 

Aspekte des zu rekonstruierenden Sachverhalts behandelt werden. Was die Form der Kom-

munikation angeht, scheidet die Verschickung der Interviews per Post oder E-Mail aus, weil 

auf diesem Wege keine spontanen Nachfragen je nach Gesprächsverlauf gestellt werden kön-

nen. Möglich sind also Telefoninterviews und persönliche Gespräche. Weil die Verständlich-

keit von Interviewpartnerinnen und -partnern, mit denen in einer Fremdsprache kommuniziert 

wird, bei persönlichen Gesprächen besser gewährleistet erscheint, wurden in diesem Fall per-

sönliche Gespräche geführt 

3.3.3 Auswertungsmethode: Qualitative Inhaltsanalyse 

Die qualitative Inhaltsanalyse durchsucht Texte mit einem Analyseraster auf relevante Infor-

mationen hin. Diese Informationen werden den Kategorien des Analyserasters zugeordnet und 

relativ unabhängig vom Text weiterverarbeitet. Die qualitative Inhaltsanalyse hat gegenüber 

anderen Auswertungsverfahren den Vorzug, stärker regelgeleitet zu sein, und ist immer dann 

anwendbar, wenn es gelingt, vor der Auswertung ein präzises Auswertungsraster zu entwi-

ckeln. Aufgrund der weitgehenden theoretischen Vorüberlegungen ist dies bei der vorliegen-

den Untersuchung der Fall; daher wird die qualitative Inhaltsanalyse als Auswertungsmethode 

benutzt. 

In Deutschland entwickelte Philipp Mayring zu Beginn  der 1980er Jahre ein Verfahren der 

qualitativen Inhaltsanalyse mit dem Anspruch, genauso theorie- und regelgeleitet vorzugehen 

wie die quantitative Inhaltsanalyse, dabei aber dem Prinzip der Offenheit besser Rechnung zu 

tragen. Anders als bei der quantitativen Analyse wird das theoretisch abgeleitete Kategorien-

system am Material überprüft. Gläser und Laudel haben für die Auswertung von Expertenin-

terviews ein modifiziertes Verfahren entwickelt (Gläser/Laudel 2010: 198ff.), das in dieser 

Arbeit statt des Mayringschen verwendet wird. 

In diesem Verfahren besteht der erste Schritt in der Extraktion von relevanten Informationen 

aus dem Text. Der Text wird gelesen, und der Forscher entscheidet, welche für die Untersu-

chung wichtigen Informationen er enthält. Die Informationen werden den jeweiligen Katego-
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rien zugeordnet. Das Kategoriensystem ist veränderbar, falls Informationen gefunden werden, 

die nicht in das bestehende System passen. Die Ausprägungen der Kategorien sind nominal-

skaliert, werden also frei verbal beschrieben und nicht vorgegeben.  

Im Anhang dieser Arbeit sind Tabellen mit den Kategorien und den zugeordneten Textstellen 

zu finden. 

Der zweite Schritt ist die Aufbereitung der gewonnenen Rohdaten. Diese werden zusammen-

gefasst, auf Redundanzen und Widersprüche geprüft und nach für die Auswertung relevanten 

Kriterien sortiert.  

Schließlich folgt die Auswertung der so gewonnenen strukturierten Informationsbasis. Diese 

Informationsbasis wird „genutzt, um die untersuchten Fälle zu rekonstruieren und nach den 

interessierenden Kausalmechanismen zu suchen. Diese Etappe wird in allen rekonstruieren-

den Untersuchungen durchlaufen und ist in diesem Sinne nicht spezifisch für die qualitative 

Inhaltsanalyse“ (ebd.: 202). 

Die qualitative Inhaltsanalyse kann sowohl manuell, also mit Papier und Bleistift, als auch 

computergestützt durchgeführt werden. Die computergestützte Variante, für die Gläser und 

Laudel das Programmpaket MIA entwickelt haben, ist bei größeren Datenmengen aus Zeit-

gründen vorzuziehen. 

3.3.4 Leitfragen 

Leitfragen sind ein Zwischenschritt zwischen dem hypothetischen Modell und der Konstruk-

tion von Interviewleitfäden (Gläser/Laudel 2010: 90ff.). Mit dem hypothetischen Modell 

werden Vorwissen, Annahmen über den Gegenstand und Erkenntnisinteresse zusammenhän-

gend dargestellt und damit kommunizierbar gemacht. Was noch fehlt, ist die Zuspitzung auf 

diejenigen Punkte, die man konkret herausfinden will, wenn man beobachtet und befragt. Um 

das hypothetische Modell in Interviewleitfäden zu übersetzen, empfehlen Gläser und Laudel 

daher Leitfragen als Zwischenschritt. 

Leitfragen sind eine direkte Aufforderung zur Schließung von Wissenslücken und können 

daher eine empirische Untersuchung besser steuern als ein hypothetisches Modell dies kann. 

Bei Leitfragen geht es nicht um vermutete Kausalzusammenhänge, sondern darum, die zu 

erhebenden Informationen zu benennen. Sie haben eine ähnliche Funktion wie die Hypothe-

sen in der quantitativen Sozialforschung, indem sie vorgeben, was die Erhebungsmethoden 

an Daten erbringen sollen. Zum anderen steuern sie die Handlungen des Forschers: „Er kann 
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anhand der Leitfragen entscheiden, ob er Dokumente, auf die er bei der Arbeit im Feld stößt, 

braucht, welche Informationen aus Dokumenten entnommen werden müssen, welche Be-

obachtungen wichtig sind, welche Nachfragen im Interview gestellt werden müssen usw. Da-

für braucht man wenige, komplexe, zugespitzte Fragen, deren Beantwortung das benötigte 

empirische Material liefern würde. Es handelt sich typischerweise um Fragen nach Bezie-

hungen und Vorgängen im Untersuchungsfeld, nach Merkmalen von Individuen, Gruppen, 

Organisationen usw“ (ebd.: 91). Leitfragen sind also sowohl für das Entwerfen von Erhe-

bungsmethoden als auch als Handlungsanleitung bei der Datenerhebung wichtig und nur 

dann verzichtbar, wenn die Forschungsfrage schon so spezifisch ist, dass sie diese beiden 

Funktionen erfüllt. 

Gläser und Laudel schlagen eine Checkliste für typische Elemente von Leitfragen vor (ebd.: 

93): 

 Welche Prozesse und Situationen müssen rekonstruiert werden? 

 Welche Akteure sind an diesen Prozessen beteiligt/befinden sich in diesen Situatio-

nen? 

 Welche Ziele und Interessen hatten diese Akteure bezogen auf die jeweiligen Prozes-

se und Situationen? 

 Welche Handlungen, Handlungsbedingungen und Handlungsresultate beeinflussen 

den Verlauf der Prozesse/die Situationen? 

 Welche Konflikte sind aufgetreten? Wodurch wurden diese Konflikte verursacht? 

Wie wurden sie gelöst? 

Auf der Basis dieser Überlegungen lauten die Leitfragen für die Untersuchung zweier ge-

werkschaftlicher Organisationsbereiche in dieser Arbeit folgendermaßen: 

 Welche ökonomische Situation gibt es in der Branche/dem Unternehmen, in 

der/dem die befragte Gewerkschaft tätig ist? 

 Wie ist die Geschichte der Gewerkschaft verlaufen? 

 Mit welchen Themen beschäftigt sich die Gewerkschaft? 

 Welche Konflikte gibt es in der Branche/dem Unternehmen? 

 Auf welche Ressourcen kann die Gewerkschaft für ihre Politik zurückgreifen? 
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Für die Untersuchung des Verhältnisses zwischen Gewerkschaften und sozialen Bewegungen 

lauten die Leitfragen folgendermaßen: 

 Aufgrund welcher Probleme gibt es die jeweilige soziale Bewegung? 

 Wie ist die Bewegung entstanden und welche Akteure waren daran beteiligt? 

 Wie ist die Kooperation mit Gewerkschaften verlaufen? 

 Welche Erfolge wurden dabei erreicht? 

 Welche Perspektiven für die Zusammenarbeit mit Gewerkschaften werden heute in 

der Bewegung gesehen? 

 Welche Perspektiven für eine weitere Zusammenarbeit mit der jeweiligen Bewe-

gung sehen die Gewerkschaften heute? 

Außer den Interviews zu diesen beiden Themenblöcken wurden Interviews mit Angehörigen 

gewerkschaftlicher Dachverbände geführt, um die Informationsbasis zur Geschichte dieser 

Dachverbände und zu den Kapiteln über die gewerkschaftlichen Machtquellen in Kroatien 

insgesamt zu verbreitern. Dabei waren die Leitfragen: 

 Wie ist die Geschichte des jeweiligen Dachverbandes verlaufen? 

 Zu welchen Themen arbeitet der Dachverband? 

 Welche Machtressourcen haben Gewerkschaften in Kroatien insgesamt zur 

Verfügung? 

3.3.5 Leitfadenkonstruktion 

Die Konstruktion der Leitfäden wird  hier nur kurz erläutert; die Leitfäden selbst sind im An-

hang zu finden. 

Zu Beginn wird der Leitfaden zu den Interviews mit gewerkschaftlichen Dachverbänden vor-

gestellt, weil dessen Ergebnisse im Rahmen der Arbeit zuerst vorgestellt werden, nämlich in 

den Kapiteln über die Ausprägung der verschiedenen gewerkschaftlichen Machtquellen im 

Allgemeinen. Ziel der Interviews mit Dachverbänden war es, zusätzlich zur verfügbaren Lite-

ratur ergänzende Informationen über gewerkschaftliche Machtquellen im Allgemeinen und 

über die Geschichte der verschiedenen Dachverbände zu erhalten. 
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Der Leitfaden beginnt mit dem, was vor Interviewbeginn gesagt werden muss, nämlich mit 

einer Information über das Ziel des Interviews und mit der Zusicherung von Anonymität. Dies 

gilt auch für alle anderen Leitfäden. Ausgehend von den Leitfragen (s.o. S.50ff.) enthält die-

ser Leitfäden anschließend drei Themenblöcke zu Geschichte und Entwicklung des jeweiligen 

Dachverbandes, zu den Themen, zu denen er arbeitet bzw. den Kampagnen, die er durchge-

führt hat, sowie den Machtressourcen von Gewerkschaften in Kroatien insgesamt; hinzu 

kommt ein Block Sonstiges mit weiteren interessanten Fragen. Der Block zu den Machtres-

sourcen ist in vier Unterblöcke nach den vier verschiedenen Machtquellen unterteilt. Ganz 

überwiegend sind die gestellten Fragen Faktfragen nach grundsätzlich überprüfbaren Tatsa-

chen, da Experteninterviews dazu dienen, solche Tatsachen zu erfahren (Gläser/Laudel 2010: 

122ff.); Meinungsfragen nach subjektiven Einschätzungen des Interviewten enthält der Leit-

faden dort, wo es sich  um einen in der Zukunft liegenden Prozess handelt, nämlich bei der 

Frage, ob es Perspektiven einer Zusammenarbeit mit der zum Interviewzeitpunkt neuen Partei 

Hrvatski Laburisti gibt, und zu Beginn von Block 3, Unterblock 2 (Marktmacht), wo nach der 

Einschätzung des Interviewten gefragt wird, ob die Angst vor Arbeitslosigkeit in Kroatien 

gewerkschaftliches Engagement hemmt – dies ist nicht objektiv belegbar. Schließlich ist auch 

die letzte Frage unter Sonstiges eine Meinungsfrage – hier geht es um eine persönliche Stel-

lungnahme zur in Kroatien verbreiteten Kritik an den Gewerkschaften. 

Alle Fragen sind als realitätsbezogene Fragen über reale Gegenstände und nicht als hypothe-

tische Fragen über angenommene Sachverhalte formuliert (ebd.: 124f.), weil es um den ge-

genwärtigen realen Zustand gewerkschaftlicher Macht geht. Wo es möglich war, wurden die 

Themenblöcke und Unterblöcke in auf jeden Fall zu stellende Hauptfragen und nur bei Be-

darf zu stellende Nachfragen unterteilt (ebd.: 128). Die Hauptfragen sind dabei als Erzählan-

regungen gedacht, die zu längeren, umfassenden Darstellungen führen sollen, die Nachfragen 

hingegen als Detailfragen, die auf kürzere Antworten abzielen (ebd.: 125ff.).Nicht sinnvoll 

erschien diese Unterteilung bei Block 3, Unterblock 3 (Produktionsmacht), weil hier eine 

Vielzahl sehr spezieller Sachverhalte zu erfragen war, die nicht in eine allgemeinere  

Frage aufzulösen sind (jemand, der sich nicht mit Arbeitssoziologie auskennt, wird etwa bei 

einer Frage nach den Formen der Arbeitsorganisation in Kroatien nicht auf teilautonome Ar-

beitsgruppen etc. kommen). 

Ergänzend wurde ein E-Mail-Interview mit der Jugendsektion des Dachverbandes SSSH 

(Savez Samostalnih Sindikata Hrvatske – Bund der autonomen Gewerkschaften Kroatiens) 

geführt. Hier geht es darum, Informationen speziell über das Verhältnis zwischen Gewerk-
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schaften und junger Generation zu erhalten. Dies war einzuordnen in Informationen über die 

Situation der kroatischen Jugend im Allgemeinen, weil diese Informationen zum Verständnis 

des Verhältnisses der Gewerkschaften zur Jugend relevant sind: Eingeschätzt werden muss 

beispielsweise, inwieweit gewerkschaftliche Versäumnisse für einen zu schwachen Zugang 

zur Jugend verantwortlich sind und inwieweit dies an der Situation junger Menschen selbst 

liegt. Außerdem war dieses Interview zu nutzen, um zusätzliche Informationen über den 

Dachverband zu erhalten. Daher enthält der Leitfaden zunächst Fragenblöcke zur Jugend und 

zum SSSH, bevor Jugendsektion und gewerkschaftliche Jugendsektionen thematisiert werden. 

Was die verwendeten Arten von Fragen angeht, ist das Gleiche zu sagen wie beim Dachver-

bands-Leitfaden. Lediglich die zwei Fragen unter Block 4 zu den Gewerkschaften in der kroa-

tischen Gesellschaft sind als Meinungsfragen formuliert, weil es hier gerade darum geht, per-

sönliche Stellungnahmen von Gewerkschaftern zu erhalten. An die Leitfragen wird in diesem 

Leitfaden in zwei Punkten angeschlossen: Zum einen wird erneut nach der Geschichte des 

Dachverbandes gefragt, zum anderen wird ein Aspekt einer bestimmten Machtquelle, nämlich 

die Gewinnung junger Mitglieder als Aspekt der Organisationsmacht, genauer beleuchtet. 

Nun werden die Leitfäden zu den gewerkschaftlichen Organisationsbereichen erläutert, zu-

nächst zum Bausektor. Fragenblock 1 schließt an die Leitfragen 1 und 2 zur Situation in der 

Branche und zur Geschichte der jeweiligen Gewerkschaft an. Weil es sich jeweils um nur eine 

Hauptfrage handelt, ist es ausreichend, diese beiden Themen zu einem Block zusammenzu-

fassen. Mit dem zweiten Block werden die dritte und vierte Leitfrage nach den Themen, zu 

denen die Gewerkschaft arbeitet, und nach den aufgetretenen Konflikten behandelt. Da Ge-

werkschaften Organisationen sind, die im Rahmen von Konflikten Interessen vertreten, kön-

nen diese beiden Fragen zu einem Block zusammengefasst werden. Block 3 behandelt die 

fünfte Leitfrage nach den Ressourcen, also Machtquellen der Gewerkschaften im Bausektor. 

Er ist nach den vier Machtquellen in vier Unterblöcke eingeteilt.  

Der Leitfaden für Interviews mit den bei der Firma INA (Industrija Nafte – Ölindustrie) ver-

tretenen Gewerkschaften weicht von der Konstruktion für den Bausektor leicht ab. Dieser 

Leitfaden wurde konstruiert, nachdem das Interview zum Bausektor schon durchgeführt war. 

Es hatte sich als überflüssig herausgestellt, zu den Themen, zu denen die jeweilige Gewerk-

schaft arbeitet, einen eigenen Block zu konstruieren, weil dieses Thema bei der Behandlung 

der Geschichte der Gewerkschaft ohnehin angesprochen wird. Daher werden die Leitfragen 1 

bis 3 zusammen im ersten Block Geschichte und Entwicklung der Gewerkschaft und von INA 

behandelt. Es folgt Block 2 zu den Machtressourcen mit vier Unterblöcken zu den einzelnen 
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Machtquellen. Ein fünfter Unterblock Sonstiges wurde aufgenommen; er enthält die Mei-

nungsfrage, ob die gewerkschaftliche Arbeit bei INA generell als erfolgreich eingeschätzt 

wird. Es war erforderlich, in einem Bereich mit hoher gewerkschaftlicher Macht und hohem 

Rechteniveau eine erste Einschätzung zur Relevanz der Gewerkschaftsarbeit für die Rechte 

der Beschäftigten zu erhalten. Im Bausektor hingegen kam zu Beginn von selbst die Sprache 

auf den Zusammenhang von geringer gewerkschaftlicher Macht und geringen Erfolgen (s. 

S.226ff). 

Als nächstes sind die Leitfäden zu Gewerkschaften und sozialen Bewegungen zu kommentie-

ren, und zwar zuerst zur Studierendenbewegung. Der Leitfaden zum Interview mit einem Ver-

treter der Studierendenbewegung von 2009 folgt mit seinen drei Frageblöcken den oben for-

mulierten Leitfragen: Block 1 und 2 entsprechen den Leitfragen 1 und 2 nach den Problemen, 

aufgrund derer die Bewegung entstanden ist, und nach den Akteuren, die die Entstehung an-

gestoßen haben. Die Leitfragen 3 bis 5 werden im Block 3 zur Rolle der Gewerkschaften in 

der Bewegung behandelt: Sie entsprechen den drei Unterblöcken zur Kooperation mit Ge-

werkschaften, zu den Erfolgen der Kooperation und zu den heutigen Perspektiven der Zu-

sammenarbeit. Leitfrage 6 ist aus Gewerkschaftsperspektive formuliert und daher für dieses 

Interview nicht relevant. In zwei Fällen werden hier Meinungsfragen gestellt: Unter Block 2 

wird nach der persönlichen Bewertung des studentischen Plenums durch den Interviewpartner 

gefragt – ein kontroverses politisches Thema, bei dem gerade subjektive Stellungnahmen wis-

senschaftlich interessant sind -, und in der letzten Frage des Interviews geht es um die heutige 

Bereitschaft der Gewerkschaften zur Kooperation; hier kann durch den nicht gewerkschaftli-

chen Interviewpartner nur spekuliert werden. 

Ein eigenständiger, nur schwach an den Leitfragen orientierter Leitfaden wurde für das Inter-

view mit der 2011 im Zuge eines Streiks entstandenen Bildungsgewerkschaft Akademska 

Solidarnost konstruiert. Block 1 beschäftigt sich mit der Entstehung dieser Gewerkschaft – 

hier gibt es einen Bezug zu Leitfrage 1 nach der Entstehung der Bewegung und zu Leitfrage 2 

nach den beteiligten Akteuren; Block 2 behandelt das Verhältnis zu den etablierten Gewerk-

schaften – hier wird Frage 2 berührt, aber ebenso die Leitfragen 3 bis 5 nach der Rolle der 

Gewerkschaften in der Bewegung. Block 3 behandelt die Machtquellen von Akademska 

Solidarnost während des Streiks – dies berührt eigentlich Leitfrage 5 aus dem Fragenkatalog 

zu den gewerkschaftlichen Organisationsbereichen. Um das Wissen zu Akademska 

Solidarnost zu vervollständigen, gibt es noch einen Block 4 zur Entwicklung der Gewerk-

schaft nach dem Streik. Dieser Leitfaden berührt Leitfragen aus beiden Fragenkatalogen – 
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damit ist er dem Gegenstand angepasst, weil es sich bei Akademska Solidarnost einerseits um 

eine aus der Studierendenbewegung hervorgegangene Organisation handelt, andererseits um 

eine Gewerkschaft, die ein klassisches gewerkschaftliches Kampfmittel wie den Streik be-

nutzt hat. Unter Block 3 wird eine Meinungsfrage nach der Rolle von Arbeitslosigkeit bei 

fehlender Beteiligung am Streik gestellt, weil hier nur spekuliert werden kann; ebenso ist die 

letzte Frage des Interviews eine Meinungsfrage nach den Entwicklungsperspektiven der Ge-

werkschaft – hier sollte etwas über das Selbstverständnis der Gewerkschaft herausgefunden 

werden. 

Zur Studierendenbewegung wurde schließlich ein Interview mit einem Vertreter der Hoch-

schulgewerkschaft NSZVO (Nezavisni sindikat znanosti i visokog obrazovanja – Unabhängige 

Gewerkschaft der Wissenschaft und höheren Bildung) geführt. Er wurde ebenfalls zum Thema 

Transformation und Gewerkschaften in Kroatien empfohlen, weswegen der Leitfaden mit 

zwei Blöcken zu Transformation und Privatisierung sowie zur Rolle der Gewerkschaften in 

der Transformation beginnt. Block 3 behandelt relativ knapp das Verhältnis dieser Gewerk-

schaft zur Studierendenbewegung von 2009 und zum Streik von Akademska Solidarnost. Es 

war in diesem Zusammenhang nicht mehr notwendig, alle Fragen zur Studierendenbewegung, 

etwa zu den Anlässen der Proteste, detailliert zu behandeln – dieses Interview wurde vielmehr 

geführt, um etwas über die Wahrnehmung und die politische Meinung dieser von studenti-

scher Seite scharf kritisierten Gewerkschaft zu erfahren. Daher enthält Block 3 auch einige 

Meinungsfragen. Schließlich behandelt Block 4 noch zwei Fragen, die in den Umkreis der 

Dachverbands-Interviews gehören und zu denen möglichst viele Positionen in Erfahrung ge-

bracht werden sollten. 

Nun sind die Interviews zu Gewerkschaften und Frauenbewegung zu erläutern. Für die Inter-

views mit gewerkschaftlichen Frauensektionen ist der Leitfaden relativ knapp. Zur Frauenbe-

wegung in Kroatien im Allgemeinen konnte Literatur verwendet werden; die Interviews be-

handeln einen kleinen Ausschnitt, nämlich das Verhältnis von Gewerkschaften und feministi-

schen NGOs. Frageblock 1 behandelt die Situation von Frauen in Kroatien und berührt damit 

die erste Leitfrage zu den Ursachen der Entstehung der Bewegung. Die zweite Leitfrage zu 

den beteiligten Akteurinnen und Akteuren konnte aus der Literatur beantwortet werden. Block 

2 und 3 beschäftigen sich mit den gewerkschaftlichen Frauensektionen und ihrem Verhältnis 

zu feministischen Organisationen. Sie berühren damit die Leitfragen 3, 4 und 6 zur Koopera-

tion mit Gewerkschaften, Erfolgen der Kooperation und weiteren Perspektiven der Zusam-

menarbeit aus Gewerkschaftssicht. Frage 5 ist aus Sicht der Bewegung, in diesem Falle femi-
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nistischer Organisationen, formuliert und daher für dieses Interview nicht relevant. Die letzte 

Frage nach der Stärkung der Gewerkschaften durch die Kooperation ist eine Meinungsfrage, 

weil es hier um eine eher spekulative Einschätzung geht. 

Im Leitfaden für das Interview mit der feministischen Organisation CESI (Centar za 

edukaciju, savjetovanje i istraživanje – Zentrum für Bildung, Beratung und Forschung) gibt 

es zu Beginn ebenfalls einen ersten Fragenblock zur Situation von Frauen in Kroatien, der die 

erste Leitfrage berührt. Leitfrage 2 nach den beteiligten Akteurinnen und Akteuren wird durch 

den zweiten Block berührt; er behandelt einen beteiligten Akteur, nämlich CESI selbst. Die 

Leitfragen 3 bis 5 zum Verhältnis zu den Gewerkschaften werden durch den dritten Fragen-

block berührt. Frage 6 ist aus Gewerkschaftssicht formuliert und daher für dieses Interview 

nicht relevant. Block 4 enthält ergänzende Fragen zur Frauenbewegung. Die Blöcke 3 und 4 

enthalten mehrere Meinungsfragen – geht es um die zukünftigen Perspektiven einer Zusam-

menarbeit von Gewerkschaften und Frauenbewegung, sind subjektive Einschätzungen selbst 

von wissenschaftlichem Interesse, weil sie Einfluss auf die Bereitschaft zur Zusammenarbeit 

haben. Hinzu kommt etwa die Frage nach der Einschätzung des eigenen Erfolgs bei CESI, um 

die gesellschaftliche Situation solcher Organisationen besser einschätzen zu können. 

Es bleiben noch zwei Leitfäden zu Interviews zu erläutern, die ergänzenden Charakter tragen. 

Erstens ist dies das Zweite Interview mit dem SSSH. Es wurde mit einer Person aus dem 

SSSH-Apparat geführt, die als wichtige Quelle sowohl für Informationen über den Dachver-

band als auch für die kroatische Frauenbewegung galt. Der Leitfaden enthält daher zunächst 

einen Block zum Dachverband SSSH und einen Block zu gewerkschaftlichen Machtquellen – 

mit den bekannten vier Unterblöcken. Es folgen ein Block zu Gewerkschaften und sozialen 

Bewegungen und ein Block Sonstiges mit einigen ergänzenden Fragen zur Gewerkschaftspo-

litik. Wegen seines ergänzenden Charakters ist der Leitfaden eher knapp und enthält nicht 

viele Nachfragen zu Details. Um kritische Äußerungen zu provozieren, enthält er einige Mei-

nungsfragen, etwa zur ausreichenden Unterstützung der Studierendenbewegung durch die 

Gewerkschaften in Block 3. 

Zweitens wurde noch ein Interview mit einem Vertreter der Gewerkschaft EKN (Samostalni 

Sindikat Energije, Kemije i Nemetala Hrvatske - Autonome Gewerkschaft für Energie, Che-

mie und nichtmetallische Industrie Kroatiens) in der Firma Petrokemija geführt. Hier geht es 

um die Stäbe zur Verteidigung des Unternehmens, einen Unterpunkt im Transformationskapi-

tel. Dem Gegenstand angemessen, enthält der Leitfaden zunächst einen Fragenblock zur Situ-
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ation bei Petrokemija, die zum Zeitpunkt des Kampfes von 1998 herrschte. Es folgt ein Block 

zu den gewerkschaftlichen Machtquellen im Rahmen dieses Kampfes mit drei Unterblöcken. 

Die institutionelle Macht wird im letzten Block Sonstiges mit der Frage nach dem Verhalten 

des Staates kurz berührt. Das Interview wird mit einer Meinungsfrage nach den Lehren dieses 

Kampfes für andere Gewerkschaften abgeschlossen, weil es sich um einen der seltenen erfolg-

reichen gewerkschaftlichen Kämpfe in Kroatien handelt.  
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4. Systemtransformation und Gewerkschaften in Kroatien 

Im Folgenden wird dargestellt, wie der Systemwandel in Kroatien nach der Unabhängigkeit 

von Jugoslawien abgelaufen ist. Damit soll verdeutlicht werden, in welchem Rahmen die Ge-

werkschaften agieren müssen und wie sich das Ausmaß gewerkschaftlicher Macht entwickelt 

hat. 

4.1 Die Ära Tuđman 

4.1.1 Die politische Transformation 

Auf dem Parteitag des Bundes der Kommunisten Kroatiens (BKK) im Dezember 1989 setzte 

sich der Reformer-Flügel durch, was die Zulassung eines Mehrparteiensystems und freie 

Wahlen ermöglichte (Zakošek/Maršić 2010: 777ff.). Allerdings reagierte der BKK damit vor 

allem auf den Druck aus der Gesellschaft; er war, anders als in Slowenien, nicht selbst trei-

bende Kraft der politischen Veränderungen, sondern dies waren vor allem kleine, aber ein-

flussreiche Künstler- und Intellektuellengruppen (Weckbecker/Hoffmeister 1997: 142ff.). Im 

Januar 1990 scheiterte der letzte Parteitag des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens (BKJ) 

an unüberbrückbaren Gegensätzen zwischen der serbischen Delegation auf der einen, der 

slowenischen und kroatischen Delegation auf der anderen Seite. Die beiden letzteren reisten 

vorzeitig ab, und der BKJ war faktisch aufgelöst (Zakošek/Maršić 2010: ebd.).  

Der Prozess der Demokratisierung wurde zwar durch die regierenden Kommunisten eingelei-

tet – sie setzten den Wahltermin fest und beschlossen die Einführung eines absoluten Mehr-

heitswahlrechts; bei den Wahlen am 22.4.1990 wurden sie jedoch klar durch die stärkste Op-

positionspartei, die Kroatische Demokratische Gemeinschaft (Hrvatska Demokratska 

Zajednica – HDZ) besiegt. Sie erzielte mit 196 von 356 Sitzen (55,1%) die absolute Mehrheit 

in allen drei Kammern. Das Parlament wählte den HDZ-Vorsitzenden Tuđman zum Staats-

präsidenten (Weckbecker/Hoffmeister 1997: 145). Die HDZ bestimmte auch Annahme und 

Umsetzung einer neuen Verfassung bis Anfang 1993 (Zakošek/Maršić 2010: 778). Die Partei 

erklärte die Unabhängigkeit Kroatiens von Jugoslawien zum Hauptziel. Nachdem Verhand-

lungen über die Umwandlung Jugoslawiens in eine Konföderation gescheitert waren, fand am 

19.5.1991 ein Referendum über die vollständige Unabhängigkeit statt, das klar zugunsten der 

Unabhängigkeit ausging.
4
 Diese wurde am 25.6.1991 erklärt und trat, nachdem die EG eine 

dreimonatige Aussetzung durchgesetzt hatte, am 8.10.1991 in Kraft. Am 15.1.1992 wurde sie 

                                                           
4
96% der Wahlbeteiligten stimmten mit ja. Die serbische Minderheit beteiligte sich nicht (Brkić 2001: 84). 
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durch die zwölf EG-Staaten anerkannt (Weckbecker/Hoffmeister 1997: 153). Ein Teil der 

serbischen Minderheit organisierte gegen diese Entwicklung in Gebieten mit serbischer 

Mehrheit oder starker serbischer Minderheit einen bewaffneten Aufstand, der offen von der 

Jugoslawischen Volksarmee unterstützt wurde und im Sommer 1991 zum Krieg eskalierte. 

Das Ergebnis war die serbische Besetzung von einem Drittel Kroatiens und die Ausrufung 

einer unabhängigen Republik Serbische Krajina; aus diesen Gebieten wurden über 300.000 

Menschen vertrieben. Nach der Unterzeichnung eines Waffenstillstandsabkommens im Januar 

1992 wurden dort UNO-Truppen stationiert. Nach dem Scheitern von Verhandlungen mit der 

serbischen Seite wurde der größte Teil der besetzten Gebiete im Mai und August 1995 von 

der kroatischen Armee zurückerobert, was zur Flucht von 150.000 bis 200.000 Serbinnen und 

Serben führte. Lediglich der besetzte Teil Ostslawoniens wurde unter UN- Übergangsverwal-

tung bis Ende 1997 friedlich reintegriert (Zakošek/Maršić 2010: 778). 

Nachdem die HDZ zunächst allein die Regierung gebildet hatte, wurde im August 1991 ange-

sichts des Krieges eine Notstandsregierung mit Vertretern aller Parlamentsparteien ins Leben 

gerufen (Weckbecker/Hoffmeister 1997: 146ff.). Für den 2.8.1992 wurden Neuwahlen ausge-

schrieben; Tuđman wollte den Aufwind der internationalen Anerkennung und des Waffen-

stillstands nutzen. Der Präsident wurde mittlerweile direkt vom Volk gewählt. Tuđman setzte 

sich mit 57% der Stimmen durch. Bei den Parlamentswahlen erhielt die HDZ eine deutliche 

absolute Mehrheit mit 85 der 138 Mandate (61,6%). Nach dem endgültigen kroatischen Sieg 

im Krieg wurden zum 29.10.1995 erneut vorgezogene Parlamentswahlen ausgeschrieben, und 

die HDZ erhielt über 45% der Stimmen und 75 der von 138 auf 127 Stimmen reduzierten 

Mandate (59,1%). Allerdings verfehlte sie deutlich ihr Ziel, die für Verfassungsänderungen 

notwendige Zweidrittelmehrheit (86 Mandate) zu gewinnen. Die Wahlen wurden allgemein 

als unfair betrachtet: Es gab über 1000 Eingaben beim Verfassungsgericht, die aber kein Ge-

hör fanden; auch die Proteste der ausländischen Wahlbeobachter wegen Manipulationen der 

Wahl erreichten nichts. Am 16.6.1997 wurde Tuđman mit 61% der Stimmen erneut zum Prä-

sidenten gewählt. Auch diesmal kritisierten die internationalen Beobachter und die oppositio-

nelle Sozialdemokratie die Wahlen als unfair (Brkić 2001: 110). 

Nach der damaligen kroatischen Verfassung hatte der Staatspräsident eine sehr starke Stel-

lung und konnte unter anderem Ministerpräsidenten einsetzen und abberufen (Brkić 2001: 

100). Allein von den ersten Wahlen 1990 bis zur Bildung der Allparteienregierung im August 

1991 gab es zwei Ministerpräsidenten: Stipe Mesić und Josip Manolić (Weckbe-

cker/Hoffmeister 1997: 146ff.). Ministerpräsident der Allparteienregierung wurde Franjo 
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Gregurić. Nach den Neuwahlen 1992 wurde Hrvoje Šarinić Ministerpräsident, der im April 

1993 durch Nikica Valentić abgelöst wurde. Nach den Neuwahlen 1995 wurde der bisherige 

Wirtschaftsminister Mateša Ministerpräsident.  

Die HDZ wurde am 17.6.1989 gegründet und verstand sich als breite nationale Bewegung; sie 

war ein Sammelbecken von Ex-Kommunisten
5
, Konservativen und Faschisten (Weckbe-

cker/Hoffmeister 1997: 177ff.). Sie übernahm nach den Wahlsiegen 1990 und 1992 die Kon-

trolle über alle wichtigen Medien des Landes, vor allem über das staatliche Fernsehen. Nach 

den Wahlen 1992 ging die liberale Wochenzeitschrift Danas (Heute) durch eine Privatisie-

rung in die Hände der Partei über. In anderen Redaktionen setzte sie eigene Verwaltungsräte 

ein und machte aus dem großen Zeitungsunternehmen Vjesnik (Kurier) eine regierungstreue 

Zeitung mit dem gleichen Namen. Vor allem kritische Journalistinnen und Journalisten wur-

den in großem Umfang entlassen (ebd.: 158). 1993 wurden 51% der Anteile an der linkslibe-

ralen Zeitung Slobodna Dalmacija (Freies Dalmatien) aus Split an den HDZ-Mitbegründer 

und Spitzenfunktionär Miroslav Kutle verkauft; gegen die Satirezeitung Feral Tribune ging 

die Regierung wegen ihrer freizügigen Karikaturen mit einer „Pornosteuer“ vor, die allerdings 

vom Verfassungsgericht abgelehnt wurde (ebd.: 163). Es wurden außerdem Gremien einge-

richtet, die in der Verfassung nicht vorgesehen waren und keiner parlamentarischen Kontrolle 

unterlagen, etwa die verschiedenen Geheimdienste, vor allem der Dienst zum Verfassungs-

schutz (Brkić 2001: 103). 

Die HDZ distanzierte sich nie deutlich vom faschistischen kroatischen Ustascha-Regime des 

Zweiten Weltkriegs, sondern arbeitete an dessen Rehabilitierung – so wurden Straßen und 

Schulen nach Ustascha-Verbrechern wie Mile Budak, dem Planer des Genozids an Juden und 

Serben, benannt (Weckbecker/Hoffmeister 1997: 178). Der Konflikt mit der serbischen Min-

derheit wurde durch verschiedene Maßnahmen zugespitzt; so wurden die Serben in der Ver-

fassung von 1990 vom zweiten Staatsvolk Kroatiens zur Minderheit herabgestuft, womit etwa 

ein Verbot der kyrillischen Schrift auf Ämtern und Gerichten verbunden war (Brkić 2001: 

98). Außerdem gab es Ambitionen, Teile Bosnien-Herzegowinas an Kroatien anzuschließen 

(ebd.: 105ff.). Schon zu Beginn des Krieges im Nachbarland 1992 entstand in der Westherze-

gowina, einem traditionellen Zentrum des kroatischen Nationalismus, ein eigener kroatischer 

Staat namens Herzeg-Bosna, der aus Kroatien finanziert wurde, allerdings 1995 im Zuge der 

Friedensverhandlungen von Dayton aufgelöst werden musste. Die kroatische Armee unter-

                                                           
5
So war Präsident Franjo Tuđman ein ehemaliger Partisanengeneral; Stipe Mesić, ein weiteres Gründungsmit-

glied, war der letzte Präsident Gesamtjugoslawiens. 
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stützte nicht nur die Armee der bosnischen Kroaten bei Ausbildung, Bewaffnung und Logis-

tik, sondern nahm auch direkt an Kämpfen in Bosnien-Herzegowina teil (Weckbe-

cker/Hoffmeister 1997: 164f.).  

Eine wichtige Stütze der HDZ ab 1990 war die katholische Kirche; während des Krieges soll 

der niedere Klerus auch Waffensegnungen durchgeführt haben (ebd.: 177).  

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Herrschaft der HDZ deutliche autoritäre 

und ausgrenzende Züge trug. 

4.1.2 Die Wirtschaftspolitik der Ära Tuđman 

4.1.2.1 Die ökonomische Situation zu Beginn der 1990er Jahre 

Zu Beginn der 1990er Jahre erlebte Kroatien eine zu dieser Zeit für Osteuropa typische Trans-

formationskrise mit einem deutlichen Rückgang der Industrieproduktion, einem starken An-

stieg der Erwerbslosigkeit, sinkender Produktivität und Exporten, sinkenden Realeinkommen, 

hoher Inflation und steigenden Lebenshaltungskosten (Brkić 2001: 128ff.). 1992 erreichte das 

Bruttoinlandsprodukt nur noch 60% des Vorkriegsniveaus. Je zur Hälfte ist diese Erscheinung 

auf den Krieg und auf den Verlust des jugoslawischen und osteuropäischen Absatz- und Be-

schaffungsmarktes zurückzuführen. Direkte und indirekte Kriegsschäden betrugen 23 Milliar-

den Dollar, also mehr als das Vorkriegs-BIP von 15 Milliarden Dollar. 25% der Produktions-

kapazitäten und ein Viertel der Produktion wurden vernichtet. Darüber hinaus kam der für 

Kroatien wichtige Tourismus fast zum Erliegen, und weil ein Drittel des kroatischen Territo-

riums bis 1995 besetzt war, wurden lebenswichtige Verkehrsverbindungen und die Energie-

versorgung bestimmter Landesteile unterbrochen. Vor dem Krieg wurden 69% der kroati-

schen Güter auf dem kroatischen Binnenmarkt verkauft, 20% im Rest Jugoslawiens und 11% 

im Ausland.  

Zwischen 1990 und Ende 1993 ging die Industrieproduktion um 42,6% zurück. Den stärksten 

Rückgang gab es beim Maschinenbau (72,9%) und beim traditionell stärksten Exportzweig, 

dem Schiffsbau (53,4%). Der Export in konvertiblen Währungen sank um 56,8%, die Investi-

tionen deckten nur 80% der Abschreibungen. Die Erwerbslosenquote betrug 1993 17,8% (vor 

dem Krieg 9,3%). Die Inflationsrate erreichte im Laufe des Jahres 1993 einen Wert von über 

1500%. Im Laufe diesen Jahres setzte sich auch der Rückgang von BIP und Industrieproduk-

tion fort: Im Verhältnis zum Jahr 1990 wurde das BIP fast halbiert, die Industrieproduktion 

erreichte nur noch 57,5% des Niveaus von 1990. 
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4.1.2.2 Das Stabilisierungsprogramm des Jahres 1993 

Ende 1992 trat Kroatien dem Internationalen Währungsfonds (IWF) bei, was die Vorausset-

zung für den Zugang zu anderen internationalen Finanzorganisationen und Finanzmärkten 

war. Der IWF drängte auf ein Stabilisierungsprogramm, das 1993 dann auch umgesetzt wurde 

(Brkić 2001: 130ff.). Im September 1993 unterzeichnete die kroatische Regierung das erste 

Stand-by-Arrangement mit dem IWF. Als Gegenleistung für den Zugang zu ausländischen 

Krediten drängte der IWF auf eine Wirtschaftspolitik, die eng an die Rezepte der neoklassi-

schen Theorie angelehnt war. Seine Empfehlungen beinhalteten eine beschleunigte Privatisie-

rung, eine Sanierung bzw. Liquidierung der großen verschuldeten Staatsbetriebe, eine Sen-

kung der Verteidigungskosten und die Sanierung der Geschäftsbanken. In Anlehnung an diese 

Empfehlungen wurde am 3.10.1993 ein Stabilisierungsprogramm beschlossen, das zwei 

Hauptziele hatte: Preisstabilität und Erhöhung von Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und 

Export. Bei der Bekämpfung der Inflation zeigten sich sofort deutliche Erfolge: Im November 

1993 betrug die Inflationsrate noch 38,7%, einen Monat später hingegen -0,5%. Der Kroati-

sche Dinar bzw. die 1994 neu eingeführte Währung Kuna waren von nun an stabil; die monat-

liche Inflationsrate schwankte zwischen plus und minus 1%. Dies wurde mit einer restriktiven 

Geld- und Finanzpolitik, einer Beschränkung der öffentlichen Ausgaben und einem Einfrieren 

der Löhne und Gehälter erreicht. Das andere Ziel des Stabilisierungsprogramms, die Förde-

rung der ökonomischen Entwicklung, wurde jedoch nicht erreicht, obwohl nach der moneta-

ristischen Lehre, der Kroatien hierbei folgte, die Kontrolle bestimmter Finanzvariablen ent-

scheidenden Einfluss auf die Realwirtschaft hat. Dabei soll die Geldpolitik für stabile Preise 

und Wechselkurse und die Finanzpolitik für einen stabilen Haushalt sorgen. 

Eine restriktive Geldpolitik verursacht jedoch einen Rückgang der Produktion und damit ei-

nen Anstieg der Preise, weil die Unternehmen Fixkosten wie die Zahlung von Löhnen und die 

Bedienung von Zinsen haben, die sie bei verringerter Produktion von einem geringeren Um-

satz zahlen müssen. Wenn nun künstlich Inflation verhindert wird, machen die Unternehmen 

Verluste und sind, wie in Kroatien, in vielen Fällen nicht in der Lage, Löhne zu zahlen (Hor-

vat 1999: 11).  

4.1.2.3 Die Privatisierung der Unternehmen 

Vor der Unabhängigkeit von Jugoslawien 1991 befanden sich die Produktionsmittel in Kroa-

tien in „gesellschaftlichem Eigentum“. Gesellschaftliches Eigentum wurde anders als etwa in 

der Sowjetunion nicht mit Staatseigentum gleichgesetzt; nach den jugoslawischen Theoreti-
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kern galt es erst mit der selbständigen Verfügung der Arbeitskollektive über die Produktions-

mittel und den erwirtschafteten Mehrwert als erreicht. „Eine so geartete Vergesellschaftung 

der Produktionsmittel schließt privatkapitalistische Aneignung des Ergebnisses fremder Ar-

beit ebenso aus wie die ´Regierungsgewalt über Arbeit´ (Marx) von seiten sich verselbständi-

gender staatlicher Bürokratien“ (Leman 1976: 15). Dieses Modell wurde „Arbeiterselbstver-

waltung“ genannt. Die Geschäftspolitik wurde von Arbeiterräten geführt, die von der Beleg-

schaft gewählt wurden (ebd.: 47ff.). Die Koordination zwischen den selbstverwalteten Unter-

nehmen sollte über Marktmechanismen funktionieren (ebd.: 15). 

In der Praxis dominierten jedoch die Direktoren die betrieblichen Entscheidungen, die nur als 

ausführende Organe der Beschlüsse des Arbeiterrats vorgesehen waren (ebd.: 56ff.). Drei 

Viertel aller akzeptierten Vorschläge in den Diskussionen der Arbeiterräte stammten vom 

Management; innerhalb dieser Gruppe dominierten die Direktoren und die Abteilungsleiter 

(ebd.: 94). Dies wurde in der Literatur teilweise mit dem Wissens- und Qualifikationsvor-

sprung der Leitungspersonen erklärt (ebd.: 100), teilweise mit der fehlenden politischen De-

mokratisierung Jugoslawiens: „Da jedoch das zentralistische Parteikonzept niemals in Frage 

gestellt wurde, befand sich das Selbstverwaltungsprinzip in einem dauerhaften Konflikt mit 

dem Anspruch der Partei, eine Monopolstellung auf die Wahrung der Arbeiterinteressen zu 

besitzen“ (Kanzleiter/Stojaković 2008: 111).  

Zu Beginn der Transformation dominierte das gesellschaftliche Eigentum in Kroatien klar: In 

Unternehmen mit dieser Eigentumsform arbeiteten 97,6% aller Beschäftigten (Bendeković 

1999: 65). Diese Unternehmen hatten keinen eindeutigen Eigentümer, weder Privatpersonen 

noch den Staat – gesellschaftliches Eigentum gehörte „allen und keinem“. Voraussetzung der 

Privatisierung war daher zunächst, klare Eigentumsstrukturen zu schaffen. So wurde der Pri-

vatisierungsprozess in Kroatien in zwei Phasen gegliedert (ebd.: 65f.): 

 Die Umwandlung (pretvorba), d.h. die Verwandlung des gesellschaftlichen Eigentums 

in privates oder staatliches Eigentum; 

 die eigentliche Privatisierung (privatizacija), d.h. die Schaffung einer Dominanz des 

Privatsektors in der Wirtschaft durch Verkauf des im Zuge der Umwandlung entstan-

denen Staatseigentums. 

 Schon 1990 wurde begonnen, die gesetzlichen Grundlagen der Privatisierung zu schaffen, 

und zwar mit dem Gesetz über die Agentur für Restrukturierung und Entwicklung, die den 
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Unternehmen technische Hilfe leisten sollte, und dem Gesetz über den kroatischen Entwick-

lungsfonds, dessen Aufgabe die Bildung und Allokation von Kapital sein sollte (ebd.: 64). Am 

30.4.1991 wurde das Gesetz über die Umwandlung der gesellschaftlichen Unternehmen ver-

abschiedet. Es enthielt die folgenden wesentlichen Bestimmungen (ebd.: 66f.): 

 Die Unternehmen in gesellschaftlichem und gemischtem Eigentum wurden zur Um-

wandlung ihrer Eigentumsform verpflichtet; dabei wurden allerdings Unternehmen in 

kommunalem Eigentum, Infrastruktur, Soziales/Bildung/Gesundheit/Kultur/Sport, Fi-

nanzwesen und Unternehmen von nationaler strategischer Bedeutung vorerst ausge-

nommen. 

 Die Unternehmen konnten selbständig darüber entscheiden, wann und wie sie die 

Umwandlung durchführten; als Datum für das Ende des Prozesses wurde der 

30.6.1992 festgelegt. 

 Als mögliche Rechtsformen wurden die Aktiengesellschaft und die GmbH festgelegt. 

 Beschäftigte und frühere Beschäftigte im Unternehmen, Beschäftigte aus anderen Un-

ternehmen, die sich nicht im Prozess der Umwandlung befanden, und Beschäftigte des 

öffentlichen Dienstes konnten Aktien mit Preisnachlass erwerben. Alle anderen Pri-

vatpersonen konnten Aktien ohne Preisnachlass erwerben. Außerdem wurde es ermög-

licht, Anteile an Unternehmen durch Investitionen oder durch die Umwandlung der 

Forderungen von Gläubigern in Anteile zu erhalten. Vorgesehen war außerdem die 

Rückgabe von Eigentum an frühere, in Jugoslawien enteignete Eigentümer sowie die 

Übertragung von Anteilen an zwei Rentenfonds und den Kroatischen Entwicklungs-

fonds. 

Ein Teil des Kapitals, das nicht in den Prozess der Umwandlung einging, wurde in staatliche 

Fonds übertragen, und zwar 2/3 in den Kroatischen Entwicklungsfonds und 1/3 in die Renten-

fonds. 

Ein Unternehmen durfte dabei nicht mehr als 50% seines Wertes mit Nachlass verkaufen, und 

ein einzelner Käufer durfte maximal Aktien zum Wert von 20 000 DM mit Nachlass erwer-

ben. Gezahlt werden konnte in bar oder in Raten über fünf Jahre. Das Stimmrecht richtete 

sich nach dem gezeichneten, die Dividende nach dem eingezahlten Kapital. 
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Das Gesetz erlaubte also eine erste Phase einer mehr oder weniger spontanen Privatisierung 

und favorisierte „Insider“. Diese Regelung wurde von der letzten gesamtjugoslawischen Re-

gierung unter Ante Marković übernommen. Allerdings war die festgelegte Frist bis zum 

30.6.1992 für die meisten Unternehmen zu kurz. Sie wurden nach dieser Frist verstaatlicht, 

falls sie noch nicht privatisiert waren. Wie eine Umfrage der Zagreber Fakultät für Politikwis-

senschaft zeigte, wünschten stattdessen 85% der Bevölkerung die kostenlose Verteilung von 

Aktien an die Beschäftigten (Grdešić 2006: 11).  

In den folgenden Jahren bis 1995 wurden noch folgende Abänderungen der gesetzlichen 

Grundlagen der Privatisierung durchgeführt (Bendeković 1999: 67): 

 Die Agentur für Restrukturierung und Entwicklung und der Kroatische Ent-

wicklungsfonds wurden Ende 1992 zum Kroatischen Privatisierungsfonds zu-

sammengelegt. 

 Den Kriegsopfern wurden Aktien im Wert von bis zu 20 000 DM kostenlos 

ausgeteilt, und denjenigen, die ihre Aktien in weniger als fünf Jahren abzahl-

ten, wurde ein zusätzlicher Nachlass gewährt. 

 Die Frist für die Eigentumsumwandlung wurde bis zum 31.12.1992 verlängert; 

noch mehr Zeit wurde Unternehmen auf im Krieg besetztem Territorium ein-

geräumt. 

 Die Unternehmen wurden verpflichtet, dem Kroatischen Entwicklungsfonds 

Dividenden auf das gezeichnete, nicht auf das eingezahlte Kapital zu zahlen. 

 Der Kroatische Entwicklungsfonds wurde verpflichtet, seine Einnahmen in den 

kroatischen Staatshaushalt zu übertragen, um zur Finanzierung der Infrastruk-

tur in den Kommunen beizutragen. 

 Zum 2.12.1992 wurden die Arbeiterräte abgeschafft, und durch die Agentur für 

Restrukturierung wurden vorübergehend Leitungsausschüsse eingerichtet. 

 Anfang 1995 wurde das Ministerium für Privatisierung und Vermögensverwal-

tung eingerichtet. 

Im Februar 1996 wurde das Privatisierungsgesetz verabschiedet, mit dem die sogenannte Ku-

ponprivatisierung ermöglicht wurde (Ferenčak et al. 2000: 68), d.h. 350 000 Menschen, vor 
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allem Kriegsopfer, bekamen insgesamt 7000 Privatisierungspunkte, die sie nach der Registrie-

rungspflicht (2. Oktober 1997) im Verlauf von drei Aktionsrunden direkt oder über Invest-

mentfonds in Aktien umtauschen konnten (Brkić 2001: 138).  

4.1.2.4 Ergebnisse der Privatisierung 

Der Privatisierungsprozess begann 1991/92, wurde dann verlangsamt und kam im Herbst 

1995 fast zum Stillstand. 1996/97 wurde mit der Vorbereitung der Kupon-Privatisierung be-

gonnen; es wurden aber in dieser Zeit keine wesentlichen Schritte durchgeführt (Bendeković 

1999: 67ff.). Zahlen zum Umfang der Privatisierungen sind nicht unbedingt sichere Angaben: 

Sie basieren auf vier Publikationen des Kroatischen Privatisierungsfonds zu den Privatisie-

rungen von 1993 bis 1998, die er bis 2000 herausgab, in denen es jedoch keine einheitlichen 

Zahlen gibt. Im ersten Bericht ist von 2553 privatisierten Unternehmen die Rede, im zweiten 

von 2650 und im letzten von 3000, während die kroatische Regierung von 2717 Unternehmen 

spricht. Auch der Wert der Unternehmen schwankt je nach Bericht zwischen 80,8, 86,4 und 

81,6 Milliarden Kuna – die Regierung spricht von 91,8 Milliarden (Lončar 2013: 172). Basie-

rend auf dem ersten Bericht bringt Bendeković folgende Angaben (Bendeković 1999: 67ff.):  

Bis Ende Oktober 1995 wurde die Umwandlung der Eigentumsform in 2553 Unternehmen 

bzw. 70% der 3692 Unternehmen durchgeführt, in denen dieser Prozess 1991 eingeleitet wur-

de. Etwa 62% des gesellschaftlichen Kapitals, das in diesen Umwandlungsprozess einging, 

wurde in privates oder staatliches Eigentum überführt. Am schnellsten wurden kleine Unter-

nehmen privatisiert
6
, vom Umfang des Kapitals und der Zahl der Unternehmen her hatten 

mittlere Unternehmen aber das größte Gewicht. Kroatischer Privatisierungsfonds und Renten-

fonds waren hier gewöhnlich Minderheitseigentümer – ihr Anteil war in 44% der Unterneh-

men unter 50%, was 55% des Kapitals im Umwandlungsprozess ausmachte. Bei den großen 

Unternehmen waren die Fonds zu diesem Zeitpunkt gewöhnlich Mehrheitseigentümer – die 

Fonds waren in 10% der Unternehmen, die 36% des umgewandelten Kapitals ausmachten, 

mit mehr als 50% beteiligt. Im Laufe des Jahres 1998 wurde die Privatisierung der großen 

öffentlichen Betriebe begonnen, die bis heute andauert (Brkić 2001: 138). Hierbei handelte es 

sich um Unternehmen in den Bereichen Telekommunikation, Ölindustrie, Energieversorgung 

und Bankwesen (Lončar 2013: 172). Der Kapitalwert der 2553 umgewandelten Unternehmen 

wurde auf 81,4 Billionen Kuna (ca. 23,1 Billionen DM) geschätzt. Weniger als 42% des Kapi-

talwertes wurden bis 1999 verkauft, während ein Drittel an den Kroatischen Privatisierungs-

                                                           
6
Sie waren 1999 schon fast alle privatisiert (Kokanović 1999: 189). 
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fonds übertragen wurde und fast ein Sechstel an Rentenfonds. Zwar ergab sich ein recht hoher 

Privatisierungsgrad bei den anderen Unternehmen (77,8%); dies lag jedoch an der Coupon-

Privatisierung, die zum größten Teil zu dieser Zeit noch nicht beendet worden war. Ohne die-

ses Portfolio ergab sich ein hoher Anteil der staatlichen Fonds (1992 44%, 1998 32%). Au-

ßerdem wurden 51,8% des Kapitals in öffentliches Eigentum überführt. Es ergibt sich also 

eine Dominanz des Staates im Transformationsprozess (Kokanović 1999: 188f.), die auch von 

kroatischen Ökonomen als Hindernis bei der weiteren Entwicklung der Demokratie kritisiert 

wurde (Bendeković 1999: 79). An folgenden Personen wird die enge Verflechtung zwischen 

Staat und Wirtschaft deutlich: Ministerpräsident Valentić (ab April 1993) war Generalmana-

ger der Ölfirma INA, der ehemalige Finanzminister Mladen Vedriš wurde Vorsitzender der 

Industrie- und Handelskammer Kroatiens, Mateša, Ministerpräsident ab 1995, war auch bei 

INA beschäftigt und später Präsident des Privatisierungsfonds, und Nadam Vidošević, Minis-

ter ohne Portfolio ab Oktober 1992, kam als Präfekt und Manager aus Split (Weckbe-

cker/Hoffmeister 1997: 178).  

Ein weiteres Charakteristikum des kroatischen Privatisierungsprozesses war die abnehmende 

Beteiligung von Kleinaktionärinnen und -aktionären (Kokanović 1999: 189). Zeitweilig gab 

es 878 000 Aktionärinnen und -aktionäre in Kroatien; ihre Zahl sank bis 1999 jedoch um 200 

000. Marko Grdešić schreibt dazu: „In einer Situation fallender Reallöhne, von hoher Inflati-

on und Krieg war es nicht die höchste Priorität, die Raten für die Unternehmensaktien zu be-

zahlen. Viele verkauften ihre Aktien an diejenigen, die bereit waren sie zu bezahlen, oft Ma-

nager oder Außenseiter, die auf eine Übernahme der Firma hofften“ (Grdešić 2006: 32f.).  

Die Ziele der Privatisierung, nämlich in erster Linie die Steigerung der ökonomischen Effizi-

enz und des Zuflusses an ausländischem Kapital, wurden nicht in zufriedenstellender Weise 

erreicht (Kokanović 1999: 170f.). Zwischen 1993 und 1997 flossen lediglich 1,373 Millionen 

US-Dollar an ausländischem Kapital nach Kroatien, was nicht zuletzt durch den Krieg von 

1991 bis 1995 zu erklären ist. Ausländische Investoren erwarben ihre Anteile überwiegend 

durch die Umwandlung kroatischer Schulden und durch neue Investitionen. 1994 und 1995 

kam es vermehrt zu Firmenkäufen. Der größte Teil des Kapitals, 58,19%, kam aus Österreich, 

Schweden und der Schweiz. Überwiegend wurde in Brauereien, Zementwerke und die Tele-

kommunikation investiert (Bendeković 1999: 71). Lediglich 2,68 Milliarden DM, das sind nur 

11,6% des geschätzten Kapitalwerts des gesellschaftlichen Eigentums von 23,1 Milliarden 

DM, flossen über Privatisierungen in den Staatshaushalt (Kokanović 1999: 190). Dazu haben 
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die Möglichkeiten beigetragen, im Zuge der Privatisierungen Aktien mit Nachlass zu erhalten 

(Perić/Milinarević 1998: 47f.).  

Die Struktur der kroatischen Wirtschaft änderte sich in mehrerlei Hinsicht (Kokanović 1999: 

190f.). Zunächst wurden viele neue kleine Privatunternehmen gegründet. Ende 1998 waren 

181.000 Unternehmen registriert, eine Zunahme um 45% seit 1994. Pro Jahr wurden zwi-

schen 9000 und 13.000 Unternehmen registriert. Dabei wurden fast 45% der Unternehmen im 

Einzelhandel registriert und 10% in der Immobilienbranche, nur 9,8% im verarbeitenden Ge-

werbe und 5,9% im Baugewerbe. Der Einzelhandel wurde zum dominanten Sektor: Sein An-

teil am BIP stieg zwischen 1990 und 1997 von 27,9% auf 36,3%, während der Anteil von 

Industrie und Bergbau von 42% auf 31,1% sank.  

Für die Zeit von Januar bis Juni 1997 veröffentlichten 59.820 Unternehmen Halbjahresberich-

te, von denen sich 57.148 in privatem Eigentum befanden, also 95,5% (Kokanović 1999: 

190f.). Diese privaten Unternehmen beschäftigten aber nur 46,1% aller Beschäftigten, reali-

sierten allerdings 70,2% aller Profite, und der Staat nahm von diesen Firmen 73,7% aller Ge-

winnsteuern 1996 ein. Der Anteil des Privatsektors am BIP stieg von 11% (1990) auf 55% 

(1994).  

Was die sozialen Folgen der Privatisierung angeht, ist zunächst eine Abnahme der Beschäfti-

gung und eine Steigerung der Erwerbslosigkeit festzustellen (Kokanović 1999: 191ff.). Den 

größten Verlust an Arbeitsplätzen gab es zwischen September 1990 und September 1991, als 

248 000 Beschäftigte im Staatssektor ihre Arbeit verloren. Die Erwerbslosigkeit stieg in die-

sem Zeitraum um 110 000 Personen an, und 54 000 Beschäftigte gingen in Rente. Etwa 84 

000 Menschen zogen sich entweder vom Arbeitsmarkt zurück oder fanden Beschäftigung in 

der Schattenwirtschaft. Diese Tendenz des Beschäftigungsabbaus im Staatssektor verlang-

samte sich in der Folgezeit, und es entstand neue Beschäftigung im Privatsektor: Nach Daten 

von 1996 gingen während der gesamten Transformation 678 000 Arbeitsplätze im Staatssek-

tor bzw. 48% der Arbeitsplätze dort verloren,  und 307 000 neue Arbeitsplätze im Privatsektor 

(ohne Landwirtschaft) entstanden. Der Anteil des Staatssektors an der Gesamtbeschäftigung 

sank von 79,3% auf 47,3%, während der Anteil des Privatsektors von 6,7% auf 52,7% stieg. 

Zur Entwicklung der Gesamtbeschäftigung in den 1990ern gibt es verschiedene Daten – ein-

deutig ist allerdings, dass die Zahl der Beschäftigten in der Industrie bis 1998 um 25,7% ab-

genommen hatte. Daten des Nationalen Amtes für Statistik von 1998 zeigen eine Beschäfti-

gungsabnahme in allen Sektoren mit Ausnahme von Handel, Finanzdienstleistungen, Hand-
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werk und freien Berufen. Der Anteil des Handels an der Gesamtbeschäftigung nahm zwischen 

1988 und 1997 von 8,7% auf 11,2% zu, der Anteil der Finanzdienstleistungen von 3,6% auf 

5,3%, der Anteil des Handwerks und der freien Berufe von 2,5% auf 14,7%, während der An-

teil der Industrie und des Bergbaus von 29,8% auf 24,4% und der Anteil des Bauwesens von 

7,1% auf 5,1% sank. Die Erwerbslosigkeit stieg aufgrund der Schließung von Fabriken und 

des Mangels an neuen Arbeitsplätzen, schwankte mehrere Jahre lang zwischen 250 000 und 

293 000 registrierten Personen und erreichte im März 1999 die Höhe von 318 157. Die Er-

werbslosenrate stieg zwischen 1990 und März 1999 von 8% auf 19,6%. Nach gewerkschaftli-

chen Schätzungen von 1998 arbeiteten gleichzeitig zwischen 100 000 und 300 000 Personen 

(knapp 25% aller Arbeitskräfte) ohne Kündigungsschutz und Sozialversicherung illegal in der 

Schattenwirtschaft. Auch die Dauer der Erwerbslosigkeit stieg: 1980 warteten 8% der Er-

werbslosen mehr als drei Jahre auf einen Job, 1988 15% und 1997 20,1%.  

Eine weitere Erscheinung, die in dieser Zeit aufkam, sind niedrige Löhne und fehlende Lohn-

zahlung. Zusammen mit Beschäftigten ohne Lohnzahlung und solchen mit Löhnen unter 1000 

Kuna (280 DM) hätte die Erwerbslosenrate 1999 29,4% betragen. 1993 erhielten 55.000 Be-

schäftigte keinen Lohn, 1999 bereits 150.000. Dabei stieg auch die Dauer des ausbleibenden 

Lohns: Mehr als die Hälfte der unbezahlt Arbeitenden hatte 1999 für über sechs Monate kei-

nen Lohn erhalten. Hauptgrund für dieses Phänomen war die steigende Zahl überschuldeter 

Betriebe: 1999 betrug die Höhe der unbezahlten Schulden nach Schätzungen des Arbeitge-

berverbandes 67 Milliarden Kuna, die Zahl der insolventen Unternehmen 30.000. Insgesamt 

hatten 200.000 Personen ein Beschäftigungsverhältnis bei einem insolventen Unternehmen. 

Etwa die Hälfte der 67.000 kroatischen Unternehmen arbeitete nicht normal, und fast 20.000 

hatten Konten, die für über 60 Tage gesperrt waren, was die Vorbedingung für die Eröffnung 

des Konkursverfahrens darstellte. Die Löhne sanken 1991 und 1992 deutlich, stagnierten 

1993 und stiegen von 1994 bis 1997. Die Kaufkraft erreichte dennoch nur 80% des Vor-

kriegsniveaus. Im Privatsektor lagen die Löhne dabei um 7% unter dem nationalen Durch-

schnitt, im Staatssektor hingegen um 7,9% darüber. Dabei muss jedoch berücksichtigt wer-

den, dass die Löhne im Privatsektor unter anderem deswegen offiziell so niedrig ausfielen, 

weil oft keine Sozialbeiträge gezahlt wurden und auf der anderen Seite oft ein Teil des Netto-

lohns in Bargeld ausgezahlt wurde. 1994 und 1995 reichte der monatliche Durchschnittslohn 

in Kroatien nicht aus, auch nur die Hälfte der Lebenshaltungskosten einer vierköpfigen Fami-

lie zu decken. 1996 und 1997 stiegen die Reallöhne, was zu einer Verbesserung der Kosten-

deckung führte – immerhin 58,2% der Kosten waren 1997 gedeckt; durch die Einführung ei-
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ner Mehrwertsteuer von 22% verschlechterte sich der Wert 1998 jedoch wieder leicht. Wäh-

rend der gesamten 1990er Jahre hatten nur 1,7% der Beschäftigten ein Einkommen, das über 

dem erforderlichen Minimum für eine vierköpfige Familie lag. 2/3 erhielten hingegen einen 

unterdurchschnittlichen Lohn. Marina Kokanović bezeichnet  37% der kroatischen Bevölke-

rung als arm
7
. Zwischen 1995 und 1999 wurden bereits 17 öffentliche Küchen zur Armen-

speisung eröffnet, und ungefähr 100.000 Familien – 4,6% der Bevölkerung – erhielten ir-

gendeine Form von sozialer Unterstützung.  

Diese ökonomischen und sozialen Resultate können auch auf die Art und Weise der Privati-

sierung in Kroatien zurückgeführt werden. Im Rahmen des Privatisierungsprozesses kam es 

zu zahlreichen Unregelmäßigkeiten und Betrugsvorwürfen (Brkić 2001: 140ff.). Teilweise 

setzte der Privatisierungsfonds den Wert der Unternehmen viel zu niedrig an. Es kam außer-

dem vor, dass Manager Unternehmen bewusst herunterwirtschafteten und Arbeitskräfte ent-

ließen, um die Firmen später billig aufzukaufen – vor allem bei kleinen und mittleren Betrie-

ben. Etwa 200 Mitglieder der regierenden HDZ kauften die wichtigsten Betriebe des Landes 

auf. Das Geld dafür liehen sie von staatlichen Banken und benutzten die Firmen, die noch gar 

nicht in ihrem Besitz waren, als Bürgschaft für die Kredite. Das 1996 verabschiedete Privati-

sierungsgesetz (s.o.S.66f.) war nicht zuletzt eine Antwort auf die wachsende Unzufriedenheit 

in der Bevölkerung und kündigte eine Prüfung und teilweise Wiedergutmachung der Privati-

sierung an. Während der HDZ-Herrschaft wurde dies jedoch nicht umgesetzt. Die wichtigsten 

Kriterien bei der Auswahl neuer Eigentümer waren Parteizugehörigkeit und Loyalität gegen-

über den neuen politischen Machthabern und nicht ökonomische Effizienz. So waren die neu-

en Eigentümer oft nicht an der Entwicklung der Produktion, sondern nur an persönlicher Be-

reicherung interessiert. Daher zogen sie Vermögenswerte aus den neu erworbenen Unterneh-

men ab, um damit weitere Unternehmen zu kaufen. Ein erheblicher Teil des so angehäuften 

Vermögens landete auf Privatkonten im Ausland – nach Schätzungen des Magazins Globus 

von 2000 handelte es sich um 15 Milliarden Dollar, die illegal ins Ausland verschoben wur-

den.  

Darko Petričić spricht in seinem Buch Kriminalität im Rahmen des kroatischen Umwand-

lungsprozesses von zehn verschiedenen Methoden der halb- oder illegalen Unternehmens-

übernahme (Lončar 2013: 172ff.): Kreditmanagement, Hausierhandel, Rekapitalisierung, 

Konkurs, Umwandlung von fiktiven Forderungen in Schulden, interne Kapitalisierung, An-

                                                           
7
Ihre Aussage lautet, dieses Ergebnis komme bei Benutzung international anerkannter Maßstäbe zustande 

(„world criteria“, Kokanović 1999: 200); sie erläutert jedoch nicht, welche Armutsdefinition dieser Aussage 

zugrunde liegt. 
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kauf alter Fremdwährungsreserven, Direktoren, die ihre Position nutzten, um Eigentümer zu 

werden, Management von Kreditversicherungen, Management von Krediten mit doppeltem 

Profit. Jovica Lončar beleuchtet die Methode des Kreditmanagements genauer, die das Priva-

tisierungsgesetz ausdrücklich verbietet: Jemand, der ein Unternehmen kaufen will, geht zur 

Bank und erhält ein Darlehen, das durch das erst zu kaufende Unternehmen verbürgt ist. Der 

Darlehensnehmer wird ohne Ausgaben zum Eigentümer, weil mit dem Darlehen der Kauf 

erfolgt. Ein weiterer Gesetzesbruch findet statt, wenn das so erworbene Unternehmen als Si-

cherheit für das nächste Darlehen benutzt wird, um ein weiteres Unternehmen zu kaufen. 

Meistens diente dieses Vorgehen dazu, sich Vermögenswerte von Unternehmen im Konkurs-

verfahren anzueignen. Das gesetzliche Verbot dieses Verfahrens wurde meistens nicht umge-

setzt. Lončar vermutet daher, dass diese kriminellen Aktivitäten mit Unterstützung des Staates 

stattfanden, der auch Eigentümer der beteiligten Banken war. Die Banken vergaben Kredite 

nach beliebigen Kriterien und waren außerdem selbst an der Übernahme von Unternehmen 

beteiligt, meistens durch den Ankauf von alten Einlagen oder durch die Gewährung von Dar-

lehen mit sehr hohen Zinsen zwischen 17 und 35%; die durch solche Zinsen entstandenen 

Schulden wurden später in Anteile umgewandelt. Auf der anderen Seite standen viele Banken 

Mitte der 1990er Jahre vor dem Bankrott, weil sie sich bei solchen Geschäften verspekuliert 

hatten. Ende 1995 begann die Restrukturierung von 40% des kroatischen Bankwesens - zu-

nächst die Slavonska Banka, dann die Riječka Banka und schließlich die Privredna Banka 

Zagreb. Die durch kriminelle Geschäfte angehäuften Verluste der Banken wurden aus öffent-

lichen Mitteln beglichen; dies war auch bei anderen privatisierten Unternehmen der Fall, die 

oftmals nach der Plünderung des Vermögens an den Staat zurückgegeben wurden.  

Der kroatische Ökonom Branko Horvat, in Jugoslawien einer der führenden Theoretiker der 

Arbeiterselbstverwaltung, beurteilt die Eigentumstransformation als „Raub, mit dem sich der 

Staat das gesellschaftliche Eigentum angeeignet hat, und dieses wurde dann allmählich politi-

schen Mitläufern gegeben, die auf Unternehmer machten“ (Horvat 1999: 16). Er führt eine 

Untersuchung der Soziologin Vesna Pusić von 1989/90 in den zehn erfolgreichsten Zagreber 

Unternehmen an, aus der hervorgeht, dass die zehn Firmenchefs zu einer Leitungselite gehör-

ten, die fähig war, auf dem Weltmarkt zu konkurrieren. 1992 wurde die Untersuchung wie-

derholt – mittlerweile waren die zehn Manager durch Gefolgsleute der HDZ ersetzt worden, 

und die Unternehmen gerieten schnell in ökonomische Schwierigkeiten. Laut Horvat lässt 

sich diese Beobachtung auf die Mehrheit der privatisierten Unternehmen übertragen: „Diese 

Ergebnisse gelten für die Mehrheit der privatisierten Unternehmen, wo sich die neuen Direk-
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toren – die sogenannten Tajkune... – als unfähig erwiesen haben...Statt sich als Unternehmer 

zu verhalten, die die Produktion erweitern und vergrößern...strebten sie im Wesentlichen da-

nach, Renten abzuschöpfen, und verhielten sich wie abwesende Eigentümer, für die die Un-

ternehmen eine Quelle der persönlichen Bereicherung waren“ (ebd.: 18). Horvat sieht die kro-

atische Transformation als Schritt zurück, weil mit der Eigentumsumwandlung die Unter-

nehmen, die in der Arbeiterselbstverwaltung unabhängige Marktteilnehmer waren, politischer 

Kontrolle unterstellt wurden (ebd.: 17). Er bezeichnet diese Art von Transformation daher als 

Restauration – die wahre Transformation, ein historischer Schritt vorwärts, sei die Einführung 

der Arbeiterselbstverwaltung gewesen: „Die Transition zur Arbeiterselbstverwaltung verbes-

serte alle elf analysierten Indikatoren gesellschaftlicher Wohlfahrt. Die Restauration des Kapi-

talismus führt zur Verschlimmerung derselben Indikatoren“ (ebd.: 25).  

Bičanić und Franičević vertreten die These, in Kroatien habe sich eine Art von Kapitalismus 

herausgebildet, die sie Crony Capitalism
8
 (CC) nennen: „Der Ausdruck CC wird benutzt, um 

eine kapitalistische Ökonomie zu beschreiben, die auf Vetternwirtschaft, Klientelismus und 

Populismus basiert, ein System, in dem nicht die Finanzmärkte die Allokation von Kapital 

dominieren, wo Märkte...reichlich Gelegenheit für die Generierung von Renten bieten, so dass 

das Streben nach Renten, Umverteilungskoalitionen und der Schutz von Renten das Verhal-

ten...der Akteure dominieren, wo ein schwacher Staat gekapert wird...und in dem es natürlich 

ein großes institutionelles und Demokratiedefizit gibt“ (Bičanić/Franičević 2003: 16).  

4.1.3 Konflikte im Rahmen der Transformation und die Rolle der Gewerkschaften 

In Jugoslawien waren 93% der im gesellschaftlichen Sektor Beschäftigten im Bund der Ge-

werkschaften Jugoslawiens organisiert (Leman 1976: 142). Anders als etwa in der Sowjetuni-

on wurden die Gewerkschaften in Jugoslawien bereits seit 1953 nicht mehr als „Transmissi-

onsriemen“ für die Beschlüsse der kommunistischen Partei verstanden, weil die Autorität des 

Bundes der Kommunisten sich nicht auf repressive Herrschaftsinstrumente, sondern auf Ar-

gumente stützen sollte. Gewerkschaften sollten in erster Linie Organisationen sein, die an der 

Umsetzung der Arbeiterselbstverwaltung mitwirken bzw. die Arbeiterklasse zur Mitwirkung 

befähigen sollten (ebd.: 140f.). Ende der 1960er Jahre begannen Diskussionen, ob die Ge-

werkschaften nicht auch weitergehende Aufgaben haben müssten (ebd.: 145ff.). Dabei ent-

stand jedoch keine überzeugende Konzeption: Einerseits sollten die Gewerkschaften eng mit 

der Partei zusammenarbeiten, andererseits eigenständig handeln. Unklar war vor allem, gegen 

                                                           
8
Engl. Cronyism = Vetternwirtschaft, H.B. 
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wen die Gewerkschaften eigentlich kämpfen sollten: „Aber im jugoslawischen System kann 

ein  Gegenpol zu den Arbeiterinteressen nicht identifiziert werden...Die zum ´Feind der Ar-

beiterklasse´ stilisierten Gruppen, Bürokratie, Technostruktur, ´unkontrollierte Machtzentren´, 

sind so eng mit den dominierenden Herrschaftsstrukturen verflochten – auch mit den Spitzen 

der Gewerkschaften - , daß in Wirklichkeit nur Scheingefechte geführt werden können“ (ebd.: 

148). Bei den Streiks, die es in Jugoslawien gab, stellten sich die Gewerkschaften nicht als 

Streikorganisator an die Spitze (ebd.: 134f.). In den 1980ern änderte sich dies allmählich: In 

einer vor allem unter jüngeren Beschäftigten durchgeführten Umfrage von 1982 sahen im-

merhin 43% die Gewerkschaften als unabhängige Interessensvertretung der Arbeitenden 

(Grdešić 2006: 15ff.). In den späten 1980ern begünstigte die politische Liberalisierung in 

Slowenien und Kroatien die Gründung vieler neuer, in ihrer politischen Orientierung von der 

Partei und dem offiziellen Dachverband unabhängiger Gewerkschaften. Bereits Anfang 1990, 

vor den ersten freien Wahlen, waren viele neue Gewerkschaften in Kroatien registriert, etwa 

die Gewerkschaft der Lokomotivführer und mehrere Gewerkschaften des Bildungssektors 

(Kokanović 1999: 200). Dies übte Druck auf die Partei in diesen beiden Teilrepubliken aus, in 

ihrer Reformorientierung weiter zu gehen (Grdešić 2006: 16). Ebenso wichtig waren Verän-

derungen innerhalb des offiziellen Dachverbandes. 1989/90 entwickelte sich in Slowenien 

und Kroatien allmählich eine größere organisatorische Unabhängigkeit der Gewerkschaften, 

während der offizielle Verband in Serbien unter direkte politische Kontrolle geriet.  

Im Mai 1990 entstand aus dem alten Dachverband, dem Bund der Gewerkschaften Kroatiens 

(Savez Sindikata Hrvatske) der Bund der autonomen Gewerkschaften Kroatiens (Savez 

Samostalnih Sindikata Hrvatske – SSSH). Er umfasste sowohl alte sozialistische als auch ei-

nige neu gegründete Gewerkschaften (Bagić 2010: 143ff.). Auf dem Gründungskongress vom 

12. bis 13.5.1990 in Zagreb kam es zur Konfrontation zwischen dem konservativen und dem 

reformorientierten Flügel; laut Marina Kokanović setzte sich der letztere bei den Wahlen zu 

den Führungspositionen durch (Kokanović 1999: 200f.). Dragan Bagić bestreitet dies jedoch: 

Nach seiner Darstellung hatte der letzte Vorsitzende des Bundes der Gewerkschaften Kroati-

ens, Bernard Jurlina, schon 1988 begonnen, Intellektuelle und die Vorsitzenden der neuge-

gründeten Gewerkschaften um sich zu sammeln, um Veränderungen innerhalb der Gewerk-

schaften vorzubereiten. Auf dem Gründungskongress verlor er jedoch die Wahl zum Vorsit-

zenden gegen Josip Klisović, den Vertreter des konservativen Flügels. Daher war der SSSH 

zu Beginn auch sehr zentralistisch organisiert, was zu Unzufriedenheit bei den neuen Ge-

werkschaften führte (Bagić 2010: 143f.). Mittlerweile hatte die HDZ die ersten freien Wahlen 
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gewonnen, was in Kroatien zu einer gewerkschaftsfeindlichen Atmosphäre führte – Organisa-

tionen, die mit dem alten Regime verbunden waren, wurden als „bolschewistische Überreste“ 

attackiert. Einige Gewerkschaften, die der neuen konservativen Regierung nahestanden, spal-

teten sich auf dem Gründungskongress ab (Grdešić 2006: 17). Sie lehnten sich an die HDZ 

an, weil sie mit dem Sieg des konservativ-sozialistischen Flügels auf dem Gründungskongress 

des SSSH unzufrieden waren (Bagić 2010: 144). Es handelte sich dabei um die Unabhängige 

Gewerkschaft der Beschäftigten in weiterführenden Schulen, die Unabhängige Gewerkschaft 

der Wissenschaft und höheren Bildung, die Unabhängige Gewerkschaft der Beschäftigten der 

Flughäfen und die Gewerkschaft der Lehrer; sie gründeten am 28.6.1990 einen neuen Dach-

verband, die Konföderation der unabhängigen Gewerkschaften Kroatiens
9
. Einige Einzelge-

werkschaften blieben ohne Dachverband, etwa die Gewerkschaft der Verwaltungs- und Jus-

tizangestellten, die Gewerkschaft des Finanzwesens und die Unabhängige Gewerkschaft der 

Angestellten des Gesundheitswesens. Am 17.8.1990 gründeten serbische Nationalisten in 

Knin die Autonome Gewerkschaft der Krajina (Kokanović 1999: 201). Die KNSH erwies sich 

schnell als autonom gegenüber der HDZ-Regierung (Grdešić 2006: 17f.). Von der KNSH 

spaltete sich im September 1990 wiederum ein Teil der Gewerkschaften des öffentlichen 

Dienstes ab und gründete den Verband MHS - Matica hrvatskih sindikata javnih djelatnosti 

(Mutterzelle der kroatischen Gewerkschaften der öffentlichen Tätigkeiten) (Bagić 2010: 

144).
10

 Am 29.12.1990 wurde als weiterer Dachverband die Kroatische Gewerkschaftsverei-

nigung (Hrvatska Udruga Sindikata – HUS
11

) gegründet (Kokanović 1999: 201). Weit ver-

breitet ist die These, die Gründung von HUS sei von der HDZ angestoßen worden, weil kurz 

vorher Premierminister Manolić als Reaktion auf einen Streik in der Metall- und Textilindust-

rie die baldige Gründung eines wirklichen kroatischen Dachverbandes angekündigt hatte 

(Bagić 2010: 150). Allerdings gewann auch HUS in der Folgezeit allmählich an politischer 

Autonomie gegenüber der HDZ (Grdešić 2006: 18). HUS war im Wesentlichen ein Zusam-

menschluss derjenigen neugegründeten Gewerkschaften, die nicht an der Gründung des SSSH 

teilgenommen hatten. Dragutin Lesar, der später zeitweilig SSSH-Vorsitzender war, behaup-

tet, an der Gründung von HUS sei auch Bernard Jurlina beteiligt gewesen. Kurz darauf grün-

deten weitere bisher unabhängige Gewerkschaften die Koordination der kroatischen Gewerk-

schaften der öffentlichen Beamten und Angestellten (Koordinacija hrvatskih sindikata javnih 

službenika i namještenika – KHSJSN). 1994 entstand der Dachverband URSH (Udruga 

                                                           
9
Kroatisch: Konfederacija Nezavisnih Sindikata Hrvatske (KNSH) (Bagić 2010: 152). 

10
Dieser Verband änderte dreimal den Namen und heißt heute nur noch Matica Hrvatskih Sindikata (MHS) 

(Bagić 2010: 148). 
11

Ursprünglich Hrvatska Unija Sindikata – Kroatische Gewerkschaftsunion (Bagić 2010: 144). 
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Radničkih Sindikata Hrvatske – Vereinigung der Arbeitergewerkschaften Kroatiens) als Ab-

spaltung vom SSSH; dieser Verband wurde gegründet von Boris Kunst, einem ehemaligen 

SSSH-Funktionär für die Zagreber Region. Der ursprüngliche Name war Udruga radničkih 

sindikata javnih poduzeća Hrvatske (Vereinigung der Arbeitergewerkschaften der öffentlichen 

Unternehmen Kroatiens), weil das Ziel war, alle Gewerkschaften der öffentlichen Unterneh-

men in einem Dachverband zusammenzufassen (Bagić 2010: 151). Der Anstoß für die Grün-

dung dieses Verbandes war, dass Kunst in kriminelle Aktivitäten verwickelt war und deswe-

gen vom SSSH entlassen wurde (Eigenes Interview mit der Frauensektion des SSSH, B1). Im 

Februar 1999 vereinigten sich KNSH und KHSJSN zum Verband NHS - Nezavisni Hrvatski 

Sindikati (Unabhängige Kroatische Gewerkschaften). Es hatte im Laufe der 1990er Jahre 

mehrere Initiativen gegeben, die Zersplitterung der Gewerkschaftslandschaft zu überwinden; 

eine dieser Initiativen wurde 1998 unter dem Arbeitstitel Hrvatski Sindikati (Kroatische Ge-

werkschaften) eingeleitet, und außer KNSH und KHSJSN war noch HUS an ihr beteiligt, 

stieg jedoch vor Gründung des neuen Verbandes aus (Bagić 2010: 152). Die beiden Verbände 

wurden durch ihre abnehmende Mitgliederzahl zur Vereinigung motiviert (Eigenes Interview 

mit dem NHS, E1).  

Zu Beginn des Transformationsprozesses gab es starke Konflikte zwischen Gewerkschaften 

und Staat (Bagić 2010: 243ff.). Der erste große Streik nach den ersten freien Wahlen war der 

bereits erwähnte Streik Ende 1990, den die Metall- und die Textilgewerkschaft, beide Mit-

glied im SSSH, wegen der niedrigen Löhne und der Angst vor Entlassungen in diesen Bran-

chen organisierten. Bald wurden Konflikte dieser Art jedoch vom Krieg überschattet (Grdešić 

2006: 27ff.): Im September 1991 unterzeichneten SSSH, KNSH und HUS mit der HDZ-

Regierung ein Abkommen, in dem beide Seiten sich für Fälle einer direkten Bedrohung der 

Unabhängigkeit und Einheit der Republik Kroatien zu bestimmten Dingen verpflichteten: Die 

Gewerkschaften versprachen, keine Streiks oder andere Arten von industriellen Aktionen 

durchzuführen. Sie verzichteten allerdings nicht auf ihr Recht, ihre Autonomie und die Inte-

ressen ihrer Mitglieder zu schützen. Sie verpflichteten sich, ihre Ressourcen der Regierung 

zur Verfügung zu stellen, falls es zur Kriegführung nötig sein sollte, und ihre internationalen 

Kontakte einzusetzen, um mehr Unterstützung für Kroatien von ausländischen Gewerkschaf-

ten und Organisationen zu mobilisieren. Auf der anderen Seite versprach die Regierung, die 

Gewerkschaften bei allen Entscheidungen zu konsultieren, die Arbeiterrechte, soziale Rechte, 

ökonomische und soziale Angelegenheiten betreffen. Die Gewerkschaften sammelten außer-

dem Geld und andere Formen von Hilfe für Kriegsflüchtlinge. Im Jahr 1991 blieb es dann in 
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der Tat auch ruhig, was Streiks angeht – anders als das Jahr 1990, in dem viel gestreikt wurde 

(allein am erwähnten Streik Ende 1990 nahmen 63.000 Menschen teil). 

Das Kriegsabkommen spielte in der Praxis jedoch bald keine Rolle mehr: Weil die Regierung 

im Januar 1992 die Löhne im öffentlichen Sektor einfror und die Gewerkschaften die Privati-

sierungsstrategie der HDZ ablehnten (schon im April 1991 hatten SSSH und KNSH ans Par-

lament einen Appell geschickt, das Privatisierungsgesetz nicht zu verabschieden), sammelte 

der SSSH, unterstützt von einigen Oppositionsparteien und westeuropäischen Gewerkschaf-

ten, im März 1992 über 330.000 Unterschriften für eine Petition mit einer Reihe von Forde-

rungen; unter anderem wurde die kostenlose Verteilung von Aktien an die Beschäftigten ge-

fordert. Die anderen Gewerkschaftsverbände unterstützten die Petition nicht, und sie hatte 

keine nennenswerte Wirkung. Im Juli 1992 erreichten SSSH, KNSH und HUS von der Regie-

rung die Unterzeichnung eines Tarifvertrags
12

 für den Teil der Volkswirtschaft, der sich im 

Privatisierungsprozess befand, indem sie einen Generalstreik androhten. Im Oktober wurde 

mit neuerlichen Streikdrohungen ein Tarifvertrag für den öffentlichen Sektor erreicht. Aller-

dings kündigte die Regierung die Tarifverträge per Dekret auf; in diesem Dekret wurden 

Lohnsteigerungen im Sinne der Inflationsbekämpfung begrenzt. Im September begannen die 

Gewerkschaften mit einer Kampagne, um öffentliche Unterstützung für einen Generalstreik 

zu mobilisieren. In einer Umfrage sprachen sich 59,8% der Bevölkerung für den Streik aus, 

und im November wurde das Dekret mit einem weiteren Dekret widerrufen. In der Folgezeit 

wurden jedoch keine großen Fortschritte bei der Umsetzung der Tarifverträge gemacht, und 

die Reallöhne fielen immer noch, so dass im März 1993 gestreikt wurde. Der SSSH streikte 

vier Stunden, HUS 12 Minuten, der KNSH streikte nicht, überließ aber seinen Mitgliedsge-

werkschaften die Entscheidung, ob sie am Streik teilnehmen wollten. Mehr als 80% der 

SSSH- und etwa 90% der HUS-Mitgliedschaft nahmen teil. Die Forderungen waren, den 

Stundenlohn dem durchschnittlichen Brotpreis anzupassen, die Begrenzung von Löhnen auf-

zuheben, das Privatisierungsgesetz zu ändern, gewerkschaftliches Eigentum nicht zu verstaat-

lichen und eine Sondersitzung des Parlaments einzuberufen. Das Einfrieren der Löhne wurde 

daraufhin für alle profitablen Unternehmen aufgegeben; für Unternehmen in ökonomischen 

Schwierigkeiten wurde festgelegt, dass die Löhne nur um 10% weniger als die Inflation stei-

gen durften. Die Löhne im öffentlichen Sektor sollten an die Entwicklung der Löhne in dem-

jenigen Teil der Wirtschaft gekoppelt werden, der sich im Privatisierungsprozess befand. Am 

                                                           
12

Die Gegenseite bei den in diesem Kapitel genannten Auseinandersetzungen um Tarifverträge ist jeweils der 

Staat, weil der Privatisierungsprozess noch nicht weit vorangeschritten war. Zu Tarifverhandlungen und Arbeit-

geberverbänden in Kroatien heute s. das Kapitel über institutionelle Macht. 
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23.3.1993 wurde ein entsprechendes Abkommen zwischen Regierung und Gewerkschaften 

unterzeichnet. Allerdings kam erneut die Umsetzung nur langsam voran, und insbesondere 

auf den Privatisierungsprozess hatten die Gewerkschaften keinen nennenswerten Einfluss. 

Nach der Abschaffung der Arbeiterräte im Dezember 1992 setzte sich der SSSH für neue 

Schutzmechanismen ein, etwa für Zusammenschlüsse von Kleinaktionärinnen und -

aktionären, die Beschäftigte davor schützen sollten, ihre Aktien unter Wert zu verkaufen. All 

diese Initiativen blieben jedoch erfolglos, weil die Arbeiterinnen und Arbeiter angesichts ihrer 

ökonomischen Situation meistens eher an kurzfristigen Einnahmen durch den Verkauf von 

Aktien als an einem langfristigen Einfluss auf ihre Firmen interessiert waren.  

1994 gab es noch einige große Streiks, etwa einen Generalstreik im Bildungswesen oder Ende 

des Jahres einen Generalstreik bei der Eisenbahn, bei dem sämtliche Forderungen der Be-

schäftigten durchgesetzt wurden. Im Februar 1996 blockierten die Beschäftigten der Eisen-

bahn erneut sieben Tage den gesamten Bahnverkehr. Mit Ausnahme einiger Streiks im Bil-

dungswesen gab es danach jedoch keine Massenstreiks mehr, die über längere Zeit das Funk-

tionieren wichtiger öffentlicher Dienstleistungen im ganzen Land gefährdet hätten (Bagić 

2010: 244ff.). Dragan Bagić erklärt dies vor allem damit, dass mit dem neuen Arbeitsgesetz-

buch gegen den Staat gerichtete Streiks illegalisiert wurden. 

So wurden die Gewerkschaften gezwungen, zu anderen Aktionsformen wie etwa Demonstra-

tionen zu greifen. In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre wuchs allmählich die Unzufrieden-

heit mit der HDZ-Regierung, und die Gewerkschaften spielten eine wichtige Rolle in der poli-

tischen Mobilisierung dieser Unzufriedenheit (Grdešić 2006: 46ff.). Es gab mehrere Anlässe 

für Konflikte. So setzte die Regierung 1998 erneut per Dekret durch, dass die Löhne im Sek-

tor, der sich noch unter staatlicher Kontrolle befand, eingefroren wurden. Außerdem verab-

schiedete das Parlament im Mai 1995 eine Reihe von Änderungen des Arbeitsgesetzbuches. 

Insbesondere sollten Arbeitsverhältnisse nun auf Verträgen basieren und nicht mehr als Teil 

des Status des Beschäftigten garantiert sein. Außerdem wurden Kündigungsfristen verkürzt 

und Abfindungen gesenkt. Es fanden zwar Verhandlungen zwischen Regierung, Gewerk-

schaften und Arbeitgeberverband über diese Änderungen statt, das Gesetzespaket ging jedoch 

ans Parlament, ohne dass ein Konsens erreicht worden wäre. Dragutin Lesar musste daraufhin 

als SSSH-Vorsitzender zurücktreten.  

Im Februar 1998 fand in Zagreb die für diesen Zeitraum bedeutsamste Gewerkschaftsde-

monstration statt. Sie wurde hauptsächlich von URSH organisiert, um Aufmerksamkeit auf 
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die schwierigen ökonomischen und sozialen Bedingungen im Land zu lenken. Der SSSH 

nahm nicht teil, vor allem weil er innergewerkschaftliche Konflikte auszutragen hatte. HUS 

nahm teil, was ein wichtiger Schritt zur Lösung von der Nähe zur HDZ war. Der HUS-

Vorsitzende Niko Gunjina wurde für seine Teilnahme aus der HDZ ausgeschlossen. Fast alle 

Oppositionsparteien sowie die Organisationen der Studierenden und Rentnerinnen und Rent-

ner unterstützten den Protest. Zur damaligen Zeit waren Demonstrationen auf dem zentralen 

Zagreber Platz verboten. Nach Gewerkschaftsangaben nahmen zwischen 60.000 und 80.000 

Menschen teil (laut Polizei 17.000) und versuchten, durch mehrere Reihen Polizei, Sonderpo-

lizei und Militärpolizei hindurch auf den Hauptplatz zu gelangen; sie schafften es tatsächlich, 

die erste Reihe zu durchbrechen. Am Tag darauf fand ein HDZ-Parteitag statt, auf dem Präsi-

dent Tuđman die Demonstrierenden als „Mob“ bezeichnete, der nicht an die Macht kommen 

dürfe. Insbesondere nach diesen Erfahrungen näherten sich die Gewerkschaften vermehrt den 

Oppositionsparteien an. Im November 1999 unterzeichneten der SSSH sowie die zwei wich-

tigsten Oppositionsparteien, die sozialdemokratische SDP (Socijaldemokratska Partija 

Hrvatske – Sozialdemokratische Partei Kroatiens) und die sozialliberale HSLS (Hrvatska 

socijalno-liberalna stranka - Kroatische Sozialliberale Partei), den Kontrakt für ein gerechtes 

Kroatien. Er enthielt 25 Forderungen, die der SSSH allen Parlamentsparteien schickte und die 

sich auf Themen wie eine Revision der Privatisierung oder Änderungen des Arbeitsgesetzbu-

ches bezogen. Ein identischer Kontrakt wurde mit den vier übrigen Oppositionsparteien un-

terzeichnet. 

Auf betrieblicher Ebene tauchte in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts das Phänomen der Stäbe 

zur Verteidigung des Unternehmens (Stožeri za obranu poduzeća) auf (Bagić 2010: 246ff.). 

Es handelte sich dabei um von Beschäftigten spontan geschaffene Gremien, die die Leitung 

der Produktion in Unternehmen übernahmen, um ihre Privatisierung oder ihren Konkurs zu 

verhindern. Den ersten Fall dieser Art gab es im Sommer 1998 bei Petrokemija, einer Fabrik 

für mineralische Düngemittel in der Stadt Kutina. Als Reaktion auf die geplante Coupon-

Privatisierung wurde der Stab bei Petrokemija von den zwei im Betrieb vertretenen Gewerk-

schaften und dem Verband der Kriegsveteranen ins Leben gerufen und organisierte im August 

1998 eine Demonstration in Kutina mit 10.000 Teilnehmern. Es war gelungen, die Mehrheit 

der Bevölkerung und die lokale politische Elite zu mobilisieren. Die kroatische Regierung 

willigte daraufhin ein, das Petrokemija mehrheitlich in staatlichem Eigentum bleibt und beide 

Gewerkschaften einen Sitz im Aufsichtsrat erhalten. Nach dem Vorbild von Petrokemija wur-

den allein bis Ende der 1990er Jahre etwa 30 solcher Stäbe gebildet, und bis heute ist diese 
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Kampfform nicht ganz verschwunden. Nicht überall waren jedoch die Gewerkschaften so wie 

bei Petrokemija aktiv beteiligt, und meistens wurden anders als dort auch keine nennenswer-

ten langfristigen Erfolge erzielt. Dragan Bagić schlussfolgert, diese Kampfform sei eher ein 

Ausdruck von Verzweiflung als eine durchdachte Strategie oder ein Zeichen von großer Iden-

tifikation der Beschäftigten mit ihrem Unternehmen. 

Marko Grdešić kommt zusammenfassend zum Schluss, dass die 1990er Jahre in Kroatien vor 

allem durch den Ausschluss der Gewerkschaften von wichtigen Entscheidungen gekenn-

zeichnet waren (Grdešić 2006: 34). Anders als im benachbarten Slowenien bemühte sich die 

regierende HDZ nicht, an bestimmte als positiv betrachtete Züge der Arbeiterselbstverwal-

tung anzuschließen, denn Jugoslawien wurde in ihrer Ideologie mit serbischer Dominanz über 

und schließlich militärischer Aggression gegen Kroatien gleichgesetzt. Außerdem war die 

Partei der Ansicht, ihre große parlamentarische Mehrheit und ihre Rolle bei der Gründung 

eines unabhängigen kroatischen Staates seien eine ausreichende Legitimationsbasis; sie be-

trachtete daher die Einbindung der Gewerkschaften nicht als besonders wichtig (ebd.: 35ff.). 

Während es in Slowenien tatsächlich zu einer breiten Streuung der Aktien im Zuge der Priva-

tisierung kam, wurde das gesellschaftliche Eigentum in Kroatien durch Verstaatlichung besei-

tigt und im Zuge der Privatisierung bei politischen Günstlingen konzentriert. Während sich in 

Slowenien ein stabiles System von Kollektivverhandlungen etablierte, bestimmte die HDZ 

über Löhne per Dekret. Weitere Faktoren kamen hinzu, so die Atmosphäre der nationalen 

Einigkeit durch den Krieg. 

4.2 Die Entwicklung nach der Ära Tuđman 

Nach dem gewonnenen Krieg kam es zu einer fortschreitenden Delegitimierung der HDZ-

Regierung (Brkić 2001: 118ff.). Verantwortlich dafür waren ökonomische Probleme, Korrup-

tionsaffären um hohe Politiker, die internationale Isolation des Landes und Berichte über 

Kriegsverbrechen auf kroatischer Seite. 1998 wurde ein Bündnis aus der sozialdemokrati-

schen SDP und fünf kleineren Oppositionsparteien gebildet. Tuđman starb am 10.12.1999 an 

Krebs, und am 3.1.2000 gewann das Oppositionsbündnis bei den Parlamentswahlen fast zwei 

Drittel der Mandate. Präsident wurde in einer Stichwahl am 7.2.2000 Stipe Mesić, mittlerwei-

le nicht mehr in der HDZ.
13

 Zum Ministerpräsidenten wurde am 27.1.2000 Ivica Račan be-

stimmt (Zakošek/Maršić 2010: 796).  

                                                           
13

Er lehnte die Bosnien-Politik Tuđmans ab und verließ daher 1994 die Partei (Brkić 2001: 189). 
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Im November 2000 wurden Verfassungsänderungen verabschiedet, mit denen unter anderem 

die starke Stellung des Präsidenten abgeschafft wurde; er wird jedoch weiterhin direkt ge-

wählt (Zakošek/Maršić 2010: 784). 

Nach dem Wahlsieg der Opposition wurde der Dialog mit den Gewerkschaften fortgesetzt 

(Grdešić 2006: 48ff.). Im Dezember 2001 unterzeichneten alle Gewerkschaftsdachverbände 

außer dem NHS die Partnerschaft für Entwicklung. Das Ziel dieses Dokuments war die Stär-

kung des öffentlichen Vertrauens in anstehende Reformen. Es handelte sich um ein inhaltlich 

sehr unkonkretes Papier, und der SSSH und eine seiner stärksten Mitgliedsgewerkschaften, 

PPDIV (Sindikat zaposlenih u poljoprivredi, prehrambenoj i duhanskoj industriji i 

vodoprivredi Hrvatske - Gewerkschaft der Beschäftigten in der Landwirtschaft, Nahrungsmit-

tel- und Tabakindustrie und Wasserwirtschaft Kroatiens), forderten seine Ergänzung durch 

mehrere spezielle Abkommen zu den Themen Sozialpolitik, Lohnpolitik und Privatisierung 

und schließlich eine Analyse der Europäischen Sozialcharta und mehrerer Konventionen der 

ILO (International Labour Organisation). Weil bis zum 1.4.2002 keines dieser Abkommen 

unterzeichnet wurde, verließ der SSSH die Partnerschaft für Entwicklung. Andere, insbeson-

dere der NHS, der gar nicht erst beigetreten war, lehnten die Partnerschaft ab, weil die Regie-

rung ein Abkommen mit der Weltbank zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes abgeschlossen 

hatte. Sie urteilten, wenn die Weltbank Entscheidungen über kroatische Arbeiterrechte fälle, 

sei Sozialpartnerschaft eine Illusion. Die Partnerschaft spielte nach dem Austritt des SSSH 

keine Rolle mehr, und andere Gewerkschaften kündigten sie ebenfalls auf. Der SSSH-

Vorsitzende Davor Jurić stand insbesondere durch die PPDIV unter Druck, weil er in der 

Partnerschaft dem Versprechen zugestimmt hatte, dass die Gewerkschaften alle Konflikte 

friedlich und ohne Streiks lösen würden. Aufgrund der Kritik durch PPDIV und andere Mit-

gliedsgewerkschaften änderte Jurić seinen Kurs, kündigte Massendemonstrationen an und 

erklärte auch einen Generalstreik für möglich. 

Hauptkonfliktfeld in dieser Zeit waren Änderungen des Arbeitsgesetzbuches. Im Juli 2003 

wurden sie verabschiedet. Befristete Beschäftigung und Leiharbeit wurden zu bestimmten 

Bedingungen erlaubt, die mögliche Dauer befristeter Arbeitsverhältnisse von drei auf fünf 

Jahre erhöht. Kündigungsfristen wurden verkürzt und Abfindungen gesenkt. Es gab allerdings 

auch einige Verbesserungen aus gewerkschaftlicher Sicht; so wurde ein Solidaritätsbeitrag 

eingeführt, den Nichtmitglieder an die Gewerkschaften zahlen sollen, falls die Arbeiter eines 

Betriebs dies beschließen. Die Verabschiedung der Änderungen des Arbeitsrechts kostete 

Jurić seinen Posten – PPDIV setzte seinen Rücktritt als SSSH-Vorsitzender durch. 
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Die Gewerkschaften hatten zuvor im Februar eine gemeinsame Erklärung gegen die geplanten 

Änderungen verabschiedet und mit einem Generalstreik gedroht (Bagić 2010: 254f.). Nach 

dem 1. Mai kam es jedoch zu keinen gemeinsamen Aktionen: Zwei kleinere Demonstrationen 

vor dem Parlament fanden statt, die erste von PPDIV allein organisiert, die zweite von PPDIV 

zusammen mit den Dachverbänden NHS, HUS und URSH, während der SSSH als Dachver-

band sowie der MHS die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen akzeptabel fanden. 

Die Privatisierungen der 1990er Jahre wurden nicht revidiert (Grdešić 2006: 52). Es wurde 

zwar eine Kommission eingesetzt, die zahlreiche Unregelmäßigkeiten aufdeckte; daraus wur-

den von der Regierung jedoch keine praktischen Konsequenzen gezogen. 

Im November 2003 wurde erneut eine HDZ-Regierung unter dem Ministerpräsidenten Ivo 

Sanader gewählt (ebd.: 52f.). Allerdings ging sie nicht in der gleichen Weise auf Konfrontati-

on zu den Gewerkschaften wie in den 1990er Jahren. Sie vermied anders als die vorherige 

SDP-Regierung weitgehend die Thematisierung von sensiblen Bereichen wie der Arbeitsge-

setzgebung oder der Rentenversicherung und lehnte einen Vorschlag des Arbeitgeberverban-

des ab, eine Flat Tax, also einen einheitlichen Steuersatz, einzuführen, ab, als klar wurde, dass 

die Gewerkschaften Widerstand leisten würden. Die Regierung bemühte sich bei den Refor-

men, die sie durchführte, aber auch nicht um den Konsens der Gewerkschaften, etwa bei der 

Gesundheitsreform, die auf mehr Zuzahlungen der Versicherten hinauslief. Sie wurde verhin-

dert, weil die Gewerkschaften 330.000 Unterschriften unter eine Petition zu diesem Thema 

sammelten. 

Es handelte sich um eine Minderheitsregierung aus HDZ und DC (Demokratski Centar - De-

mokratisches Zentrum). Mitte Februar 2006 kam es wegen Differenzen mit Ministerpräsident 

Sanader zum Rücktritt von Justizministerin Vesna Škare-Ožbolt (DC) (Zakošek/Maršić 2010: 

795f.). Die HDZ regierte fortan wieder allein und wurde Ende 2007 erneut gewählt (Dirmoser 

2012). 2009 trat Sanader überraschend zurück, und Jadranka Kosor wurde seine Nachfolgerin 

(Zakošek/Maršić 2010: 795f.). Am 4.12.2011 siegte erneut eine SDP-geführte Koalition bei 

den Parlamentswahlen (Stojaković 2011). Ministerpräsident wurde Zoran Milanović (DIE 

ZEIT, 5.12.2011).  

Am 12.4.2008 fand auf dem zentralen Platz in Zagreb eine gewerkschaftliche Demonstration 

unter dem Motto „Gemeinsam für höhere Löhne im öffentlichen und privaten Sektor“ statt. 

(Bagić 2010: 259f.). Alle Dachverbände außer URSH nahmen teil; nach Gewerkschaftsanga-

ben gab es 60.000, nach Polizeiangaben 35.000 Teilnehmer. Thematisiert wurden viele politi-
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sche Felder; konkret forderten die Gewerkschaften eine bessere Kontrolle und die Verkürzung 

von befristeter Beschäftigung sowie die Verabschiedung eines Mindestlohngesetzes. Auch 

innergewerkschaftlich wird diese Demonstration heute wegen des weitgehenden Fehlens kla-

rer Ziele kritisiert.  

Kroatien befindet sich seit Beginn der Finanzkrise 2008/09 in der Rezession (Stadler 2013). 

Einerseits gibt es kaum noch konkurrenzfähige Industrie, andererseits ist der Konsum als 

Wachstumsmotor seit Krisenbeginn weitgehend ausgefallen, etwa durch die Verschärfung der 

Kreditvergabestandards. 

Etwa seit 2006 ist der Druck auffällig, den die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes auf 

die Regierung ausüben, insbesondere seit Beginn der Wirtschaftskrise 2008 (Bagić 2010: 

259ff.). 2006 wurde mit einem Streik im Bildungswesen eine Erhöhung der Bemessungs-

grundlage der Löhne im öffentlichen Sektor durchgesetzt, weil die Löhne hinter der Entwick-

lung im Privatsektor zurückgeblieben waren. Mit Beginn der Krise stellte die Regierung die 

2006 zugesicherte weitere Erhöhung der Bemessungsgrundlage 2009 in Frage. Weil kein Ab-

kommen mit den Gewerkschaften erreicht wurde, kündigte die Regierung einseitig den Tarif-

vertrag, woraufhin die Gewerkschaften mit Streikvorbereitungen begannen. Schließlich 

stimmten sie der Senkung der Bemessungsgrundlage zu, allerdings gegen das Versprechen 

der Regierung, dass diese Maßnahme rückgängig gemacht wird, sobald sich die ökonomische 

Situation verbessert, und dass die Löhne im öffentlichen Sektor bis 2016 denen im Privatsek-

tor angeglichen werden. Bereits im Sommer 2009 schlug die Regierung jedoch eine weitere 

Senkung um 6% vor. Angenommen wurde jedoch der Gegenvorschlag der Gewerkschaften 

des öffentlichen Dienstes, eine Krisensteuer einzuführen, die alle Bürgerinnen und Bürger ab 

einer bestimmten Einkommensgrenze bezahlen sollten – eine Maßnahme, die von den Ge-

werkschaften des Privatsektors abgelehnt wurde.  

Dragan Bagić schlussfolgert, dass die Gewerkschaften des öffentlichen Sektors über eine hö-

here Macht verfügen als diejenigen des Privatsektors. Dies erklärt er zum einen mit der 

Streikmacht der Gewerkschaften des Bildungswesens – die größten Gewerkschaften in die-

sem Bereich sind Mitglied desselben Dachverbandes (MHS) und koordinieren ihre Aktivitä-

ten darüber. Zum anderen ist der Staat als Arbeitgeber druckanfälliger als die Firmen des Pri-

vatsektors, weil er nach politischen Rücksichten handelt, etwa nach dem Wunsch der Regie-

rungspartei, erneut gewählt zu werden. 
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Auch die seit 2011 regierende SDP-geführte Koalition verfolgt einen konfliktorientierten 

Kurs gegenüber den Gewerkschaften, was sich etwa an Auseinandersetzungen um Änderun-

gen des Arbeitsgesetzbuches zeigt. Die Gewerkschaften kritisieren, der endgültige Entwurf 

des neuen Gesetzes werde ohne vorhergehende Konsultationen mit Gewerkschaften und Ar-

beitgeberverbänden im Parlament behandelt. Vorhergegangen war gewerkschaftliche Kritik 

an wichtigen Punkten, die teilweise berücksichtigt wurde: So sollten kleine Unternehmen die 

Möglichkeit von Kündigungen ohne Angaben von Gründen erhalten (dies wurde fallengelas-

sen). Nach wie vor ist allerdings geplant, dass Leiharbeit in Zukunft drei Jahre statt nur ein 

Jahr beim gleichen Entleiher dauern darf (SSSH 2014). 

4.3 Fazit 

Die kroatische Transformation wurde durch die autoritäre Herrschaft der HDZ geprägt. Ge-

stützt auf ihre Rolle bei der Gründung des kroatischen Staates und ihre große parlamentari-

sche Mehrheit war diese Partei nie bemüht, die Gewerkschaften in politische Entscheidungen 

einzubinden. Sie führte eine Wirtschafts- und insbesondere Privatisierungspolitik durch, die 

ihre Klientel bevorzugte und zu einer weitgehenden Deindustrialisierung des Landes führte. 

Die Gewerkschaften hatten zwar sporadische Erfolge aufzuweisen, wurden jedoch weitge-

hend ausgegrenzt und schwächten sich durch Zersplitterung zusätzlich. Auch nach dem Ende 

der Ära Tuđman änderte sich am Verhältnis zwischen Staat und Gewerkschaften nichts We-

sentliches. 

Was die soziale Macht der Gewerkschaften angeht, ist Folgendes zu erwarten: 

 Die kroatische Transformation hat zu einem massiven Anstieg der Erwerbslosigkeit 

geführt, was eine deutliche Schwächung der Marktmacht und der Organisationsmacht 

impliziert. 

 Die Deindustrialisierung des Landes impliziert eine Schwächung der Produktions-

macht. 

 Angesichts des ausgrenzenden Verhältnisses des Staates zu den Gewerkschaften ist 

eine weitgehende Ausgrenzung der Gewerkschaften aus Institutionen, also eine gerin-

ge institutionelle Macht zu erwarten. 

In den folgenden Kapiteln soll die Ausprägung dieser Machtformen in Kroatien im Detail 

beleuchtet werden. 
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5. Überblick über die gewerkschaftlichen Dachverbände in Kroatien 

Im Folgenden wird ein Überblick über die auf nationaler Ebene repräsentativen gewerkschaft-

lichen Dachverbände und ihre Geschichte gegeben. Dies sind gegenwärtig vier. URSH hat 

nach der neuesten Zählung von 2013 seine Repräsentativität verloren (SSSH 2013), wird aber 

am Ende dieses Kapitels wegen seiner Erwähnung im Transformationskapitel der Vollstän-

digkeit halber mitbehandelt. 

Die gewerkschaftlichen Dachverbände in Kroatien müssen alle vier Jahre ihre Repräsentativi-

tät feststellen lassen, wonach sich ihre Vertretung im Wirtschafts- und Sozialrat, einem natio-

nalen tripartistischen Gremium (s. dazu das Kapitel über institutionelle Macht) richtet (Bagić 

2010: 161f.). Gegenwärtig gibt es folgende Repräsentativitätskriterien: Ein Dachverband 

muss mindestens 50.000 Mitglieder und mindestens fünf Mitgliedsgewerkschaften, die in 

verschiedenen Bereichen einer Branche aktiv sind sowie Büros in mindestens vier kroatischen 

Gespanschaften
14

 haben und mindestens fünf Beschäftigte (SEEbiz, 26.3.2013). 

5.1 Unabhängige Kroatische Gewerkschaften –Nezavisni Hrvatski Sindikati (NHS) 

Die Unabhängigen Kroatischen Gewerkschaften sind der jüngste kroatische Dachverband 

(Bagić 2010: 152ff.). Sie entstanden im Februar 1999 durch die Vereinigung von KNSH und 

KHSJSN (s.o. S.76). Diese Vereinigung war das Resultat von seit 1998 ablaufenden Verhand-

lungen, an denen neben den zwei genannten Dachverbänden ursprünglich auch HUS teilnahm 

und die den Arbeitstitel Hrvatski Sindikati (Kroatische Gewerkschaften) trugen. Etwa einen 

Monat vor dem Vereinigungskongress am 19.2.1999 beendete HUS seine Teilnahme (Eigenes 

Interview mit dem NHS, E1). KNSH und KHSJSN waren durch den allmählichen Verlust von 

Mitgliedern und Einfluss zur Vereinigung motiviert (ebd.). Zu Beginn war der NHS ein klei-

ner Dachverband mit ca. 36.000 Mitgliedern, ist jedoch schnell zum zweitgrößten und mitt-

lerweile sogar zum größten Dachverband geworden (ebd.). Bei der Zählung 2013 hatte er 

116.837 Mitglieder und war damit gegenüber 2009 um 3239 Personen gewachsen (SEEbiz, 

26.3.2013). 

Vorsitzender dieses Dachverbandes ist seit der Gründung Krešimir Sever (Bagić 2010: 

152ff.). Er bekennt sich auch in der Öffentlichkeit zur katholischen Soziallehre, weswegen der 

NHS oft das Etikett eines christdemokratischen Verbandes erhält. Dragan Bagić sieht den 

Einfluss dieser Soziallehre darin, dass Sever etwa im Interview die zentrale Rolle des Men-

                                                           
14

Territoriale Einheiten Kroatiens zwischen der nationalen und der kommunalen Ebene, H.B. 
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schen im Produktionsprozess betont, den man nicht wie einen Verbrauchsgegenstand behan-

deln dürfe und dessen Würde gewahrt werden müsse. Hauptziel eines Unternehmens müsse 

sein Beitrag zum Gemeinwohl sein, der Profit sei dem untergeordnet. 

Laut Bagić kann aus der Weltanschauung des Vorsitzenden jedoch nicht auf eine christdemo-

kratische Ausrichtung des Verbandes geschlossen werden, denn es seien bisher keine politi-

schen Initiativen des Verbandes zu verzeichnen, die dies rechtfertigen würden. Außerdem 

betont Sever als Hauptmerkmal der „Unabhängigen“ die Unabhängigkeit von allen politi-

schen Parteien. Der NHS hat bisher nicht mit irgendeiner politischen Partei zusammengear-

beitet und ist derjenige Dachverband, der der Parteipolitik am distanziertesten gegenübersteht. 

Im Statut ist sogar festgehalten, dass weder der Vorsitzende noch sein Stellvertreter noch der 

Generalsekretär Mitglied einer politischen Partei sein dürfen (Eigenes Interview mit dem 

NHS, E1). 

Der NHS vereinigt 57 Einzelgewerkschaften verschiedener Art, überwiegend allerdings 

Hausgewerkschaften (Bagić 2010: 53f.). Es gibt ein leichtes Übergewicht von Gewerkschaf-

ten des öffentlichen Sektors. Der Dachverband hat nur wenige hauptamtliche Beschäftigte, 

weil er sich bewusst dafür entscheidet, den größten Teil der finanziellen Mittel den Einzelge-

werkschaften zu überlassen. Dies ist ein wesentlicher Unterschied insbesondere zu SSSH und 

HUS. Die Vorsitzenden anderer Dachverbände werfen dem NHS oft „Gewerkschaftsdum-

ping“ vor, also das Abwerben von Einzelgewerkschaften aus anderen Dachverbänden durch 

die geringen Beiträge an den Dachverband. Der Wechsel von Einzelgewerkschaften zum 

NHS hat dazu geführt, dass dies heute der heterogenste Dachverband ist, was die Art von 

Gewerkschaften, die Sektoren, wo sie aktiv sind, die Größe der Einzelgewerkschaften und 

den Eigentumstypus der Unternehmen angeht, in denen sie vertreten sind. 

Der NHS hat vier regionale Büros – für die Regionen Rijeka, Split, Osijek und Zagreb. Er 

teilt seine Gewerkschaften in drei Sektoren, den privaten, den öffentlichen und den staatlichen 

Sektor, ein – der öffentliche Sektor umfasst die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und 

der Staatsverwaltung, der staatliche Sektor die im staatlichen Eigentum verbliebenen Firmen 

(Eigenes Interview mit dem NHS, E1). 

Weit verbreitet ist der Eindruck, der NHS sei ein eher loser Dachverband, was unter anderem 

damit begründet wird, dass der Vorsitzende sein Amt ehrenamtlich ausübt. Außerdem strebt 

Sever bei Entscheidungen oft nach der Zustimmung der Gremien des Dachverbandes und 

lehnt Alleinentscheidungen ab. Er selbst begründet dieses Verhalten damit, dass er einen de-
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mokratischen Charakter des Verbandes anstrebe. Allerdings unterscheiden sich die Statuten in 

diesem Punkt nicht wesentlich von anderen Dachverbänden. Der dezentrale Charakter des 

NHS in der Praxis ist wahrscheinlich ein Erbe des KNSH, der ja gerade als Reaktion auf den 

zentralistischen Charakter der alten Gewerkschaften gegründet wurde. 

Der NHS nennt im Interview mehrere Themenfelder, auf denen der NHS seit der Gründung 

besonders aktiv war (Eigenes Interview mit dem NHS, E1): 

 Er macht auf den Einfluss von IWF und Weltbank im Land und seine Folgen 

aufmerksam und hat in den frühen 2000ern den ersten Protest gegen diese 

Organisationen in Kroatien organisiert. 

 Er beschäftigt sich mit den Themen Energie und Ernährung und hat den 

monatlichen Grundbedarf einer vierköpfigen Familie und einer Rentnerfamilie 

berechnet und mit dem Durchschnittslohn und der Durchschnittsrente in 

Kroatien verglichen. 

 Sever war Leiter des Verhandlungsteams der gewerkschaftlichen Dachverbände 

im Zuge der Veränderungen des Arbeitsgesetzbuches 2003. 

5.2 Bund der autonomen Gewerkschaften Kroatiens - Savez Samostalnih Sindikata 

Hrvatske (SSSH) 

Der SSSH wurde im Mai 1990 sowohl von alten sozialistischen als auch von neugegründeten 

Gewerkschaften ins Leben gerufen, was in den Transformationsländern eine Besonderheit 

darstellt (Bagić 2010: 143ff.). Auf dem Gründungskongress wurde Josip Klisović zum Vor-

sitzenden gewählt, der Vertreter der alten Gewerkschaften, die für eine starke Zentralisierung 

des Verbandes eintraten. Er wurde im Dezember 1990 bereits von unzufriedenen Funktionä-

ren aus seiner Position entfernt, was daran lag, dass er in der Frage eines Statuts des neuen 

Verbandes untätig geblieben war, obwohl der Kongress dessen Ausarbeitung innerhalb des 

nächsten halben Jahres beschlossen hatte. Klisović wurde durch eine vier- oder fünfköpfige 

kollektive Führung abgelöst (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). Eine Sitzung des Rates, 

des höchsten Gremiums des Verbandes zwischen zwei Kongressen, wählte im Januar 1991 

Dragutin Lesar zum Nachfolger (ebd.). Er leitete eine Reform des Verbandes ein – so richtete 

er die alten sozialistischen Gewerkschaften auf eine Interessenvertretung der Beschäftigten 

unter neuen Bedingungen aus (Bagić 2010: 145). Lesar wurde 1996 durch Davor Jurić abge-

löst, den Vorsitzenden der Einzelgewerkschaft EKN (Energija, Kemija, Nemetalna Industrija 
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– Energie, Chemie, Nichtmetallische Industrie) (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). Dies 

geschah auf einem außerordentlichen Kongress des Verbandes (zwischen den regulären Kon-

gressen von 1994 und 1998), der durch die Verabschiedung des neuen Arbeitsgesetzbuches 

veranlasst war, insbesondere weil dieses vorsah, dass sich die Gewerkschaften neu registrie-

ren lassen mussten – beim Arbeits- statt beim Justizministerium. Jurić wurde auf dem Kon-

gress von 2002 in seinem Amt bestätigt, trat jedoch im Herbst 2003 aus gesundheitlichen 

Gründen sowie wegen der Unzufriedenheit bestimmter Einzelgewerkschaften
15

 zurück. Als 

Übergangsvorsitzende wurde Vesna Dejanović, die Vorsitzende der Tourismusgewerkschaft, 

ernannt und im April 2004 auf einem weiteren außerordentlichen Kongress gewählt. Auf die-

sem Kongress wurden außerdem drei Stellvertreter/innen für Industrie, Dienstleistungen und 

öffentlichen Sektor gewählt. Im Januar 2006 traten Dejanović und ihr Sekretär wegen neuer-

licher Unzufriedenheit einiger Einzelgewerkschaften zurück; als Übergangsvorsitzende wur-

den zuerst für einige Monate Ivan Tomac und danach Ana Knežević ernannt; Knežević wur-

de im Dezember 2006 auf einem ordentlichen Kongress zur Vorsitzenden gewählt, jedoch im 

Juni 2010 abgelöst. In ihrer Zeit als Vorsitzende der Handelsgewerkschaft hatte sie, so der 

Vorwurf, Gewerkschaftsgelder veruntreut, um Arbeiterinnen und Arbeitern in Not finanziell 

zu helfen. Auf dem Kongress Ende November 2010 wurde der jetzige Vorsitzende Mladen 

Novosel, Funktionär der Metallgewerkschaft, gewählt. 

Der Verband organisiert überwiegend Gewerkschaften des Privatsektors und hat eine relativ 

kleine Zahl von Mitgliedsgewerkschaften (22), weil ihm nur Branchengewerkschaften ange-

hören. Zu den Mitgliedsgewerkschaften gehören aber einige sehr große Branchengewerk-

schaften, was zu einem etwas größeren Mobilisierungspotenzial des SSSH im Verhältnis zu 

anderen Dachverbänden führt, denn er hat dadurch auch Vertrauensleute in vielen Unterneh-

men, denen oft durch Tarifverträge ein Recht auf bezahlte Abwesenheit vom Arbeitsplatz 

wegen gewerkschaftlicher Aktivitäten garantiert wird. Der SSSH hat auch größere finanzielle 

Mittel als andere Verbände und kann daher ca. 115 hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter bezahlen; dazu kommen noch etwa 95 hauptamtliche Beschäftigte der Einzelgewerk-

schaften (Bagić 2010: 146). 

Zwischen den Gewerkschaftskongressen ist das höchste Entscheidungsgremium der Rat, in 

dem alle Einzelgewerkschaften vertreten sind. Jede Gewerkschaft hat das Recht auf einen 

Vertreter plus je einen zusätzlichen Vertreter pro drei Prozent, die sie zum Budget des SSSH 

beiträgt. So hat eine Gewerkschaft, die 9% beiträgt, das Recht auf vier Vertreter. Auf diese 
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Dies hing erneut mit Änderungen des Arbeitsgesetzbuches zusammen, s. dazu das Transformationskapitel. 
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Weise ist ein großer Einfluss der Mitgliedsgewerkschaften garantiert, und der Spielraum für 

autonome Entscheidungen der Führung des Dachverbandes ist stark begrenzt. Der Dachver-

band mischt sich auch nicht in die Tarifverhandlungen, die interne Organisation und die Mit-

telverwendung der Gewerkschaften ein, sondern ist lediglich für politische Lobbyarbeit, die 

Unterzeichnung nationaler Tarifverträge, die Organisation von Demonstrationen, Bildungs-

arbeit und Rechtshilfe für die Mitglieder zuständig (ebd.: 147). 

Der SSSH selbst erklärt den relativ häufigen Wechsel der Vorsitzenden damit, dass er anders 

als die anderen Dachverbände ausschließlich aus relativ starken Branchengewerkschaften 

besteht, so dass es genügend Konfliktstoff gab (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). Die 

Mitgliederzahl des SSSH ist heute deutlich kleiner als zur Gründungszeit – damals lag sie bei 

etwa 700.000, bei der Zählung 2009 bei etwa 165.000 (Bagić 2010: 146). Bei der Zählung 

von 2013 hatte er nur noch 99.682 Mitglieder und hatte damit erneut einen Verlust von etwa 

65.000 Personen zu verzeichnen (SEEbiz, 26.3.2013). Diese Abnahme liegt unter anderem 

am Austritt mehrerer Mitgliedsgewerkschaften im Laufe der Zeit (Eigenes Interview mit dem 

SSSH, E2). So sind im Herbst 2009 die Gewerkschaft der Seeleute und die Autonome Ge-

werkschaft des Gesundheitswesens und der sozialen Fürsorge Kroatiens ausgetreten; die Ge-

werkschaft der Seeleute hat sich keinem anderen Dachverband angeschlossen, die Gewerk-

schaft des Gesundheitswesens ist zum MHS gegangen (Bagić 2010: 146). Die Gründe für 

den Austritt waren gegensätzlich (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2): Die Seeleute traten 

aus, weil der SSSH keine Aktionen gegen die Krisensteuer (s. Transformationskapitel) unter-

nahm
16

, die Gesundheitsgewerkschaft trat aus, weil die Vorsitzende Spomenka Avberšek be-

fürchtete, der Verband könnte eine solche Aktion gegen die von den Gewerkschaften des öf-

fentlichen Dienstes befürwortete Steuer unternehmen. Diese Gewerkschaft hat den MHS we-

gen Konflikten zwischen Avberšek und dem MHS-Vorsitzenden Ribić 2011 wieder verlassen 

und ist nun ohne Dachverband. Noch vor den Seeleuten wechselte die Textilgewerkschaft 

zum NHS. Streitpunkt war hier der Einsatz des SSSH für ein Mindestlohngesetz; die Textil-

gewerkschaft war der Ansicht, dies würde in der Textilindustrie, wo die Löhne ausgespro-

chen niedrig sind, zu Entlassungen führen. Dazu kam der niedrigere Beitrag an den Dachver-

band im NHS – in der Textilindustrie sind die Löhne niedrig, und viele Firmen sind ge-

schlossen worden; daher hat die Gewerkschaft relativ geringe Einnahmen aus Mitgliedsbei-

trägen. Anfang 2011 trat die Gewerkschaft der Landwirtschaft, Lebensmittel- und Tabakin-

                                                           
16

Der SSSH kritisiert, diese Gewerkschaft habe immer besonders radikal sein wollen, ohne viele Mitglieder zu 

haben, so dass andere Gewerkschaften im Grunde bei seinen Aktionen die Hauptarbeit hätten machen müssen 

(ebd.). 
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dustrie und Wasserwirtschaft aus. Dies war vorher die größte SSSH-Gewerkschaft mit einem 

ca. zwanzigprozentigen Beitrag zu Mitgliedschaft und Finanzen. Der SSSH kann auf Nach-

frage den Austritt nicht wirklich erklären, führt aber an, diese Gewerkschaft habe ihre Stärke 

schon immer dazu benutzt, sich innerhalb des Verbandes erpresserisch zu verhalten, und 

selbst wenig Solidarität gezeigt. 2010 trat außerdem die Bildungsgewerkschaft aus und 

wechselte zum MHS.    

In der Öffentlichkeit erhält der SSSH oft das Etikett eines sozialdemokratischen Verbandes 

(ebd.), zum einen weil er aus dem sozialistischen Gewerkschaftsverband hervorgegangen ist, 

zum anderen wegen seiner Zusammenarbeit mit der SDP im Vorfeld der Wahlen 2000 (s. 

Transformationskapitel). Der Verband selbst bestreitet jede parteipolitische Präferenz oder 

eindeutige weltanschauliche Ausrichtung; einige Elemente aus sozialdemokratischen Positio-

nen lassen sich in seinen Dokumenten allerdings wiederfinden: so die Akzeptanz der kapita-

listischen Ökonomie auf der einen Seite, auf der anderen Seite die These, Kapital und Arbeit 

hätten nicht die gleichen Interessen, und der Staat müsse zugunsten der Arbeiter eingreifen. 

Dies ist jedoch keine Besonderheit gegenüber anderen Dachverbänden. So halten etwa so-

wohl der SSSH als auch der NHS den skandinavischen Wohlfahrtsstaat für vorbildlich, erhal-

ten aber unterschiedliche politische Etiketten (s.S.85f.). 

An wichtigen Kampagnen, die der Verband angestoßen hat bzw. an denen er beteiligt war, 

nennt er im Interview: 

 Abschluss eines nationalen Tarifvertrags über den Mindestlohn 1998, 2008 in ein 

Gesetz umgewandelt, weil im Vertrag keine Sanktionsmechanismen vorgesehen waren 

 Die Demonstration auf dem zentralen Zagreber Platz 2008 (s. S.82f.) 

 Sechs Branchentarifverträge, die teilweise durch Entscheidungen von Ministern für 

allgemeinverbindlich erklärt wurden 

 Die Ausarbeitung von 15 Forderungen zu Arbeiterrechten 1991; Ergebnis war die 

Einführung einer gleitenden Lohnskala 

 Verbesserungen im Arbeitsgesetzbuch von 1996 durch Initiativen des SSSH 

 Die Sammlung von Unterschriften für ein Referendum zu weiteren Änderungen im 

Arbeitsgesetzbuch 2010. 
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Gegenwärtig läuft seit Januar 2011 eine Kampagne gegen die Nichtauszahlung von Löhnen 

und Sozialabgaben, wovon in Kroatien nach Gewerkschaftsangaben ca. 70.000 Beschäftigte 

betroffen sind. Gefordert wird unter anderem die Einrichtung eines öffentlichen Fonds, aus 

dem etwa bei fehlender Liquidität des Unternehmens die Löhne gezahlt werden können (Ei-

genes Interview mit dem SSSH, E1). 

Der SSSH war an zwei wichtigen Versuchen beteiligt, verschiedene gewerkschaftliche 

Dachverbände zu vereinigen: Im Mai 1998 bildete er mit dem MHS und einigen Gewerk-

schaften ohne Dachverband den Kroatischen Block demokratischer Gewerkschaften 

(Hrvatski blok demokratskih sindikata), der jedoch nur bis Mitte 1999 aktiv war (Bagić 2010: 

157). 2012/13 versuchte der Verband, einen Vereinigungsprozess mit dem kleineren Dach-

verband HUS (s.u. S.92ff.) voranzutreiben. Ein Abkommen über verstärkte Zusammenarbeit 

und die angestrebte Vereinigung wurde am 19.4.2012 unterzeichnet. Am 25.1.2013 beschloss 

HUS jedoch, dieses Abkommen einseitig aufzukündigen. Begründet wurde dies damit, dass 

der SSSH den Vorschlag von HUS abgelehnt hatte, den Wirtschafts- und Sozialrat als Reak-

tion auf Kürzungen der Regierung im öffentlichen Dienst zu verlassen. Der SSSH hielt den 

Prozess des sozialen Dialogs für alternativlos (Novosel 2013). 

5.3 Mutterzelle
17

 der kroatischen Gewerkschaften - Matica Hrvatskih Sindikata (MHS) 

Die Mutterzelle der kroatischen Gewerkschaften hat neben SSSH und HUS eine Kontinuität 

von 1990 bis heute aufzuweisen (Bagić 2010: 148ff.). Dieser Verband hat allerdings dreimal 

seinen Namen geändert, weil er sich mehrfach auf neue Organisationsbereiche ausgedehnt 

hat. Ursprünglich war er ein Verband des Bildungswesens und anderer öffentlicher Dienst-

leistungen, weitete sich dann auf Teile der Staatsverwaltung (etwa die Gewerkschaft der Po-

lizei) aus, und Ende 2008 trat dem MHS schließlich der bis dahin selbständige Dachverband 

UNI-CRO bei. UNI-CRO war 2002 als Zusammenschluss einiger Gewerkschaften entstan-

den, die bis dahin ohne Dachverband waren; die größte war dabei die Gewerkschaft des Gra-

fik- und Verlagswesens. Dieser Verband hatte ca. 20.000 Mitglieder und war zwischen 2004 

und 2008 auch als repräsentativ anerkannt. Die Veränderung in der Struktur der Mitglied-

schaft schlägt sich bisher jedoch nicht im politischen Wirken des Verbandes nieder – so 

hatten der MHS und sein Führungsmitglied Vilim Ribić
18

 eine Schlüsselrolle bei der Beein-

                                                           
17

 Das Wort Matica ist ein schwer zu übersetzendes slawisches Wort für Dinge, aus denen etwas anderes ent-

steht. 
18

An der Spitze des MHS seit der Gründung (Eigenes Interview mit der Studierendenbewegung, A1). 
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flussung der Sparmaßnahmen von 2009 im Sinne der Beschäftigten des öffentlichen Diens-

tes. 

Der MHS hat so gut wie kein hauptamtliches Personal; fast alle gewerkschaftlichen Dienst-

leistungen werden von den Einzelgewerkschaften angeboten. Der Verband ist organisatorisch 

in vier Bereiche untergliedert: Bildung, Staatsdienst, Gesundheit und soziale Fürsorge sowie 

Wirtschaft
19

 und Dienstleistungen. Es gibt 17 Mitgliedsgewerkschaften. Lediglich die 

Grafikergewerkschaft sowie die Hausgewerkschaft der Privredna Banka Zagreb (Wirt-

schaftsbank Zagreb) haben vorwiegend Mitglieder im Privatsektor. Die meisten Einzelge-

werkschaften im MHS sind relativ groß. Manche Gewerkschaften in diesem Verband arbei-

ten untereinander mehr zusammen als andere; insbesondere die Gewerkschaften des Bil-

dungswesens koordinieren ihre Politik gewöhnlich. 

Der MHS hat nach der letzten Zählung von 2013 61.411 Mitglieder und damit 18.900 weni-

ger als 2009 (SEEbiz, 26.3.2013). 

Das höchste Gremium des MHS ist der Große Rat, in dem jede Mitgliedsgewerkschaft je 

nach der Größe ihrer Mitgliedschaft eine bestimmte Anzahl von Mitgliedern hat, die für drei 

Jahre ernannt werden. Der Große Rat bestimmt die strategischen Ziele des Verbandes, wählt 

die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und nimmt den Arbeits- und den Finanzbericht an. 

Der Kleine Rat ist das für die Ausführung der Beschlüsse des Großen Rates verantwortliche 

Gremium. Auch hier hängt die Zahl der Vertreterinnen und Vertreter jeder Einzelgewerk-

schaft von der Größe ihrer Mitgliedschaft ab. Der oder die Vorsitzende repräsentiert den 

Dachverband und setzt die Richtlinien des Großen und Kleinen Rates in Einzelentscheidun-

gen um. Aus dem Statut geht nicht hervor, dass der Dachverband sich in die Politik der Ein-

zelgewerkschaften einmischen dürfte. 

Der MHS hat in der Öffentlichkeit kein besonderes politisches Etikett, und auch aus seinen 

Dokumenten geht keine besondere politische oder weltanschauliche Ausrichtung hervor. 

5.4 Kroatische Vereinigung der Arbeitergewerkschaften - Hrvatska Udruga Radničkih 

Sindikata (HURS) 

Dieser Verband entstand am 29.12.1990 unter dem Namen Hrvatska Unija Sindikata (Kroa-

tische Gewerkschaftsunion) und hatte seit 1992 den Namen Hrvatska Udruga Sindikata 

                                                           
19

Kroatisch: gospodarstvo; damit ist im Kroatischen gewöhnlich der marktförmig organisierte Teil der Volks-

wirtschaft gemeint, H.B. 
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(Kroatische Gewerkschaftsvereinigung) (Eigenes Interview mit HUS, E3).
20

 Der Verband 

hatte bisher fünf Vorsitzende: Jure Šundov (1990-1992), Berislav Belec (1992-1994), Niko 

Gunjina (1994-1999), Zdenko Mučnjak (1999-2005) und seit 2005 Ozren Matijašević. Laut 

Aussage des Verbandes selbst gibt es seit 1992 und vor allem seit 1994, dem Beginn der 

Amtszeit von Gunjina, eine große Kontinuität in der politischen Linie des Verbandes, also 

keine wichtigen politischen Veränderungen in der Politik der verschiedenen Vorsitzenden. 

Die Vorsitzenden hätten in der Regel einfach ihre ein oder zwei Mandate erfüllt und seien 

dann normal abgelöst worden; Munjak sei auf eigenen Wunsch zwei Jahre früher abgelöst 

worden. Zu Beginn  der Verbandsgeschichte habe es allerdings einige Konflikte gegeben.
21

 

HUS entstand im Wesentlichen als Zusammenschluss neuer Gewerkschaften (Bagić 2010: 

150f.). Weit verbreitet ist die These, der Verband sei unter der Schirmherrschaft der HDZ 

entstanden, um den SSSH zu schwächen. Dragan Bagić gibt an, alle seine Interviewpartner 

außer den HUS-Vertretern selbst hätten diese These vertreten. Als Indiz wird zum einen an-

geführt, dass kurz vor der HUS-Gründung Ministerpräsident Manolić die Gründung eines 

wahren kroatischen Dachverbandes als Reaktion auf einen Streik in der Metall- und Textilin-

dustrie angekündigt hatte, zum anderen die Tatsache, dass HUS seine politischen Aktivitäten 

mit Aktionen wie einem Protest vor der Kommandantur der Jugoslawischen Volksarmee in 

Split begann, mit der Forderung, die Blockade des kroatischen Dorfes Kijevo zu beenden. 

Dabei wurde die jugoslawische Fahne vom Gebäude entfernt und durch die kroatische er-

setzt. 

Insbesondere von SSSH-Seite wird auch auf das Wirken des Vorsitzenden Gunjina verwie-

sen, der konservative Positionen vertreten habe. Der jetzige Vorsitzende Matijašević räumt 

zwar Gunjinas HDZ-Nähe ein, bestreitet aber, dass diese einen wesentlichen Einfluss auf die 

politische Arbeit des Dachverbandes gehabt habe. Schließlich habe HUS an allen wichtigen 

Protesten gegen die HDZ-Regierung teilgenommen, etwa an der Demonstration auf dem 

Zagreber Hauptplatz 1998. 

Der Verband hat eine relativ kleine Mitgliederzahl (ca. 40.000 bei der Zählung von 2009), 

aber eine große Zahl von Mitgliedsgewerkschaften (41). Hier handelt es sich vor allem um 

                                                           
20

Der Homepage des Verbandes ist zu entnehmen, dass er sich mittlerweile HURS abkürzt, was für Hrvatska 

Udruga Radničkih Sindikata (Kroatische Vereinigung der Arbeitergewerkschaften) steht (HUS 2014b); lange 

Zeit lautete die Abkürzung HUS. Der Homepage ist nicht zu entnehmen, wann die Namensänderung vollzogen 

wurde. Im weiteren Verlauf des Textes wird meist die Abkürzung HUS benutzt, weil der Verband die meiste 

Zeit seiner Existenz so hieß. 
21

Damit sind vermutlich Auseinandersetzungen um die anfängliche HDZ-Nähe des Verbandes gemeint, s. Trans-

formationskapitel. 
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kleine Hausgewerkschaften im verarbeitenden Gewerbe, in dem laut Matijašević 95% der 

Mitgliedschaft arbeiten. Außerdem gehören dem Verband auch einige regionale Gewerk-

schaften an, die offen für Mitglieder aus allen Branchen und Berufen sind, wie Novi Sindikat 

(Neue Gewerkschaft) in Zagreb oder Sindikat Istre i Kvarnera (Gewerkschaft Istriens und der 

Kvarner Bucht). 

Bei der Zählung von 2009 erreichte HUS eine Mitgliederzahl von 54.009 und damit 12.425 

Mitglieder mehr als 2009. Dies hängt damit zusammen, dass der kleinste Dachverband 

URSH (s.u. S.95f.) nicht an der Zählung teilnahm, weil er keine Aussicht hatte, die erforder-

liche Mitgliederzahl von 50.000 zu erreichen, und HUS zwei Mitgliedsgewerkschaften, die 

Gewerkschaft der Polizei Kroatiens (Sindikat policije Hrvatske) und die Kroatische Ärztege-

werkschaft (Hrvatski liječnički sindikat) „auslieh“, damit HUS diese Bedingung erfüllen 

konnte (SEEbiz, 26.3.2013). 

Eine weitere Besonderheit ist, dass es dem Dachverband sehr auf die schnelle Lösung be-

trieblicher Probleme und die schnelle Organisierung von Streiks ohne lange und unnötige 

Verhandlungen ankommt (Bagić 2010: 150f.). Der Dachverband schaltet sich auch stärker als 

andere Dachverbände in die Arbeit der Einzelgewerkschaften ein, um sie in diese Richtung 

zu lenken. HURS ist auch der einzige Dachverband, in dessen Statuten die Möglichkeit fest-

gehalten ist, dass der Dachverband an Tarifverhandlungen auf Branchen- oder Unterneh-

mensebene teilnehmen kann, falls eine Gewerkschaft dies wünscht. Außerdem muss die Lei-

tung des Dachverbandes einem Streik auf jeder Ebene zustimmen. Dieser ausgeprägtere 

Zentralismus ist eine Folge der Entstehungsweise von HUS: Damals haben sich nicht nur be-

stehende Gewerkschaften zusammengeschlossen, sondern es wurden auch auf Veranlassung 

Teile aus bereits bestehenden Gewerkschaften herausgelöst und in HUS integriert. Dies ist 

häufig ein Merkmal von Gewerkschaften, die durch politische Intervention entstehen. 

Was die Aktivitäten des Verbandes angeht, hat er zu Beginn der 1990er Jahre viel humanitäre 

Hilfe für Kriegsopfer geleistet und sich außerdem in den Abschluss eines nationalen Tarif-

vertrags eingebracht (Eigenes Interview mit HUS, E3). An weiteren Kampagnen und Aktivi-

täten werden genannt: 

 Demonstrationen gegen bestimmte Punkte des neuen Arbeitsgesetzbuches von 1996 

 Beteiligung an der Demonstration gegen die Regierung auf dem zentralen Zagreber 

Platz 1998 
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 Beteiligung an der Großdemonstration von 2008 in Zagreb 

 Beteiligung am tripartistischen Wirtschafts- und Sozialrat, an parlamentarischen 

Ausschüssen und an Gremien des Kroatischen Amtes für Beschäftigung. 

HUS selbst schätzt insbesondere seine Einflussnahme auf die Veränderungen des Arbeitsge-

setzbuches als erfolgreich ein. 

5.5  Vereinigung der Arbeitergewerkschaften Kroatiens - Udruga Radničkih Sindikata 

Hrvatske (URSH) 

Die Vereinigung der Arbeitergewerkschaften Kroatiens wurde 1994 von Boris Kunst, vorher 

SSSH-Funktionär für die Zagreber Region gegründet, zunächst unter dem Namen Udruga 

Radničkih Sindikata Javnih Poduzeća Hrvatske (Vereinigung der Arbeitergewerkschaften der 

öffentlichen Unternehmen Kroatiens), mit dem Ziel, alle Gewerkschaften der öffentlichen 

Unternehmen in einem Dachverband zu vereinen (Bagić 2010: 151f.). Ein Jahr später wurde 

der Name des Verbandes in den heutigen geändert, weil sich Gewerkschaften aus anderen 

Bereichen angeschlossen hatten. 

URSH betont wie die anderen Dachverbände seine politische Neutralität und hat in keinem 

Dokument irgendeine politische oder weltanschauliche Ausrichtung festgelegt. Boris Kunst 

ließ sich 2007 dennoch über die Liste der HDZ ins kroatische Parlament wählen (ebd.: 275). 

Aktueller Vorsitzender ist Damir Jakuš (Eigenes Interview mit HUS, E3). 

URSH hat 45 Mitgliedsgewerkschaften verschiedener Art aus verschiedenen Sektoren (Bagić 

2010: 152), wobei die Gewerkschaften der öffentlichen Unternehmen aufgrund der Grün-

dungsgeschichte einen wesentlichen Teil ausmachen. Die Durchschnittsgröße der Gewerk-

schaften ist gering, allerdings etwas höher als bei HUS. 

URSH ist der am stärksten zentralisierte Dachverband; der oder die Vorsitzende und die Lei-

tung spielen eine wichtige Rolle. Das Leitungsgremium besteht aus dem für vier Jahre ge-

wählten Vorsitzenden, seinen Stellvertretern (jeder Sektor des Dachverbandes wird durch 

einen vertreten) und Vertreterinnen und Vertretern von Branchen- und territorial organisier-

ten Gewerkschaften. Nicht alle Gewerkschaften sind also gleichermaßen in der Leitung des 

Dachverbandes vertreten. Zwischen den Sitzungen des Leitungsgremiums haben der Vorsit-

zende und das Exekutivkomitee, das aus dem Vorsitzenden und seinen Stellvertretern be-

steht, die entscheidende Rolle. Die Mitgliedsgewerkschaften sind in ihrer Politik autonom. 
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2006/2007 war URSH an einem gewerkschaftlichen Vereinigungsversuch beteiligt (Bagić 

2010: 157f.): Im Mai 2006 wurde der neue Dachverband GLAS HR (Glavna sindikalna 

središnjica hrvatskih radnika – Gewerkschaftlicher Hauptdachverband der kroatischen Ar-

beiter) registriert. Gründer waren der URSH-Vorsitzende Boris Kunst und die ehemalige 

SSSH-Vorsitzende Vesna Dejanović. Dejanović hatte bereits als SSSH-Vorsitzende versucht, 

den SSSH mit MHS, HUS und UNI-CRO zu vereinen, und 2003 die Unterzeichnung eines 

Abkommens über die angestrebte Vereinigung erreicht. Mit ihrem Ausscheiden aus dem 

SSSH endete diese Initiative jedoch. Das Ziel von GLAS HR bestand darin, URSH, UNI-

CRO und einige Branchengewerkschaften aus dem SSSH zu einem neuen Dachverband mit 

ca. 100.000 Mitgliedern zu vereinen. UNI-CRO nahm jedoch nicht teil, weil die Organisation 

darin kein Vereinigungsprojekt sah, sondern den Versuch, bestehende Dachverbände zu spal-

ten. Mit der Wahl von Boris Kunst ins Parlament endete dieses Projekt dann 2007. 
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6. Die Organisationsmacht der kroatischen Gewerkschaften 

6.1  Macht aus der eigenen Organisation 

6.1.1 Organisationsgrad, Zusammensetzung und Stabilität der Mitgliedschaft  

Die Mitgliedschaft wird in der Literatur über industrielle Beziehungen als Quelle gewerk-

schaftlicher Macht unter drei Aspekten betrachtet: Sie steht für das Mobilisierungspotential, 

die Finanzkraft und die Repräsentativität der Gewerkschaften. Die Zahl der Gewerkschafts-

mitglieder wird in Kroatien seit 1999 regelmäßig erhoben, weil die Dachverbände ihre Reprä-

sentativität nachweisen müssen. Die damals existierenden fünf Dachverbände hatten laut der 

ersten Zählung etwa 440.000 Mitglieder, von denen etwa 2/3 im SSSH organisiert waren. 

Insgesamt war die Mitgliedschaft sicher höher, weil nicht alle Gewerkschaften einem der 

Dachverbände angehören (Bagić 2010: 160ff.). Die zur Jahreswende 2003/04 durchgeführte 

zweite Zählung kam – wahrscheinlich bedingt durch den Zusammenschluss einiger Einzelge-

werkschaften zum neuen Dachverband UNI-CRO – auf eine Erhöhung der Mitgliederzahl 

insgesamt auf über 457.023  Mitglieder, allerdings auf einen Fall der Mitgliederzahl des größ-

ten Dachverbandes SSSH bei steigenden Mitgliederzahlen der anderen Dachverbände. Die 

Zählung von 2009 ergab einen leichten Fall der Mitgliederzahlen um ca. 33.000 oder 7,2% 

auf 423.964 (Bagić 2010: 162). Die bisher letzte Zählung von 2013 ergab einen deutlichen 

Fall der Mitgliedschaft auf 331.939 Mitglieder; dazu kommen nach Schätzungen von Ge-

werkschaften noch ca. 80.000 gewerkschaftlich organisierte Beschäftigte außerhalb der reprä-

sentativen Dachverbände (SEEbiz, 26.3.2013).  

Der Organisationsgrad der kroatischen Gewerkschaften ist seit der Unabhängigkeit Kroatiens 

deutlich gefallen: In Jugoslawien betrug er 92%. „Er war nicht 100%, er war 92%. Jeder, der 

nicht Mitglied der Gewerkschaft sein wollte, der nicht wünschte, dass sein Mitgliedsbeitrag 

einbehalten wird, dessen Mitgliedsbeitrag wurde nicht einbehalten.“ (Eigenes Interview mit 

dem SSSH, E2). Der jetzige Organisationsgrad wird von Dragan Bagić auf 34,7% geschätzt; 

auf diese Zahl kommt er, indem er zum amtlich festgestellten Organisationsgrad von 30% 

(Anfang 2009) die Mitgliedschaft der Gewerkschaften ohne Dachverband addiert (Bagić 

2010: 163). Im osteuropäischen Vergleich ist diese Zahl relativ hoch. Allerdings unterscheidet 

sich der Organisationsgrad zwischen den einzelnen Sektoren gravierend: Im öffentlichen Sek-

tor beträgt er 70%, in der Privatwirtschaft lediglich 17%. Die stärkere Vertretung im öffentli-

chen Sektor ist zwar in Osteuropa ein weit verbreitetes Phänomen; der Unterschied in Kroati-

en ist allerdings einer der größten in der Region. Einen kleineren Unterschied gibt es inner-
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halb des öffentlichen Sektors: In der Staatsverwaltung beträgt der Organisationsgrad 50%, im 

öffentlichen Dienst und öffentlichen Unternehmen 70%. Nur 30% der gewerkschaftlich orga-

nisierten Beschäftigten sind im Privatsektor beschäftigt, 40% in öffentlichen Unternehmen, 

20% in öffentlichen Einrichtungen, 10% in der Staatsverwaltung (ebd.: 163ff.). 

Welche politischen Folgen hat diese Konzentration im öffentlichen Sektor? Da der öffentliche 

Sektor nicht nach Marktkriterien funktioniert, sind teilweise die Löhne trotz finanzieller 

Schwierigkeiten relativ hoch, etwa bei der Eisenbahn, denn Streiks oder Proteste wären mit 

Blick auf Wahlen politisch gefährlich. Bagićs Fazit lautet: „Die ungeschütztesten Arbeiter 

haben den geringsten Einfluss auf gewerkschaftliche Ziele“ (ebd.: 166). Auch der Ökonom 

Viktor Gotovac kommt zu dem Schluss, die Gewerkschaften arbeiteten nur zum Nutzen des 

öffentlichen Sektors
22

 (Jutarnji List, 25.6.2010). 

Außerdem gibt es innerhalb des privaten Sektors gravierende Unterschiede im Organisations-

grad, beispielsweise nach der Größe der Unternehmen. In kleinen Unternehmen mit höchstens 

49 Beschäftigten sind nur 3% der Beschäftigten gewerkschaftlich organisiert, in mittleren 

Unternehmen (50-249 Beschäftigte) ca. 21% und in großen Unternehmen mit über 250 Be-

schäftigten 40%. Aber nur in den größten Unternehmen (über 1000 Beschäftigte) liegt der 

Organisationsgrad nah an demjenigen im öffentlichen Sektor. Innerhalb des öffentlichen Sek-

tors gibt es derartige Unterschiede nicht: Das Verhältnis zwischen dem Organisationsgrad in 

großen und kleinen Unternehmen beträgt im Privatsektor 13:1, im öffentlichen Sektor hinge-

gen nur 1,5:1 (Bagić 2010: 167). 

Der Organisationsgrad korreliert des Weiteren mit dem Zeitpunkt der Unternehmensgrün-

dung. Er beträgt 31% in vor 1990 gegründeten und später privatisierten, aber nur 9% in nach 

1990 gegründeten privaten Unternehmen. Dies ist zum Teil dadurch erklärbar, dass unter den 

Neugründungen der Anteil der kleinen Unternehmen höher ist. Bei mittleren und großen Un-

ternehmen bleibt der Unterschied zwischen Alt- und Neugründungen jedoch bestehen, wenn 

man die Unternehmen nach Größe getrennt betrachtet. Auch dies ist eine in Transformations-

ländern generell verbreitete Erscheinung. Entscheidend ist dabei die gewerkschaftliche Prä-

senz: In Unternehmen, in denen mindestens eine Gewerkschaft aktiv ist, gibt es keinen signi-

fikanten Unterschied im Organisationsgrad (ebd.: 168). Mögliche Gründe für ausbleibende 

Gewerkschaftsgründungen sind Widerstand des Managements, fehlendes Engagement der 

Gewerkschaften selbst oder fehlende Motivation der Beschäftigten. Die Behinderung von 
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Gewerkschaftsgründungen ist in Kroatien eine Straftat; Anzeigen sind jedoch selten, was be-

deuten könnte, dass der Widerstand des Managements gegen Gewerkschaftsgründungen nicht 

der ausschlaggebende Faktor ist – Dragan Bagić berichtet allerdings von Behauptungen seiner 

gewerkschaftlichen Interviewpartner, die Behinderung von Gewerkschaftsgründungen sei 

eine häufige Erscheinung (ebd.: 169). Auch der Internationale Gewerkschaftsbund (IGB) be-

richtet: „Gewerkschaftsfeindliche Arbeitgeber: Private Arbeitgeber in kleinen Unternehmen 

widersetzen sich der gewerkschaftlichen Organisierung. Das Gleiche gilt für nationale und 

internationale Großunternehmen, die große Handelsketten betreiben. Viele dieser Arbeitgeber 

verbieten ihrem Personal schlichtweg eine gewerkschaftliche Organisierung…Die Mehrheit 

der kürzlich eingestellten Beschäftigten hat befristete Verträge mit Laufzeiten zwischen drei 

Monaten und drei Jahren. Dies betrifft vor allem Frauen, da etwa 95% der weiblichen Be-

schäftigten mit befristeten Verträgen eingestellt werden. Aus Angst davor, dass ihre Verträge 

nicht verlängert werden, wagen es diese Beschäftigten nicht, eine Gewerkschaft zu gründen 

oder ihr beizutreten“ (Internationaler Gewerkschaftsbund 2009). Selbst wenn das stimmt, 

bleibt jedoch laut Bagić die Frage, warum von Gewerkschaftsseite so wenig gegen solche 

Unternehmensleitungen getan wird. Auf ein zu geringes gewerkschaftliches Engagement 

weist die Tatsache hin, dass etwa 41% der nicht gewerkschaftlich organisierten Beschäftigten 

als Grund für ihre fehlende Organisierung angeben, dass es an ihrem Arbeitsplatz keine Ge-

werkschaft gibt (Bagić 2010: 169). Etwa 1/3 der Unorganisierten nennt fehlendes Vertrauen 

in die Gewerkschaften als Grund – in die Führung von Gewerkschaften (16%) oder in die 

Gewerkschaften überhaupt (18%). Nur etwa 7% nennen als Grund, dass sie ihre Arbeitsver-

träge individuell aushandeln. Dies deutet darauf hin, dass nicht die Ablehnung kollektiver 

Interessenvertretung als solcher dominiert, sondern fehlendes Vertrauen in den Nutzen von 

Gewerkschaften im Rahmen kollektiver Interessenvertretung (ebd.: 170). 

Auch zwischen verschiedenen Branchen des Privatsektors lassen sich Unterschiede feststellen 

(im öffentlichen Sektor gibt es keine signifikanten Unterschiede zwischen den Branchen). 

Etwa 35% der Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbe sind gewerkschaftlich organisiert, in 

den anderen Branchen nur zwischen 7 und 15%; am geringsten ist der Organisationsgrad im 

Bausektor mit 7,2%.. Dies entspricht dem Trend in allen europäischen Ländern. In Kroatien 

ist jedoch erneut die Unternehmensgröße ausschlaggebend, denn im verarbeitenden Gewerbe 

dominieren große und mittlere, in den anderen Branchen hingegen kleine Unternehmen. Diese 

Konzentration im verarbeitenden Gewerbe führt zu einem großen Einfluss der 

Deindustrialisierung Kroatiens auf die Größe der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft (ebd.: 
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171). Dazu passt auch, dass 16% der ehemaligen Gewerkschaftsmitglieder als Grund für das 

Ende ihrer Mitgliedschaft den Verlust des Arbeitsplatzes oder die Schließung ihrer Firma an-

geben (ebd.: 174). 

In Unternehmen in ausländischem Eigentum ist der Organisationsgrad höher als in solchen 

mit einheimischen Eigentümern (30% vs. 15%). Bagić sieht dies als Folge der Tatsache, dass 

ausländische Eigentümer meist keine Kleinunternehmen in Kroatien gründen, und bestreitet, 

diese Erscheinung sei ein Beleg für den positiven Einfluss der Globalisierung auf gewerk-

schaftliche Organisierung (ebd.: 171f.). 

Wichtig sind ferner die demographischen Merkmale der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft 

(ebd.: 171ff.). Aufgrund der Feminisierung des Arbeitsmarktes
23

 wird die Gewinnung von 

Frauen für eine Gewerkschaftsmitgliedschaft wichtiger. Der Organisationsgrad unter Frauen 

ist in Kroatien in der Tat höher als bei den Männern (39,7% vs. 31,2%); dies ist allerdings in 

erster Linie ein Effekt der stärkeren Vertretung der Gewerkschaften im öffentlichen Sektor, 

wo der Anteil weiblicher Arbeitskräfte höher ist als im privaten. Analysiert man die beiden 

Sektoren nämlich getrennt, reduziert sich der Unterschied zwischen den Geschlechtern deut-

lich: Im privaten Sektor sind 19,0% der Frauen und 15,5% der Männer gewerkschaftlich or-

ganisiert, das Verhältnis im öffentlichen Sektor beträgt 68,9% vs. 67,4%. Der Anteil von 

Männern an der Gesamtmitgliedschaft der Gewerkschaften ist ein wenig höher als der von 

Frauen, was durch die höhere Beschäftigungsquote von Männern zu erklären ist. 

Zur ethnischen Zusammensetzung der Mitgliedschaft werden keine Daten erhoben, weil dies 

als diskriminierend empfunden werden könnte (Eigene Interviews mit NHS und SSSH, 

E1/E2). 

Deutlich wichtiger sind die Unterschiede nach Altersgruppen (Bagić 2010: 172ff.). Nur 1/5 

der Beschäftigten am Anfang der Karriere (unter 30jährige) sind Mitglied irgendeiner Ge-

werkschaft, aber über 55% der über 50jährigen. Besonders ausgeprägt ist diese Diskrepanz im 

privaten Sektor, wo der gewerkschaftliche Organisationsgrad unter den ältesten Beschäftigten 

das Vierfache dessen unter den jüngsten Beschäftigten beträgt. Im öffentlichen Sektor ist der 

Unterschied deutlich kleiner. Außerdem gibt es im Privatsektor erheblich mehr Mitglieder 

unter den bereits länger Beschäftigten: Nur 10% derer, die beim aktuellen Arbeitgeber kürzer 

als drei Jahre arbeiten, sind gewerkschaftlich organisiert, aber 2/3 derer, die seit über 10 Jah-

ren im gleichen Unternehmen arbeiten. Im Privatsektor vergrößert sich der gewerkschaftliche 
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Organisationsgrad linear mit der Dauer der Beschäftigung im gleichen Unternehmen, wäh-

rend im öffentlichen Sektor nach einigen Jahren die Mehrheit der Beschäftigten Gewerk-

schaftsmitglied wird und dies gewöhnlich auch das ganze Arbeitsleben bleibt. Diese Erschei-

nung hat mit der Gründungszeit des Unternehmens zu tun, denn in schon im Sozialismus ge-

gründeten Unternehmen gibt es einerseits einen höheren Organisationsgrad und andererseits 

mehr schon länger dort Beschäftigte als in Neugründungen. Aber der angeführte Zusammen-

hang zwischen Mitgliedschaft und Dauer der Beschäftigung bleibt auch dann bestehen, wenn 

die Gründungszeit kontrolliert wird.
24

 

Insgesamt stützt sich die kroatische Gewerkschaftsbewegung also noch maßgeblich auf die 

aus dem Sozialismus übernommene Mitgliedschaft. 

Es gibt keinen bedeutsamen Unterschied im Organisationsgrad unter Menschen mit verschie-

denem Bildungsgrad, weder insgesamt noch im Privatsektor. Im öffentlichen Sektor ist aller-

dings ein etwas geringerer Organisationsgrad unter Beschäftigten mit hohem Bildungsgrad zu 

beobachten. Auch die Unterschiede nach Beruf sind nicht bedeutend – im Privatsektor sind 

sie völlig unbedeutend. Insgesamt sind Spezialistinnen Spezialisten und Angestellte etwas 

häufiger organisiert als andere Beschäftigte, im öffentlichen Sektor ist es jedoch umgekehrt. 

Bagić schlussfolgert, „...dass man in der kroatischen Gewerkschaftsbewegung nicht von einer 

Anlehnung an den Kern der Blue-Collar-Worker sprechen kann, obwohl sie den größten Teil 

der Gesamtmitgliedschaft ausmachen, was eine Folge ihres Anteils an der Gesamtzahl der 

Beschäftigten ist. Also kann man schlussfolgern, dass die Gewerkschaftsbewegung in Kroati-

en eine relativ gleichmäßige Verteilung nach gesellschaftlichen Klassen hat“ (ebd.: 175). 

Auch die Unterschiede im Organisationsgrad nach Einkommensklassen sind nicht signifikant. 

Dies ist wahrscheinlich die Folge der unbedeutenden Unterschiede bezogen auf Bildung und 

Beruf – beides hängt mit der Einkommenshöhe eng zusammen. Das weist allerdings auch 

darauf hin, dass Gewerkschaftsmitgliedschaft in Kroatien kein höheres Einkommen sichert. 

So gibt es keinen nennenswerten Unterschied im Einkommen zwischen verarbeitendem Ge-

werbe und Handel, obwohl der gewerkschaftliche Organisationsgrad im verarbeitenden Ge-

werbe deutlich höher ist. Allerdings ist das durchschnittliche Lohnniveau im öffentlichen Sek-

tor, insbesondere bei qualifizierten Arbeitskräften, höher als im Privatsektor (Ausnahmen: 

Bildung vs. Finanzdienstleistungen), was allerdings keine Folge des höheren Organisations-
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grades im öffentlichen Sektor sein muss, sondern auch mit der oben erwähnten höheren 

Druckanfälligkeit öffentlicher Betriebe zu tun haben kann. 

Eine regionale Spaltung der kroatischen Gewerkschaftsbewegung ist ebenfalls nicht auszu-

machen – kleinere Unterschiede im Organisationsgrad zwischen den Regionen des Landes 

sind mit Unterschieden in der Zahl der Beschäftigten im öffentlichen und privaten Sektor er-

klärbar. 

Einen gravierenden Unterschied gibt es allerdings zwischen befristet und unbefristet Beschäf-

tigten. Bei den unbefristet Beschäftigten beträgt der Organisationsgrad 39,7%, bei befristet 

Beschäftigten aber nur 6,3%. Bagić (ebd.: 179) erklärt dies damit, dass die Mitgliedschaft in 

diesem Fall sehr schnell enden kann und daher beide Seiten unsicher sind, ob sie sich auszah-

len wird. Langfristig führt dies jedoch – mit dem Wachstum des Anteils befristeter Beschäfti-

gungsverhältnisse – zu einem Absinken des gewerkschaftlichen Organisationsgrades, und die 

befristet Beschäftigten verzichten auf die Chance, gewerkschaftliche Politik im Sinne ihrer 

Interessen zu beeinflussen. 

6.1.2 Personelle und finanzielle Ressourcen der Gewerkschaften 

Bei den personellen Ressourcen gibt es deutliche Unterschiede zwischen den Dachverbänden 

(Kreuzkamp et al. 2009: 271f.). Der SSSH ist am besten ausgestattet – er verfügt über die 

meisten hauptamtlichen Beschäftigten und beschäftigt allein in seinen regionalen Büros 25 

Rechtsanwälte (European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions 

2007: 6f.). Aufgrund geringerer finanzieller Mittel ist die Situation bei den anderen Dachver-

bänden in dieser Hinsicht schlechter: Der NHS hat nur 11 hauptamtliche Beschäftigte und 

HUS 12, der SSSH hingegen 119
25

 (Kreuzkamp et al. 2009: 271). Bei der Beschäftigung von 

Frauen sind NHS und SSSH führend. Der Anteil von weiblichen Beschäftigten ist bei allen 

Verbänden hoch (63,6% beim NHS, 61,3% beim SSSH, 50% bei HUS – vom MHS fehlen 

Angaben zur Beschäftigtenstruktur und zu Finanzen); allerdings beschäftigt nur der NHS 

auch 50% der Führungspositionen mit Frauen (der SSSH 35,7%, HUS hat gar keine Frauen in 

führender Position). Alle Verbände haben einen relativ hohen Anteil von Beschäftigten mit 

Universitätsabschluss – den höchsten Anteil hat der NHS mit 72,7%, beim SSSH sind es 

38,6% und bei HUS 33,3% (ebd.).  
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Die einzige regelmäßige Einnahmequelle der Gewerkschaften sind Mitgliedsbeiträge. Gele-

gentlich erhalten sie auch Zuschüsse von ausländischen Stiftungen oder Gewerkschaften für 

bestimmte Projekte. Manchmal finanzieren internationale Gewerkschaftsverbände die Teil-

nahme kroatischer Gewerkschaftsvertreter an Gewerkschaftsversammlungen oder Weiterbil-

dungsveranstaltungen. Von finanziellen Zuwendungen durch die kroatische Regierung sind 

die Gewerkschaften unabhängig (ebd.: 272). 

NHS, SSSH und HUS bezeichnen ihre finanziellen und personellen Ressourcen trotz aller 

Unterschiede in der Ausstattung als zufriedenstellend (European Foundation for the 

Improvement of Living and Working Conditions 2007: 5ff.). 

6.1.3 Aktivität und Zufriedenheit der Mitgliedschaft 

Inwieweit repräsentiert die Mitgliedschaft der Gewerkschaften in Kroatien nun ein reales 

Mobilisierungspotential? Zwischen Herbst 2008 und Herbst 2009 haben ca. 60% der Mit-

gliedschaft an keiner einzigen gewerkschaftlichen Aktivität teilgenommen (Bagić 2010: 179). 

Werden nur diejenigen Aktivitäten betrachtet, die etwas mit der gewerkschaftlichen Kernauf-

gabe – dem Schutz der Rechte der Lohnabhängigen – zu tun haben, wird der Anteil der passi-

ven Mitglieder noch größer. So haben nur 5,9% an Streiks und nur 5,7% an Protesten und 

Protestversammlungen teilgenommen (ebd.: 180). Allerdings ist diese Passivität der Mitglied-

schaft keine kroatische Besonderheit gegenüber anderen europäischen Gewerkschaftsbewe-

gungen (ebd.: 181). 

Auch von Gewerkschaftsseite selbst wird diese große Passivität der Mitgliedschaft registriert. 

So antwortet der SSSH auf die Frage, ob die Mobilisierung der Mitgliedschaft gelingt:  

„Nach meiner Meinung leider immer schlechter. Die Kroaten sind apathisch. Ich kann nicht 

beurteilen, warum das so ist...Außerdem sind die Kroaten sehr sonderbar, wir haben immer 

die Situation, dass irgendwo irgendwer rebelliert, aber niemals gemeinsam...Dieses Gefühl 

der Solidarität ist in Kroatien ziemlich tot. Ich denke, dass ansonsten die Zivilgesellschaft in 

Kroatien diesen Teil der Aktivierung der Bürger durchgeführt hat“ (Eigenes Interview mit 

dem SSSH, E2).  

Als mögliche Gründe für diese Erscheinung nennt der SSSH zum einen die Situation in der 

kroatischen Arbeitswelt:  

„An Arbeitstagen können wir immer weniger Menschen überhaupt auf die Straße bringen; sie 

können nicht frei bekommen, sie arbeiten von morgens bis abends, die Kündigung droht, die 
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Zahl der Arbeitslosen ist hoch, die ganze Masse an Arbeitslosen übt großen Druck auf die 

Beschäftigten aus. Es gibt ziemlich viel Unsicherheit, und das sind alles Sachen, die sich in 

Kroatien seit 20 Jahren in eine immer schlechtere Richtung bewegen. Die Menschen, die mit 

befristetem Vertrag arbeiten, haben keine Sicherheit, sie trauen sich nicht, sie haben Angst, 

dass jemand sie erkennt und sieht, dass sie gegen irgendetwas protestiert haben. Ich persön-

lich kann sagen, dass es mir einige Male eigenartig vorkam, auf was für Arbeitsbedingungen 

sich die Leute einlassen“ (ebd.).  

Auf der anderen Seite werden auch Versäumnisse der Gewerkschaften selbst benannt:  

„Wir müssen einfach die Art und Weise unserer Arbeit, unserer Informationen an die Mitglie-

der und unserer Mobilisierungsversuche ändern. Wir als Dachverband schicken normalerwei-

se den Gewerkschaften etwas, die es dann entweder ihren Mitgliedern schicken oder nicht, 

und dann sind die gewerkschaftlichen Vertrauensleute die letzte Verteidigungslinie. Und wir 

haben da ziemlich oft eine Negativauslese. Die Leute, die unter dem Druck von Arbeitsver-

pflichtungen stehen, möchten überhaupt keine gewerkschaftliche Arbeit übernehmen, und 

sehr oft wird dann gesagt: ´Dann werde du halt gewerkschaftlicher Vertrauensmann, du strei-

test dich sowieso ständig mit dem Arbeitgeber...´...So ist manches Mal die Qualität dieser 

Vertrauensleute fraglich, denn es gibt diejenigen, die aufmüpfiger sind, die sich ständig verbal 

dem Arbeitgeber widersetzen...Wir verlassen uns also ziemlich auf die gewerkschaftlichen 

Vertrauensleute...aber ein Teil von ihnen informiert einfach nicht die Mitglieder und die Ge-

werkschaften“ (ebd.).  

HUS merkt an, die Mobilisierungsfähigkeit der Mitgliedschaft sei im allgemeinen gut, variie-

re aber von Fall zu Fall; die Gewerkschaften müssten den Menschen ein konkretes Ziel anbie-

ten, dann würden sie auch kommen (Eigenes Interview mit HUS, E3). Der NHS betont das 

Fehlen einer Tradition von öffentlichen Protesten in Kroatien und die Existenz einer großen 

Apathie im Land (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). 

Die Unzufriedenheit der Mitgliedschaft ist die zweite große Gefahr für die Zukunft der Ge-

werkschaften nach der Altersstruktur. Etwa 42% der Mitglieder äußern einen höheren oder 

geringeren Grad an Unzufriedenheit mit der Arbeit der Gewerkschaften. Nur 31% sind hinge-

gen zufrieden. Dabei gibt es zwischen den Mitgliedern aus dem öffentlichen und dem privaten 

Sektor keinen signifikanten Unterschied, obwohl im öffentlichen Sektor ein höheres Lohnni-

veau durchgesetzt werden kann. 1/3 der Mitglieder und fast die Hälfte der nicht gewerkschaft-

lich organisierten Beschäftigten beurteilen die Fähigkeit der Gewerkschaften, die Interessen 
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der Arbeiterinnen und Arbeiter zu schützen und die Arbeitsbedingungen ihrer Mitglieder zu 

verbessern, generell als niedrig; als hoch betrachten sie lediglich 11% der Mitglieder und 3% 

der Nichtmitglieder. Der Unterschied im Vertrauen zwischen Mitgliedern und Nichtmitglie-

dern ist statistisch signifikant, was auf ein nur geringes Potential zur Rekrutierung neuer Mit-

glieder hinweist (Bagić 2010: 182). 

Das gesellschaftliche Vertrauen in Institutionen ist in Kroatien nach mehreren Untersuchun-

gen generell niedrig, aber in der Rangliste der Institutionen stehen Gewerkschaften gewöhn-

lich auf einem der letzten Plätze. Laut einer Untersuchung der Agentur Puls von 2009 stehen 

Gewerkschaften auf dem siebten Platz unter 12 Institutionen und erreichen auf einer Skala 

von 1 bis 7 ein durchschnittliches Vertrauen von 3,1. Nur Regierung und politische Parteien 

erreichen einen geringeren Wert. Bei NGOs (3,3) und Kirche (4,2) ist er beispielsweise höher. 

Bei den Gewerkschaftsmitgliedern ist das Vertrauen zwar höher als bei Nichtmitgliedern, aber 

auch nicht hoch (3,5 vs. 2,9). Allerdings ist dieses geringe Vertrauen zu den Gewerkschaften 

im europäischen Vergleich ebenfalls keine kroatische Besonderheit (ebd.: 183f.). 

Zur Zufriedenheit aller Arbeiter mit den Gewerkschaften gibt es Daten aus einer Studie von 

2012 (Dnevnik, 01.05.2012). Während 2010 49% der Arbeiter unzufrieden mit ihrer Arbeit 

waren, waren es 2011 bereits 56%. Dabei ist die Unzufriedenheit bei den Beschäftigten im 

Privatsektor höher. 70% von ihnen (63% aller Beschäftigten) halten sie für gleichermaßen 

verantwortlich für die Situation im Land wie die Politiker. In der Öffentlichkeit ist der Ein-

druck verbreitet, die Gewerkschaften seien reine Lobbyorganisationen des öffentlichen Diens-

tes. Diese Studie wurde am 1.Mai 2012 veröffentlicht, am gleichen Tag, an dem Vertreter der 

großen Dachverbände der Regierung symbolisch die „gelbe Karte“ für ihre Politik überreich-

ten. In der Presse wurden die Ergebnisse unter der Schlagzeile „Die Arbeiter haben den Ge-

werkschaften die gelbe Karte gegeben“ veröffentlicht. Hauptgründe für die Unzufriedenheit 

mit den Gewerkschaften seien ihre Zerstrittenheit und der Eindruck, sie verträten nur die Be-

schäftigten des öffentlichen Dienstes (Tportal, 01.05.2012). Die Gewerkschaften selbst sehen 

diese Kritik nur als teilweise gerechtfertigt an. So sagt der SSSH:  

„Ich denke, dass wir die Kritik einerseits verdient haben, aber andererseits merken wir oft, 

wenn wir uns mit Arbeitern unterhalten, dass sie nicht einmal wissen, was die Gewerkschaft 

eigentlich tut. Die Mehrheit der Arbeiter in Kroatien hat keine Ahnung, dass sie einige Rechte 

nur dank der Tarifverträge genießen“ (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2).  
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HUS vertritt die Meinung, den Arbeitern sei oft nicht klar, dass die gewerkschaftliche Arbeit 

im Privatsektor erheblich schwieriger sei, und das nicht nur in Kroatien (Eigenes Interview 

mit HUS, E3). 

Der SSSH selbst – der sich dabei auf eine Studie von Gojko Bežovan beruft – sieht eine 

Schwächung des sozialen Kapitals in Kroatien, womit in diesem Kontext Vertrauen und Be-

reitschaft zum sozialen Engagement gemeint sind. So sei das Phänomen der free riders weit 

verbreitet – viele Beschäftigte würden die Tatsache ausnutzen, dass Tarifverträge auch für 

Nichtmitglieder gelten, und sich den Mitgliedsbeitrag sparen. Die Gewerkschaften reagieren 

darauf mit dem Aufbau eines Apparates von hauptamtlichen Experten, was zur weiteren Pas-

sivierung der Mitgliedschaft führt und die Gefahr entstehen lässt, dass eine nur noch im eige-

nen Interesse handelnde bürokratische Kaste entsteht (SSSH 2002: 22ff.). 

Unter Jugendlichen und jungen Erwachsenen gibt es nach Einschätzung der Jugendsektion 

des SSSH ebenfalls ein ausgesprochen negatives Gewerkschaftsbild (Eigenes Interview mit 

der Jugendsektion des SSSH, F1). Dabei, so die Sektion, sei die Kritik teilweise berechtigt 

und werde auch von der Jugendsektion selbst gegenüber den Gewerkschaften formuliert: Es 

gebe zu wenig auf die Interessen junger Leute zugeschnittene Kampagnen, und eine Förde-

rung von jungen Leuten, die gewerkschaftliche Vertrauensleute oder Gewerkschaftsfunktionä-

re werden wollen, sei erst in den Anfängen zu registrieren, weil ältere Gewerkschafter oft 

Angst vor der Konkurrenz Jüngerer hätten. 

6.2  Macht aus Beziehungen zu anderen Organisationen 

6.2.1 Einheit und Zersplitterung 

Die kroatische Gewerkschaftslandschaft ist durch eine sehr große Zersplitterung gekenn-

zeichnet (Bagić: 138ff.). Laut Angaben des Wirtschaftsministeriums und der Verwaltung der 

Gespanschaften waren im November 2009 etwa 545 Gewerkschaften in Kroatien registriert, 

davon 274 auf nationaler Ebene oder in mindestens zwei Gespanschaften, der Rest lediglich 

in einer Gespanschaft. Auf der Ebene der Gespanschaften sind 272 Gewerkschaften regis-

triert, davon die meisten (99) in der Gespanschaft Split-Dalmatien. Die meisten Registrierun-

gen gab es 1996, weil bereits bestehende Gewerkschaften sich nach der Verabschiedung des 

neuen Arbeitsgesetzes registrieren lassen konnten. Mit der Zeit nimmt die Fragmentierung der 

Gewerkschaftsbewegung zu. Nicht alle registrierten Gewerkschaften sind aber unbedingt ak-

tiv – sie werden mit dem Ende ihrer Aktivitäten nicht automatisch gelöscht. 
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Das Bild einer großen Zersplitterung bleibt auch dann bestehen, wenn man nur die repräsenta-

tiven Dachverbände berücksichtigt – in diesen sind allein schon 182 Einzelgewerkschaften 

organisiert, etwas mehr als die Hälfte aller registrierten Gewerkschaften. Zum Vergleich: Der 

britische Dachverband TUC (Trade Union Congress) hat lediglich 60 Mitgliedsgewerkschaf-

ten, obwohl die britische Gewerkschaftsbewegung als eine der fragmentiertesten in Europa 

gilt. Auf der anderen Seite ist die Mitgliederzahl in Kroatien fünfzehnmal kleiner. 

Nationale Dachverbände gibt es in Kroatien 25; davon sind allerdings nur vier als repräsenta-

tiv anerkannt (s.o. S.85). Einzelgewerkschaften müssen ihre Repräsentativität hingegen nicht 

überprüfen lassen. Nach dem Arbeitsgesetz reichen in Kroatien zehn volljährige geschäftsfä-

hige Personen zur Gründung einer Gewerkschaft (Rebac 2010: 79). Rechtlich wird also die 

Zersplitterung zusätzlich gefördert. Es gibt keinerlei Garantie dafür, dass eine in Kroatien 

eingetragene Gewerkschaft jemals tatsächlich Tarifverträge abschließen wird – es sei denn, 

sie benennt in ihren Statuten von vornherein eine Organisation auf einer höheren Ebene, die 

gegebenenfalls statt ihrer den Vertrag abschließen kann. Fast die Hälfte der eingetragenen 

Mitglieder der Gewerkschaften (48%) ist dafür, Kriterien für den Nachweis der Repräsentati-

vität bei der Eintragung festzulegen. Ivan Rebac vertritt die Ansicht, aufgrund der geschilder-

ten Situation sei oft völlig unklar, wer bei Tarifverhandlungen eigentlich mit wem in wessen 

Namen verhandle. Oft schließe eine Gewerkschaft einen Vertrag nur im Interesse ihrer Mit-

glieder ab, er gelte aber für alle Beschäftigten eines bestimmten Bereiches. Diese Situation 

führe oft zu Zweifeln am Sinn der Gewerkschaftsmitgliedschaft. Das Fehlen klarer Regeln für 

die Legitimierung der Akteure, die über einen Tarifvertrag verhandeln, mache oft eine 

Schlichtung durch das Arbeitsministerium oder den Wirtschafts- und Sozialrat, das kroatische 

tripartistische Gremium, notwendig (ebd.: 78f.). Im Arbeitsgesetz wird festgelegt, dass in Fäl-

len, wo mehrere Gewerkschaften in einem Betrieb oder einer Branche vertreten sind, ein Ver-

handlungsausschuss zu bilden ist. Gleichzeitig gibt es jedoch keinerlei Regeln für die Vertre-

tung der einzelnen Gewerkschaften in diesem Ausschuss (ebd.: 80). 

Die Existenz mehrerer Dachverbände hat nach der Einschätzung von Marko Grdešić nicht 

unbedingt zu einer nennenswerten Schwächung der Gewerkschaftsbewegung geführt: Der aus 

der alten jugoslawischen Struktur hervorgegangene SSSH blieb der größte Dachverband, und 

neu entstandene Verbände wie HUS übernahmen keinen größeren Teil seiner Mitgliedschaft. 

„These inter-union divisions never threatened the...Croatian trade union movement´s ability to 

organize important action, such as demonstrations, mostly because the leadership role of the 

old union was never questioned” (Grdešić 2006: 18). Eine Studie des SSSH von 2002 kommt 
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allerdings zu dem Schluss, die Beziehungen zwischen den Dachverbänden seien durch starke 

Rivalität gekennzeichnet, und dies behindere – durch fehlende Koordination zwischen den 

Gewerkschaften – den Prozess des sozialen Dialogs (SSSH 2002: 23ff.). Zurückgeführt wird 

diese Rivalität auf die schrumpfende potentielle Mitgliederbasis (durch Privatisierung, Entlas-

sungen etc.), die umso mehr zwischen den Verbänden umkämpft ist. Als Methoden der Riva-

lität werden aufgeführt (ebd.: 26f.): 

 Gewerkschaftsdumping: Manche Verbände werben durch niedrigere Mitgliedsbeiträge 

um Mitglieder. Insbesondere dem NHS wird vorgeworfen, Einzelgewerkschaften da-

durch anzuziehen, dass nur ein kleiner Teil der Einnahmen an den Dachverband abge-

führt werden muss (s. dazu auch Bagić 2010: 154). 

 Gewerkschaftsdemagogie: Weit verbreitet ist die Praxis, den größten Teil der Ein-

nahmen auf lokaler Ebene zu lassen, wo die Mittel beispielsweise dazu verwendet 

werden, Lebensmittel für die Mitglieder zu kaufen; so wird sozialer Frieden erkauft, 

statt Mittel für die eigentlichen Aufgaben von Gewerkschaften zur Verfügung zu ha-

ben. 

 “Wilderei”: Entweder entscheiden Gewerkschaftsfunktionäre, zu einem anderen 

Dachverband zu wechseln, oder die Mitglieder entscheiden dies – teilweise wegen 

unmittelbarer sozialer Vergünstigungen (s.o. unter Gewerkschaftsdemagogie). 

Außerdem nennt Grdešić selbst verschiedene Aktionen, wo die Dachverbände und sogar ver-

schiedene Mitgliedsgewerkschaften des SSSH getrennt auftraten (s.o. S.78ff.). Von den 

Dachverbänden betont insbesondere der SSSH Konflikte mit anderen Dachverbänden, kon-

kret in der Frage des Mindestlohngesetzes:  

„Die anderen Dachverbände haben sich besonders oft um die Idee ´gegen den SSSH sein´ 

gruppiert und homogenisiert“ (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2).  

Der MHS vertritt die Ansicht, es sei im Rahmen der Transformation nicht möglich gewesen, 

zu einer gemeinsamen Strategie zu kommen (Eigenes Interview mit der NSZVO, A3). HUS 

beantwortet die Frage nach dem Verhältnis zwischen den Dachverbänden eher ausweichend: 

„...Sie wissen, dass in Kroatien fünf gewerkschaftliche Dachverbände existieren. Mit einigen 

haben wir eine bessere, mit einigen eine etwas weniger gute Zusammenarbeit“ (Eigenes Inter-

view mit HUS, E3).  



 

107 

 

Der NHS betont, bei wichtigen Kampagnen, etwa zum Arbeitsgesetz, finde er gewöhnlich 

einen gemeinsamen Standpunkt mit den anderen Dachverbänden. Es gebe zwar Konkurrenz 

um die Gewinnung neuer Mitglieder, die sich jedoch eher auf der Ebene der Einzelgewerk-

schaften abspiele (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). Damit ist er jedoch der einzige 

Dachverband, der das Verhältnis unter den Dachverbänden insgesamt positiv bewertet. 

Als Quellen von Zersplitterung und Streitigkeiten zwischen den Dachverbänden werden ge-

nannt (SSSH 2002: 27f.): 

 Aufteilung des Gewerkschaftsvermögens: Den größten Teil des Vermögens des alten 

jugoslawischen Verbandes hat der SSSH als Rechtsnachfolger übernommen. Er lehnt 

eine Aufteilung unter alle Dachverbände nicht ab, es gibt aber Streit um die Kriterien 

der Aufteilung. 

 Persönliche Ambitionen von Gewerkschaftsführern: Führungspositionen in Gewerk-

schaftsverbänden zu übernehmen ist angesichts der Situation auf dem kroatischen Ar-

beitsmarkt (s. dazu Kapitel 7) sehr attraktiv geworden. Das persönliche Streben nach 

Führungspositionen ist eine der Triebfedern für die Gründung neuer Dachverbände. 

 Spaltung zwischen öffentlichem Dienst und Industrie: Insbesondere gibt es hier Kon-

flikte zwischen dem MHS, einem Dachverband, der fast ausschließlich Mitglieder im 

öffentlichen Dienst hat, und Dachverbänden mit mehr Mitgliedern in der Industrie, 

wie die MHS-Gewerkschaft NSZVO im Interview betont: „Von Zeit zu Zeit hatten 

wir diesen Fall. Zu Beginn der Krise 2009 klagten uns einige verantwortungslose Ge-

werkschaftsführer, die viele Probleme in der Industrie hatten, einer privilegierten Posi-

tion in der Gesellschaft an. Aber seitdem gab es viele Gespräche, und ein gewisser 

Einfluss der internationalen Gewerkschaftsverbände änderte die Situation. Und jetzt 

gab zum Beispiel der SSSH vor sieben Tagen ein Kommuniqué heraus und erklärte 

seine Unterstützung für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst, weil die Regierung 

und das Großkapital versuchen, die Arbeiter zu spalten. Das war ein sehr wichtiger 

Schritt“ (Eigenes Interview mit der NSZVO, A3). Insbesondere in der Frage der Sub-

ventionen an die kroatischen Werften, die sich noch im Staatsbesitz befinden, gab es 

Konflikte, weil der MHS ihre Kürzung zugunsten von Bildungsausgaben fordert. Mitt-

lerweile hätten sich die Industriegewerkschaften jedoch auf die Position von Matica 

zubewegt (ebd.). 
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In Kapitel 5 dieser Arbeit (s. S.91) wird angeführt, dass auch in den letzten Jahren, unter der 

gegenwärtigen SDP-geführten Regierung, ein Versuch zur Überwindung der Zersplitterung 

gescheitert ist, nämlich das Projekt, SSSH und HUS zu vereinigen. Anlass war der Streit, wie 

auf Kürzungspläne der Regierung im öffentlichen Dienst zu reagieren sei. Dies spricht dafür, 

dass die eher pessimistischen Interpretationen des Verhältnisses zwischen den Dachverbänden 

nach wie vor zutreffen. 

Was die Einheit innerhalb der Dachverbände angeht, gibt es Unterschiede zwischen den ver-

schiedenen Verbänden. Alle Verbände sind eher lose Konföderationen – die Mitgliedsge-

werkschaften behalten einen hohen Grad an Autonomie. Die innergewerkschaftliche Demo-

kratie ist beim MHS am stärksten – die Mitgliedsgewerkschaften haben ein Stimmrecht, das 

ihrer Mitgliederzahl zwar entspricht, dieser jedoch nicht voll proportional ist, so dass größere 

Gewerkschaften nicht zu sehr dominieren und die Notwendigkeit besteht, Ansichten einander 

anzunähern. Der Entscheidungsprozess wird auf diese Weise verlangsamt, aber die Qualität 

von Entscheidungen verbessert, während die Konflikte zwischen den Einzelgewerkschaften 

und die Probleme im Entscheidungsprozess in anderen Verbänden größer sind (SSSH 2002: 

20f.). 

6.2.2 Bündnispartner der Gewerkschaften 

Mitbestimmungsorgane der Beschäftigten: Das Recht der Beschäftigten, an den Entschei-

dungsprozessen im Betrieb, in dem sie arbeiten, teilzunehmen, hat in Kroatien Verfassungs-

rang – es wird durch Artikel 56 der Verfassung gewährt (Hrvatski Sabor 2014); in Artikel 163 

des Arbeitsgesetzes wird außerdem das Recht festgeschrieben, Arbeitervertreter in die Auf-

sichtsräte zu wählen. In die Aufsichtsräte kann lediglich ein Beschäftigtenvertreter gewählt 

werden. Er wird vom Betriebsrat vorgeschlagen, wo es einen gibt, ansonsten von der Beleg-

schaft selbst (Hrvatski Sabor 2013: 41). Ausgenommen vom Recht, Betriebsräte zu wählen, 

sind Betriebe mit weniger als 20 Beschäftigten und die öffentliche Verwaltung. Betriebsräte 

haben ein Mandat von drei Jahren (zu den Regelungen im Detail: Hrvatski Sabor 2013: 35ff.). 

Bis zu 75 Beschäftigte wählen dabei ein Betriebsratsmitglied, 75 bis 250 drei und so weiter. 

Durch ein Übereinkommen mit dem Unternehmen kann die Zahl der Betriebsratsmitglieder 

erhöht werden. Wenn das Unternehmen aus mehreren Betrieben besteht, kann für jeden Ein-

zelbetrieb ein Betriebsrat gewählt werden.  

Im Arbeitsgesetz werden als Aufgaben der Betriebsräte zum einen die Vertretung der Interes-

sen der Arbeiter durch Konsultation, Mitbestimmung und Verhandlung, zum anderen die 
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Überwachung der Einhaltung von Gesetzen, Tarifverträgen und anderen Verpflichtungen 

durch das Unternehmen sowie die Überwachung der Erfüllung von Verpflichtungen, die die 

Sozialversicherung betreffen, genannt.  Mitbestimmungspflichtig ist die Entlassung von Be-

schäftigten in bestimmten Fällen (etwa wenn es um ein Betriebsratsmitglied oder eine über 

60jährige Person geht) sowie das Sammeln und Weitergeben von Informationen über Be-

schäftigte. Konsultationspflichtig sind alle Fragen, die die Arbeitsbedingungen betreffen, etwa 

die Einführung neuer Technologien oder die Regelung der Arbeitszeit. Über solche Fragen 

sowie über die ökonomische Situation des Unternehmens und seine geschäftlichen Pläne 

muss der Betriebsrat alle drei Monate informiert werden. Das Unternehmen muss die nötige 

Ausstattung für die Arbeit des Betriebsrats zur Verfügung stellen und darf ein Betriebsrats-

mitglied weder benachteiligen noch bevorzugen. Jedes Betriebsratsmitglied hat das Recht auf 

sechs bezahlte Stunden pro Woche für Betriebsratsarbeit. Der Betriebsrat kann Experten hin-

zuziehen, die das Unternehmen bezahlen muss. Er ist verpflichtet, regelmäßig die Arbeiterin-

nen und Arbeiter zu informieren und ihre Vorschläge und Initiativen zu akzeptieren. 

Bis 2002 (1996 fanden die ersten Betriebsratswahlen statt) wurden Betriebsräte in etwa 1300 

Unternehmen gegründet. Zu Beginn war die Institution Betriebsrat bei den Gewerkschaften 

umstritten – manche sahen sie als Hilfe bei der Vertretung von Arbeiterinteressen, andere als 

potentielle Konkurrenz. Die Betriebsräte werden vom größten Dachverband SSSH dominiert 

– etwa 87% der Sitze wurden durch ihre Listen besetzt. Der SSSH sieht die Betriebsräte nicht 

als Konkurrenz, sondern als Bündnispartner und schätzt die Erfahrungen mit dieser Einrich-

tung als sehr positiv ein. Eine Studie von 2004 kommt allerdings zu dem Ergebnis, im Sinne 

von Mitbestimmung der Beschäftigten hätten die Betriebsräte bisher keine nennenswerten 

Ergebnisse gebracht, was an fehlender Kooperationswilligkeit des Managements liege (Račić 

et al. 2005: 56). Im Interview kritisiert der SSSH die gesetzliche Möglichkeit, außer Gewerk-

schaftslisten auch Listen der Beschäftigten aufzustellen:  

„So ist es möglich, dass 10% der Beschäftigten ihre eigene Liste aufstellen können, und da 

gibt es immer die Möglichkeit der Manipulation von Seiten des Arbeitgebers“ (Eigenes Inter-

view mit dem SSSH, E2).  

Die Interessenvertretung der Beschäftigten wird bei funktionierender Kommunikation zwi-

schen Gewerkschaften und Betriebsräten als erfolgreicher empfunden. In einigen Unterneh-

men gibt es Versuche von Seiten des Arbeitgebers, Betriebsräte mit Zugeständnissen auf sei-

ne Seite zu ziehen (ebd.). HUS beurteilt die Zusammenarbeit mit den Betriebsräten im allge-
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meinen als gut; es gebe allerdings Ausnahmefälle, wo Betriebsratsmitglieder, die über Ge-

werkschaftslisten gewählt wurden, ihre Gewerkschaftsbindung aufgeben oder gar mit dem 

Arbeitgeber zusammenarbeiten würden. Dieses positive Verhältnis habe sich allerdings erst 

im Laufe der Zeit herausgebildet:  

„Am Anfang hatten wir in Kroatien Widerstand der Gewerkschaften gegenüber den Betriebs-

räten, weil sie aufgrund von negativen Beispielen dachten, dass sie die Kraft der Gewerk-

schaften schwächen würden...aber wir haben diesen Standpunkt im Laufe der Zeit geändert 

und neu definiert“ (Eigenes Interview mit HUS, E3).  

Auch der NHS betont:  

„Aber im Prinzip würde ich sagen, dass es diese Zusammenarbeit gibt und dass sie im größten 

Teil der Fälle gut ist und dass sie sich gegenseitig unterstützen.“ (Eigenes Interview mit dem 

NHS, E1). 

Allerdings verweist Dragan Bagić (Bagić 2010: 199) auch auf Fälle, wo neugegründete Un-

ternehmen (etwa Niederlassungen ausländischer Firmen) die Gründung von Betriebsräten 

angestoßen haben, um gewerkschaftliche Organisierung zu verhindern; das hat zur Folge, 

dass die Beschäftigten nicht die Möglichkeit zu Tarifverhandlungen etwa über Löhne und 

Arbeitszeit haben, weil dies ein gewerkschaftliches Monopol ist.  

Beziehungen zu Parteien: In Kapitel 5 wird ausgeführt, dass SSSH und HUS häufig als SDP- 

bzw. HDZ-nah bezeichnet worden sind, dies jedoch selbst zurückweisen und bei keinem 

Dachverband ein ausgeprägtes parteipolitisches Profil erkennbar ist (s. S.90 und .93). 

Seit der Entstehung des kroatischen Staates gab es allerdings Bemühungen um die Gründung 

einer Arbeiterpartei. Zuletzt bot der damalige URSH-Vorsitzende Boris Kunst 2005 eine Ver-

einigung der Gewerkschaften unter dem Dach von URSH und davon ausgehend die Bildung 

einer gemeinsamen Partei an. Der SSSH lehnte dies allerdings ab. 2010 gründete der frühere 

SSSH-Vorsitzende Dragutin Lesar dann die Hrvatski Laburisti (Kroatische Arbeiter), die seit 

2011 mit sechs Abgeordneten im Parlament vertreten sind, davon drei Gewerkschafter. Der 

SSSH schätzt die Zusammenarbeit mit dieser Partei bisher als gut ein – die Partei sei ernsthaft 

an der Meinung der Gewerkschaften interessiert. Man müsse allerdings abwarten, ob sich 

diese noch junge Partei auf Dauer im Parlament halten könne (Eigenes Interview mit dem 

SSSH, E2). Auch HUS benennt diese Partei als Bündnispartner (Eigenes Interview mit HUS, 

E3). Der NHS erwähnt die Zusammenarbeit mit einigen kleineren Oppositionsparteien im 
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Rahmen einer Kampagne gegen Änderungen des Arbeitsgesetzbuches 2010 (Eigenes Inter-

view mit dem NHS, E1). 

Auf eine ausgeprägte Zusammenarbeit der Gewerkschaften mit bestimmten politischen Par-

teien gibt es also bisher keine Hinweise, im Fall der Hrvatski Laburisti muss die weitere Ent-

wicklung noch abgewartet werden. 

NGOs: Der SSSH schätzt seine Zusammenarbeit mit der NGO-Szene als gut ein und bezeich-

net sich als einzigen Dachverband, der häufig gemeinsame Kampagnen mit NGOs durchführt 

(Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). Genannt werden die Frauensektion, die mit dem 

Frauennetzwerk Kroatiens
26

 und dem Netzwerk der jungen Menschen Kroatiens
27

 zusammen-

arbeiten, und die Jugendsektion, die ebenfalls mit dem Netzwerk der jungen Menschen ko-

operiert, etwa in der Frage prekärer Arbeitsverhältnisse für junge Menschen ohne Lohnzah-

lung (s. S.136f.), zu der auf einer gemeinsamen Sitzung mit dem Vorsitzenden des Netzwerks 

gemeinsame Aktionen vorbereitet wurden. Allerdings stockt die Arbeit der Jugendsektion von 

Zeit zu Zeit wegen Nachwuchssorgen; es gibt nicht viele junge gewerkschaftliche Vertrauens-

leute, und junge Leute bekommen nur schwer freie Zeit für gewerkschaftliche Aktivitäten. 

Gemeinsame Kampagnen gibt es außerdem mit den Organisationen Odraz
28

 (Abbild) und 

SMART
29

 sowie zwei Forschungsinstituten, die sich mit ökonomischen Fragen beschäftigen: 

dem Institut za razvoj i međunarodne odnose (Institut für Entwicklung und internationale 

Beziehungen)
30

 und dem Ekonomski Institut (Ökonomisches Institut) der Universität Zagreb.
31

 

Vor den letzten Wahlen 2011 arbeiteten SSSH und NGOs zusammen einen Katalog von 112 

Fragen an die Parteien aus. Aber auch HUS benennt vor allem NGOs als außergewerkschaft-

liche Bündnispartner (Eigenes Interviewmit HUS, E3). Ebenso nennt der NHS das Netzwerk 

der jungen Menschen und Frauenorganisationen als Bündnispartner, außerdem die kroatische 

Caritas bei der Kampagne für den arbeitsfreien Sonntag, Organisationen von Bauern und den 

Arbeitslosenverband (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). 

Insgesamt wird die Zusammenarbeit der Dachverbände mit NGOs also als gut beurteilt. 

Kirche: Der SSSH hat keine formale Zusammenarbeit mit der Katholischen Kirche, lediglich 

die bei ihm organisierte Handelsgewerkschaft hat in einer Kampagne für einen arbeitsfreien 

                                                           
26

Dachorganisation feministischer Organisationen in Kroatien (Women´s Network Croatia 2006). 
27

Dachorganisation von Jugend-NGOs (MMH o.J.). 
28

 NGO, die sich für nachhaltige Entwicklung engagiert (Odraz o.J.). 
29

Organisation, die NGOs trainiert (SMART o.J.). 
30

Ein Institut zur Erforschung internationaler Beziehungen (IRMO 2014). 
31

EIZ (o.J.) 
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Sonntag mit ihr zusammengearbeitet (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). Laut HUS gibt 

es zwar eine allgemeine Unterstützung von Kirchenseite im Rahmen der katholischen Sozial-

lehre, die die Würde der arbeitenden Menschen betone, jedoch keine Zusammenarbeit im 

Rahmen von konkreten Aktionen (Eigenes Interview mit HUS, E3). Der NHS, dessen Vorsit-

zender Sever selbst gläubiger Katholik ist, kritisiert, die Kirche müsse auf Grundlage ihrer 

Soziallehre eigentlich mehr praktische Unterstützung leisten, habe dies außer in der Frage des 

arbeitsfreien Sonntags bisher nicht getan (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). 

Insgesamt gibt es also nur wenig Kooperation mit der katholischen Kirche. 

Das Verhältnis zu den Medien: Es wird von Gewerkschaftsseite beklagt, dass die großen Me-

dien alle privatisiert sind. Der SSSH merkt an, dass es zuletzt noch Vjesnik (Kurier) als Zei-

tung in öffentlichem Eigentum gab und als solche vom SSSH verteidigt wurde, aber der 

Marktkonkurrenz nicht standhalten konnte. Die privatisierten Medien könnten schon deshalb 

kein positives Verhältnis zu den Gewerkschaften haben, weil sie sich als Arbeitgeber selbst 

im Konflikt mit ihnen befänden. Als Beispiel wird ein Arbeitskampf bei der Tageszeitung 

Večernji List (Abendblatt) genannt, bei dem es darum ging, dass sich die Festangestellten 

teilweise in einer schlechteren Position befanden als externe Mitarbeiter. Insbesondere wird 

kritisiert, dass in der Medienberichterstattung die Spaltung zwischen privatem und öffentli-

chem Sektor vertieft werde:  

„Das Verhalten der Medien konnte man am besten während der Verhandlungen mit dem öf-

fentlichen Sektor über die Abänderung der Tarifverträge sehen...sechs Monate wurde über die 

Medien das Terrain vorbereitet. Die Regierung hat ständig Streitigkeiten zwischen dem öf-

fentlichem und dem privaten Sektor gefördert und angeregt. Zum Unterschied vom privaten 

Sektor gibt es im öffentlichen Sektor eine Reihe von ´Privilegien und Vorrechten´ - 

...beispielsweise das Recht auf Weihnachtsgeld, das Recht auf eine Jubiläumszuwendung, die 

Erstattung von Fahrtkosten – diese Rechte wurden als Privilegien und Vorrechte bezeichnet.“ 

(Eigenes Interview mit dem SSSH, E2).  

HUS kritisiert vor allem die Angriffe der Medien auf angeblich zu hohe Gehälter von Ge-

werkschaftsfunktionärinnen und -funktionären (Eigenes Interview mit HUS, E3). 

Insgesamt werden die Medien also als eher gewerkschaftsfeindlich geschildert. 

Internationale Kontakte: Mehr oder weniger pflegen alle repräsentativen Dachverbände die 

internationale Kooperation (Kreuzkamp et al. 2007: 19f.). Der SSSH wurde 1998 Mitglied 
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mit Beobachterstatus und 2004 Vollmitglied beim ETUC (European Trade Union 

Confederation). Seit 1996 ist er bereits Mitglied im ITUC (International Trade Union 

Confederation). Er hat als einziger Dachverband eine eigene Abteilung für internationale Zu-

sammenarbeit (ebd.: 10). Der SSSH schätzt insbesondere die Mitgliedschaft im ETUC als 

nützlich ein, um das System der industriellen Beziehungen in der EU zu verstehen und um in 

der Ausbildung der eigenen Beschäftigten bezogen auf die Teilnahme am Beitrittsprozess 

Kroatiens zur EU unterstützt zu werden. Der SSSH ist andererseits auch in der Lage, die aus 

der Mitgliedschaft entstehenden Pflichten zu erfüllen (Beitragszahlung, Teilnahme an Aktivi-

täten etc.). Der NHS hat sich für die Mitgliedschaft bei ETUC und ICFTU beworben. Die 

anderen Verbände nehmen an internationalen Aktivitäten vermittelt über ihre Mitgliedsge-

werkschaften teil, die teilweise internationalen Verbänden ihrer jeweiligen Branche angehö-

ren. Die Mehrheit der Gewerkschaftsverbände ist, was personelle und finanzielle Ressourcen 

angeht, zur Teilnahme an internationalen Aktivitäten in der Lage; diejenigen Verbände ohne 

Experten für die internationale Zusammenarbeit argumentieren, hierfür würden ihnen die fi-

nanziellen Mittel fehlen (ebd.: 19). 

6.3 Fazit 

Pauschal lässt sich die Frage nach der hohen oder niedrigen Organisationsmacht der kroati-

schen Gewerkschaften nicht beantworten. Der Organisationsgrad von etwa 40% ist für Osteu-

ropa hoch ausgeprägt. Es zeigen sich auch keine nennenswerten Spaltungslinien in dieser 

Frage etwa nach Geschlecht, Beruf oder Region. Ebenso wird die Ausstattung mit personellen 

oder finanziellen Ressourcen als zufriedenstellend betrachtet, zumindest um den gegenwärti-

gen Stand an Aktivitäten zu halten. Es gibt als hilfreich eingeschätzte internationale Kontakte 

und eine Zusammenarbeit mit Betriebsräten ohne gravierende Konflikte sowie eine als positiv 

eingeschätzte Kooperation mit NGOs. Eine ausgeprägte Bindung an bestimmte Parteien, die 

die Möglichkeiten der Gewerkschaften zu einer unabhängigen Politik einschränken würde, 

gibt es nicht bzw. hat sich nicht auf Dauer etabliert; ebenso wenig gibt es eine Abhängigkeit 

von finanziellen Zuwendungen des Staates. 

Das Problem liegt also nicht in einer absolut zu niedrigen Organisationsmacht, sondern in 

erster Linie in ihrer Konzentration auf den öffentlichen Sektor, auf Großbetriebe, auf unbe-

fristet Beschäftigte sowie auf ältere Beschäftigte. Weil der Privatsektor im Transformations-

land Kroatien wächst (so stehen etwa Teile der staatlichen Industrie wie die Düngemittelfab-
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rik Petrokemija
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 zur Privatisierung an, und Neugründungen finden gewöhnlich im Privatsek-

tor statt), befristete Beschäftigungsverhältnisse sich ausbreiten und durch die Konzentration 

auf ältere Beschäftigte der Nachwuchs fehlt, ist dies eine zu schwache Basis dafür, gesell-

schaftlich eine wichtige Rolle spielen zu können. Hinzu kommt, dass im öffentlichen Sektor 

vielfach Lohnerhöhungen aus politischen Erwägungen gewährt werden; den Gewerkschaften 

wird durch die Konzentration in diesem Bereich so eine eher klientelistische Orientierung 

nahegelegt, und sie sind der Notwendigkeit entbunden, gesellschaftliche Kräfteverhältnisse zu 

ändern bzw. glaubwürdige ökonomische Alternativmodelle zu entwickeln, die sowohl effizi-

enter als auch verteilungsgerechter wären als das bestehende. 

Zum anderen setzt sich ein relativ hoher Organisationsgrad nicht in einen entsprechenden 

Aktivitätsgrad der Mitgliedschaft um. Vielmehr setzen die Gewerkschaften vorwiegend auf 

den Aufbau des hauptamtlichen Apparates und reagieren damit auf eine gesellschaftlich weit-

verbreitete Passivität, reproduzieren sie so aber gleichzeitig. Weil Posten im hauptamtlichen 

Apparat angesichts der Situation auf dem kroatischen Arbeitsmarkt attraktiv sind, wird auch 

die starke Zersplitterung der Gewerkschaftslandschaft weiter gefördert bzw. aufrechterhalten. 

Sowohl die Zersplitterung als auch die Konzentration im öffentlichen Sektor tragen außerdem 

zur Unzufriedenheit von organisierten wie nichtorganisierten Arbeitern mit den Gewerkschaf-

ten bei – und damit zum fehlenden Eintrittswillen vor allem im Privatsektor auf der einen, 

geringem Engagement der Mitgliedschaft auf der anderen Seite. 

Die Konzentration auf bestimmte Beschäftigtengruppen und die starke Zersplitterung der 

Gewerkschaften sind Hinweise darauf, dass die Gewerkschaften in ihrem gegenwärtigen Zu-

stand nicht zu einem gegenhegemonialen Projekt beitragen können; sie sind nicht in der Lage, 

Interessen zu bündeln.  
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7. Die Marktmacht der kroatischen Gewerkschaften 

 Erwerbslosigkeit in Kroatien 

7.1.1 Ausmaß der Erwerbslosigkeit 

Allgemein wird von einer niedrigen Erwerbstätigenrate, hoher Erwerbslosigkeit und großen 

Problemen mit Langzeiterwerbslosigkeit und struktureller Erwerbslosigkeit auf dem kroati-

schen Arbeitsmarkt ausgegangen (MMH 2010: 3). Das Erwerbspotential umfasste im Mai 

2014 1.670.330 Personen; davon standen 1.342.822 in einem Beschäftigungsverhältnis. Die 

Erwerbslosenrate betrug 19,6%. Ende Juni 2014 waren 304.925 Erwerbslose registriert; das 

waren 22.583 weniger als im Vormonat und 13.185 weniger als im Juni 2013. Im Vergleich 

zum Vormonat sank die Erwerbslosigkeit um 6,9% und verglichen mit dem Juni 2013 um 

4,1% (HZZ 2014: 6). Werte aus Umfragen sind jedoch oft niedriger als Werte aus amtlichen 

Statistiken: So betrug die durchschnittliche Erwerbslosenrate 2013 laut der Umfrage über Ar-

beitskraft, die das staatliche Statistikamt durchführt, nur 17,2% (Limun, 27.3.2014),
33

 wäh-

rend der offizielle Wert bei 20,3% lag (Limun, 23.1.2014). Dies liegt an der Größe des infor-

mellen Sektors (Obadić 2008: 95).  Eurostat-Daten von 2006 zeigten, dass die Arbeitslosenra-

te in Kroatien über dem Durchschnitt der EU 27 liegt; dies galt auch bei Zugrundelegung der 

niedrigeren Werte aus Umfragen (ebd.: 94f.). Im September 2013 lag das mittlerweile der EU 

beigetretene Land innerhalb der EU mit 17,2% Erwerbslosigkeit auf dem dritten Platz nach 

Spanien und Griechenland (Dnevnik, 31.10.2013). 

Aktuell gibt es also zwar eine leichte Erholung, aber insgesamt hat sich die Situation seit dem 

Beginn der Weltwirtschaftskrise deutlich verschlechtert (Matković et al. 2010: 3ff.). Norma-

lerweise wächst das Ausmaß der Beschäftigung in Kroatien von Februar bis Juli und sinkt von 

August bis Januar. In der ersten Jahreshälfte 2009 war das Beschäftigungswachstum erheblich 

schwächer als im Vorjahr, nachdem 2008 in jedem Monat die Zahl der Beschäftigten seit vie-

len Jahren die höchste war. Und der Fall der Beschäftigung von August bis Oktober war er-

heblich stärker als im Vorjahr. Im Dezember 2009 war die Zahl der Beschäftigten um 61 766 

Personen oder 4,1% niedriger als ein Jahr zuvor – jeder 25. Arbeitsplatz war im Laufe des 

Jahres verschwunden. Dies sind die offiziellen Zahlen aus amtlichen Statistiken – Umfrage-

werte ergeben ein ähnliches Bild: Danach ist die Beschäftigung im Jahresvergleich bis zum 

dritten Quartal 2009 um 2,7 Prozentpunkte gesunken. Besonders betroffen waren die Bran-
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chen Tourismus und Gaststätten, verarbeitendes Gewerbe und Bauwesen; der Privatsektor 

(insbesondere kleine Unternehmen) war stärker betroffen als der öffentliche. 

Der Anteil der Langzeiterwerbslosen an der gesamten Erwerbslosigkeit blieb kontinuierlich 

hoch und erreichte 2002 61% (Umfragewert); in den Folgejahren sank die Erwerbslosigkeit 

insgesamt, der Anteil der Langzeiterwerbslosigkeit blieb jedoch ungefähr gleich. Mit Krisen-

beginn 2008 stieg die Erwerbslosigkeit insgesamt, und der Anteil der Langzeiterwerbslosen 

sank zunächst; ab Ende 2009 stieg er jedoch wieder und befand sich 2011 bei 64% (Matković 

2011: 2f.). 2013 lag der Anteil wieder deutlich niedriger – bei 45%. Der Anteil der Langzeit-

erwerbslosen am gesamten Beschäftigungspotential betrug 2012 10,3%, von Juli bis Septem-

ber 2013 16,5% (European Commission 2014: 1).  

7.1.2 Aktive und passive Beschäftigungspolitik 

Aktive Beschäftigungspolitik: Die erste Welle von Maßnahmen zur aktiven Beschäftigungs-

förderung gab es in Kroatien zwischen 1993 und 1996 (zum Folgenden: Matković 2008: 

187ff.). Im Wesentlichen handelte es sich um Maßnahmen zur Weiterbildung von Erwerbslo-

sen und Personen mit bedrohten Arbeitsplätzen sowie um die Subventionierung der Beschäf-

tigung von höher Qualifizierten ohne Arbeitserfahrung, Soldatinnen und Soldaten des Unab-

hängigkeitskrieges, Kriegsopfern und Angehörigen von Gruppen mit besonders geringer Be-

schäftigungsfähigkeit. Es wurde schnell deutlich, dass es sich um eine pauschale, nicht ziel-

führende Subventionierung handelte, und aufgrund der prekären Haushaltslage gab es 1997 

keine aktive Beschäftigungspolitik. 1998 wurde dann ein neues Regierungsprogramm zur 

Beschäftigungsförderung ausgearbeitet, das erstens Subventionen zur Beschäftigungsförde-

rung enthielt, wobei die Subventionen für Kriegsveteraninnen und -veteranen die umfang-

reichsten waren, zweitens Bildungsmaßnahmen, die allerdings mit zunehmender Dauer des 

Programms vernachlässigt wurden, drittens ein neues Programm öffentlicher Beschäfti-

gungsmaßnahmen für schwer Vermittelbare in Zusammenarbeit mit den Kommunalverwal-

tungen und viertens die Vergabe von Krediten an Erwerbslose als Sprungbrett in die Selb-

ständigkeit. Diese Maßnahmen wurden im Laufe des Jahres 2000 erneut wegen fehlender fi-

nanzieller Mittel eingestellt. Außer den Krediten für Selbständige wurden alle Programme im 

dritten Quartal des Jahres 2001 kurzfristig wieder aufgelegt. Ein weiteres, sehr ehrgeiziges 

Programm zur aktiven Beschäftigungsförderung begann im März 2002. Es wurde vom Kroa-

tischen Amt für Beschäftigung (Hrvatski Zavod za Zapošljavanje – HZZ) finanziert und kon-

trolliert. Inhaltlich ging es um Subventionen zur Beschäftigungsförderung, wobei die Voraus-
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setzungen so allgemein formuliert waren, dass fast jede erwerbslose Person sie in Anspruch 

nehmen konnte. Dieses Programm lief im September 2005 aus. Im Einklang mit den Richtli-

nien der EU wurde Ende 2004 der Nationale Aktionsplan für Beschäftigung für die Jahre 

2005-2008 beschlossen und 2006 der erste Jahresplan zur Beschäftigungsförderung. Beson-

deres Gewicht wurde in diesem Zeitraum auf Maßnahmen zugunsten von Langzeiterwerbslo-

sen gelegt. Der Jahresplan enthielt außerdem erstmals Unterstützungsmaßnahmen für Behin-

derte, und der Aktionsplan zur Integration von Roma legte besonderes Gewicht auf Beschäf-

tigungsförderung. 

Matković (Matković 2008: 190ff.) kritisiert folgende Punkte an den bis 2008 durchgeführten 

Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung: 

 ihre Diskontinuität, eine auch in den EU-Ländern typische Erscheinung 

 den geringen Anteil der Erwerbslosen, der sie in Anspruch nehmen konnte (in den 

meisten Jahren nur 2-8%, 2004 allerdings bereits 17,2% der registrierten 

Erwerbslosen) 

 den geringen Umfang der Ausgaben: In den Jahren, in denen die Programme 

beschlossen wurden, zwischen 0,02% und 0,07% des BIP, in den Jahren zwischen den 

Unterbrechungen 0,09% bis 0,17% - ein geringer Anteil im europäischen Vergleich 

 die Bevorzugung von Subventionen gegenüber Qualifikationsmaßnahmen, was den 

Unternehmen einen Anreiz bietet, Arbeitskräfte zu entlassen und durch 

subventionierte zu ersetzen 

 ihre fehlende Konzentration auf besonders bedürftige Gruppen (insbesondere das 

Programm der Jahre 2002-2005), was zum Teil dazu geführt hat, dass Unternehmen 

sich sowieso geplante Neueinstellungen subventionieren ließen 

 bis 2005 das fast vollständige Fehlen einer Evaluation der Programme. 

Insgesamt ist also von einer eher geringen Effektivität der aktiven Beschäftigungspolitik min-

destens bis 2008 auszugehen. 

Es folgten für die Jahre 2009-2010 sowie 2011-2012 zwei weitere Nationale Aktionspläne für 

Beschäftigung (MMH 2010: 3), und zwar auf der Basis eines 2008 von der kroatischen Regie-

rung und der EU-Kommission unterzeichneten Dokuments mit dem Titel Gemeinsames Me-

morandum über die Prioritäten der Beschäftigungspolitik der Republik Kroatien (ebd.: 17). 

Der Aktionsplan für 2009/10 benannte folgende Prioritäten der kroatischen Beschäftigungs-

politik (Republika Hrvatska 2009: 8ff.). 
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 die Erhöhung der Beschäftigungsrate junger Frauen, insbesondere mit geringer 

Qualifikation 

 die Erhöhung der Beschäftigungsrate älterer Menschen 

 die Erhöhung der Beschäftigungsrate junger Menschen 

 die Lösung des Problems der Langzeiterwerbslosigkeit 

 die Abstimmung zwischen Qualifikationen und Bedürfnissen des Arbeitsmarktes 

 die Verbesserung der Anpassungsfähigkeit zwischen Arbeitern und Unternehmen 

 die systematische Einbindung der „Sozialpartner“ in die Durchführung des Plans 

 den Ausbau der Verwaltungskapazitäten zur Durchführung und Überwachung des 

Plans. 

Diese Prioritäten wurden im Plan für 2011/12 (Republika Hrvatska 2011) bei Änderungen im 

Detail beibehalten. Ende 2012 beschloss die kroatische Regierung die Verlängerung dieses 

Plans bis zum 1. Juli 2013. Für 2013 wurden Maßnahmen zugunsten von jungen Menschen, 

Langzeiterwerbslosen, Behinderten, erwerbslosen Roma, Arbeitgebern in Schwierigkeiten, 

älteren Personen und „besonderen Gruppen“ angekündigt (Krapinsko-zagorska županija 

2013). Mitte 2013 wurde eine weitere Verlängerung der Beschäftigungsförderung bis zum 

31.12.2013 beschlossen (HZZ 2013b). Nach Angaben des Kroatischen Amtes für Beschäfti-

gung wurden im Laufe des Jahres 2013 53.656 Personen mit Mitteln im Rahmen dieser Maß-

nahmen unterstützt (HZZ 2014b). Im März 2014 wurden jedoch alle Maßnahmen zur aktiven 

Beschäftigungsförderung bis auf weiteres eingestellt, weil die Mittel im Staatshaushalt für 

diese Maßnahmen von 511 Millionen auf 334 Millionen Kuna gekürzt wurden. Die Fortset-

zung der Maßnahmen hängt davon ab, wann Kroatien neue Mittel von der EU zur Beschäfti-

gungsförderung bei jungen Menschen erhält (Index, 26.3.2014). Für junge Menschen und 

andere benachteiligte Gruppen wurden jedoch bereits im April wieder Mittel freigegeben 

(HZZ 2014c).  

Eine systematische Auswertung des Erfolges dieser Pläne liegt noch nicht vor. Angesichts der 

weiterhin hohen Erwerbslosenrate (s.o. S.117f.) ist jedoch von einem eher geringen Erfolg 

auszugehen. Und Anfang dieses Jahres ist deutlich geworden, dass sie nach wie vor schnell 

Opfer von Kürzungsmaßnahmen werden können.  

Passive Beschäftigungspolitik: Für Erwerbslose gibt es in Kroatien die sogenannte novčana 

naknada (ungefähr: geldlicher Ersatz), eine aus Versicherungsbeiträgen finanzierte und inso-

fern mit dem deutschen Arbeitslosengeld I vergleichbare Leistung (zum Folgenden: Matković 
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2008: 198ff.). Anspruch haben nur Erwerbslose, die in den vorhergehenden zwei Jahren min-

destens neun Monate vollzeitbeschäftigt waren, was im europäischen Vergleich keine beson-

ders strenge Regelung darstellt. Es handelt sich dabei nicht zuletzt um eine Erleichterung für 

Personen mit wechselnden befristeten Beschäftigungsverhältnissen, die bis 2002 12 Monate 

während der vorhergehenden 18 Monate beschäftigt sein mussten, um diese Leistung zu er-

halten. Wie in der Mehrheit der europäischen Länder besteht kein Anspruch auf diese Leis-

tung, wenn der oder die Beschäftigte selbst gekündigt oder seine oder ihre Kündigung ver-

schuldet hat oder das Beschäftigungsverhältnis per Vereinbarung endet. Der Leistungsemp-

fang ist zeitlich begrenzt; die Dauer des Empfangs ist an die Dauer der vorhergehenden Er-

werbstätigkeit gekoppelt. Bis 1996 betrug sie zwischen drei und 30 Monaten; vier Jahre Er-

werbstätigkeit führten zu einem Anspruch von einem vollen Jahr. 1996 wurde die Höchstdau-

er auf 65 Wochen reduziert, womit Kroatien im europäischen Mittelfeld liegt.
34

 Zur Höchst-

dauer ist man erst bei einer Erwerbstätigkeit von mindestens 20 Jahren berechtigt. Der oder 

die Erwerbslose verliert seinen oder ihren Anspruch, wenn er oder sie angebotene Arbeit ab-

lehnt, schwarz arbeitet, mit Jobs Einnahmen über dem höchsten Niveau der Versicherungs-

leistung erzielt oder nicht mit dem HZZ zusammenarbeitet. 

Während in Jugoslawien der Anteil der Erwerbslosen mit Anspruch auf diese Versicherungs-

leistung sehr gering war, weil die meisten Erwerbslosen solche waren, die nach ihrer Ausbil-

dung keine Stelle fanden, stieg er bis 2007 auf 22,5% aller Erwerbslosen an. Gründe waren 

die Erholung des Arbeitsmarktes (was zu weniger Personen führte, die nach der Ausbildung 

ohne Job blieben, und zu einem höheren Anteil derjenigen Erwerbslosen, die entlassen wur-

den), die Reduzierung der Möglichkeiten zur Frühverrentung und 2002 die Verbesserung der 

Ansprüche von zuvor befristet Beschäftigten (s.o.). Der Anteil ist jedoch nach wie vor relativ 

klein, was durch den hohen Anteil der Langzeiterwerbslosen mit bereits aufgebrauchtem An-

spruch sowie den ebenfalls hohen Anteil der Jugendlichen ohne Arbeitserfahrung zu erklären 

ist. In absoluten Zahlen gab es im Juni 2014 49.225 Empfänger dieser Leistung; das waren 

16,1% aller Erwerbslosen. Im Vergleich zum Vorjahr waren das 11.710 Personen oder 19,2% 

weniger (HZZ 2014: 7). 

Nominal entsprach der Umfang dieser Leistung 2008 noch dem vollen Durchschnittslohn der 

vorhergehenden drei Monate (Matković 2008: 198ff.). Bis 1996 betrug der Anspruch nur 50% 

des Durchschnitts, bis 2002 60%. Nominal lag Kroatien damit an der Spitze aller europäi-
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schen Länder. Gleichzeitig werden aber gesetzlich der Höchst- und der Mindestbetrag festge-

legt. Der Höchstbetrag wird seit 1996 vom Arbeitsministerium festgelegt und betrug 2007 

1200 Kuna. Dies waren real nur 24% des Durchschnittslohns – 1997 betrug der Höchstbetrag 

noch 43% des Durchschnittslohns. Das war geringer als in den meisten west- und nordeuropä-

ischen Ländern, aber großzügiger als in der Mehrheit der Transformationsländer: Hier betrug 

der Wert 2002-2003 zwischen 7% (Estland) und 39% (Slowenien). Aktuell gelten folgende 

Regelungen: Die Leistung beträgt in den ersten 90 Tagen 70%, danach 35% des durchschnitt-

lichen Nettolohns der letzten drei Monate. In den ersten 90 Tagen darf die Leistung 70%, da-

nach 35% des kroatischen Durchschnittslohns nicht übersteigen. Die Leistung darf 50% des 

kroatischen Durchschnittslohns nicht unterschreiten (HZZ 2014d). Empfänger dieser Leistung 

erhielten im Juli 2014 durchschnittlich 1694,87 Kuna (HZZ 2014e). 

Erwerbslose ohne Anspruch auf Versicherungsleistungen sind auf das System der sozialen 

Fürsorge (socijalna skrb) verwiesen (Matković 2008: 206). Ansprüche daraus sind an die 

Registrierung beim HZZ gekoppelt und werden bei Ablehnung einer angebotenen Arbeit ge-

strichen. Zwischen 2003 und 2007 stieg die Zahl der erwerbslosen Empfänger von sozialer 

Fürsorge von 46 000 auf 51 000. Zwischen 45,1% und 46,1% der Empfänger dieser Leistung 

waren arbeitslos, zwischen 17,3% und 17,9% der Erwerbslosen erhielten diese Leistung. Etwa 

70% dieser Personen hatten nur einen Grundschulabschluss oder weniger, waren also unter-

durchschnittlich qualifiziert. 2013 gab es insgesamt 110.794 Empfänger dieser Leistung (DZS 

2013). 2012 gab es 44.911 erwerbslose Empfänger dieser Leistung, 1954 mehr als 2011, 

nachdem die Zahl in den Vorjahren gesunken war. 55,8% der erwerbslosen Empfänger befan-

den sich in der produktivsten Altersgruppe der 30-55jährigen. Erneut hatten 65,7% höchstens 

die Grundschule abgeschlossen (Novi List, 2.8.2013). 

Der Höchstbetrag dieser Leistung beträgt seit Beginn des Jahres 2014 2900 Kuna (etwa 380 

Euro) (Glas Slavonije, 3.10.2013). 

Die passive Beschäftigungspolitik bietet Erwerbslosen in Kroatien insgesamt keinen umfang-

reichen Schutz, und es kann von einem erheblichen Druck zur Arbeitssuche ausgegangen 

werden. Bei der novčana naknada hat es im Laufe der Zeit außerdem Verschärfungen gege-

ben. 

7.1.3 Kündigungsschutz 

Kündigungsgründe: Nach Artikel 107 des kroatischen Arbeitsgesetzes (zum Folgenden: 

Hrvatski Sabor 2013: 27ff.) besteht in Kroatien für den Arbeitgeber die Möglichkeit der be-
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triebsbedingten (nach der Arbeitsleistung eines oder einer Beschäftigten besteht kein Bedarf 

mehr), personenbedingten (der oder die Beschäftigte ist nicht mehr in der Lage, die Arbeits-

leistung zu erbringen) oder verhaltensbedingten (der oder die Beschäftigte verletzt seine oder 

ihre Pflichten aus dem Arbeitsvertrag) Kündigung. Beschäftigt er mehr als 20 Personen, ist er 

zur betriebs- oder personenbedingten Kündigung nur berechtigt, wenn er nicht in der Lage ist, 

dem oder der Beschäftigten einen anderen Arbeitsplatz anzubieten (auch durch Weiterbildung 

nicht). Nach einer betriebsbedingten Kündigung darf für die gleichen Arbeiten sechs Monate 

keine neue Person eingestellt werden, und nach Ablauf dieser Frist muss der Arbeitsplatz zu-

erst dem oder der entlassenen Beschäftigten angeboten werden, falls wieder Bedarf nach die-

sen Arbeiten entsteht. Bei einer besonders schweren Pflichtverletzung ist gegen Abfindung 

eine fristlose Kündigung innerhalb von fünfzehn Tagen, nachdem die Pflichtverletzung be-

kannt geworden ist, möglich (Artikel 108). Bei einer verhaltensbedingten Kündigung muss 

der oder die Beschäftigte in der Regel vorher abgemahnt worden sein, und er oder sie muss 

die Gelegenheit zur Verteidigung erhalten (Artikel 111). Vorübergehende Abwesenheit vom 

Arbeitsplatz wegen Krankheit oder Verletzung, die Teilnahme an Klagen gegen den Arbeit-

geber oder die Mitteilung eines begründeten Korruptionsverdachtes gegen den Arbeitgeber an 

die zuständigen Behörden sind keine legalen Kündigungsgründe (Artikel 109). Ein befristeter 

Arbeitsvertrag kann vor seinem Auslaufen nur gekündigt werden, wenn diese Möglichkeit im 

Vertrag vorgesehen ist (Artikel 110). Form der Kündigung und Kündigungsfrist: Eine Kündi-

gung muss schriftlich erfolgen (Artikel 112). Die Kündigungsfrist beginnt mit dem Tag der 

Zustellung der Kündigung, wird allerdings beispielsweise durch Elternzeit, Schwangerschaft,  

Wehrdienst etc. unterbrochen (Artikel 113). Die Länge der Kündigungsfrist richtet sich nach 

der Länge der ununterbrochenen Beschäftigung und reicht von zwei Wochen bei einer Be-

schäftigung von unter einem Jahr bis zu drei Monaten bei einer Beschäftigung von über 

zwanzig Jahren. Hat jemand nicht nur über zwanzig Jahre ununterbrochen beim gleichen Ar-

beitgeber gearbeitet, sondern außerdem das 50. Lebensjahr vollendet, verlängert sich die 

Kündigungsfrist um zwei Wochen; hat er das 55. Lebensjahr vollendet, verlängert sie sich um 

einen Monat. Bei verhaltensbedingter Kündigung gilt die Hälfte der gesetzlichen Kündi-

gungsfrist. Beendet der oder die Beschäftigte auf Forderung des Arbeitgebers seine oder ihre 

Tätigkeit vor dem Auslaufen der Frist, hat er oder sie Anspruch auf Entschädigung und alle 

Rechte, die er oder sie bei fristgemäßer Beendigung gehabt hätte. Während der laufenden 

Kündigungsfrist besteht ein Recht, mindestens vier Stunden wöchentlich der Arbeit fernzu-

bleiben, um neue Arbeit zu suchen. Per Tarifvertrag kann eine Kündigungsfrist für den Be-
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schäftigten oder die Beschäftigte vereinbart werden, die kürzer ist als die für den Arbeitgeber 

(Artikel 114). 

Mitbestimmung des Betriebsrats und des Arbeitsamts: Über eine Kündigungsabsicht muss der 

Betriebsrat informiert werden, und der Arbeitgeber muss seine Meinung anhören (Artikel 

118); dies gilt insbesondere bei betriebsbedingten Kündigungen von mindestens fünf Beschäf-

tigten gleichzeitig (Artikel 120). Im letzteren Fall ist der Arbeitgeber, falls er nach Beratung 

an seiner Kündigungsabsicht festhält, zur Ausarbeitung eines Sozialplans verpflichtet; darin 

muss er etwa Stellung nehmen zu den Möglichkeiten, sie auf anderen Arbeitsplätzen zu be-

schäftigen etc. Außerdem muss er sich mit dem Arbeitsamt über Möglichkeiten der Integrati-

on dieser Beschäftigten in öffentliche Beschäftigungsmaßnahmen beraten (Artikel 121). Ar-

beitsamt und Betriebsrat haben ein Recht, den Sozialplan zu erhalten und dazu Stellung zu 

nehmen; innerhalb von dreißig Tagen, nachdem sie ihn erhalten haben, dürfen die geplanten 

Entlassungen nicht durchgeführt werden. Gibt es dafür soziale oder wirtschaftliche Gründe, 

kann das Arbeitsamt auch anordnen, dass die Entlassung bestimmter Beschäftigter bis zu drei 

Monate verschoben wird (Artikel 122). 

Abfindungen: Wird eine mehr als zwei Jahre ununterbrochen beschäftigte Person entlassen, 

hat sie (mit Ausnahme von verhaltensbedingter Kündigung) Anspruch auf Abfindung zwi-

schen einem halben durchschnittlichen Monatslohn pro vollendetem Arbeitsjahr und sechs 

durchschnittlichen Monatslöhnen insgesamt; vertraglich oder gesetzlich können allerdings 

auch höhere Abfindungen festgelegt werden (Artikel 119). Wird eine Kündigung für un-

rechtmäßig erklärt, ist aber eine Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses dem oder der Beschäf-

tigten nicht zumutbar, hat er oder sie Anspruch auf eine Abfindung zwischen drei und acht-

zehn durchschnittlichen Monatslöhnen je nach Alter, Dauer der Beschäftigung und Unter-

haltsverpflichtungen (Artikel 117). 

Sonstige Regelungen: Wird ein Beschäftigter oder eine Beschäftigte ins Ausland entsendet, ist 

der Arbeitgeber beim Ende des Beschäftigungsverhältnisses im Ausland verpflichtet, für adä-

quate Beschäftigung in Kroatien zu sorgen. Die Zeit im Ausland wird bei der Bestimmung der 

Kündigungsfrist eingerechnet (Artikel 123). Bei Entlassung ausgehändigte Papiere über die 

Arbeiten, die der oder die Beschäftigte durchgeführt hat, dürfen nichts enthalten, was den 

Beschäftigten oder die Beschäftigte bei der Suche nach neuer Arbeit behindern würde (Artikel 

124). 
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Der jetzige Stand dieser Regelungen ist im Wesentlichen aus Reformen des Arbeitsgesetzes 

im Juli 2003 hervorgegangen (zum Folgenden Bagić 2010: 251ff.). Die maximale Kündi-

gungsfrist wurde von sechs auf drei Monate reduziert; für Beschäftigte mit geringerer Be-

schäftigungsdauer wurde sie ebenfalls reduziert, aber in geringerem Ausmaß. Auch die Ober-

grenze von sechs Monatslöhnen bei Abfindungen wurde erst im Zuge dieser Reformen einge-

führt. Schließlich wurde die Grenze, ab der ein Betrieb dem Kündigungsschutz unterliegt, von 

zehn auf 20 Beschäftigte angehoben. Insbesondere die Reduzierung der Kündigungsfrist stieß 

auf die Kritik der Gewerkschaften. Kroatien gehörte vor den Reformen von 2003 insgesamt 

zu den OECD-Ländern mit dem strengsten Schutz für bestehende Arbeitsverhältnisse: Auf 

dem EPL-Index der OECD, der das Ausmaß der Schwierigkeit für Unternehmen misst, beste-

hende Arbeitsverhältnisse zu beenden, erreichte Kroatien bis zur Reform von 2003 einen Wert 

von 3,58 (OECD-Durchschnitt: 2,0). Nach der Reform fiel der Wert auf 2,8, womit Kroatien 

nach wie vor eines der stärker regulierten Transformationsländer ist. Zur Reduzierung des 

Werts trug die Lockerung des Kündigungsschutzes kaum bei: Bei der Länge der Kündigungs-

frist liegt Kroatien nach den Änderungen im Durchschnitt der Transformationsländer, bei der 

Höhe der Abfindungen deutlich über dem Durchschnitt. Bei neuerlichen Diskussionen über 

Reformen des Arbeitsgesetzes 2009 wurde die Frage des Kündigungsschutzes nicht aufge-

worfen. Kritisiert wird, dass Gewerkschaften eher bereit seien, der Flexibilisierung befristeter 

Beschäftigung zuzustimmen als der Flexibilisierung unbefristeter Beschäftigung, weil sie nur 

die Interessen ihrer Mitglieder im Blick hätten. Der strenge Kündigungsschutz verhindere 

aber Neueinstellungen (MMH 2010: 5). 

 Spaltungen auf dem Arbeitsmarkt 

7.2.1 Atypische und prekäre Beschäftigung 

Teilzeitarbeit: Artikel 43 des kroatischen Arbeitsgesetzes legt die wöchentliche Höchstar-

beitszeit auf 40 Stunden fest. Wird eine geringere Arbeitszeit vereinbart, handelt es sich um 

nepuno radno vrijeme (wörtlich: nicht volle Arbeitszeit). Ein Beschäftigter oder eine Beschäf-

tigte kann Verträge über Teilzeitbeschäftigung mit mehreren Arbeitgebern gleichzeitig ab-

schließen; in der Summe darf jedoch keine Arbeitszeit von über 40 Stunden entstehen. Teil-

zeitbeschäftigten sind die gleichen Arbeitsbedingungen wie Vollzeitbeschäftigten im gleichen 

Unternehmen zu gewähren. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Wünsche von Vollzeitbeschäftig-

ten auf Umwandlung in Teilzeitbeschäftigung oder umgekehrt auf ihre Realisierbarkeit hin zu 

prüfen (Hrvatski Sabor 2013: 13). Eine wöchentliche Mindestarbeitszeit für Teilzeitbeschäf-
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tigte ist gesetzlich nicht festgelegt. Zuber (Zuber 2006: 176) folgert, die Mindestarbeitszeit sei 

wahrscheinlich die kleinste Einheit der gesetzlichen Höchstarbeitszeit, also eine Stunde wö-

chentlich. Von der Teilzeitarbeit ist die skraćeno radno vrijeme (verkürzte Arbeitszeit) zu un-

terscheiden. Während Teilzeitarbeit vor allem vom Bedarf des Arbeitgebers ausgeht, dient 

verkürzte Arbeitszeit dem Schutz von Beschäftigten (ebd.: 174): Artikel 44 des Arbeitsgeset-

zes legt fest, dass die Arbeitszeit verkürzt werden kann, wenn durch die Art der Arbeit ge-

sundheitliche Schäden des oder der Beschäftigten nicht anders zu verhindern sind. Auch für 

solche Beschäftigte gelten die gleichen Rechte wie für Vollzeitbeschäftigte (Hrvatski Sabor 

2013: 13f.). 

In Kroatien hat Teilzeitarbeit bisher keine große Bedeutung. 2010 hatte sie einen Anteil von 

9,30% an der Gesamtbeschäftigung. Ihren höchsten Anteil hatte sie mit 9,70% 2005, ihren 

niedrigsten 2002 mit 7,80%
 
(Indexmundi 2011). Hier handelt es sich allerdings um den Anteil 

aller Beschäftigten, die weniger als 40 Stunden pro Woche arbeiten. Bedeutend niedriger ist 

vermutlich der Anteil der Teilzeitbeschäftigten nach ILO-Definition
35

: Hier liegen die ak-

tuellsten Daten allerdings für 2005 vor. In diesem Jahr betrug der Anteil der Teilzeitbeschäf-

tigten 1,5%, der Anteil der Beschäftigten mit verkürzter Arbeitszeit (skraćeno radno vrijeme 

nach dem kroatischen Arbeitsgesetz) 0,3% (Franičević 2008: 29). Die große Differenz ist da-

durch erklärbar, dass der Gesamtwert aller Beschäftigten mit kürzerer Arbeitszeit auch 

Handwerkerinnen und Handwerker, Freiberuflerinnen und Freiberufler und Landwirtinnen 

und Landwirte einschließt (Zuber 2005: 174). Teilzeitarbeit ist besonders im Schulwesen ver-

breitet, was mit dem verlangten Unterrichtspensum zu tun hat. In der Privatwirtschaft ist sie 

eine sehr seltene Erscheinung und wird gewöhnlich durch Werkverträge ersetzt, die teilweise 

illegal abgeschlossen werden (ebd.: 174f.). Als integralen Bestandteil ihrer Arbeitsorganisati-

on betrachten Teilzeitarbeit nur einige ausländische Einzelhandelsketten (Franičević 2008: 

29). Als Ursache für die geringe Bedeutung dieser Beschäftigungsform wird vermutet, dass 

einerseits den Arbeitgebern Teilzeitarbeit wegen ihrer Gleichstellung mit den Rechten von 

Vollzeitbeschäftigten zu teuer ist, andererseits Erwerbstätigen das Einkommen zu gering ist 

(Poslovni Dnevnik, 17.10.2010). 

Befristete Beschäftigung: Befristete Beschäftigung ist nach dem kroatischen Arbeitsgesetz 

(Artikel 10) als Ausnahme zugelassen, wenn vor Vertragsabschluss objektive Gründe dafür 

genannt werden – die Erledigung bestimmter Arbeiten, das Einhalten eines Termins oder au-
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Danach liegt Teilzeitarbeit vor, wenn die Arbeitszeit im Rahmen regulärer Lohnarbeit bedeutend unter der 

regulären Arbeitszeit liegt (OECD 2003). 
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ßerordentliche Ereignisse (zum Folgenden Hrvatski Sabor 2013: 4ff.). Wird der befristete 

Vertrag mit einer Dauer von über drei Jahren abgeschlossen, darf anschließend vom Arbeit-

geber kein weiterer befristeter Vertrag mit demselben oder derselben Beschäftigten abge-

schlossen werden. Liegt die Dauer unter drei Jahren, darf die Gesamtdauer aller ohne Unter-

brechung hintereinander abgeschlossenen befristeten Verträge drei Jahre nicht überschreiten, 

wenn es dafür keinen objektiven Grund wie die Abwesenheit eines oder einer Beschäftigten 

gibt; der Zeitraum von drei Jahren gilt nur als unterbrochen, wenn die Unterbrechung des Ar-

beitsverhältnisses länger als zwei Monate dauert. Wenn die Tätigkeit des oder der Beschäftig-

ten nach dem Auslaufen des Vertrages weitergeht oder der befristete Vertrag den gesetzlichen 

Bestimmungen widerspricht, gilt das Arbeitsverhältnis automatisch als unbefristet. Einem 

oder einer befristet Beschäftigten müssen nach Artikel 11 des Arbeitsgesetzbuches die glei-

chen Arbeitsbedingungen wie einem oder einer beim gleichen Arbeitgeber unbefristet Be-

schäftigten mit gleichen oder ähnlichen Tätigkeiten zugesichert werden. Gibt es bei diesem 

Arbeitgeber keine unbefristet  Beschäftigten mit vergleichbarer Tätigkeit, gilt der Tarifvertrag 

für unbefristet Beschäftigte (Hrvatski Sabor 2013: 5). Es kann also festgehalten werden, dass 

trotz aller Tendenzen zur Lockerung befristete Beschäftigung in Kroatien nach wie vor relativ 

streng reguliert ist – so gibt es anders als in Deutschland bisher keinerlei Möglichkeiten einer 

Befristung ohne Sachgrund. Vor einem Paket von Änderungen des Arbeitsgesetzes, dass im 

Juli 2003 vom Parlament verabschiedet wurde, war befristete Beschäftigung sogar noch 

strenger reguliert. Die Lockerung der Vorschriften zu befristeter Beschäftigung leistete den 

größten Beitrag zum gesunkenen Wert, den Kroatien auf dem EPL-Index für die Strenge der 

Regulierung von Beschäftigung (s.o. S.125) erreichte (Račić et al. 2004: 50ff.). Dem Juristen 

Vladimir Gotovac gingen die Änderungen nicht weit genug: er bezeichnete sie als kosmeti-

sche Korrektur, weil es immer noch eine zeitliche Beschränkung gab (Gotovac 2003: 429f.). 

Die Wirklichkeit des Arbeitsmarktes entspricht der Gesetzeslage jedoch nicht: „Die wirkliche 

Liberalisierung des Arbeitsmarktes in Kroatien begann lange vor der gesetzlichen...Ein Ver-

gleich zwischen 1997 und 2002 enthüllt eine Zunahme bei befristeter und eine Abnahme bei 

unbefristeter Beschäftigung...Befristete Verträge wurden durchschnittlich kürzer, wobei der 

Anteil der Verträge mit einer Dauer von unter fünf Monaten besonders stark zunahm...Auf der 

Grundlage der Arbeitskraft-Umfrage von 2001 schätzte Rutkowski...den Anteil der befristeten 

Verträge an den neu geschaffenen Jobs auf 55%“ (ebd.: 51). Gegenwärtig ist der kroatische 

Arbeitsmarkt durch ein deutliches Wachstum befristeter Beschäftigungsverhältnisse gekenn-

zeichnet: 80% aller Neueinstellungen erfolgten 2010 befristet. Allerdings gibt es deutliche 
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Unterschiede nach Sektoren: Zahlen von 2004 und 2006 zeigten, dass vor allem Hotels, Res-

taurants, die Baubranche sowie der (Einzel-) Handel befristete Verträge abschließen. Aber 

auch im verarbeitenden Gewerbe und bei Transport und Kommunikation gab es in diesen 

zwei Jahren eine Zunahme – daraus kann gefolgert werden, dass auch das damals noch herr-

schende Wirtschaftswachstum mit einer Zunahme befristeter Beschäftigung einherging 

(Franičević 2008: 28). In der öffentlichen Verwaltung und im Gesundheits- und Bildungswe-

sen sind nach wie vor 80% aller Beschäftigungsverhältnisse unbefristet. Im Februar 2012 ver-

kündete Finanzminister Slavko Liniċ, die Verträge der 20% bzw. 24 119 befristet Beschäftig-

ten würden nicht verlängert (Forum, 10.2.2012). Der Gesamtanteil befristeter Verträge an 

allen Beschäftigungsverhältnissen betrug 2006 schon 12,9% - davon 11,1% Zeitverträge, 

0,5% Kurzzeitverträge und 1,3% Saisonarbeitsverträge (Franičević 2008: 27). All diese Ent-

wicklungen wurden trotz der relativ strengen gesetzlichen Vorschriften durchgesetzt, was auf 

mangelnde Fähigkeiten der Gewerkschaften hinweist, bestehende Gesetze durchzusetzen. 

Dies könnte unter anderem mit ihrem geringen Organisationsgrad im Privatsektor zu tun ha-

ben (s.o. S.97f.). Von den Gewerkschaften werden seit längerem ein Missbrauch befristeter 

Verträge und eine Vielzahl von Gesetzesverstößen beklagt. Kritisiert wird, dass viele Men-

schen einen kurzen befristeten Vertrag nach dem anderen bekämen, in ständiger Unsicherheit 

lebten und etwa zu Krediten keinen Zugang hätten, ja teilweise nicht einmal einen Kranken-

versicherungsausweis besäßen, sondern sich immer neu bei der Krankenversicherung anmel-

den müssten. 2009 wurde im Rahmen der EU-Beitrittsverhandlungen erneut über Änderungen 

des Arbeitsgesetzes verhandelt. Dabei forderten die Gewerkschaften eine Spezifizierung der 

„objektiven Gründe“, die eine Befristung rechtfertigen, und interpretierten EU-

Rechtsprechung in diesem Sinne. Regierung und Arbeitgeber folgten ihnen jedoch darin 

nicht. Mit Protesten zu Jahresbeginn konnten die Gewerkschaften die Verabschiedung der 

Gesetzesänderungen zwar bis zum Dezember 2009 verzögern, jedoch wurden ihre Vorschläge 

nicht berücksichtigt (Bagić 2010: 258f.). 

Leiharbeit: Nach Artikel 24 des Arbeitsgesetzes sind in Kroatien Agenturen für vorüberge-

hende Beschäftigung zugelassen; sie werden definiert als Arbeitgeber, die Beschäftigte einem 

anderen Arbeitgeber vorübergehend überlassen (Hrvatski Sabor 2013: 8ff.). In bestimmten 

Fällen ist die Einstellung von Leiharbeitern in Kroatien nach Artikel 25 verboten; so dürfen 

etwa keine Leiharbeiter eingestellt werden, um streikende Arbeiterinnen und Arbeiter zu er-

setzen oder wenn der Entleiher in den letzten sechs Monaten vor Entleihung betriebsbedingte 

Kündigungen von Beschäftigten, die die gleichen Tätigkeiten wie die Leiharbeiterinnen und 
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Leiharbeiter ausführen, vorgenommen hat oder es sich um besonders gesundheitsgefährdende 

Tätigkeiten handelt. Die Verleihung an den gleichen Arbeitgeber für die gleichen Tätigkeiten 

ist auf ein Jahr beschränkt; als Unterbrechung dieser Frist gilt nur eine Unterbrechung der 

Beschäftigung von über einem Monat (Artikel 28).
36

 Der Vertrag zwischen dem oder der Be-

schäftigten und der Agentur darf Löhne und andere Arbeitsbedingungen nicht unterschreiten, 

die der oder die Beschäftigte durch einen Vertrag mit dem Entleiher erreichen könnte bzw. 

nicht zu ungünstigeren Bedingungen führen (Artikel 26). Auch im Falle der Leiharbeit kann 

also gefolgert werden, dass sie relativ streng reguliert ist. So gibt es in Deutschland mittler-

weile keinerlei zeitliche Beschränkung der Verleihung mehr, und der gesetzliche Grundsatz 

der Gleichbehandlung von Leiharbeiterinnen und Leiharbeitern kann durch einen Tarifvertrag 

umgangen werden (Bundesministerium der Justiz o.J.). 

Die Gründung von Leiharbeitsfirmen wurde als Teil der Reform des Arbeitsgesetzes 2003 

zugelassen (Čujko 2004: 39). Die Gewerkschaften hatten dagegen keine Einwände (Bagić 

2010: 255). Zum Umfang dieser Beschäftigungsform in Kroatien gibt es keine übereinstim-

menden Angaben: Laut einem Artikel in der Zeitung Vjesnik waren 2006 erst zwölf Leihfir-

men registriert, bei denen etwa 4000 Beschäftigte unter Vertrag standen; Ende 2010 seien es 

bereits 30 mit etwa 15 000 Beschäftigten gewesen. Im Zuge der Krise seit 2008 habe diese 

Form der Beschäftigung zugenommen.  Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter würden vorwie-

gend für Verwaltungs-, Verkaufs- und Übersetzungstätigkeiten eingesetzt sowie für Vertre-

tungen; außerdem würden Praktikantinnen und Praktikanten über diese Agenturen vermittelt. 

(Knežević 2010). Auch im öffentlichen Sektor werden Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter  

beschäftigt, etwa die 80 Anfang 2012 eingestellten Fahrkartenkontrolleure bei der Zagreber 

Verkehrsgesellschaft ZET (Zagrebački Tramvaj – Zagreber Straßenbahn) (Dalje, 3.1.2012). 

Franičević schrieb 2008 hingegen, im Frühling 2006 habe es 15 Agenturen gegeben, 2008 20; 

in der zweiten Jahreshälfte 2006 seien 1,2% der Beschäftigten bei Leihfirmen unter Vertrag 

gewesen bzw. 2000 Beschäftigte im Jahr 2006 insgesamt. Fünf Marktführer teilten sich knapp 

80% des Marktes: Auf Dekra entfielen ca. 30%, auf Adecco und Agencija za povremeni posao 

je 15%, 10% auf Agencija rada und 9% auf Trenkwalder (Franičević 2008: 30). Laut Ivana 

Dumbović, Beraterin bei der Leihfirma Smart Flex, ist das Interesse kroatischer Arbeitgeber 

an dieser Beschäftigungsform geringer als in westlichen Ländern; Kroatien sei ein junger 

Markt, wo die Arbeitgeber noch nicht voll über alle Vorteile dieser Beschäftigungsform auf-

geklärt seien (Knežević 2010). Ein Manager der Leihfirma Dekra sagte 2006, Leiharbeit wür-
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Allerdings ist zur Zeit geplant, die mögliche Dauer auf drei Jahre zu verlängern, s.o. S.84. 



 

128 

 

de vorwiegend von großen ausländischen Firmen genutzt, die in anderen Ländern schon Er-

fahrung mit ihr gesammelt hätten (Franičević 2008: 30). 

Schnell gab es nach der Zulassung von Leiharbeitsfirmen Kritik an ihren Aktivitäten: Der 

Gewerkschaftsverband SSSH behauptete 2006, Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter würden 

unter Bruch des Arbeitsgesetzes für alle möglichen Tätigkeiten und nicht nur für Saison- und 

Hilfsarbeiten eingesetzt; sie erhielten auch geringere Löhne und schlechtere Arbeitsbedingun-

gen als Festangestellte (Suvremena, 9.11.2006). Das Verbot, Beschäftigte länger als ein Jahr 

zu verleihen, wird außerdem oft dadurch umgangen, dass die Beschäftigten nach einem Jahr 

einen Vertrag mit einer anderen Agentur unterschreiben, die jedoch den gleichen Sitz hat 

(Radočaj 2011). Franičević berichtet, einige Manager von Leiharbeitsfirmen hätten ihm in 

Interviews Missbräuche bestätigt: Manche Firmen bezahlen Leiharbeiterinnen und Leiharbei-

ter niedriger als gesetzlich vorgeschrieben; insbesondere kleine, nur im lokalen Rahmen akti-

ve Agenturen verweigerten die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall oder würden die Kündi-

gungsfristen nicht einhalten. Dies wird von großen, international tätigen Agenturen als unfai-

rer Wettbewerb kritisiert (Franičević 2008: 31). Kritisiert wird von den Leihfirmen außerdem 

die Konkurrenz universitärer Vermittlungsagenturen für studentische Arbeit – für solche Jobs 

sind Steuern und Abgaben erheblich niedriger als für Leiharbeit. Teilweise werden Studieren-

de illegal für Arbeiten eingesetzt, die keine zusätzlichen Arbeiten sind. Geldstrafen für Fir-

mem gibt es deswegen nur selten. Außerdem müssten Leiharbeitsfirmen, um zu einer Auswei-

tung dieser Beschäftigungsform zu kommen, auch das Recht erhalten, Beschäftigte ins Aus-

land zu vermitteln. Hier gibt es allerdings eine Grauzone: Private Agenturen vermitteln teil-

weise ins Ausland und lassen sich im Land registrieren, in das vermittelt wird, statt in Kroati-

en, oder sie schließen einen Vertrag mit einem Subunternehmer (ebd.: 30f.). 

Anfang 2014 wies die Gewerkschaft Novi Sindikat (Neue Gewerkschaft) erneut auf Fälle hin, 

in denen Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter geringere Rechte als Festangestellte haben, etwa 

bei den kommunalen Dienstleistungen der Stadt Zagreb (Danas, 28.2.2014). 

Krešimir Sever, Vorsitzender des Gewerkschaftsverbandes NHS, sagt, dass sein Verband kei-

nerlei Berührung mit Leiharbeiterinnen und Leiharbeitern habe und es eine besondere 

Schwierigkeit darstelle, sie gewerkschaftlich zu organisieren (Knežević 2010). 

Scheinselbständigkeit: Matković weist darauf hin, dass selbständige Beschäftigung während 

der Systemtransformation in Kroatien als Reaktion auf den Verlust von Arbeitsplätzen im 

früheren gesellschaftlichen Sektor deutlich zugenommen hat: Zwischen 1990 und 1995 sei sie 
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für ein Drittel des Beschäftigungswachstums im Privatsektor verantwortlich gewesen. Häufig 

handle es sich aber um Beschäftigung mit allen Merkmalen eines Arbeitsverhältnisses, aber 

ohne die rechtliche Form eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses. Zahlen vermag er 

jedoch nicht anzugeben (Matković 2009: 144f.). Diese kvazizaposlenost (Quasibeschäftigung) 

gebe es in der Form des Werkvertrages sowie in der grauen Ökonomie. Es handle sich meist 

um sehr junge und sehr alte Beschäftigte mit geringer Bildung bzw. wenig Arbeitserfahrung 

und oft mit vorhergehender Erwerbslosigkeit. Diese Beschäftigungsformen gibt es vor allem 

bei einfachen Tätigkeiten im extraktiven Sektor, im Bauwesen oder bei persönlichen Dienst-

leistungen. Sie arbeiten gewöhnlich nur wenige Stunden für geringen Lohn und ohne Be-

schäftigungssicherheit und Sozialversicherung (ebd.: 156f.). Statistisch erfasst werden diese 

Scheinselbständigen in der Kategorie der Selbständigen ohne registriertes Unternehmen; sie 

haben den geringsten Anteil an allen Selbständigen. Ihr Anteil stieg zwischen 1998 und 2005 

leicht von 2,0 auf 2,7% (Franičević 2008: 32). 

Schwarzarbeit: Neben diesen legalen Formen atypischer und prekärer Beschäftigung gibt es 

Hinweise auf die Existenz einer umfangreichen „grauen Ökonomie“ in Kroatien, wo 

unregistrierte Arbeit ohne Vertrag und einklagbare Rechte stattfindet. Mirando Mrsić, der 

kroatische Minister für Arbeit und Rentenversicherung, verkündete im März 2014, Kroatien 

habe in den letzten zehn Jahren über 40 Milliarden Kuna an Sozialbeiträgen durch Schwarz-

arbeit verloren. In Kroatien würden ca. 30% aller Arbeiten in der grauen Ökonomie stattfin-

den. Der Staat werde dagegen sowohl präventiv (in Form einer Kampagne) als auch repressiv 

und kurativ (in Form von Gesetzen, die dafür sorgen würden, dass Schwarzarbeit sich nicht 

auszahle) vorgehen. Er lobte die Arbeit der staatlichen Arbeitsinspektion und erklärte, diese 

Arbeit sei durch die größeren Befugnisse der Inspektorinnen und Inspektoren etwa zur Weg-

nahme von Dokumenten oder zur Videoüberwachung effizienter geworden (Danas, 

14.3.2014). 2014 wurden bei Inspektionen bereits 59 Fälle ungemeldeter Beschäftigung auf-

gedeckt, vorwiegend im Gaststätten- und im Baugewerbe (Ivanov 2014).  

7.2.2 Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt 

Geschlecht: Langfristig ist es in Kroatien zu einer Feminisierung des Arbeitsmarktes, einem 

immer größeren Anteil von Frauen an der Gesamtheit der Arbeitskräfte gekommen (Kerovec 

2003: 1
37

). Zwischen 1953 und 1991 stieg er von 25% auf 43%. Zu Beginn der Transformati-
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on im unabhängigen Kroatien setzte sich dieser Trend fort, weil von Arbeitsplatzverlusten 

vorwiegend männerdominierte Industriezweige betroffen waren, während Frauen eher im 

öffentlichen Dienst arbeiteten, wo die Arbeitsplatzsicherheit größer war (Matković 2008: 

481f.). 2001 begann der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der Beschäftigten jedoch wieder 

zu sinken, was darauf hindeutet, dass der beginnende ökonomische Aufschwung bei Frauen 

später zu Neueinstellungen führte als bei Männern (Kerovec 2003: 4). Im Juni 2014 betrug 

der weibliche Anteil an den Beschäftigten 46,8%, der der Männer 53,2% (HZZ 2014: 6). 

Nach wie vor ist die Erwerbsbeteiligung der Männer deutlich höher: Zwischen 1996 und 2006 

waren zwischen 67,8% und 70,5% der Männer erwerbstätig, aber lediglich zwischen 54,6% 

und 57,9% der Frauen. Es gab einen Unterschied zwischen 11,5 und 14,3 Prozentpunkten. 

Dies ist ein kleinerer Unterschied als in den meisten westeuropäischen Ländern, aber ein grö-

ßerer als in der Mehrheit der osteuropäischen Transformationsländer. Außerdem ist zu be-

obachten, dass in Krisenzeiten die Erwerbsbeteiligung von Frauen stärker zurückgeht als die 

von Männern (Matković 2008: 481f.). Die Frauensektion des SSSH geht sogar von einer Ak-

tivitätsrate der Frauen von nur 40% aus (Eigenes Interview mit der Frauensektion des SSSH, 

B1). Junge Frauen werden überwiegend mit befristeten Verträgen eingestellt; dies folgt aller-

dings dem generellen Trend bei Neueinstellungen in Kroatien. Bei der Teilzeitarbeit, die in 

Kroatien generell keine große Bedeutung hat, dominieren Frauen klar – 67,4% aller Teilzeit-

beschäftigten sind weiblich (Milidrag-Šmid 2005: 7). 

Frauen arbeiten außerdem vorwiegend auf schlechter bezahlten und schlechter qualifizierten 

Arbeitsplätzen mit geringeren Aufstiegsmöglichkeiten (ebd.: 7f.). Hauptsächlich arbeiten 

Frauen in Branchen mit unterdurchschnittlichen Löhnen, nämlich Textilindustrie, Einzelhan-

del und Kundendienste. Außerdem sind sie eher auf den niedrigeren Rängen der betrieblichen 

Hierarchie und in der informellen Wirtschaft zu finden. Beispielsweise sind 78,5% der Lehr-

kräfte in Grundschulen weiblich, aber nur 39% der Schulleiterinnen und Schulleiter und 56% 

der Krankenhausärztinnen und -ärzte, aber lediglich 28% der Krankenhausdirektorinnen und -

direktoren. In der Bekleidungsindustrie, die einen Frauenanteil von 70% hat, liegt der Durch-

schnittslohn beispielsweise um 43% unter dem nationalen Durchschnitt. Bei der Zahl der Be-

schäftigten in der ungeschützten Schattenwirtschaft dominieren Handel und Gesundheitswe-

sen, also ebenfalls Branchen mit mehrheitlich weiblichen Arbeitskräften. Rechte wie etwa die 

Lohnzahlung sind hier nicht einklagbar, weil Schwarzarbeit für beide Seiten strafbar ist. Frau-

en sind auf Positionen mit hohen Entscheidungsbefugnissen klar in der Minderheit: 6% der 

Managerinnen und Manager und 30% der Unternehmerinnen und Unternehmer sind weiblich. 
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Was Karrieremöglichkeiten von Frauen angeht, zeigt sich, dass auch in denjenigen Bereichen, 

wo der Staat unmittelbaren Einfluss hat, Frauen in Positionen mit höheren Entscheidungsbe-

fugnissen unterrepräsentiert sind: So arbeiten an einem normalen Haftgericht im Durchschnitt 

74% Frauen, an einem höheren Haftgericht hingegen nur 62%. Eine Untersuchung der femi-

nistischen Organisation CESI von 2006 in 126 Zagreber Firmen ergab, dass 77,5% der Direk-

torinnen und Direktoren männlich sind (CESI 2007: 21). 

Zur Geschlechterverteilung nach Branchen gibt es die aktuellsten Zahlen für 2012. Hier wird 

deutlich, dass sich nichts Wesentliches geändert hat: Weiblich dominierte Branchen sind nach 

wie vor beispielsweise der Einzelhandel (53,6% Frauen) und das Hotel- und Gaststättenge-

werbe (55,8% Frauen) (DZS 2014: 36). 

Deutlich ist auch, dass Frauen vor Beginn der Krise 2008 stärker als Männer von Erwerbslo-

sigkeit betroffen waren: 2005 waren 58% der Erwerbslosen Frauen und 42% Männer. Gleich-

zeitig gibt es zwischen erwerbslosen Frauen und Männern keine großen Unterschiede im Bil-

dungsniveau. 2006 stieg der Anteil der Frauen an den Erwerbslosen auf 60%, obwohl nach 

wie vor die Erwerbslosenrate von Männern höher war – 8,9% vs. 3,2% bei Frauen. Von den 

erwerbslosen Männern waren 53,8% länger als ein Jahr erwerbslos, von den erwerbslosen 

Frauen 58,2% (Galić et al. 2007: 20). 2012 hatte sich das Verhältnis jedoch zuungunsten der 

Männer geändert: 55,5% der Erwerbslosen waren Männer und nur 44,5% Frauen (DZS 2014: 

33). Dies ist vor allem mit der seit Krisenbeginn schwierigen Situation in der männlich domi-

nierten Bauindustrie zu erklären (Eigenes Interview mit CESI, B2). Aktuell hat sich das Ver-

hältnis wieder zuungunsten der Frauen verschoben: Im Mai 2014 betrug die Erwerbslosenrate 

bei Männern 17,7%, bei Frauen 21,6%. Im Juni 2014 waren 53,1% der registrierten Erwerbs-

losen oder 161.985 Personen weiblich (HZZ 2014: 6). 

Das Lohnsystem war in Jugoslawien nach Geschlechtern sehr egalitär; dies änderte sich im 

Rahmen der Transformation allerdings (Nestić 2007: 7). Obwohl es keine öffentlich zugängli-

chen Daten zu den Lohnunterschieden nach Geschlecht gibt, kann indirekt geschlossen wer-

den, dass die Feminisierung einer Branche oft mit Lohnsenkungen einhergeht (Milidrag-Šmid 

2005: 8ff.). So beträgt der Frauenanteil im Einzelhandel 64%, und der Lohn ist im Durch-

schnitt um 83% niedriger als im Großhandel, wo der Frauenanteil unter den Beschäftigten 

lediglich 43% beträgt. Insgesamt wird nach Milidrag-Šmid geschätzt, dass Frauenlöhne im 

Durchschnitt 10% niedriger als Männerlöhne sind. Eine vom kroatischen Amt für Menschen-

rechte finanzierte Untersuchung der NGO TOD (Tranzicija ka demokraciji – Übergang zur 
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Demokratie) ergab 2003 sogar eine Differenz von 13%; diese Untersuchung bezog sich aller-

dings nur auf 30 Firmen und öffentliche Einrichtungen in der Hauptstadt Zagreb. 

Das ökonomische Institut der Universität Zagreb befasste sich 2007 mit der Frage, wie die 

Lohnunterschiede zwischen den Geschlechtern zu erklären seien (Nestić 2007). Es kam zu 

dem Ergebnis, dass erwerbstätige Frauen höher qualifiziert seien als erwerbstätige Männer, 

für ihre Bildungsanstrengungen jedoch geringere Belohnungen erhielten. Nestić kommt bei 

Berücksichtigung der Unterschiede nach Bildung, Erfahrung und arbeitsplatzbezogenen Fak-

toren auf eine Lohndifferenz von 15% zwischen den Geschlechtern im Rahmen seiner eige-

nen Berechnungen (ebd.: 7). Die Gesamtdifferenz nach den Ergebnissen der halbjährlichen 

Untersuchung des kroatischen Statistikamtes zu Arbeitskräften in Kroatien ist zwischen 1998 

und 2005 leicht gesunken – von 14% auf 12,5%. Sie ist im Privatsektor deutlich höher als im 

öffentlichen Sektor, und die Differenz zwischen den Sektoren stieg zwischen 1998 und 2005 

an. 2005 betrug die Lohndifferenz im Privatsektor 18,6%, im öffentlichen Sektor lediglich 

6,6% (ebd.: 15). Wird der Bildungsstand der Beschäftigten konstant gehalten, wird die Lohn-

differenz größer, und zwar über die gesamte Verteilung hinweg – Nestić hat die Lohnvertei-

lung in vier Quantile nach Lohnniveau eingeteilt (ebd.: 19). Diese Erscheinung ist sowohl 

1998 als auch 2005 zu beobachten. Im gleichen Zeitraum verbesserten sich die Bildungsan-

strengungen von Frauen – so absolvierten sie im Durchschnitt 12,11 Schuljahre, 1998 nur 

11,84. In beiden Jahren lagen Frauen in diesem Punkt vor Männern, bei denen die Werte 

11,51 (1998) und 11,65 (2005) betrugen. Außerdem holten die Frauen gegenüber den Män-

nern an Arbeitserfahrung auf – sie hatten 1998 im Durchschnitt 9,47 Jahre Arbeitserfahrung 

aufzuweisen, 2005 10,51 Jahre; bei den Männern betrugen die Werte 10,41 (1998) und 11,29 

(2005) Jahre. Der Zuwachs bei den Frauen war also höher (ebd.: 12). Die vermehrten An-

strengungen von Frauen schlugen sich jedoch nicht in einer Verringerung der Lohndifferenz 

nieder. Die Frauensektion des SSSH schätzt die reale Lohndifferenz sogar auf 20% bei Be-

rücksichtigung der grauen Ökonomie (Eigenes Interview mit der Frauensektion des SSSH, 

B1). 

Aktuelle Zahlen zeigen, dass Frauen Männer bei den Bildungserfolgen hinter sich gelassen 

haben, geringere Bildung also für die schwächere Position von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 

nicht verantwortlich ist (DZS 2014: 24ff.): Bei einem Durchschnittswert von 16,4% haben 

2011 16,7% der Frauen, aber nur 16,0% der Männer einen Hochschulabschluss erworben – 

1991 waren es noch 8,0% der Frauen und 11,1% der Männer bei einem Durchschnittswert 

von 9,5%. Im Schuljahr 2011/12 waren 62,9% der Abiturientinnen und Abiturienten weiblich. 
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Im Studienjahr 2012/13 waren 56,5% der neueingeschriebenen Studierenden weiblich – 

1990/91 erst 51%, 1980/81 waren Männer mit 50,6% noch in der Mehrheit. 59,5% der Hoch-

schulabsolventen waren 2012 weiblich – 1990 erst 53,7%, 1980 waren Männer mit 55,4% 

noch in der Mehrheit. 58,2% der Personen, die 2012 einen Mastertitel erwarben, und 54,6% 

der Personen, die 2012 einen Doktortitel erwarben, waren weiblich.  

2007 kam eine Studie des Amtes für die Gleichberechtigung der Geschlechter der kroatischen 

Regierung zum Ergebnis, dass Diskriminierung gegenüber Frauen bei der Arbeitssuche weit-

verbreitet ist, wobei sowohl das Arbeitsgesetz als auch das Gesetz über die Gleichberechti-

gung der Geschlechter gebrochen werden (Galić/Nikodem 2007: 76ff.). So ist es verbreitet, 

geschlechtsspezifische Stellenanzeigen aufzugeben (48,4% der befragten Frauen waren schon 

mit solchen Anzeigen konfrontiert, ebd.: 76) oder beim Vorstellungsgespräch nach einer 

Schwangerschaft zu fragen (ebd.) etc. 

Ein großes Problem für erwerbstätige Mütter ist die unzureichende Versorgung mit öffentli-

chen Kinderbetreuungsplätzen. „Heute werden wir mit der Zerstörung dieser Infrastruktur 

konfrontiert. Die großen urbanen Zentren haben zwar noch ein einigermaßen gut ausgebautes 

Netz vorschulischer Einrichtungen, aber ihre finanzielle Zugänglichkeit steht oft in Fra-

ge...Der Staat bietet uns statt Krippen und Kindergärten einen dreijährigen Mutterschafts- 

(nicht Elternschafts!) Urlaub für Mütter mit mehr als zwei Kindern. Aber die politisch Ver-

antwortlichen berücksichtigen nicht die Tatsache, dass es nach dreijähriger Abwesenheit sehr 

schwierig ist, sich wieder in die Arbeitswelt zu integrieren...und dass Frauen dabei zielgerich-

tete öffentliche Unterstützung brauchen“ (Milidrag-Šmid 2005: 6). Die Frauensektion des 

SSSH kritisiert:  

„Wer nur vier Stunden arbeitet, also Teilzeit, die Hälfte der regulären Arbeitszeit, kann bei-

spielsweise keinen Kindergartenplatz für sein Kind bekommen. Es gibt sogar Gesetze dieser 

Art oder Regeln in bestimmten Kindergärten...Wir haben also eine sehr altmodische sozialis-

tische Gesetzgebung, aber ohne die Entwicklung, die für den Sozialismus typisch war. Denn 

im Sozialismus waren große Aktionen typisch, um alle Kinder mit Kindergärten und solchen 

Dingen zu versorgen“ (Eigenes Interview mit der Frauensektion des SSSH, B1). 

Alter: Die 2008 beginnende Wirtschaftskrise hat die 15- bis 30jährigen besonders hart getrof-

fen: Nach offiziellen Angaben des Kroatischen Amtes für Beschäftigung ist zwischen 2008 

und 2010 die Zahl der registrierten erwerbstätigen 15- bis 19jährigen um 45,8%, die Zahl der 

registrierten erwerbstätigen 20-24jährigen um 26,9% und die Zahl der registrierten erwerbstä-
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tigen 25- bis 29jährigen um 11,2% gesunken (MMH 2012: 28). Die Erwerbslosenrate der 15- 

bis 24jährigen stieg in dieser Zeit ebenfalls deutlich: Während sie in der EU zwischen 2003 

und 2010 zwischen 15,7% (2007) und 21,1% (2010) lag, erreichte hier Kroatien 2008 denje-

nigen Wert, der am nächsten am EU-Durchschnitt lag, nämlich 21,9%. 2009 stieg der Wert 

auf 25,1% und 2010 auf 32,6%. Im ersten Quartal 2011 hatte Kroatien im Vergleich mit den 

EU-Ländern mit 38% den zweithöchsten Wert nach Spanien und lag gleichauf mit Griechen-

land (ebd.: 27f.). Das mittlerweile der EU beigetretene Kroatien hatte im Mai 2014 eine Ju-

gendarbeitslosigkeit von 48,7% und lag innerhalb der EU auf dem dritten Platz hinter Grie-

chenland und Spanien (Eurostat 2014). 2005 betrug der Anteil der Langzeitarbeitslosen an 

den Erwerbslosen in dieser Altersgruppe 40,9%, was bereits deutlich über dem EU-25-

Durchschnitt von 29,8% lag (Franičević 2008: 20). Diese Altersgruppe arbeitete außerdem 

schon damals häufig in befristeten Beschäftigungsverhältnissen: Bereits 2006 arbeiteten 

59,2% der 15-19jährigen und 37,4% der 20-24jährigen mit befristeten Verträgen (ebd.: 28). 

Auch hier hat sich die Situation im Laufe der Zeit verschärft: Der Anteil der Langzeitarbeits-

losen ist zwischen 2007 und 2012 von 45,7% auf 55,3% gestiegen; der Anteil der befristet 

Beschäftigten an allen Beschäftigten dieser Altersgruppe ist zwischen 2007 und 2012 von 

39,5% auf 47,4% gestiegen (Tomić 2013: 14). 

Eine Antwort der amtierenden sozialdemokratischen Regierung auf die Beschäftigungsprob-

leme junger Menschen besteht darin, Qualifizierungsmaßnahmen für Junge ohne Arbeitser-

fahrung zu fördern, für die es eine Aufwandsentschädigung von lediglich 1600 Kuna (ca. 214 

Euro) geben soll. Dies wurde mit dem am 11.5.2012 vom Parlament beschlossenen Gesetz zur 

Beschäftigungsförderung ermöglicht (Index, 11.5.2012). Bisher werden 950 Menschen auf 

diese Weise beschäftigt, und 3723 weitere Personen sind interessiert (HZZ 2014c).  

Mit der Aufnahme in die EU am 1.7.2013 ist Kroatien verpflichtet, die Garantie für Junge 

umzusetzen, ein von der Europäischen Kommission ausgearbeitetes Maßnahmenpaket, das 

jungen Leuten bis 29 garantieren soll, innerhalb von vier Monaten nach Beginn der Erwerb-

slosigkeit entweder eine Stelle zu finden oder in einer Weiterbildungsmaßnahme zu landen. 

Das Netzwerk der Jungen Kroatiens kritisiert in einer ersten Stellungnahme zum Maßnah-

menpaket der kroatischen Regierung, das der Umsetzung der Garantie für Junge dienen soll, 

es würden Maßnahmen für Gruppen mit besonderen Problemen (etwa junge Erwerbslose, die 

schon länger als sechs Monate gemeldet und daher nur noch schwer zu vermitteln sind) feh-

len. Das Netzwerk und der Gewerkschaftsdachverband SSSH bemängelten außerdem die feh-

lende Einbindung der „Sozialpartner“ und der Organisationen junger Menschen; der SSSH 
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forderte außerdem, die Aufwandsentschädigung in Maßnahmen dieses Programms müsse dem 

kroatischen Mindestlohn entsprechen (Dnevnik, 2.7.2013). Im September 2013 wurde darauf-

hin eine Arbeitsgruppe des Ministeriums für Arbeit und Rente unter Einbeziehung der ge-

nannten Organisationen gebildet. Das Netzwerk äußerte sich zufrieden über die Zusammenar-

beit, kritisierte allerdings, der kroatische Plan zur Umsetzung der Garantie für Junge habe bis 

Ende 2013 an die EU geschickt werden müssen und sei daher nicht ausreichend in der Ar-

beitsgruppe besprochen worden. In Zukunft sollten solche Arbeiten daher früher begonnen 

werden (MMH 2014).  

In einer Umfrage des Netzwerks der Jungen Kroatiens von 2012 unter 15- bis 30jährigen zeigt 

sich, dass der Eindruck sehr verbreitet ist, Beschäftigung bekomme man in Kroatien vor allem 

über soziale Netzwerke und nicht in erster Linie durch Qualifikation. Als zweit- und dritt-

wichtigster Grund für die hohe Jugendarbeitslosigkeit werden die fehlende Bereitschaft von 

Arbeitgebern, junge Leute ohne Arbeitserfahrung einzustellen, und ein Bildungssystem ge-

nannt, dass nicht die auf dem Arbeitsmarkt nachgefragten Qualifikationen vermittle (Novi 

List, 2.7.2012). 

Jugendarbeitslosigkeit führt in Kroatien nicht notwendigerweise zu Armut, denn viele junge 

Erwerbslose leben noch bei ihren Eltern oder anderen Familienangehörigen. Dies trägt dazu 

bei, dass Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene in Kroatien ein unterdurchschnittliches 

Armutsrisiko haben (UNDP 2006: 21). Starke familiäre und freundschaftliche Netzwerke tra-

gen außerdem dazu bei, dass junge Erwerbslose in Kroatien nicht unbedingt sozial isoliert 

sind. Die Schuld für ihre Erwerbslosigkeit wird eher dem Staat als ihnen selbst zugeschrieben 

(Koller-Trbović et al. 2009: 100). 

Diese Situation der jungen Generation auf dem Arbeitsmarkt ist für die Gewerkschaften ins-

besondere deswegen ein Problem, weil schnell der Eindruck zu erzeugen ist, Gewerkschaften 

seien eine bloße Lobby der „Arbeitsplatzbesitzer“ und interessierten sich nicht für die Chan-

cen jüngerer Menschen, neu in Beschäftigung zu kommen. Das Netzwerk der Jungen Kroati-

ens hat beispielsweise in einem Dokument von 2010, das den Rahmen für seine Positionie-

rung zu Reformen der Arbeitsgesetzgebung abgeben sollte, die Gewerkschaften dafür kriti-

siert, den bestehenden Kündigungsschutz zu verteidigen, was Arbeitgeber davon abhalte, jun-

ge Leute einzustellen: „Die Gewerkschaften verteidigen in erster Linie die Interessen ihrer 

Mitglieder, und das sind hauptsächlich dauerhaft Beschäftigte. In Kroatien existiert keine 

Gewerkschaft der Arbeitslosen, während die vorübergehend Beschäftigten nur eine geringe 
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Neigung aufweisen, sich in den Gewerkschaften der dauerhaft Beschäftigten zu organisieren, 

was halbwegs erklärt, warum die Gewerkschaften 2003 der Flexibilisierung der vorüberge-

henden Beschäftigung, aber nicht der Flexibilisierung der dauerhaften Beschäftigung zuge-

stimmt haben. Gerade die Jungen finden sich in den Gruppen, deren Interessen nicht zum 

primären Interesse der Gewerkschaften gehören. Das sind zum einen die Erwerbslosen, zum 

anderen ist ihre erste Beschäftigung gewöhnlich befristet, und bessere und dauerhafte Be-

schäftigung finden sie nicht“ (MMH 2010: 5). 

Auf der anderen Seite steigt auch der Anteil älterer Menschen an den Erwerbslosen; außerdem 

sind ihre Chancen auf einen neuen Arbeitsplatz gering (Franičević 2008: 20). Der Anteil der 

über 40jährigen an den registrierten Erwerbslosen stieg zwischen 1996 und 2007 von 24,8% 

auf 50,1%, der Anteil der über 50jährigen von 7,4% auf 28%. Bei Entlassungen sind ältere 

Beschäftigte oftmals als Erste betroffen. Eine nicht-repräsentative Online-Umfrage der priva-

ten Vermittlungsagentur MojPosao (Meine Arbeit) ergab 2006 Hinweise darauf, dass bei Ein-

stellungen unter 40jährige bevorzugt werden: 56% der Befragten berichteten von Altersgren-

zen in Stellenanzeigen, und 83% der über 40jährigen gingen davon aus, dass ihr Alter ihre 

Einstellung verhindert habe. 44% der über 40jährigen berichteten sogar davon, dass ihnen ihr 

Alter explizit als Grund für die Ablehnung genannt worden sei. Die oben unter Geschlecht 

erwähnte repräsentative Studie von Galić und Nikodem zeigt, dass die Altersdiskriminierung 

in Stellenanzeigen sogar häufiger ist als die Diskriminierung nach Geschlecht: 68,7% der Be-

fragten berichteten von Anzeigen dieser Art (ebd.). Im Juni 2014 betrug der Anteil der über 

40jährigen an den registrierten Erwerbslosen 49,3%, der Anteil der über 50jährigen 29% - 

also ähnliche Werte wie 2007 vor Beginn der Wirtschaftskrise (HZZ 2014: 4). 

Ethnie: In einer Studie des kroatischen UNDP von 2006 wird deutlich, dass besonders die 

größte ethnische Minderheit in Kroatien, die Serbinnen und Serben, stärker von Armut be-

droht ist als die kroatische Mehrheit. So leben etwa 47% dieser Gruppe in Haushalten mit 

niedrigem Einkommen, aber nur 20% der KroatInnen und etwa 29% der Angehörigen anderer 

Minderheiten (Šućur 2009: 121). Dies gilt für alle Altersgruppen und Haushaltstypen (ebd.: 

122f.). Dieses Ergebnis deckt sich mit Berichten über die Situation der serbischen Minderheit 

auf dem kroatischen Arbeitsmarkt. Es gibt hier zwar bisher keine Untersuchung der Gesamtsi-

tuation, aber einiges ist bekannt über die Lage in den Gebieten unter besonderer staatlicher 

Fürsorge, also den von 1991 bis 1995 besetzten Gebieten. Serbische Rückkehrer in diese Ge-

biete haben geringe Jobchancen und sehen sich mit Diskriminierung konfrontiert (Franičević 

2008: 22f.). Ein Human Rights Watch-Bericht von 2006 weist darauf hin, dass in diesen Ge-
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bieten insbesondere im öffentlichen Sektor Serbinnen und Serben systematisch diskriminiert 

und kroatische Kriegsveteraninnen und –veteranen bevorzugt werden, was dem Gesetz über 

nationale Minderheiten und verschiedenen konkretisierenden Gesetzen klar widerspricht. Da-

bei gibt es deutliche Unterschiede zwischen den verschiedenen Regionen. Am geringsten ist 

die Unterrepräsentation der serbischen Bevölkerung im friedlich reintegrierten Ostslawonien, 

wo ihr Bevölkerungsanteil 30,8% und ihr Beschäftigungsanteil im öffentlichen Sektor 26,5% 

beträgt. In Banija-Kordun beträgt das Verhältnis hingegen 22,2% vs. 2,9%, in der Lika 22,2% 

vs. 4,2%, in Dalmatien 13,3% vs. 4,3% und in Westslawonien 13,7% vs. 0%. Bezogen auf 

alle fünf Regionen beträgt das Verhältnis 22,4% vs. 9,2%. Auf lokaler Ebene gibt es aller-

dings große Unterschiede, je nachdem ob beispielsweise serbische Parteien an der Regierung 

beteiligt sind. Ein weiteres Problem ist die fehlende Anerkennung von Beschäftigungszeiten 

zwischen 1991 und 1995, als diese Regionen nicht unter kroatischer Kontrolle standen, was 

etwa bei der Berechnung von Rentenansprüchen zu Schwierigkeiten führt. In einer Umfrage 

von 2005 unter Serbinnen und Serben im erwerbsfähigen Alter in vier Kommunen antworte-

ten 93%, sie glaubten an die Existenz von Diskriminierung gegen die serbische Bevölkerung 

auf dem Arbeitsmarkt. Die meisten Befragten waren im Privatsektor, bei NGOs oder in der 

Landwirtschaft beschäftigt, nur 8% im öffentlichen Sektor, lediglich 6% waren selbständig. 

58% glaubten zwar daran, dass Selbständigkeit eine Lösung sein könnte, führten aber Hinder-

nisse wie etwa Schwierigkeiten bei der Rückgabe von Land an. 

Noch stärker marginalisiert sind die Roma (ebd.: 23f.). Diskriminierung und ein hoher Anteil 

an Schulabbrecherinnen und Schulabbrechern führen zu hoher Arbeitslosigkeit und weit ver-

breiteter informeller Beschäftigung. Eine Umfrage von 2001 unter 122 Roma in der Zagreber 

Region ergab, dass nur eine Person in Vollzeit arbeitete, 19% arbeiteten zu Hause und 16% 

waren ab und zu mit Müllsammeln beschäftigt. Die meisten Roma leben unterhalb der Ar-

mutsgrenze, und Roma machen – bei einem Bevölkerungsanteil von nur 0,21% - 13,5% der 

Empfängerinnen und Empfänger sozialer Fürsorge aus. Nach einer Studie von 2004 haben 

89% aller Roma-Haushalte kein Mitglied mit regelmäßigem Einkommen, 57,3% sind als ar-

beitslos registriert, und 18,1% haben die Arbeitssuche aufgegeben. 2007 wurden in einigen 

kroatischen Kommunen 194 Roma in Beschäftigung gebracht – solche Aktionen sind jedoch 

keine langfristige Lösung. 

Aktuellere Zahlen waren nicht zu finden; Amnesty International schrieb zur Situation von 

2012 jedoch: „Angehörige der Roma wurden bezüglich ihrer wirtschaftlichen und sozialen 

Rechte weiterhin diskriminiert, dies betraf u.a. ihren Zugang zu Bildung, Beschäftigung und 
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Wohnraum…Kroatische Serben sahen sich weiterhin mit Diskriminierung konfrontiert, vor 

allem was den Zugang zu angemessenem Wohnraum und Beschäftigung betraf“ (Amnesty 

International 2013). 

Für die Gewerkschaften ist die Situation ethnischer Minderheiten auf dem Arbeitsmarkt, den 

Interviews mit Dachverbänden nach zu urteilen, kein wichtiges Thema. Von HUS ist auf die 

Frage nach Diskriminierung am Arbeitsplatz hin zu hören:  

„Nein. Was Geschlecht oder Nationalität angeht, nein. Ich kenne nicht einen Fall von Diskri-

minierung wegen Nationalität oder Geschlecht“ (Eigenes Interview mit HUS, E3).  

Ähnlich der NHS:  

„Bei uns hat sich deswegen niemand gemeldet. Ich erinnere mich an einen Fall, um den sich 

unser Kollege von HEP für eine Arbeiterin in Rijeka gekümmert hat...Ein lokaler Direktor hat 

gegenüber dieser Arbeiterin ein Verhalten gezeigt, das der dortige gewerkschaftliche Vertrau-

ensmann als Druck aufgrund von nationaler Zugehörigkeit charakterisiert hat...Unsere regio-

nale Juristin in Rijeka hat diese Situation mit einem Schreiben an die Leitung von HEP und an 

die Ministerpräsidentin...geklärt“ (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). 

Behinderung: Es gibt keine Daten zur Zahl von Menschen mit Behinderung; indirekte Hin-

weise sind Zahlen des Gesundheitsministeriums zu entnehmen (Franičević 2008: 24f.). Am 

31.12.2004 gab es 78.681 Menschen, die von Zentren für Sozialarbeit betreut wurden, 5800 

Menschen mit Behinderung waren erwerbslos gemeldet. Viele werden frühverrentet, leben 

von sozialer Fürsorge oder familiärer Unterstützung. Selbst für die im Prinzip arbeitsfähigen 

Behinderten ist es sehr schwer, eine bezahlte Arbeit zu bekommen. Zum Teil melden auch die 

Eltern ihre behinderten Kinder nach langer Zeit ohne Jobangebot beim Arbeitsamt ab und 

melden sie arbeitsunfähig, um sicherzustellen, dass sie eine Unterstützung von 1000 Kuna im 

Monat erhalten. Oder sie melden ihre Kinder sogar vor dem Abschluss von der Schule ab. 

Viele verbringen ihr Leben in Rehabilitationszentren, die Teil des Systems der Sozialfürsorge 

sind – es gibt kaum Anstrengungen, die Kooperation dieser Zentren mit Firmen zu fördern 

und die Behinderten so in Beschäftigung zu bringen. 

7.3 Die Qualifikation der kroatischen Beschäftigten: Bildungssystem und Arbeitsmarkt 

Auf der einen Seite ist Kroatien an der europäischen Spitze beim Anteil der jungen Men-

schen, die wenigstens höhere Mittelschulbildung haben; auf der anderen Seite werden sehr oft 

auf dem Arbeitsmarkt nicht nachgefragte Qualifikationen vermittelt: Bei 47% der kroatischen 
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Arbeiterinnen und Arbeiter entspricht ihre Arbeit nicht ihrer Bildung, und bei 45% entspricht 

die erste Arbeit, die länger als sechs Monate dauert, nicht den Qualifikationen (MMH 2010: 

10). Teo Matković gibt in seiner Dissertation von 2011 an, zwei Fünftel der Menschen mit 

Universitätsabschluss arbeiteten zu Beginn ihrer Karriere auf einer Stelle, für die sie sich als 

überqualifiziert empfänden; bei Menschen mit geringeren Bildungsabschlüssen, mit Ausnah-

me der Absolventen von dreijährigen Mittelschulen, sähen dies sogar 50% oder mehr so 

(Matković 2011: 240). Unter den Personen mit Universitätsabschluss gibt es Unterschiede je 

nach studiertem Fach: Knapp 40% der Absolventinnen und Absolventen der Gesellschafts- 

und Geisteswissenschaften, aber nur 30% der Absolventinnen und Absolventen des technisch-

naturwissenschaftlichen Bereichs empfinden sich auf dem ersten Arbeitsplatz nach dem Stu-

dium als überqualifiziert (ebd.: 243). Etwa 45% der Absolventinnen und Absolventen aus 

dem gesellschafts- und geisteswissenschaftlichen Bereich, aber nur ca. 35% der technisch-

naturwissenschaftlichen Absolventinnen und Absolventen arbeiten unmittelbar nach dem Stu-

dium in einer Tätigkeit außerhalb ihres Fachgebietes (ebd.: 246). Manche Autorinnen und 

Autoren kritisieren, das höhere Bildungssystem in Kroatien bringe zu viele Absolventinnen 

und Absolventen von Gesellschaftswissenschaften und zu wenige Ingenieurinnen und Ingeni-

eure hervor. Die Ursache wird darin gesehen, dass die Fakultäten, die in Kroatien sehr viel 

Autonomie gegenüber der Universität haben, über die jährliche Zahl ihrer Immatrikulationen 

nicht nach den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes, sondern im Sinne des eigenen Profits – über 

Einschreibegebühren und Ähnliches – entscheiden (MMH 2010: 10). Zwischen 1990 und 

2005 ist zwar die Zahl der Studierenden um 82% gestiegen; dieses Wachstum fand jedoch 

überwiegend in den Gesellschaftswissenschaften statt, an Fachhochschulen sowie bei Studie-

renden, die ihr Studium zumindest teilweise selbst finanzieren. Die Zahl der Studierenden, 

deren Studium vollständig staatlich finanziert wird, ist in dieser Zeit zurückgegangen. Der 

Anteil der Studiengebühren an den Gesamtausgaben für höhere Bildung betrug zu Beginn des 

neuen Jahrtausends schon über ein Fünftel (Babić et al. 2006: 28f.). In den Gesellschaftswis-

senschaften ist die Einrichtung eines Studienplatzes billiger als in den Technik- und Natur-

wissenschaften; eine Orientierung der Zahl der Immatrikulationen am Profit der Fakultäten 

führt daher dazu, dass vor allem in den Gesellschaftswissenschaften viele außerordentliche 

Studierende, also solche, die ihr Studium ganz oder teilweise selbst finanzieren, aufgenom-

men werden (ebd.: 53). 
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Bei Menschen mit höherer und hoher Bildung liegt die Erwerbslosenrate klar unter dem 

Durchschnitt: 2005 betrug sie 6,3% (Durchschnitt 12,7%) (ebd.: 34).
38

 Sie hatten außerdem 

eine überdurchschnittliche Erwerbsbeteiligung von 71,5% (Durchschnitt 2005: 49,6%). Zum 

Vergleich: Menschen mit Abitur, aber ohne Studium hatten eine überdurchschnittliche Er-

werbslosenrate von 15,0% und eine Erwerbsbeteiligung von 62,6%. Allerdings haben auch 

Akademikerinnen und Akademiker es oft schwer, Arbeit zu finden: Weniger als die Hälfte 

fand damals die erste Stelle innerhalb eines Jahres nach Studienabschluss (ebd.: 36).
39

 Das 

Problem ist dabei, dass es einige Studiengänge mit unterdurchschnittlichen Beschäftigungs-

chancen gab: Diplomierte Journalistinnen und Journalisten hatten etwa 2004 eine Erwerbsbe-

teiligung von 21%, Diplom-Politikwissenschaftlerinnen und -politikwissenschaftler von 31% 

und Professorinnen und Professoren für Körpererziehung von 28% (ebd.: 55). Demgegenüber 

gab es folgende Studiengänge mit sehr hohen Beschäftigungsraten: Bei Diplom-

Ingenieurinnen und –ingenieuren für Architektur betrug sie 2004 65%, bei Magistern der 

Pharmazie 74% und bei Diplom-Bauingenieurinnen und –ingenieuren 63% (ebd.). Die Ent-

wicklung der Einschreibequoten in den verschiedenen Studiengängen folgte dieser Lage auf 

dem Arbeitsmarkt jedoch nicht: Wird das Studienjahr 1999/2000 gleich 100 gesetzt, gab es im 

Jahr 2004/2005 158 Einschreibungen an der politikwissenschaftlichen und journalistischen 

Fakultät in Zagreb bei durchschnittlich 126 Neueinschreibungen. Bei den Studiengängen mit 

hoher Nachfrage nach den Absolventen auf dem Arbeitsmarkt hingegen gab es 2004/05 nur 

bei der Pharmazie eine überdurchschnittliche Zahl von Neueinschreibungen (149), hingegen 

115 in der Architektur und 122 im Bauwesen (ebd.: 56f.). Aktuellere Zahlen belegen die an-

haltende Dominanz des gesellschaftswissenschaftlichen Bereichs: Im Studienjahr 2011/12 gab 

es im technischen Bereich 113 und im naturwissenschaftlichen Bereich 32 Neueinschreibun-

gen, jedoch 610 in den Gesellschaftswissenschaften (dazu kommen 21 in den Geisteswissen-

schaften) (DZS 2013: 492).  

Hinzu kommt, dass ca. 45% der Studierenden ihr Studium nicht abschlossen (ebd.: 42).
40

 

Schulabbrüche sind in Kroatien hingegen kein gravierendes Problem: Während in der EU fast 

jeder siebte Jugendliche die Schule abbricht, sind es in Kroatien weniger als 4%. Seit 2000 
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 Dies gilt nach wie vor: Im Mai 2014 hatten Personen mit Universitätsabschluss einen Anteil von nur 6,9% an 

allen Erwerbslosen (HZZ 2014: 6). 
39

 Matković (Matković 2011: 200) schildert einige Jahre später eine leicht verbesserte Situation: Von den Perso-

nen mit Universitätsabschluss hatten nach einem Jahr 40% noch keine Arbeit gefunden. 
40

 Zu diesem Punkt gibt es leider keine aktuelleren Zahlen. 



 

141 

 

konnte Kroatien die Zahl der Schulabbrecherinnen und Schulabbrecher um rund 50% senken 

(Die Presse, 31.01.2011). 
41

 

7.4 Fazit 

In Kroatien zeigen sich die Folgen der Deindustrialisierung und der einseitigen Orientierung 

an Tourismus, Handel und Finanzwesen bis heute deutlich in Form einer stabilen Sockelar-

beitslosigkeit; außerdem hat sich die Situation seit Beginn der Weltwirtschaftskrise 2008 noch 

einmal verschärft. Der Anteil an Langzeiterwerbslosen ist hoch. Die aktive Beschäftigungspo-

litik ist bei der Bekämpfung dieser Erscheinung unzureichend, und der Schutz von Erwerbslo-

sen durch Sozialleistungen ist nicht allzu umfangreich, so dass von einem hohen Druck zur 

Arbeitssuche auszugehen ist. Hinzu kommt, dass es kaum eine Verbindung zwischen Ar-

beitsmarkt und Bildungssystem gibt und dass bei der Senkung von Standards in der Arbeits-

welt mehrere besonders benachteiligte Gruppen benutzt werden können, vor allem Frauen und 

Jugendliche. Ein Ergebnis dieser Situation ist die Ausbreitung prekärer Beschäftigungsver-

hältnisse, insbesondere in Form von befristeter Beschäftigung und Schwarzarbeit. 

Für die Gewerkschaften hat diese Situation auf dem Arbeitsmarkt mehrere negative Folgen. 

Erstens existieren verschiedene Gruppen, die sie nur ausgesprochen schwer organisieren kön-

nen, insbesondere Erwerbslose und prekär Beschäftigte. Von der Frauensektion des SSSH 

wird hierzu die Meinung vertreten, die Gewerkschaften müssten ihr veraltetes Organisations-

modell nach Branchen aufgeben, um diesen Gruppen gerecht werden zu können:  

„...bis vor kurzem, Sie werden es nicht glauben, gab es in den Satzungen einiger Branchen-

gewerkschaften die strikte Vorschrift, dass nur aktive Arbeiter mit Arbeitsvertrag Mitglied der 

Gewerkschaft sein können. Daher kam es mehrfach vor, dass ein Vertrauensmann, der einen 

Streik organisierte...kein Gewerkschaftsmitglied mehr war, als er entlassen wurde und seinen 

Job verlor, und sie konnten ihn noch nicht einmal juristisch unterstützen...es ist eine veraltete 

sozialistische Vorschrift, die entfernt wurde, aber immer noch in der Mentalität verankert ist. 

Aktive Arbeiter, was ist ein aktiver Arbeiter? Wir haben einen veränderten Arbeitsmarkt, wo 

Jobs verloren gehen und Karrieren unterbrochen werden...Vor allem fingen sie an, sich auf 

westliche Weise, also nach starken Branchen, die es in meinen Augen nicht mehr gibt, zu or-

ganisieren, sie wurden entsprechend beraten. Es gibt keine Branchen mehr, aber wir richteten 

unsere Zukunft nach dem vergangenen europäischen Organisationsmodell aus, was nicht gut 
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 Im Juni 2014 betrug der Anteil der Personen ohne Schulabschluss an den Erwerbslosen nur 5,1%; dies zeigt 

erneut, dass Schulabbrüche nicht das entscheidende Problem auf dem kroatischen Arbeitsmarkt sind (HZZ 2014: 

13). 
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ist. Und diese Branchen...versuchten, mehr und mehr Geld zu bekommen, und wir schlossen 

die meisten regionalen Büros. 
42

 Mitte der 1990er...hatten wir regionale Büros in ganz Kroati-

en, was sehr wichtig war, weil der Arbeiter, der an dem einen Tag Textilarbeiter war, am 

nächsten Tag in einem Geschäft und dann in einer öffentlichen Firma arbeitete, einfach...im 

Büro um den Schutz seiner Rechte bitten konnte, das auf dem Weg zu seinem oft wechseln-

den Arbeitsplatz lag...Und man kann zum Beispiel keine Branche für prekäre oder 

outgesourcte Arbeiter etablieren. Oder Leiharbeiter in Kroatien wurden nicht wirklich organi-

siert, ich weiß nur von zwei Gewerkschaften, die damit begonnen haben, denn man muss viel 

mehr arbeiten und das Büro verlassen, und ein solches Organisationsmodell haben wir leider 

noch nicht“ (Eigenes Interview mit der Frauensektion des SSSH, B1). 

Zweitens wirken die Erwerbslosen und prekär Beschäftigten als Drohung gegenüber denjeni-

gen, die noch einen festen Arbeitsplatz haben. Dies senkt nicht zuletzt die Bereitschaft zum 

gewerkschaftlichen Engagement (s. o. S.103ff.). 

Drittens wird der Kontrast zwischen der Ausbreitung prekärer Beschäftigung und der hohen 

Erwerbslosigkeit auf der einen und der nach wie vor relativ strikten Absicherung bestehender 

unbefristeter Beschäftigungsverhältnisse auf der anderen Seite für die Gewerkschaften zum 

Problem. Gewerkschaften können so leicht als reine Lobby der „Arbeitsplatzbesitzer“ ange-

griffen und diskreditiert werden. Wie die oben zitierte kritische Stellungnahme des Netzwerks 

der Jungen zeigt, ist dies insbesondere ein Problem bei der Gewinnung jüngerer Mitglieder. 

Es ist also zusammenfassend festzuhalten, dass die Situation auf dem kroatischen Arbeits-

markt die Marktmacht der Gewerkschaften schwächt und die Schwächung der Marktmacht 

wiederum auf verschiedene Weise zur Schwächung der Organisationsmacht beiträgt. 
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Gemeint sind die Büros des Dachverbands, H.B. 
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8.  Die Produktionsmacht der kroatischen Gewerkschaften 

8.1 Industrialisierung und Deindustrialisierung
43

 

Unter Industrialisierung werden mehrere miteinander verbundene Prozesse verstanden: die 

Steigerung des Anteils der Industrie am BSP (ein üblicher Wert sind 25% des BSP), die Stei-

gerung des Anteils des verarbeitenden Gewerbes an der gesamten Industrie und die Steige-

rung des Anteils der Industrie an der Gesamtbeschäftigung auf mindestens 10% (zum Folgen-

den Teodorović 2008: 310ff.). Zwischen 1952 und 1990 wuchs die kroatische Industrie im 

Rahmen Jugoslawiens um das Siebenfache. Das fixe Kapital des gesellschaftlichen Sektors 

der Industrie wuchs in diesem Zeitraum um mehr als das Elffache. Bis 1956 ging es dabei um 

die Erneuerung der bereits vorhandenen und dann durch den Zweiten Weltkrieg zerstörten 

Industrie und damit verbunden um den Aufbau der notwendigen Infrastruktur, die Produktion 

von qualifiziertem Personal, die Schaffung von Komplementarität zwischen den Teilen des 

Bundesstaates etc. Ab 1956 wurden qualitative Kriterien der Entwicklung wichtiger als quan-

titative, etwa die Steigerung der Einkommen oder der Beitrag zur Entwicklung im regionalen 

Umfeld. Dabei stand bis 1965 die Ausweitung des verarbeitenden Gewerbes im Vordergrund, 

was auch die beschleunigte Produktion von Zwischenprodukten erforderlich machte.  

Ab 1965 wurde die Förderung der exportorientierten Industrie mit komplexeren Produkten 

und einem höheren technologischen Niveau wichtiger. Allerdings entwickelten sich Koopera-

tionsprojekte mit ausländischen Partnern in der Regel langsam und führten nur zu einem un-

zureichenden Technologietransfer. Im Bemühen, den technologischen Abstand zu verringern, 

kam es wiederum zu Überinvestitionen und einer hohen Auslandsverschuldung. Kroatien ge-

lang es nicht, zu einem exportorientierten Industrieland zu werden; durchgängig gab es ein 

Handelsbilanzdefizit. Dabei waren folgende Branchen beim Außenhandel defizitär: Erdöl und 

Erdgas, schwarze Metallurgie, Maschinenbau, Produktion von Verkehrsmitteln, Elektrotech-

nik und die Verarbeitung chemischer Produkte. Einen Außenhandelsüberschuss produzierten 

die Produktion und Verarbeitung von Buntmetallen, der Schiffsbau, die Produktion von End-

produkten aus Holz, die Produktion fertiger Textilprodukte sowie von Lederschuhen und Ga-

lanterieware. 
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Anders als bei den Kapiteln über Organisationsmacht und Marktmacht folgt dieses Kapitel in seiner Gliede-

rung nicht dem in Kapitel 3 dargestellten Variablen- und Dimensionen-Schema, weil Kategorien wie „volkswirt-

schaftliche Stellung der Branche“ sich direkt auf den Einzelfall beziehen und für die Gesamtdarstellung in die-

sem Kapitel nicht verwendbar sind. 
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Die Steigerung der industriellen Produktion in Kroatien war in dieser Zeit deutlich schneller 

als in der Mehrzahl der Industrieländer; die Steigerung der Arbeitsproduktivität blieb aller-

dings hinter einigen Industrieländern wie Frankreich, Belgien, den Niederlanden und Öster-

reich zurück. Das lag unter anderem daran, dass das Wachstum der Industrie in erster Linie 

durch die Ausweitung der Beschäftigung, vor allem durch den Transfer von Beschäftigten aus 

der Landwirtschaft, erreicht wurde und weniger durch technologischen Fortschritt. Die Be-

schäftigung in der Industrie wuchs zunächst kontinuierlich und erreichte 1965 einen Anteil 

von 37,6% an der Gesamtbeschäftigung. Bis 1990 nahm dieser Anteil wieder leicht auf 37,2% 

ab, was insbesondere am schnelleren Wachstum des Dienstleistungssektors lag. Dieses Be-

schäftigungswachstum ging allerdings mit einer stagnierenden und später sogar sinkenden 

Arbeitsproduktivität einher: sie sank zwischen 1979 und 1985 um 0,7%, während die Be-

schäftigung um 2,0% stieg. 

Im Laufe der Zeit wird eine Abnahme des industriellen Wachstums deutlich sichtbar: Zwi-

schen 1956 und 1964 betrug es noch 11,7%, zwischen 1965 und 1978 5,6%, zwischen 1979 

und 1984 noch 2,5% und von 1985 und 1989 nur noch 1,1%. Dabei wurde das fallende in-

dustrielle Wachstum nicht durch höhere Wachstumsraten in anderen Sektoren kompensiert. 

Alle von der OECD bestimmten technologischen Niveaus waren in jugoslawischer Zeit in der 

kroatischen Industrie vertreten: das niedrigere, das niedrigere mittlere, das höhere mittlere und 

das höhere Niveau; dabei war das höhere Niveau am schwächsten und das höhere mittlere am 

stärksten vertreten. 

Die Systemtransformation in Kroatien nach dem Ende Jugoslawiens war zunächst mit einem 

gravierenden Einbruch des BIP und der industriellen Produktion im Besonderen verbunden 

(s.o. S.62). Erst 1994 gab es zum ersten Mal wieder eine positive Wachstumsrate, und 1997 

war das BIP noch um 21% niedriger als 1989. Am härtesten wurde dabei der industrielle Sek-

tor getroffen: Die industrielle Produktion sank 1991 um 29%, und dieser Trend setzte sich bis 

in die zweite Hälfte der 1990er Jahre fort. Bis 1997 hatte sich der Anteil der Industrie am BIP, 

der zu Beginn der Transformation noch bei etwa 30% lag, auf etwa 20% verringert. Seit 2000 

wächst die Industrie wieder; Kroatien ist aber nach wie vor weit von einer Reindustrialisie-

rung entfernt, die es in anderen Transformationsländern gab. Der Anteil des verarbeitenden 

Gewerbes lag 2000 bei 17,6% und sank bis 2003 weiter auf 16,4%; 2004 lag er bei 16,7%, 

was noch immer niedriger war als 2000. Ein deutliches Wachstum ihres Anteils am BIP hat-

ten in dieser Zeit folgende Sektoren: das Hotel- und Gaststättengewerbe (von 2,8% auf 3,1%), 
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Finanzdienstleistungen (von 3,8% auf 5,1%), Speditionen (von 8,1% auf 8,7%), Immobilien 

(von 8,6% auf 9,7%) sowie Handel, KFZ-Dienstleistungen und  Reparaturen (von 8,6% auf 

10,8%). Aus dem industriellen Sektor wuchs lediglich der Anteil des Bauwesens von 3,9% 

auf 5,7%. Die Veränderung der Struktur des BIP ging also in dieser Zeit weiter, und der 

Dienstleistungssektor wuchs schneller als der industrielle Sektor. Das bedeutet aber nicht, 

dass Kroatien bereits die postindustrielle Entwicklungsphase erreicht hat – dazu ist das BIP 

pro Kopf nach wie vor zu klein.  

Das verarbeitende Gewerbe, das nach wie vor den größten Anteil am kroatischen Export hat, 

wuchs zwischen 1995 und 2005 um 40,5%. Das größte Wachstum gab es dabei in den Berei-

chen Zellulose und Papier, Produktion von Transportmitteln und Maschinen- und Gerätebau. 

Auf der anderen Seite gab es einen Rückgang in einigen technologisch komplexen Sektoren, 

etwa in der chemischen Industrie, sowie in traditionell exportstarken Branchen wie der Textil- 

und Lederindustrie. Die Beschäftigung im verarbeitenden Gewerbe ging seit Transformati-

onsbeginn kontinuierlich zurück, wuchs aber seit 2006 wieder.  

Allerdings gilt die industrielle Struktur in Kroatien als unzureichend, weil die Industrien mit 

niedrigem und niedrigem mittlerem Niveau dominieren: Auf diese zwei Gruppen entfallen 

74% aller Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbe, 79,6% des Gesamtkapitals und 72,5% 

der Wertschöpfung. Diese Industrien haben auch ein stärkeres Wachstum der Arbeitsproduk-

tivität und der Kapitalausstattung zu verzeichnen, während in den Industrien mit höherem 

mittlerem und hohem technologischem Niveau die Kapitalproduktivität schneller wächst. In 

den Industrien mit höherem mittlerem Niveau fallen hingegen sowohl die Arbeitsproduktivität 

als auch die Kapitalausstattung, was wegen der enormen Bedeutung dieser Industriezweige in 

Kroatien für die Konkurrenzfähigkeit der kroatischen Industrie insgesamt negativ ist. 

Dabei war zwischen 2002 und 2006 die Entwicklung der internationalen Konkurrenzfähigkeit 

traditioneller Exportzweige unterschiedlich: Der Maschinenbau verbesserte sie, die chemische 

Industrie hielt sie auf gleichem Niveau, die Textil- und Schuhindustrie verlor an Konkurrenz-

fähigkeit, und der Schiffbau wechselte seine Position mehrfach, was an den langen Fristen 

zwischen dem Abschluss eines Vertrages und der Fertigstellung des Produktes in dieser Bran-

che liegt. 

8.2 Der Zufluss von ausländischem Kapital nach Kroatien 

Nach Kroatien sind von 1993 bis zum dritten Quartal 2013 rund 27,1 Mrd. Euro Auslandsin-

vestitionen geflossen. Dabei sind die drei wichtigsten Herkunftsländer Österreich, die Nieder-



 

146 

 

lande und Deutschland, aus denen ca. 52% der Gesamtinvestitionen aus dem Ausland kom-

men (Deutsch-Kroatische Industrie- und Handelskammer 2014). Während in den Jahren da-

vor im Durchschnitt etwa drei Milliarden Dollar aus dem Ausland investiert wurden, waren 

die Auslandsinvestitionen mit Beginn der Wirtschaftskrise 2008 sofort rückläufig (Deutsche 

Welle, 24.09.2009) und sind bis heute um 80% gesunken (Roser 2014).  

Hauptsächlich fließen die Auslandsinvestitionen dabei in den Finanzsektor ohne Versicherun-

gen und Renten (2012 33%), den Großhandel (2012 9,9%%) sowie in Post und Telekommu-

nikation (2012 6,6%%) (GTAI 2014). Kroatien unterscheidet sich damit von anderen Trans-

formationsländern, in denen auch in die Produktion investiert wird: In Tschechien wurden 

hier zehn Milliarden Dollar, in Bulgarien neun und in Ungarn über 6,5 Milliarden Dollar in-

vestiert. In den exportorientierten, gewinnträchtigen Industriezweigen mit viel Personal wurde 

2009 in Kroatien jedoch erst ein Anteil ausländischer Investitionen von 10% ausgemacht. Als 

Gründe für die Zurückhaltung des Auslandskapitals gelten dabei ungeklärte Eigentumsfragen 

und eine zu langsam arbeitende, abschreckende Bürokratie sowie die Angst von Beschäftig-

ten, die befürchten, dass lediglich Spekulanten an ihren Betrieben interessiert seien und Ar-

beitsplätze wegfallen würden (Deutsche Welle, 24.09.2009).  

Die gegenwärtige kroatische Mitte-Links-Regierung hat es sich zum Ziel gemacht, Investiti-

onshürden abzubauen (Anders-Clever 2013). Im September 2012 wurde das Investitionsför-

dergesetz verabschiedet, dass die finanzielle Unterstützung für Investitionen regelt und die 

Gleichbehandlung von in- und ausländischen Investoren zum Ziel hat. Vorhaben im verarbei-

tenden Gewerbe und in Dienstleistungssektoren mit hohem Wertschöpfungsanteil können 

unterstützt werden. Es gibt Subventionen für die Beschaffung von Ausrüstungen und immate-

riellen Vermögenswerten sowie für die Schaffung von Arbeitsplätzen. Große Unternehmen 

nach EU-Definition können Förderungen in Höhe von 40 bis 50% der Investitionskosten be-

kommen, mittlere von 50 bis 60% und Kleinunternehmen von 60 bis 70%. Mikrounternehmen 

müssen mindestens 50.000 und große mindestens 150.000 Euro investieren. Investiert ein 

Unternehmen mehr als 3 Millionen Euro und schafft mindestens 15 Arbeitsplätze, kann es für 

zehn Jahre von der Körperschaftssteuer befreit werden. Bei kleineren Projekten kann der Satz 

auf 5 oder 10% ermäßigt werden (Regelsatz 20%). Außerdem gibt es in Gebieten mit hoher 

Arbeitslosigkeit direkte Zuschüsse für die Schaffung neuer Arbeitsplätze in Höhe von 30% 

der Kosten, begrenzt auf maximal 9.000 Euro pro Arbeitsplatz. In Gebieten mit niedriger Ar-

beitslosigkeit sind es maximal 10% bzw. 3.000 Euro.  
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Außerdem wurde das Gesetz über Strategische Investitionen auf den Weg gebracht. Die Re-

gierung kann danach Vorhaben von mindestens 20 Millionen Euro (bei Tourismusprojekten 

50 Millionen Euro) als strategisch einstufen. Sie müssen außerdem einen hohen Beschäfti-

gungseffekt haben, dem Tourismus, der Wirtschaft, der exportorientierten Produktion oder 

unterentwickelten Landesteilen Entwicklungsimpulse geben sowie die Einführung neuer 

Technologien fördern. Kritik am Gesetzentwurf gab es vor allem, weil der Staat auch das 

Recht erhalten sollte, staatliche Ländereien und Vermögenswerte im Wege von Ausschrei-

bungen zu veräußern oder zu verpachten, wenn dies der Umsetzung strategischer Projekte 

dient. So gingen etwa der Kroatischen Wirtschaftskammer die staatlichen Befugnisse zu weit. 

Kritik kam außerdem von der oppositionellen HDZ, von Gewerkschaften, von Verbänden und 

Umweltschutzorganisationen und von großen öffentlich-rechtlichen Institutionen. Die Angst 

vor einem Ausverkauf des Landes war weit verbreitet. 

Am 25.10.2013 verabschiedete das kroatische Parlament dieses Gesetz schließlich (Theiss 

2013). 

Als negative Folge ausländischer Investitionen wird von Gewerkschaftsseite die Ausbreitung 

von Outsourcing benannt. Der SSSH etwa meint:  

„Outsourcing ist mit der Ankunft multinationaler Unternehmen eine normale Erscheinung 

geworden. Sagen wir, Coca-Cola war eine der ersten Firmen, die hierzulande so gearbeitet 

haben“ (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2).  

Kritisiert wird zweierlei: Vom SSSH wird angemerkt, die Gründung von Tochterfirmen sei 

für manche Unternehmen ein Mittel, Vermögen in Sicherheit zu bringen – die Arbeiter wür-

den in eine Tochterfirma ausgelagert, das Vermögen hingegen nicht, und die Tochterfirma 

gehe dann bankrott, während das Vermögen verschwunden sei (ebd.). Der NHS bemängelt 

die üblicherweise geringeren Rechte von Beschäftigten in outgesourcten Unternehmen, wobei 

es sich in erster Linie um Dienstleistungen handle, die das Unternehmen früher selbst erbracht 

habe. Diese Erscheinung sei durch Änderungen des Arbeitsgesetzes von 2003 erleichtert wor-

den (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). Eine ähnliche Kritik formuliert HUS und merkt 

an, die Gewerkschaften dieses Verbandes würden sich bemühen, für outgesourcte Beschäftig-

te wenigstens eine gewisse Zeit den Schutz des Tarifvertrages aufrechtzuerhalten (Eigenes 

Interview mit HUS, E3). Genaue Daten zu diesem Thema haben die Gewerkschaften nicht 

(Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). Hier ist also zu sehen, dass die Arbeit der Gewerk-

schaften durch Zersplitterung der Beschäftigten erschwert wird. 
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Auf Nachfrage wird vom SSSH bejaht, dass ausländische Unternehmen auf Streiks und ge-

werkschaftliche Forderungen teilweise mit der Drohung reagieren, Kroatien zu verlassen, vor 

allem in östlicher gelegene Länder (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). Dies ist laut NHS 

allerdings nicht spezifisch für ausländische Unternehmen, sondern wird von kroatischen Fir-

men genauso angewandt (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). Lediglich HUS bestreitet, 

dass dies eine häufige Erscheinung sei: In multinationalen Unternehmen sei es zum einen 

schwierig, überhaupt eine Gewerkschaft zu etablieren; wenn es sie gebe, seien die Arbeitsbe-

dingungen für kroatische Verhältnisse relativ gut, so dass es keinen Bedarf für Streiks gebe 

(Eigenes Interview mit HUS, E3). Diese Aussage passt allerdings nicht zu den bei Dragan 

Bagić zitierten Daten, nach denen der Organisationsgrad in ausländischen Unternehmen höher 

ist als in einheimischen (s.S.100). 

8.3 Große, mittlere und kleine Unternehmen in Kroatien 

Während der 1990er Jahre wurden viele neue kleine Privatunternehmen gegründet 

(Kokanović 1999: 190). Ende 1998 waren 181.000 Unternehmen registriert, eine Zunahme 

um 45% seit 1994. Pro Jahr wurden zwischen 9000 und 13.000 Unternehmen registriert. Eine 

Untersuchung zur Situation im Jahr 2011 zeigt, dass kleine und mittlere Unternehmen auch 

gegenwärtig eine bedeutsame Rolle in der kroatischen Volkswirtschaft spielen: Sie sind für 

65,5% der Beschäftigung, 50,2% des BIP und 42% des Exports verantwortlich (Lider, 

19.02.2013). In den kleinen und mittleren Unternehmen des Privatsektors ist der gewerk-

schaftliche Organisationsgrad deutlich niedriger als in großen Unternehmen: In kleinen Un-

ternehmen mit höchstens 49 Beschäftigten sind nur 3% der Beschäftigten gewerkschaftlich 

organisiert, in mittleren Unternehmen (50-249 Beschäftigte) ca. 21% und in großen Unter-

nehmen mit über 250 Beschäftigten 40%. Aber nur in den größten Unternehmen (über 1000 

Beschäftigte) liegt der Organisationsgrad nah an demjenigen im öffentlichen Sektor (Bagić 

2010: 167). Es ist also festzuhalten, dass die organisatorischen Bemühungen der Gewerk-

schaften mit der ökonomischen Entwicklung, die zu einem wachsenden Gewicht von kleinen 

und mittleren Unternehmen führt, nicht Schritt halten; zudem ist zu schlussfolgern, dass ein 

erheblicher Teil der Beschäftigten sehr verstreut arbeitet, was die Organisation etwa von 

branchenweiten Streiks gegebenenfalls erschweren würde. 
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8.4 Strategische Organisationsbereiche der Gewerkschaften 

Im Folgenden wird dargestellt, in welchen strategischen Bereichen die großen Dachverbände 

vertreten sind, also in Bereichen, über die bedeutende Teile der Volkswirtschaft zu beeinflus-

sen sind, die für gewerkschaftliche Kämpfe also eine Schlüsselstellung haben. 

NHS: Der größte kroatische Gewerkschaftsdachverband organisiert folgende industrielle Be-

triebe mit strategischer Stellung (Eigenes Interview mit dem NHS, E1): 

 INA (Industrija Nafte – Ölindustrie) d.d. (dioničko društvo – Aktiengesellschaft). INA 

ist die größte kroatische Erdölfirma und spielt in der ganzen Region eine wichtige 

Rolle in der Erforschung und Produktion von Erdöl und Erdgas, der Verarbeitung von 

Erdöl und der Belieferung mit Erdöl und Erdölderivaten. Die größten Aktionäre sind 

die ungarische Erdölfirma MOL und die kroatische Regierung (INA, o.J.c). INA 

beliefert einige Großkunden in Kroatien mit Erdöl; der größte Kunde ist Petrokemija 

d.d. Kutina, eine Fabrik für mineralische Düngemittel (Eigenes Interview mit EKN, 

C2). Der NHS ist bei INA mit der Gewerkschaft SING (Sindikat Naftnog 

Gospodarstva – Gewerkschaft der Erdölwirtschaft) vertreten (SING, o.J.). 

 HEP grupa (HEP-Gruppe; HEP – Hrvatska Elektroprivreda – Kroatische 

Elektrizitätswirtschaft). HEP ist der nationale Stromversorger und versorgt über 2,3 

Millionen Kundinnen und Kunden in Kroatien mit elektrischer Energie. Einige zur 

HEP-Gruppe gehörende Firmen versorgen ihre Kundinnen und Kunden mit Wärme 

und Erdgas (HEP, o.J.). Der NHS ist bei HEP mit der Gewerkschaft Hrvatski 

Elektrogospodarski Sindikat (Kroatische Gewerkschaft der Energiewirtschaft) 

vertreten (HES 2007). 

 Podravka d.d. Diese Firma produziert Nahrung, Getränke und Medikamente und ist 

eine der führenden Lebensmittelfirmen Südost-, Mittel- und Osteuropas. Sie exportiert 

ihre Gewürzmischung Vegeta in mehr als 40 Länder (Podravka, o.J.). Podravka ist 

privatisiert worden, dem Staat gehören aber noch 26% der Aktien (Theguardian, 

12.2.2010). Der NHS ist bei Podravka mit der Hausgewerkschaft Sindikat radnika 

koncerna podravka (Gewerkschaft der Arbeiter des Podravka-Konzerns) vertreten 

(NHS 2011a). 

 Ericsson Nikola Tesla. Das Unternehmen Nikola Tesla wurde 1949 gegründet und war 

viele Jahre der größte Lieferant von Telekommunikations-Technologie in Mittel- und 
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Osteuropa (Ericsson Nikola Tesla, o.J.a). Seit einigen Jahren gehört das Unternehmen 

zum schwedischen Konzern Ericsson (Ericsson, o.J.) und hat sich seitdem zum 

Software-Spezialisten gewandelt (Ericsson Nikola Tesla, o.J.). Ericsson besitzt 

49,07% der Aktien; es gibt außerdem 0,29% eigene Aktien, und 50,64% verteilen sich 

auf weitere Aktionärinnen und Aktionäre (Ericsson Nikola Tesla, o.J.b). Der NHS ist 

bei Ericsson Nikola Tesla mit der Hausgewerkschaft Sindikat radnika Ericsson Nikola 

Tesla (Gewerkschaft der Arbeiter von Ericsson Nikola Tesla) vertreten (NHS 2011a). 

SSSH: Der zweitgrößte Dachverband ist in folgenden Betrieben mit strategischer Stellung 

vertreten: 

 Petrokemija d.d. Kutina ist der einzige kroatische Produzent für mineralische 

Düngemittel und fast der einzige Produzent in der ganzen Region – mit Ausnahme 

eines kleinen Betriebs in Serbien. Die Gründung von Petrokemija war 

ausschlaggebend für die Entwicklung von Kutina zur Stadt. Bei Petrokemija arbeiten 

gegenwärtig 2000 Beschäftigte, während Kutina nur 10.000 Einwohnerinnen und 

Einwohner hat. Petrokemija ist wichtig für die kroatische Landwirtschaft (Eigenes 

Interview mit EKN Petrokemija, D1). Die Firma exportiert ihre Produkte in 20 Länder 

(Petrokemija 2014). Bei Petrokemija ist die Gewerkschaft Samostalni Sindikat 

Radnika u Djelatnostima Energetike, Kemije i Nemetala Hrvatske (Autonome 

Gewerkschaft der Arbeiter in den Branchen Energie, Chemie und nichtmetallische 

Industrie Kroatiens – Samostalni Sindikat Energetike, Kemije i Nemetala Hrvatske, 

kurz EKN), die SSSH-Mitglied ist, Mehrheitsgewerkschaft (Eigenes Interview mit 

EKN Petrokemija, D1). 

 DIOKI d.d. Diese Firma produziert petrochemische Erzeugnisse, Plastik und Erdgas. 

Etwa 90% der Produkte werden exportiert; DIOKI ist einer der größten kroatischen 

Exporteure. Seit 2004 gehört DIOKI mehrheitlich der DIOKI Holding AG mit Sitz in 

der Schweiz (DIOKI 2002). DIOKI befindet sich jedoch in ernsten Schwierigkeiten: 

Ein Teil der Betriebe in Zagreb wurde geschlossen (24 sata, 19.10.2012), weil die 

Firma hochverschuldet ist und nicht über die zur Produktion nötigen Rohstoffe 

verfügt. Anfang 2014 wurde von den Gläubigern der Plan für das Konkursverfahren 

akzeptiert; für einen Teil des Konzerns, DINA Petrokemija, wird mit einem möglichen 

britischen Investor, nämlich Davon Trading&Finance Limited, verhandelt 
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(Hrportfolio, 4.3.2014). EKN ist bei DIOKI die Mehrheitsgewerkschaft (Eigenes 

Interview mit dem SSSH, E2). 

 Bei INA und HEP ist EKN die Minderheitsgewerkschaft (Eigenes Interview mit dem 

SSSH, E2). 

 Die Gewerkschaft der Metallarbeiter Kroatiens (Sindikat Metalaca Hrvatske - SMH), 

die größte Einzelgewerkschaft im SSSH (SMH 2014), ist bei den großen Werften 

vertreten (Eigenes Interview mit dem SSSH/2, B4). Der Schiffbau machte 2010 nach 

wie vor 12 bis 15% der Exporte aus; 60.000 Arbeitsplätze hingen direkt vom 

Schiffbau ab, insgesamt lebten etwa 200.000 Menschen von dieser Branche. Die 

Werften waren jedoch hochverschuldet (2 Milliarden Euro); sie wurden vom Staat mit 

40 bis 50 Milliarden Euro im Jahr subventioniert. Die Arbeiter warfen dem Staat vor, 

jahrelang nicht in neue Technologien investiert zu haben (Roser 2010). Die 

Privatisierung der Werften gehörte zu den Bedingungen für den EU-Beitritt. Bis 

Anfang 2013 privatisiert wurden die Werften in Split und Trogir, während die Werft 

von Kraljevica ins Konkursverfahren geschickt wurde und bei den anderen Werften 

die Bestätigung der Privatisierungspläne durch die EU-Kommission ausstand. Die 

Werft Uljanik in Pula wurde als einzige noch profitabel arbeitende vom 

Privatisierungsprozess ausgenommen und im Sommer 2012 von den Beschäftigten 

übernommen. Aber selbst diese Werft machte 2012 einen Verlust von 7,85 Millionen 

Euro (Solidbau, 15.02.2013). Im Laufe des Jahres 2013 kaufte dann Uljanik die Werft 

3.Maj (3.Mai) in Rijeka und einen Teil der Aktien von Viktor Lenac (Rijeka) 

(Tankerska Plovidba aus Zadar wurde der zweite Hauptaktionär) (Klisović 2013). Vor 

allem die Zukunft von Brodosplit (Split), Brodotrogir (Trogir) und 3.Maj ist jedoch 

nach wie vor ungewiss, weil noch nicht klar ist, in welchem Umfang der Staat die 

Schulden dieser Unternehmen übernehmen wird (Brnić 2014). 

HURS: Der zweitkleinste Dachverband stellt die Mehrheitsgewerkschaft bei INA und HEP 

sowie die Minderheitsgewerkschaft bei Petrokemija Kutina und ist außerdem mit Hausge-

werkschaften bei den großen Werften vertreten (Eigenes Interview mit HUS, E3). Bei INA 

heißt die Gewerkschaft Sindikat Radnika INE i Društava INE Zagreb (Gewerkschaft der Ar-

beiter von INA und der Gesellschaften von INA Zagreb, kurz Sindikat INAŠ) (INAŠ 2013a). 

Bei HEP heißt sie Nezavisni Sindikat Radnika Hrvatske Elektroprivrede (Unabhängige Ge-

werkschaft der Arbeiter der Kroatischen Elektrowirtschaft, kurz NSRHEP) (NSRHEP 2007). 
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In der Spliter Werft heißt sie NSB (Nezavisni Sindikat Brodosplit - Unabhängige Gewerk-

schaft Brodosplit) (NSB, o.J.). Weitere Gewerkschaften im Schiffbau sind Nezavisni Sindikat 

Brodotrogir (Unabhängige Gewerkschaft Brodotrogir), Sindikat Brodogradilišta ´3.Maj´ 

(Gewerkschaft der Werft ´3.Mai´), Sindikat brodogradilišta Kraljevica (Gewerkschaft der 

Werft Kraljevica) und Sindikat brodogradilišta Viktor Lenac (Gewerkschaft der Werft Viktor 

Lenac) (HUS 2014a). Auch beim Nahrungsmittelkonzern Podravka ist der Dachverband mit 

einer Hausgewerkschaft namens Nezavisni sindikat Podravke (Unabhängige Gewerkschaft 

von Podravka) vertreten (ebd.). 

URSH ist nur bei den Ärzten und in Kindergärten stark und hat in der Industrie nur kleine 

Hausgewerkschaften (Eigenes Interview mit HUS, E3). Der MHS ist gar nicht in der Industrie 

vertreten (MHS, o.J.). 

Außer den großen Dachverbänden ist noch die Einzelgewerkschaft PPDIV (Sindikat 

zaposlenih u poljoprivredi, prehrambenoj industriji, duhanskoj industriji i vodoprivredi – 

Gewerkschaft der Beschäftigten in der Landwirtschaft, Nahrungsmittelindustrie, Tabakin-

dustrie und Wasserwirtschaft)
44

 zu nennen, mit etwa 40.000 Mitgliedern die größte kroatische 

Gewerkschaft und früher Mitglied des SSSH (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). Diese 

Gewerkschaft ist bei Podravka vertreten (PPDIV Podravka, o.J.), außerdem bei Hrvatska 

Voda (Kroatisches Wasser), dem öffentlichen Unternehmen der kroatischen Wasserwirtschaft 

(Hrvatska Voda 2010). 

8.5 Sonstige Faktoren der Produktionsmacht 

Zu einigen weiteren Faktoren, die die Produktionsmacht beeinflussen können, gibt es keine 

systematische Forschung, sondern lediglich einige Interviewaussagen. 

Zulieferindustrie: Ein Streik kann größere Wirkung entfalten, wenn er in einem Betrieb statt-

findet, von dem viele Zulieferbetriebe abhängig sind, die der Streik indirekt betrifft. Es wird 

jedoch in den Interviews bestritten, dass dies in Kroatien so sei. Der NHS sagt, dies könne in 

der Bauwirtschaft und der Lebensmittelindustrie der Fall sein, aber nicht in wichtigem Aus-

maß (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). HUS weist darauf hin, dass indirekte Schäden zu 

Schadensersatzklagen gegen die Gewerkschaften führen könnten. Um dies zu vermeiden, 

werde bei der Organisation von Streiks gewöhnlich darauf geachtet, Verabredungen darüber 

zu treffen, welche Arbeiten aufrechterhalten werden. Außerdem dauerten Streiks in Großbe-

                                                           
44

 PPDIV (o.J.) 
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trieben gewöhnlich nur wenige Tage (Eigenes Interview mit HUS, E3). Der SSSH stellt klar, 

dass solche indirekten Auswirkungen dem Streik auch schaden könnten – so hätten sich die 

Beschäftigten von Petrokemija in den 1990ern gegen einen Streik bei der Eisenbahn gestellt, 

weil er zu Rohstoffmangel in ihrer Firma geführt habe. Seitdem habe es jedoch keine längeren 

Streiks in industriellen Großbetrieben mehr gegeben (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). 

Hier ist also kein wichtiger gewerkschaftlicher Machtfaktor zu sehen, weder im positiven 

noch im negativen Sinne. 

Just-in-time-Produktion: Just-in-time-Produktion kann Unternehmen druckanfälliger machen, 

weil sie im Falle eines Streiks nicht auf Lagerbestände zurückgreifen können. Zur Situation in 

Kroatien gibt es in den Interviews keine einheitliche Antwort, aber die Mehrheit der Befrag-

ten tendiert in die Richtung, dass die meisten kroatischen Firmen noch Lager haben. Der 

SSSH antwortet:  

„Die Mehrheit der Firmen in Kroatien hat ein Lager. Und man kann nicht sagen, dass die kro-

atischen Firmen technologisch besonders fortgeschritten wären“ (Eigenes Interview mit dem 

SSSH, E2).  

Auch die im SSSH organisierte Baugewerkschaft schätzt Just-in-time-Produktion als eher 

seltene Erscheinung in Kroatien ein, begrenzt vor allem auf den Ernährungs- und den Kom-

munikationssektor (Eigenes Interview mit der SGH, C1). Bei HUS lautet die Antwort:  

„Darüber kann ich Ihnen nicht viel Relevantes sagen, ich denke, dass wir da noch weit von 

Europa entfernt sind, aber es wird daran gearbeitet“ (Eigenes Interview mit HUS, E3).  

Lediglich der NHS gibt zur Antwort, der Trend gehe in Richtung Just-in-time-Produktion 

(Eigenes Interview mit dem NHS, E1). 

Teilautonome Arbeitsgruppen: Teilautonome Arbeitsgruppen können ein Faktor der Schwä-

chung der Produktionsmacht sein, weil sie Konkurrenz in die Belegschaft selbst hineintragen. 

Nach den Aussagen in den Interviews ist dies jedoch keine häufige Erscheinung in Kroatien. 

Laut NHS hat Teamarbeit in Kroatien normalerweise nichts mit Konkurrenz unter den Be-

schäftigten zu tun (Eigenes Interview mit dem NHS, E1); der SSSH-Interviewpartner erklärt, 

dazu nicht viel zu wissen, vermutet aber, moderne Organisationsformen seien wegen unfähi-

ger Managerinnen und Manager in der kroatischen Arbeitswelt eher selten (Eigenes Interview 

mit dem SSSH, E2). Der HUS-Vertreter berichtet allerdings von einem Beispiel für derartige 

Organisationsformen von der Spliter Werft, wo er selbst gearbeitet hat, und denkt, dies sollte 
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es in Kroatien häufiger geben, um die Effizienz der Arbeit zu steigern (Eigenes Interview mit 

HUS, E3). 

8.6 Fazit 

Die Produktionsmacht der kroatischen Gewerkschaften ist zunächst durch die massive 

Deindustrialisierung der 1990er Jahre geschwächt worden, von der sich das Land bis heute 

nicht erholt hat. Gerade traditionell exportstarke Branchen wie Textil und Schiffbau wurden 

massiv geschwächt, und der Anteil technologisch komplexer Industrien, wo kleine Gruppen 

von Beschäftigten mit ihren Aktionen eine massive Wirkung erzielen können, ist eher gering. 

Auch die Zuflüsse von ausländischem Kapital beschränken sich weitgehend auf Bereiche au-

ßerhalb der eigentlichen Produktion, so dass sie nicht dazu führen, dass neue mächtige Grup-

pen von Industriearbeiterinnen und –arbeitern entstehen. Sie haben außerdem dazu beigetra-

gen, dass die Zersplitterung der Beschäftigten durch Outsourcing zu einer normalen Erschei-

nung geworden ist. Auch die postindustrielle Entwicklungsphase hat das Land aber noch nicht 

erreicht – auch die Dynamik des Dienstleistungsbereiches reicht also nicht, um neue, mächti-

ge Gruppen von Beschäftigten hervorzubringen.  

Ein weiterer Punkt, der die Produktionsmacht in Kroatien schwächt, ist die Änderung der 

Wirtschaftsstruktur zugunsten eines größeren Gewichts von kleinen und mittleren Unterneh-

men, also eine weitere Zersplitterung der Beschäftigten.  

Die Auswirkungen von Streiks auf Zulieferbetriebe oder neue Organisationsformen wie Just-

in-time-Produktion oder teilautonome Arbeitsgruppen mit ihren potentiellen Auswirkungen 

auf die Produktionsmacht spielen in Kroatien bisher keine nennenswerte Rolle. 

All den schwächenden Faktoren steht jedoch die Tatsache gegenüber, dass die Gewerkschaf-

ten nach wie vor in einigen strategisch wichtigen Bereichen organisatorisch stark sind, von 

denen ausgehend enorme Wirkungen auf die gesamte Volkswirtschaft produziert werden 

können, etwa die Energiewirtschaft. Es erscheint daher lohnend, sich die gewerkschaftliche 

Situation zumindest in einem dieser strategischen Bereiche empirisch näher anzuschauen. 
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9. Die institutionelle Macht der kroatischen Gewerkschaften 

9.1 Gesetze zur Regelung der industriellen Beziehungen in Kroatien
45

 

Das Arbeitsgesetz (Zakon o Radu – ZOR) ist der wichtigste Teil des Rechtsrahmens der in-

dustriellen Beziehungen (Bagić 2010: 191f.). Seine erste Fassung wurde im Mai 1995 be-

schlossen und trat zum 1.1.1996 in Kraft. Im Dezember 2009 beschloss das Parlament ein 

neues Arbeitsgesetz; in der Zwischenzeit hatte es viermal Änderungen gegeben, die den 

Kernbestand jedoch nicht betrafen, der auch durch die Neufassung von 2009 unberührt blieb – 

bei dieser ging es nur um die Angleichung an EU-Recht, aber schon die erste Fassung von 

1995 hatte sich stark am deutschen Arbeitsrecht orientiert. 2009 wurden vor allem neue Be-

stimmungen zu Unternehmen eingeführt, die grenzüberschreitend auf EU-Territorium tätig 

sind. Seitdem wurden mehrmals kleinere Änderungen beschlossen, etwa 2013 zu Lockerun-

gen bei der befristeten Beschäftigung (s.o. S.127), und weitere Änderungen sind derzeit im 

Gespräch (s.o. S.84). 

Das Arbeitsgesetz wurde relativ spät, erst fünf Jahre nach den ersten Mehrparteienwahlen, 

eingeführt. Vorher wurden einige Bereiche durch besondere Gesetze, andere überhaupt nicht 

reguliert (Bagić 2010: ebd.). So waren etwa Regeln zur Gründung von Gewerkschaften und 

Arbeitgeberverbänden im Gesetz über gesellschaftliche Organisationen und Vereinigungen 

von Bürgern enthalten, das noch aus jugoslawischer Zeit stammte. Wichtige Fragen wie das 

Streikrecht waren überhaupt nicht reguliert. Einige wenige Abänderungen wurden am sozia-

listischen Gesetz über Arbeitsverhältnisse vorgenommen. Trotz des fehlenden Rechtsrahmens 

entwickelte sich das System der industriellen Beziehungen in der Praxis; so wurden etwa 

mehrere gewerkschaftliche Dachverbände gegründet, die es bis heute gibt. 

Das Arbeitsgesetz regelt die industriellen Beziehungen in den Kapiteln 17 bis 21, die 151 Ar-

tikel umfassen (Hrvatski Sabor 2013: 1). Kapitel 17 behandelt die betriebliche Mitbestim-

mung, Kapitel 18 Gründung und Arbeit von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, Ka-

pitel 19 Tarifverhandlungen, Kapitel 20 das Recht auf Streik und Aussperrung und Kapitel 21 

die Arbeit des Wirtschafts- und Sozialrats, eines tripartiten Gremiums. Außerdem finden sich 

bestimmte Rechte und Pflichten von Gewerkschaften und Betriebsräten und die Möglichkeit, 

bestimmte Fragen per Tarifvertrag zu regeln, auch in anderen Teilen des Arbeitsgesetzes 

(Bagić 2010: ebd.). 
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Auch dieses Kapitel ist nicht nach dem Variablenschema aus Kapitel 3 gegliedert, weil sich dieses nach den 

Bedürfnissen der empirischen Untersuchung (dargestellt in Kapitel 10) richtet und für diese nur ein kleiner Teil 

dieses Kapitels relevant ist. 
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9.2 Der gesetzliche Rahmen für die Gründung von Gewerkschaften und ihre betriebli-

che Stellung 

Artikel 60, Absatz 1 der kroatischen Verfassung garantiert das Recht auf gewerkschaftliche 

Organisierung: „Zum Schutz ihrer wirtschaftlichen und sozialen Interessen haben alle Be-

schäftigten das Recht, Gewerkschaften zu gründen und frei in sie ein- und aus ihnen auszutre-

ten“ (Hrvatski Sabor 2014). Absatz 2 gibt den Gewerkschaften außerdem das Recht, Dach-

verbände zu gründen und sich internationalen Organisationen anzuschließen. Absatz 3 legt 

allerdings fest, dass in Armee und Polizei per Gesetz das Recht auf gewerkschaftliche Organi-

sierung eingeschränkt werden kann (ebd.). 

Das Recht auf gewerkschaftliche Organisierung wird außerdem durch Artikel 226 des Ar-

beitsgesetzbuches garantiert; Artikel 227 bekräftigt die Freiwilligkeit der Gewerkschaftsmit-

gliedschaft und verbietet Arbeitgebern, Beschäftigte wegen ihrer Mitgliedschaft zu diskrimi-

nieren. Nach Artikel 228 darf die Exekutive keine Gewerkschaften verbieten (Hrvatski Sabor 

2013: 60). Dieses Recht bleibt nach Artikel 252 den Gerichten vorbehalten (ebd.: 64). Artikel 

229 gibt den Gewerkschaften erneut das Recht, Dachverbände zu gründen (ebd.: 60). Artikel 

244 verbietet den Arbeitgebern, Gewerkschaften oder Dachverbände zu überwachen oder zu 

finanzieren (ebd.: 63). Artikel 248 ermöglicht die Ernennung gewerkschaftlicher Vertrauens-

leute durch Gewerkschaften, die Beschäftigte beim jeweiligen Arbeitgeber haben; ihre Auf-

gabe ist es, die Rechte und Interessen der Mitglieder ihrer Gewerkschaft im Betrieb zu schüt-

zen (ebd.). Durch Artikel 249 werden diese Vertrauensleute geschützt – zum Beispiel darf 

ihnen während und bis zu sechs Monate nach Ende ihrer Tätigkeit nur mit gewerkschaftlicher 

Zustimmung gekündigt werden (ebd.: 64). 

Allerdings wird durch die gesetzlichen Bestimmungen die Fragmentierung der Gewerkschaf-

ten befördert. Nach Artikel 232, Absatz 1 des Arbeitsgesetzbuches reichen zur Gründung ei-

ner Gewerkschaft zehn volljährige, geschäftsfähige natürliche Personen. Nach Absatz 3 des-

selben Artikels reichen zwei Gewerkschaften zur Gründung eines Dachverbandes (ebd.: 60).   

Die betriebliche Mitbestimmung wird bereits in Kapitel 6 (S.110ff.) in den Grundzügen be-

handelt
46

. Eine Besonderheit des kroatischen Arbeitsrechts besteht darin, dass nach Artikel 

152, Absatz 3 des Arbeitsgesetzes alle Befugnisse des Betriebsrats vom gewerkschaftlichen 

Vertrauenskörper übernommen werden können, falls kein Betriebsrat gegründet wird (ebd.: 
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Dort wird die Mitbestimmung unter dem Aspekt betrachtet, welche Verbündeten Gewerkschaften zur Verfü-

gung haben, um ihre Organisationsmacht zu stärken, hier unter dem Aspekt, welche institutionalisierten Rechte 

Gewerkschaften im Verhältnis zu den Betriebsräten haben. 
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39). Die einzige Ausnahme ist die Ernennung eines Mitglieds des Aufsichtsrates; fehlt ein 

Betriebsrat, wird das Aufsichtsratsmitglied über Wahlen bestimmt (ebd.: 41). Gibt es bei ei-

nem Arbeitgeber nur eine Gewerkschaft, ist es folglich in ihrem Interesse, dass kein Betriebs-

rat gegründet wird und sie seine Befugnisse übernehmen kann. Gibt es mehrere Gewerkschaf-

ten, müssen sie sich über die Wahl von Vertrauensleuten verständigen; schaffen sie dies nicht, 

finden nach Artikel 152, Absatz 4 Betriebsratswahlen statt (ebd.: 39). Falls ein Aufsichtsrat 

existiert, haben die Gewerkschaften ein Interesse an der Gründung eines Betriebsrats, weil sie 

über ihre Mitglieder im Betriebsrat Einfluss auf die Bestimmung des Beschäftigtenvertreters 

im Aufsichtsrat nehmen können.  

Bei größeren Arbeitgebern besteht die Möglichkeit, dass gewerkschaftliche Mitglieder des 

Betriebsrats oder Vertrauensleute, die die Aufgaben des Betriebsrats übernehmen, diese Ar-

beit hauptamtlich auf Arbeitgeberkosten machen. Allerdings könnte dies auch die Unabhän-

gigkeit der Gewerkschaften gefährden (Bagić 2010: 198). 

Aus den angeführten Bestimmungen über das Verhältnis zwischen Betriebsräten und Vertrau-

ensleuten folgert Bagić (ebd.: 198f.), dass die Gewerkschaften die dominante Rolle im dualen 

System der Interessenvertretung hätten, denn sie könnten die Betriebsräte als Quelle zusätzli-

cher Macht nutzen. Diese Einschätzung würden auch alle Interviews mit Gewerkschaftsvor-

sitzenden bestätigen. Gewerkschaften bieten oftmals Seminare für ihre Vertrauensleute an, 

damit diese die gesetzlichen Möglichkeiten der Betriebsräte noch besser nutzen können; und 

die Gewerkschaften haben 1996 maßgeblich auf die Regelung des Verhältnisses von Gewerk-

schaften und Betriebsräten eingewirkt. 

Zum System der industriellen Beziehungen gehören außerdem die vom Arbeitsschutzgesetz 

vorgesehenen Vertrauensleute für Arbeitsschutz (ebd.: 199f.). Sie haben die Aufgabe, das 

System des betrieblichen Gesundheitsschutzes zu überwachen und in dieser Frage mit dem 

Arbeitgeber zusammenzuarbeiten. Die Beschäftigten haben in Betrieben mit mehr als 20 Be-

schäftigten das Recht, einen Vertrauensmann für Arbeitsschutz zu wählen; alle Details wer-

den in den Abschnitten des Arbeitsgesetzes zu Betriebsräten geregelt. Per Tarifvertrag kann 

den Gewerkschaften die Möglichkeit eingeräumt werden, neben der von den Beschäftigten 

gewählten Vertrauensperson ihre eigene Vertrauensperson für Arbeitsschutz zu benennen. Bei 

größeren Arbeitgebern können die Vertrauensleute für Arbeitsschutz ihre Arbeit hauptamtlich 

auf Kosten des Arbeitgebers machen. 
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9.3 Arbeitgeberverbände als Gegenpol zu den Gewerkschaften 

Einen Arbeitgeberverband können nach Artikel 232 des Arbeitsgesetzes drei juristische oder 

natürliche Personen gründen, zwei Arbeitgeberverbände reichen zur Gründung eines Verban-

des höherer Ebene (Hrvatski Sabor 2013: 60). Anders als bei den Gewerkschaften hat die Ein-

fachheit der Gründung aber nicht zu einer starken Fragmentierung geführt: Die Arbeitgeber 

sind im Unterschied zur Vielzahl von Gewerkschaften in einer relativ kleinen Zahl von Ver-

bänden organisiert (zum Folgenden Bagić 2010: 185ff.). Anfang November 2009 waren beim 

Wirtschaftsministerium 45 Arbeitgeberverbände organisiert, die im ganzen Land oder in min-

destens zwei Gespanschaften aktiv waren. Weitere sieben Organisationen waren nur in einer 

Gespanschaft aktiv. Die Arbeitgeberorganisationen sind außerdem überwiegend nur in be-

stimmten Branchen aktiv, machen sich also wechselseitig keine Konkurrenz, so dass ihre 

Fragmentierung erheblich geringer ist als die der Gewerkschaften. 

Nur drei Dachverbände der Arbeitgeber sind registriert, von denen nur einer für das System 

der industriellen Beziehungen relevant ist, nämlich HUP (Hrvatska Udruga Poslodavaca – 

Kroatische Arbeitgebervereinigung). HUP vertritt die Arbeitgeberseite als einziger Verband 

in den tripartistischen Gremien Kroatiens. Die beiden anderen Verbände heißen Savez 

neovisnih udruga poslodavaca (Bund der unabhängigen Arbeitgebervereinigungen) und 

Konfederacija hrvatske industrije i poduzetnika (Konföderation der kroatischen Industrie und 

Unternehmer) und konnten trotz mehrerer Versuche keinen Sitz in diesen Gremien durchset-

zen. Zuletzt wurden 2007 vom Wirtschafts- und Sozialrat (s.u. S.171ff.) in Zusammenarbeit 

mit der Internationalen Arbeitsorganisation Minimalkriterien für die Repräsentativität der 

Arbeitgeberorganisationen ausgearbeitet, die nur HUP vollständig erfüllte. 

HUP wurde 1993 von 40 Arbeitgebern mit Ivica Todorić an der Spitze gegründet, der auch 

zum ersten Vorsitzenden gewählt wurde. Heute hat HUP etwa 6.700 Mitglieder, bei denen 

fast eine halbe Million Beschäftigte arbeiten. Allerdings sind dies nur ca. acht Prozent der ca. 

87.000 kroatischen Unternehmen. Werden die Kleinstunternehmen mit weniger als zehn Be-

schäftigten nicht berücksichtigt, bleiben ca. 13.000 Unternehmen übrig; so ergibt sich ein 

recht hoher Organisationsgrad von ca. 50%. Wichtig ist jedoch die Größe der organisierten 

Unternehmen. Hierzu gibt es keine detaillierten Angaben; laut Bagić kann jedoch davon aus-

gegangen werden, dass der Organisationsgrad bei mittleren und großen Unternehmen (zu-

sammen etwa 2000) deutlich größer ist als bei kleinen Unternehmen. Dies folgt daraus, dass 

bei den HUP-Mitgliedern etwa 500.000 Beschäftigte arbeiten; folglich hat das durchschnittli-
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che HUP-Mitglied ca. 70 Beschäftigte. Die durchschnittliche Beschäftigtenzahl eines kroati-

schen Unternehmens ist 13; HUP organisiert also sehr wahrscheinlich überdurchschnittlich 

große Unternehmen. 

Bei den HUP-Unternehmen ist etwas mehr als die Hälfte der Beschäftigten im Privatsektor 

(ca. 900.000) beschäftigt, was auf eine zufriedenstellende Repräsentativität der Organisation 

hindeutet. HUP gehören 25 Branchenverbände an. In manchen Branchen sind die Arbeitgeber 

besser organisiert als die Gewerkschaften, in anderen ist das Verhältnis umgekehrt, so dass 

den Gewerkschaften ein repräsentativer Gegenpol für Tarifverhandlungen fehlt. Dies ist auch 

eine Folge der Tatsache, dass manche Mitgliedsorganisationen nicht in erster Linie mit dem 

Ziel gegründet wurden, die Arbeitgeber der jeweiligen Branche in Tarifverhandlungen zu 

vertreten. Dies wird dadurch klar, dass etwa für 2008 nur 14 Verbände von 23, die einen Be-

richt über ihre Tätigkeit vorgelegt haben, einen Bericht über ihre Politik gegenüber den Ge-

werkschaften abgeliefert haben, während alle 23 über ihre Mitarbeit an Gesetzen berichten. 

2008 übergab HUP dem kroatischen Präsidenten und dem Ministerpräsidenten das Weißbuch 

des Kroatischen Arbeitgeberverbandes – Wirtschaftspolitik: Erwartungen, Prioritäten und 

notwendige Reformen, das wichtigste Dokument der politischen Ziele des Verbandes. Als 

Hauptziele werden dort die Vereinfachung des Steuersystems, die Flexibilisierung des Ar-

beitsmarktes und die Industrialisierung Kroatiens auf dem Niveau des 21. Jahrhunderts ge-

nannt. Dabei ist die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes seit Ende der 1990er Jahre auf der 

Agenda der Arbeitgeber; hier handelt es sich zwischen Gewerkschaften, Regierung und Ar-

beitgebern sicher um den konfliktträchtigsten Punkt. 

In allen seinen Dokumenten nennt HUP als eines seiner wichtigsten Ziele außerdem die För-

derung des sozialen Dialogs mit Regierung und Gewerkschaften. Im Weißbuch wird die In-

tensivierung des sozialen Dialogs auf niedrigeren Ebenen, etwa die Einrichtung sektoraler 

Räte, vorgeschlagen. 

HUP hat noch nie eine formelle oder informelle Nähe zu irgendeiner politischen Partei auf-

gewiesen. 

9.4 Streikrecht und Streikpraxis 

Das Streikrecht wird in Kroatien durch Artikel 61 der Verfassung garantiert (Hrvatski Sabor 

2014). Allerdings ist dies kein absolutes Recht: Absatz 2 sieht die Möglichkeit vor, es für 

Armee, Polizei, Staatsverwaltung und den öffentlichen Dienst einzuschränken (ebd.). Das 
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kroatische Arbeitsgesetzbuch sieht in Artikel 269 nur zwei legale Formen des Streiks vor: von 

den Gewerkschaften organisierte Streiks, bei denen es um den Schutz und die Förderung der 

Interessen ihrer Mitglieder oder um die Auszahlung von Löhnen oder Abfindungen geht – in 

letzterem Fall darf gestreikt werden, wenn mindestens 30 Tage nach Fälligkeit noch nicht 

gezahlt wurde
47

 -, und Solidaritätsstreiks zur Unterstützung von bereits begonnenen anderen 

Streiks (zum Folgenden Hrvatski Sabor 2013: 67ff.). Ein Gewerkschaftsmitglied, das an ei-

nem Streik teilnimmt, darf dadurch keine Nachteile erleiden. Andererseits dürfen Beschäftigte 

auch nicht zur Teilnahme an einem Streik gezwungen werden (Artikel 279). Ein Streik muss 

dem Arbeitgeber, gegen den er sich richtet, angekündigt werden (Artikel 269), und zwar in 

schriftlicher Form; im entsprechenden Schreiben müssen Grund, Ort und Zeit des Streikbe-

ginns aufgeführt werden.  Ein Streik darf erst nach einem Schlichtungsverfahren begonnen 

werden (Artikel 270). Dies gilt nicht für Solidaritätsstreiks, die zwei Tage nach Beginn des 

Streiks beginnen dürfen, dem die Solidarisierung gilt (Artikel 269). Er muss allerdings eben-

falls dem Arbeitgeber angekündigt werden, aber nur demjenigen, bei dem er stattfindet.  

Der Arbeitgeber hat die Möglichkeit, streikenden Beschäftigten den Lohn zu kürzen; der Um-

fang der Kürzung richtet sich nach der Länge der Beteiligung am Streik (Artikel 280). Gegen 

einen Streik, den er für illegal hält, kann der Arbeitgeber klagen mit dem Ziel, ihn verbieten 

zu lassen und den durch den Streik entstandenen Schaden ersetzt zu bekommen (Artikel 281). 

Die fehlende Verpflichtung des Arbeitgebers zur Weiterbezahlung des Lohns übt auf die Ge-

werkschaften Druck aus, Streikfonds einzurichten, und soll sie von längeren Streiks mit ge-

ringer Erfolgsaussicht abhalten (Bagić 2010: 193f.). 

Zu Streiks in Bereichen von besonderem nationalem Interesse, wie Armee und Polizei, müs-

sen laut Artikel 284 besondere Gesetze geschaffen werden (Hrvatski Sabor 2013: 70). Für 

Armee, Polizei, Staatsverwaltung und öffentlichen Dienst gibt es mittlerweile besondere Ge-

setze zur Regelung des Streikrechts, die im Grunde allen diesen Gruppen mit Ausnahme der 

Streitkräfte das Streikrecht gewähren; bei manchen dieser Gruppen ist es jedoch in besonde-

ren Situationen eingeschränkt – so darf etwa die Polizei in Kriegszeiten oder während be-

waffneter Aufstände nicht streiken (Bagić 2010: 194). 

Das Streikrecht ist nach dem kroatischen Arbeitsgesetz Gewerkschaften und gewerkschaftli-

chen Dachverbänden vorbehalten; in der Zeit, in der das erste Arbeitsgesetz eingeführt wurde, 
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Dieser legale Streikgrund wurde 2003 neu eingeführt, nachdem es Streitigkeiten zwischen Gewerkschaften und 

Verfassungsgericht über die Rechtmäßigkeit solcher Streiks gegeben hatte (Bagić 2010: 193). 
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gab es Diskussionen darüber, ob dies nicht eine Verletzung des verfassungsmäßigen Grund-

rechts auf Streik sei (ebd.: 193). 

Auch die Aussperrung als Kampfmaßnahme des Arbeitgebers gegen Streiks ist in Kroatien 

erlaubt, aber sie ist restriktiver geregelt als der Streik (Rebac 2010: 36): Sie ist nach Artikel 

277 des Arbeitsgesetzbuches nur als Antwort auf einen schon begonnenen Streik zulässig, 

und es darf nicht mehr als die Hälfte der Anzahl der streikenden Beschäftigten ausgesperrt 

werden. Der Arbeitgeber muss den Ausgesperrten außerdem den Mindestlohn weiterzahlen. 

Die Aussperrung darf erst acht Tage nach Streikbeginn durchgeführt werden. Auch eine Aus-

sperrung im Rahmen von Tarifauseinandersetzungen, ohne dass gestreikt wird, ist zulässig 

(Hrvatski Sabor 2013: 69).  

In der kroatischen Praxis finden Streiks vor allem auf der Ebene einzelner Unternehmen statt 

oder aber auf nationaler Ebene im öffentlichen Dienst; sie werden nicht auf Branchenebene 

im Privatsektor durchgeführt. Ebenso ist die Aussperrung bisher in der Praxis unbekannt 

(Rebac 2010: 39). Von Gewerkschaftsseite ist oft die Einschätzung zu hören, dass die Streik-

bereitschaft in Kroatien nicht besonders ausgeprägt sei; Streiks wegen fehlender Lohnzahlun-

gen würden gewöhnlich erst nach mehreren Monaten stattfinden, und so lange gebe es noch 

Hoffnung auf Einsicht des Arbeitgebers (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). Die kroati-

schen Streiks werden wegen ihrer Zersplitterung bzw. Beschränkung auf einzelne Firmen als 

insgesamt wenig erfolgreich eingeschätzt; beklagt wird fehlende Solidarität zwischen den 

Belegschaften (Eigenes Interview mit dem SSSH/2, B4). Von HUS ist beispielsweise zu hö-

ren:  

„In Kroatien ist es sehr schwierig, die Leute für einen Streik zu gewinnen, denn die Angst ist 

groß, und die Situation ist gewöhnlich nicht so schlecht, dass sie streiken würden. Sie möch-

ten streiken, wenn grundlegende Rechte bedroht sind oder wenn ihre Löhne nicht ausgezahlt 

werden“ (Eigenes Interview mit HUS, E2). 

9.5 Tarifverhandlungen 

Bei Tarifverhandlungen zeigt sich deutlich, wie problematisch es ist, dass Gewerkschaften in 

Kroatien sehr einfach gegründet werden können, nämlich von zehn Personen (s.o.S.158). Laut 

Ivan Rebac ist dies eine „Vorschrift, die in der praktischen Implementierung zu größter Kon-

fusion zwischen den Sozialpartnern führt, besonders bei der Bildung von Verhandlungsaus-

schüssen für Tarifverträge“ (Rebac 2010: 69). Ein Verhandlungsausschuss wird gebildet, 

wenn es bei einem Arbeitgeber oder in einer Branche mehrere Gewerkschaften gibt. Falls sich 
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die Gewerkschaften nicht über die Zusammensetzung des Ausschusses einigen konnten, wur-

de diese Entscheidung bis 2012 vom Wirtschafts- und Sozialrat (s.u. S.171ff.) übernommen. 

In der Praxis kam es oft zu Konflikten zwischen den Gewerkschaften in dieser Frage, die den 

Entscheidungsprozess bedeutend verlängern konnten. Der entscheidende Grund dafür war, 

dass es im Unterschied zu den Dachverbänden keine Regeln zur Feststellung der Repräsenta-

tivität von Einzelgewerkschaften gab. Auch in denjenigen Fällen, in denen der Wirtschafts- 

und Sozialrat entschied, wurde auf der Basis von willkürlich festgelegten Kriterien entschie-

den. So wurden Situationen ermöglicht, in denen Tarifverträge durch Minderheitsgewerk-

schaften abgeschlossen wurden und die Mehrheitsgewerkschaft gar nicht an den Tarifver-

handlungen teilnahm. Teilweise organisierten dann Gewerkschaften (seien es Mehrheits- oder 

Minderheitsgewerkschaften), die nicht am Vertragsabschluss beteiligt waren, industrielle Ak-

tionen, um den Arbeitgeber zu neuen Verhandlungen zu zwingen. 

Seit 2012 wird die Repräsentativität von Gewerkschaften im Rahmen von Tarifverhandlungen 

in einem eigenen Gesetz geregelt (Hrvatski Sabor 2012: 2ff.). Falls es bei einem Arbeitgeber 

mehrere Gewerkschaften gibt und diese einen gemeinsamen Verhandlungsausschuss bilden, 

kann der Arbeitgeber mit diesem Ausschuss verhandeln, und alle beteiligten Gewerkschaften 

gelten automatisch als repräsentativ. Verständigen sich die verschiedenen Gewerkschaften 

nicht auf einen gemeinsamen Verhandlungsausschuss, muss jede Gewerkschaft ihre Reprä-

sentativität von einer Kommission überprüfen lassen. Als repräsentativ wird sie anerkannt, 

wenn sie mindestens 20% der beim jeweiligen Arbeitgeber bzw. im jeweiligen Bereich, auf 

den sich der Tarifvertrag bezieht, gewerkschaftlich organisierten Beschäftigten als Mitglieder 

hat. Handelt es sich um eine Gewerkschaft, deren Mitglieder den gleichen Beruf ausüben, ist 

sie repräsentativ, wenn sie mindestens 40% der beim jeweiligen Arbeitgeber im jeweiligen 

Beruf tätigen Beschäftigten organisiert. Die Analyse der Folgen dieses Gesetzes in der Praxis 

steht noch aus. 

Laut Arbeitsgesetz regulieren Tarifverträge die Rechten und Pflichten der Seiten, die den Ver-

trag abschließen, und können Regeln zu Abschluss, Inhalt und Beendigung eines Arbeitsver-

hältnisses enthalten. Konkret können sie etwa die Lohnhöhe und andere materielle Rechte 

regeln, die Höhe von Sonderzahlungen (Weihnachtsgeld, Erstattung von Anfahrtskosten etc.), 

Arbeitsschutzmaßnahmen, die Länge der Arbeitszeit und ihre Verteilung über das Jahr, Über-

stunden und ihre Bezahlung, Länge und Verteilung des Urlaubs, Abfindungen und andere 

Rechte im Falle einer Kündigung, die Arbeit von Betriebsräten und Gewerkschaften beim 

Arbeitgeber etc. (Rebac 2010: ebd.). 
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Tarifverträge (zum Folgenden Hrvatski Sabor 2013: 65ff.) binden alle diejenigen, die im 

Moment des Abschlusses Mitglieder der beteiligten Organisationen sind, und alle, die wäh-

rend der Laufzeit des Vertrags einer der beteiligten Organisationen beitreten (Artikel 257). 

Gewerkschaften, Arbeitgeber und Arbeitgeberverbände, die den Tarifvertrag nicht unter-

schrieben haben, können ihm freiwillig beitreten, müssen darüber allerdings die Vertragsun-

terzeichner informieren. Nachdem sie eine Erklärung über ihren Beitritt unterschrieben haben, 

finden alle Regeln aus dem Tarifvertrag Anwendung auf die beigetretenen Organisationen 

und ihre Mitglieder (Artikel 266). Das Arbeitsministerium kann auf Antrag einer der am Ver-

trag beteiligten Seiten einen Tarifvertrag in einer ganzen Branche für allgemeinverbindlich 

erklären, falls es zur Einschätzung kommt, dass diese Entscheidung im öffentlichen Interesse 

liegt (Artikel 267). Diese Entscheidung gilt nur für die Laufzeit des jeweiligen Vertrages. Mit 

diesem Instrument soll verhindert werden, dass kleine Arbeitgeber und solche ohne Gewerk-

schaft mit schlechteren Arbeitsbedingungen den großen und gut organisierten Unternehmen 

Konkurrenz machen. Allerdings führt dies in der Praxis mitunter zu Konkurrenz zwischen 

mehreren Tarifverträgen, weil manche Unternehmen in mehreren Branchen registriert sind 

(Rebac 2010: 69ff.). Auch der Arbeitsminister ist nicht verpflichtet, solche Unklarheiten auf-

zulösen, und es gibt keine Regel, ob ein Unternehmen verpflichtet ist, einen Tarifvertrag einer 

Branche anzuwenden, in der es zwar registriert ist, die jedoch nicht seine Hauptbranche ist.
48

 

Rechte aus Tarifverträgen können laut Artikel 268 des Arbeitsgesetzes vor Gericht durchge-

setzt werden, falls sich eine der beteiligten Seiten nicht daran hält (Hrvatski Sabor 2013: 67). 

Die aktuellsten Zahlen zu kroatischen Tarifverträgen liegen in der Dissertation von Dragan 

Bagić von 2010 vor. Am 1.11.2009 waren laut Angaben des Wirtschafts- und Arbeitsministe-

riums und der Verwaltungen der Gespanschaften in Kroatien ca. 845 Tarifverträge in Kraft, 

d.h. sie wurden unbefristet abgeschlossen oder ihr Fristende liegt noch in der Zukunft (Bagić 

2010: 204ff.). Allerdings gibt es sehr wahrscheinlich weiter gültige, aber nicht registrierte 

Tarifverträge auf der einen Seite und auf der anderen Seite als gültig verzeichnete, die in 

Wirklichkeit bereits gekündigt wurden. Die meisten der registrierten Tarifverträge, nämlich 

686, waren auf Gespanschaftsebene registriert, also auch nur für eine Gespanschaft gültig – 

hier handelt es sich wahrscheinlich um Verträge, die nur mit einem Arbeitgeber abgeschlos-

sen wurden. Etwa 160 waren auf nationaler Ebene oder in mindestens zwei Gespanschaften 
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Außerdem ist rechtlich nicht definiert, was unter der „Hauptbranche“ zu verstehen ist; dies ist ein rein statisti-

scher Begriff. 
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gültig. Diese Verteilung weist bereits auf den dezentralen Charakter der Tarifverhandlungen 

in Kroatien hin. 

Eine detaillierte Analyse gibt es jedoch nur zu den beim Ministerium registrierten Abkom-

men. Seit der Verabschiedung des neuen Arbeitsgesetzbuches 1996 wurden dort insgesamt 

628 Tarifverträge bzw. im Durchschnitt 45 jährlich registriert. Nach dem Aufschwung der 

ersten Jahre wurde Ende der 1990er und zu Beginn des neuen Jahrtausends nur eine unter-

durchschnittliche Zahl von Tarifverträgen abgeschlossen. Zwischen 2002 und 2007 wurden 

40 bis 50 pro Jahr abgeschlossen – lediglich im Jahre 2007 gab es 67 neue Tarifverträge. Das 

Rekordjahr war 2008 mit 92 neuen Abkommen. 2009 waren bis zum Abschluss von Bagićs 

Dissertation 33 neue Abkommen abgeschlossen worden, was auf eine Normalisierung der 

Zahl hindeutet. 

Lediglich 12% der beim Ministerium registrierten Tarifverträge beziehen sich auf die Ar-

beitsbedingungen bei einer Vielzahl der Arbeitgeber einer Branche. Alle anderen sind Hausta-

rifverträge. Ohne diejenigen Tarifverträge, an denen die Regierung beteiligt war (die Ab-

kommen für den öffentlichen Sektor und die Staatsverwaltung sowie das Abkommen über den 

Mindestlohn von 1998) machen die Branchentarifverträge sogar nur 8% aus. Das Gesamtbild 

ändert sich auch dann nicht, wenn einige Abkommen bei Unternehmen mit faktischem Mo-

nopol in ihrer Branche (etwa HEP bei der Stromversorgung) zu den Branchentarifverträgen 

gezählt werden. Die Detailanalyse der beim Ministerium registrierten Abkommen bestätigt 

also die These, dass die Tarifverhandlungen in Kroatien einen ausgesprochen dezentralen 

Charakter haben. Werden alle Tarifverträge einbezogen, auch die auf Gespanschaftsebene 

registrierten, machen Branchentarifverträge vernachlässigbare zwei Prozent aus. 

Allerdings führt diese Dezentralisierung nicht zwangsläufig zu negativen Ergebnissen bei den 

Rechten der Beschäftigten. Verschiedene gewerkschaftliche Funktionäre sind der Ansicht, 

dass Firmentarifverträge zu besseren Ergebnissen führen, weil der Arbeitgeberverband HUP 

auf Branchenebene zu niedrige Standards angeboten habe. Diese Aussage kommt etwa von 

der größten Einzelgewerkschaft PPDIV. Damir Jakuš, Vorsitzender des Dachverbandes 

URSH, argumentiert mit den großen regionalen Unterschieden, die dazu führen, dass Bran-

chentarifverträge Niveaus setzen würden, die für bestimmte Arbeiter nicht realisierbar wären, 

für andere Arbeiter hingegen das Erreichbare unterschreiten würden (Bagić 2010: 209f.). 

Aber auch die gewerkschaftliche Fragmentierung bzw. die überwiegende Präsenz in wenigen 

Großbetrieben (zumindest was den Privatsektor betrifft) trägt zur Dezentralisierung der Tarif-
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verhandlungen bei. In denjenigen Betrieben, wo sie stark vertreten sind, setzen die Gewerk-

schaften auf Verhandlungen mit dem Management, mit denen sie mehr erreichen können als 

durch solche mit dem Arbeitgeberverband. Und schließlich gibt es in manchen Branchen kei-

ne Branchengewerkschaft oder aber mehrere konkurrierende. Wo es Branchengewerkschaften 

gibt, fehlt es ihnen oftmals an Kampfkraft, was etwa an fehlenden Mitteln für die Streikkasse 

liegt, da Gewerkschaften viel für Dienstleistungen für ihre Mitglieder (günstiger Urlaub etc.) 

ausgeben. Große Gewerkschaften mit ausreichenden finanziellen Mitteln wiederum sind nicht 

unbedingt aktivistisch, weil sie das Erreichte nicht gefährden wollen. 

Der Wirtschafts- und Sozialrat und das Amt für Sozialpartnerschaft, eine Regierungseinrich-

tung, streben an, Tarifverhandlungen auf Branchenebene zu fördern, indem Branchenräte als 

Foren des sozialen Dialogs ins Leben gerufen werden. Diese Absichten hatten bisher mangels 

Beteiligung jedoch keinen Erfolg. 

Ein weiteres Problem für die Gewerkschaften ist das Fehlen geeigneter Ansprechpartner in 

manchen Branchen, weil aufgrund der Heterogenität ihrer Interessen die Arbeitgeber unzurei-

chend organisiert sind. Es gibt nämlich in manchen Branchen sowohl Großunternehmen aus 

jugoslawischer Zeit, die privatisiert wurden, als auch neugegründete kleine und mittlere Un-

ternehmen. 

Vertreter des Arbeitgeberverbandes HUP loben die Gewerkschaftsvertreterinnen und -

vertreter auf Unternehmensebene, weil sie sich seit Beginn der Wirtschaftskrise auf Zuge-

ständnisse zum Erhalt von Arbeitsplätzen eingelassen haben. Dies zeigt die große Druckanfäl-

ligkeit dieser Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter gegenüber den Arbeitgebern – ein 

Grund, warum auch auf Arbeitgeberseite kein großes Interesse an der Stärkung von Bran-

chentarifverhandlungen besteht. 

Abgesehen von ihrer bloßen Anzahl sind noch bestimmte Merkmale der Branchentarifverträ-

ge zu betrachten (Bagić 2010: 214). Dazu gehört etwa ihr Alter: 2009 gab es 11 Branchenta-

rifverträge im Privatsektor, von denen fünf innerhalb der fünf vorhergehenden Jahre, aber 

sechs mehr als fünf Jahre, teilweise sogar mehr als zehn Jahre vorher unterschrieben worden 

waren. Lediglich einer der sechs älteren Verträge, derjenige für die Baubranche, hatte eine 

größere Zahl von Anhängen und Ergänzungen, hatte sich also im Laufe der Zeit weiterentwi-

ckelt. Insbesondere der Tarifvertrag für die Handelsbranche zeigt außerdem, dass die Gewerk-

schaften oft nicht in der Lage sind, die Einhaltung bestehender Tarifverträge durchzusetzen: 

Er regelt zwar die Frage der Sonntagsarbeit bzw. des Ausgleichs für Sonntagsarbeit der Be-
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schäftigten; seine Regeln in dieser Frage werden in der Praxis jedoch oftmals nicht eingehal-

ten. Anstatt dagegen einen Streik zu organisieren, setzt die Handelsgewerkschaft im Bündnis 

mit der Kirche auf Lobbyismus gegenüber den verschiedenen kroatischen Regierungen. Au-

ßerdem gab es in den letzten Jahren keinen Streik wegen Nichteinhaltung von Branchentarif-

verträgen, woraus Bagić auf ein mangelndes Engagement der Gewerkschaften für die Einhal-

tung der Abkommen schließt. 

Es kommt hinzu, dass die Branchentarifverträge den Beschäftigten gewöhnlich keinen nen-

nenswerten Rechtezuwachs verschaffen. Dies zeigt eine Analyse, die Ivan Rebac 2006 für 15 

Branchentarifverträge und Tarifverträge für die größten Unternehmen durchgeführt hat. 

Überwiegend garantieren sie diejenigen Rechte, die auch durch das Arbeitsgesetzbuch schon 

festgelegt sind, und der geringste Lohn, den sie festlegen, ist meist nah am gesetzlichen Min-

destlohn. Darüber hinaus gibt es zwischen den verschiedenen Abkommen keine nennenswer-

ten Unterschiede im Rechteniveau, spezifische Bedingungen bestimmter Branchen werden 

nicht geregelt, und Branchen- und Haustarifverträge sind im Inhalt sehr ähnlich. In einer spä-

teren Analyse hat Rebac außerdem gezeigt, dass Tarifverträge in Kroatien sich kaum mit ge-

schlechtlicher und Altersdiskriminierung auseinandersetzen. Sie verbieten diese zwar – das ist 

allerdings nur eine Wiederholung des gesetzlichen Diskriminierungsverbots. Mechanismen 

zur Durchsetzung des Verbots enthalten sie nicht. 

Die Situation im öffentlichen Sektor ist eine andere: Von sechs 2010 gültigen Abkommen, bei 

denen die Regierung einer der Verhandlungspartner war, waren vier in den vorherigen zwei 

Jahren abgeschlossen worden, und die anderen zwei waren laufend mit Ergänzungen versehen 

worden. 

Im Privatsektor werden fast alle Branchentarifverträge vom zuständigen Ministerium für all-

gemeinverbindlich erklärt. Bagić sieht darin eine Chance für die Gewerkschaften, im Privat-

sektor neue Mitglieder zu gewinnen, indem sie sich in Betrieben ohne Gewerkschaftsbindung 

für die Einhaltung dieser allgemeinverbindlichen Abkommen einsetzen. 

Bei den Haustarifverträgen ergibt sich ein ähnliches Bild (Bagić 2010: 219ff.). Ca. 2/3 aller 

Haustarifverträge werden im Privatsektor, ca. 1/3 im öffentlichen Sektor abgeschlossen. Dies 

entspricht nicht den wirklichen Anteilen der Sektoren an der Gesamtzahl der Unternehmen, so 

dass hier erneut die stärkere Vertretung von Tarifverhandlungen im öffentlichen Sektor ge-

genüber dem Privatsektor deutlich wird. Haustarifverträge im öffentlichen Sektor werden 

deutlich häufiger erneuert als solche im Privatsektor: Das durchschnittliche Alter der Ab-
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kommen im öffentlichen Sektor beträgt zwei Jahre und acht Monate, im Privatsektor hinge-

gen drei Jahre und neun Monate. Die durchschnittliche Zahl von Anhängen und Abänderun-

gen beträgt außerdem im öffentlichen Sektor 0,7, im Privatsektor nur 0,4. Bei den Abkom-

men, die über drei Jahre alt sind, betragen die Werte sogar 1,9 vs. 0,8. 

Allerdings ist die Gewerkschaftszersplitterung offensichtlich im öffentlichen Sektor stärker 

ausgeprägt: Hier unterschreiben im Durchschnitt 1,7 Gewerkschaften einen Haustarifvertrag, 

im Privatsektor hingegen nur 1,4. 

Auffällig ist außerdem, dass der Anteil einer Branche an der Zahl aller Haustarifverträge 

meistens nah am Anteil der großen und mittleren Unternehmen dieser Branche an der Zahl 

aller großen und mittleren Unternehmen liegt. Ausnahmen sind auf der einen Seite der Han-

del, wo der Anteil an den Haustarifverträgen unter dem Anteil an den großen und mittleren 

Unternehmen liegt, und auf der anderen Seite einmal Transport und Lagerung sowie der Be-

reich der administrativen und sonstigen Dienstleistungen, wo der Anteil an den Haustarifver-

trägen über dem Anteil an den großen und mittleren Unternehmen liegt. Bei Transport und 

Lagerung ist dies damit erklärbar, dass es bei der Eisenbahn und der staatlichen Fluggesell-

schaft eine Vielzahl von Tarifverträgen für einzelne Bereiche und Beschäftigtengruppen gibt. 

Bei den Dienstleistungen ist der Grund in der Vielzahl von Haustarifverträgen im Security-

Bereich zu sehen, wo es gleichzeitig auch einen Branchentarifvertrag gibt. Entscheidend für 

die Entwicklung von Tarifverhandlungen war hier die Gewerkschaft Republički Sindikat 

Radnika Hrvatske (Republiksgewerkschaft der Arbeiter Kroatiens), die aus der Hausgewerk-

schaft des staatlichen Post- und Telekomunternehmens nach dessen Auflösung als Gewerk-

schaft für alle Dienstleistungsbeschäftigten entstand. 

Schätzungsweise 750.000 Beschäftigte waren in Kroatien Ende 2009 durch Tarifverträge ge-

schützt (Bagić 2010: 223ff.). Davon waren etwa 609.000 bzw. 81% durch Branchentarifver-

träge geschützt (von denen ca. ein Fünftel zusätzlich durch Haustarifverträge geschützt war) 

und 148.000 bzw. 19% ausschließlich durch Haustarifverträge. Bei etwa 1,4 Millionen ab-

hängig Beschäftigter sind also mindestens 54% der Beschäftigten durch Tarifverträge ge-

schützt. Allerdings werden hier nur die beim Ministerium registrierten Abkommen berück-

sichtigt; durch Tarifverträge, die nur auf der Ebene einer Gespanschaft gültig sind, werden 

etwa 100.000 weitere Beschäftigte erfasst. Werden diese Abkommen berücksichtigt, sind ca. 

61% der Beschäftigten durch Tarifverträge geschützt. Dies ist ein im Vergleich zufriedenstel-

lender Wert, denn die durchschnittliche Deckungsrate in den 15 alten EU-Mitgliedsländern 



 

168 

 

beträgt 68% und in den 10 Beitrittsländern von 2004 43%. Die Deckungsrate in Kroatien liegt 

auf deutschem Niveau. 

Allerdings sind 45% aller Beschäftigten, deren Rechte durch Tarifverträge geschützt werden, 

Beschäftigte im öffentlichen Sektor. Dazu gehören zunächst fast alle Beschäftigten des öffent-

lichen Sektors im engeren Sinne, also alle, deren Lohn aus dem Staatshaushalt bezahlt wird 

(lediglich Inhaber von Staatsämtern und Angehörige der Armee unterliegen keinem Tarifver-

trag); das sind etwa 248.000. Dazu kommen etwa 92.000 Beschäftigte von Unternehmen in 

öffentlichem Eigentum, deren Tarifvertrag auf nationaler Ebene gilt, und eine gewisse Zahl 

von Beschäftigten öffentlicher Unternehmen, deren Tarifvertrag auf Gespanschaftsebene re-

gistriert ist. Schließlich kommen noch etwa 48.000 Beschäftigte von Unternehmen hinzu, die 

sich noch zumindest teilweise in staatlichem Eigentum befinden. Von den 850.000 von Tarif-

verträgen erfassten Beschäftigten arbeiten also etwa 390.000 im öffentlichen Sektor. Bei einer 

Beschäftigtenzahl im öffentlichen Sektor von ca. 555.000 beträgt die Deckungsrate hier über 

70%, im öffentlichen Sektor im engeren Sinne sogar fast 100%. 

Von den etwa 857.000 abhängig Beschäftigten im Privatsektor werden etwa 374.000 durch 

Tarifverträge auf nationaler Ebene erfasst, also ca. 44%. Werden die nur auf 

Gespanschaftsebene gültigen Abkommen einbezogen, steigt die Deckungsrate auf etwa 55%. 

Aber auch hier gilt es zu berücksichtigen, dass die Mehrheit von Branchentarifverträgen er-

fasst wird, die lang nicht mehr erneuert worden sind. Von den erwähnten 374.000 Beschäftig-

ten werden 80% durch Branchentarifverträge erfasst, und fasst die Hälfte entfällt auf den oben 

erwähnten Tarifvertrag für den Handel, bei dem die Gewerkschaften noch nicht einmal in der 

Lage sind, seine Einhaltung durchzusetzen. Außerdem ist die große Mehrheit dieser Beschäf-

tigten allein durch eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung des Ministeriums von Tarifver-

trägen erfasst. 

Des weiteren sinkt die Zahl der durch Tarifverträge erfassten Beschäftigten auf 91.000 bzw. 

um ein Viertel, wenn nur diejenigen Tarifverträge berücksichtigt werden, die in den drei Jah-

ren vor Erscheinen von Bagićs Arbeit, also seit Anfang 2007, abgeschlossen wurden. Dann 

sinkt auch die Deckungsrate im Privatsektor auf gerade einmal 10%. Wird das gleiche Krite-

rium auf den öffentlichen Sektor im weiteren Sinne angewandt, sinkt die Deckungsrate nicht 

so stark – von 70% auf 57%. 
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9.6 Der tripartite Dialog 

Bagić (Bagić 2010: 227ff.) teilt die Entwicklung des tripartiten Dialogs zwischen Gewerk-

schaften, Arbeitgebern und Regierung in drei Phasen ein. Die erste Phase, die Phase der For-

mierung des sozialen Dialogs, dauerte von 1991 bis 1995. Bereits 1991 unternahm der SSSH 

die ersten Initiativen zur Gründung eines tripartiten Gremiums, das schließlich im August 

1993 unter dem Namen Gospodarsko-socijalno vijeće (GSV – Wirtschafts- und Sozialrat) 

gebildet wurde. Die Gründung des GSV fiel in eine Zeit, in der die Intensität der bewaffneten 

Auseinandersetzungen im Land zurückgegangen war und die Regierung darauf orientierte, die 

Unterstützung wichtiger Interessensgruppen für Maßnahmen zur Entwicklung der Wirtschaft 

in Friedenszeiten zu gewinnen. Im Zuge dessen kam es auch zu personellen Veränderungen – 

so wurde etwa Nikica Valentić neuer Ministerpräsident. 

Der GSV war zunächst ein reines Gremium zum Austausch von Standpunkten und hatte keine 

gesetzliche Verankerung. Die Gewerkschaften waren durch die Dachverbände SSSH, HUS 

und KNSH vertreten, die Regierung durch den Ministerpräsidenten und die Arbeitgeber durch 

die Kroatische Wirtschaftskammer (Hrvatska Gospodarska Komora – HGK). Am 21.1.1994 

wurde dann das Abkommen über die Gründung, Zuständigkeit und Arbeit des Wirtschafts- 

und Sozialrates von der Regierung, den drei bereits erwähnten gewerkschaftlichen Dachver-

bänden, HGK und HUP unterschrieben. Danach wurde HUP allmählich wichtiger als die 

HGK als Vertreter der Arbeitgeber im sozialen Dialog. 

In der ursprünglichen Fassung dieses Abkommens wurde festgelegt, dass Entscheidungen im 

GSV getroffen werden können, wenn mindestens je zwei der drei Vertreterinnen und Vertre-

ter jeder Seite ihnen zustimmen. Es konnte also eine Entscheidung gegen den Willen eines 

gewerkschaftlichen Dachverbandes durchgesetzt werden, aber nicht gegen den Willen von 

zwei oder drei Dachverbänden. Bis 2003 wurde dieses Abkommen mehrfach geändert; unter 

anderem wurde bestimmt, dass jede Seite eine Stimme hat und Entscheidungen mit Stim-

menmehrheit getroffen werden. Dies ist eine Schwächung der ursprünglichen Konsensorien-

tierung des Gremiums. 

Festgelegt wurden außerdem die Zuständigkeitsbereiche des GSV. Der GSV soll erstens den 

Einfluss ökonomischer Entwicklungen auf die soziale Stabilität beobachten und Vorschläge 

zur Lohn- und Preispolitik ausarbeiten, um die Entwicklung von Löhnen und Preisen aufei-

nander abzustimmen. Zweitens ist er ein Raum, um Meinungen zu Gesetzesentwürfen aus 

dem Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik auszutauschen, bevor sie wieder in die Gesetzge-
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bungsprozedur eingehen. Die dritte Aufgabe des GSV ist die friedliche Vermittlung bei Aus-

einandersetzungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern und die Förderung des bi- und 

tripartiten Dialogs auf allen Ebenen. Der GSV kann also nur zu einem sehr eingeschränkten 

Teil der Gesetzesentwürfe Stellung nehmen; später erhielt er allerdings auch das Recht, seine 

Meinung zum Staatshaushalt und zu Gesetzen über öffentliche Arbeiten abzugeben sowie die 

Durchführung und Abänderungen von Gesetzen zur Arbeits- und Sozialpolitik zu beobachten. 

Gegenwärtig gibt es acht Ausschüsse des GSV, die zu speziellen Themen arbeiten. 

Per Abkommen wurde auch die Möglichkeit geschaffen, Wirtschafts- und Sozialräte auf regi-

onaler und lokaler Ebene einzurichten. Von dieser Möglichkeit wurde auf 

Gespanschaftsebene auch Gebrauch gemacht – in diesen Räten sitzen Vertreter der Regional-

büros der gewerkschaftlichen Dachverbände, der Regionalbüros der Arbeitgeber und der 

Gespanschaftsregierungen. Bagić (Bagić 2010: 231) zweifelt wegen der geringen Befugnisse 

der Gespanschaften in der Wirtschafts- und Sozialpolitik und ihrer geringen finanziellen Mit-

tel an der Effektivität der regionalen Wirtschafts- und Sozialräte, hält aber eine detaillierte 

Forschung dazu für nötig. 

Alle drei Seiten im GSV sind mit ihren Führungspersönlichkeiten vertreten. Die Regierung ist 

anders als zu Beginn der Existenz des Gremiums nicht mehr mit dem Ministerpräsidenten 

oder der Ministerpräsidentin vertreten, sondern mit einem seiner oder ihrer Stellvertreterinnen 

und Stellvertreter, außerdem mit den für Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialpolitik zuständigen 

Ministerinnen und Ministern. Die Zahl der Mitglieder des GSV variierte die ganze Zeit über 

entsprechend der jeweiligen Zahl von repräsentativen gewerkschaftlichen Dachverbänden. 

Regierung und Arbeitgeber haben immer jeweils genauso viele Vertreter im GSV, wie es re-

präsentative Gewerkschaftsverbände gibt. Jeder gewerkschaftliche Dachverband hat je einen 

Vertreter oder eine Vertreterin im Gremium. 

Im kroatischen GSV findet ein breiter sozialer Dialog nach der Typologisierung von Casey 

und Gold statt: Während an einem „engen“ sozialen Dialog nur Gewerkschaften, Arbeitgeber 

und eventuell der Arbeitsminister oder die Arbeitsministerin teilnehmen und ausschließlich 

über Arbeiterrechte und Arbeitsbedingungen sprechen, nehmen am „breiten“ sozialen Dialog 

Gewerkschaften, Arbeitgeber und Regierung teil und beziehen die makroökonomische Politik 

sowie andere politische Felder wie Bildung und Gesundheit mit ein. Am „allumfassenden“ 

sozialen Dialog nehmen auch andere Interessengruppen teil, und prinzipiell kann die gesamte 

Politik zum Thema werden. 



 

171 

 

Die Gewerkschaftsvorsitzenden Lesar und Ribić bewerten die erste Phase der Entwicklung 

des GSV positiv, weil es häufige Treffen zu wichtigen Fragen gegeben habe, alle Seiten kom-

promissbereit gewesen seien und die Absprachen des Gremiums eingehalten hätten. Als be-

sonderen Erfolg aus dieser Phase betrachten die Gewerkschaften bestimmte Regelungen des 

Arbeitsgesetzbuches von 1995, etwa die Einführung des deutschen Mitbestimmungsmodells. 

Nach der Einführung des Arbeitsgesetzbuches begann die zweite Phase des tripartiten Dia-

logs, in der die Formalisierung der Arbeit des GSV vollendet wurde (außerdem wurden einige 

wichtige staatliche Einrichtungen wie das Kroatische Amt für Beschäftigung mit tripartiten 

Aufsichtsgremien ausgestattet, und Mitglieder des GSV nehmen ohne Sitz und Stimme an 

Sitzungen bestimmter parlamentarischer Ausschüsse teil (Kreuzkamp et al. 2009: 273) ). In 

dieser Phase (s. dazu Bagić 2010: 232ff.) arbeitete der GSV nicht regelmäßig, und es gab häu-

fig Konflikte auf allen drei Seiten, insbesondere auf Gewerkschaftsseite. Zwischen 1995 und 

1996 arbeitete das Gremium kaum, weil die Gewerkschaften ihre Arbeit dort vernachlässig-

ten. Es dauerte bis 1997, bis der GSV seine Arbeit wiederaufnahm, weil die verschiedenen 

Dachverbände sich uneins über die Kriterien der Repräsentativität und das Abstimmungsver-

fahren im GSV waren. Die Frage der Repräsentativität wurde 1999 per Gesetz geklärt, die 

Frage der Stimmenzahl im GSV für jeden Dachverband erst noch später mit einem Abkom-

men der Dachverbände untereinander. 

In dieser Phase erreichte der GSV kein einziges Abkommen und tagte nicht regelmäßig, ob-

wohl es, nicht zuletzt in Folge des gewählten Privatisierungsmodells, gravierende soziale und 

ökonomische Probleme in Kroatien gab, mit denen er sich hätte beschäftigen können. 

Die dritte Phase des GSV begann mit dem Regierungswechsel 2000. Die Arbeit des Gremi-

ums war bereits ein halbes Jahr vor den Wahlen wieder in Gang gekommen, und sehr bald 

nach der Bildung der neuen Regierung wurde sie fortgesetzt, womit die SDP- geführte Koali-

tion eines ihrer Wahlversprechen, die Stärkung des sozialen Dialogs, erfüllte. Seitdem tagt der 

GSV etwa einmal im Monat. 2001 wurde außerdem die Regierungsinstitution Ured za 

socijalno partnerstvo (Amt für Sozialpartnerschaft) eingerichtet, die den GSV infrastrukturell 

unterstützt. 

Innerhalb dieser dritten Phase können zwei Abschnitte unterschieden werden: die Zeit der 

SDP- geführten Koalition und die HDZ- geführten Regierungen seit Ende 2003. Nach den 

Aussagen damaliger GSV- Mitglieder gibt es zwischen diesen zeitlichen Abschnitten keine 

wesentlichen Unterschiede in der Rolle des GSV, sondern nur kleinere Unterschiede, so dass 
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es sich nicht um zwei verschiedene Phasen handelt. Der Hauptunterschied besteht darin, dass 

Ivo Sanader, Ministerpräsident von 2003 bis 2009, größeres formales Interesse am GSV zeig-

te als sein sozialdemokratischer Vorgänger Račan. Er war häufiger persönlich bei GSV- Sit-

zungen anwesend, organisierte besondere Treffen mit Vertretern von Gewerkschaften und 

Arbeitgebern und rief häufiger in der Öffentlichkeit den GSV zu Entscheidungen auf. Der 

GSV war ihm wichtig, um Entscheidungen seiner Regierung zu legitimieren. Die Zahl der 

Sitzungen des Gremiums vergrößerte sich insbesondere 2008 und 2009: In diesen Jahren fan-

den (nach 11 bis 16 jährlichen Sitzungen in den Jahren zuvor) 28 bzw. 19 Sitzungen statt, 

weil der Prozess der Rechtsangleichung an die EU sich beschleunigte. Die meisten Vertreter 

von Gewerkschaften und Arbeitgebern im GSV sind der Meinung, dass der GSV seit dem 

Regierungswechsel von 2003 formal besser funktionierte, was etwa die Klarheit der Termine 

seiner Sitzungen oder die zuverlässige Lieferung von Materialien angeht, dass er aber den-

noch den Zweck seiner Existenz nicht besser erfüllte. Vilim Ribić (MHS) ist sogar der Mei-

nung, dass seit 2003 der GSV nicht mehr über strategische Fragen, sondern nur noch über 

einzelne Gesetzesvorhaben diskutierte, während Boris Kunst (URSH), der seit 2007 für die 

HDZ im Parlament sitzt, von einem großen Fortschritt des sozialen Dialogs unter Sanader 

ausgeht, weil Sanader selbst gegenüber der Kommunikation mit den Verbänden offener ge-

wesen sei. 

In der gesamten dritten Phase wurde es Routine, dass die drei Seiten sich regelmäßig treffen, 

sich über ihre Pläne informieren und ihre Meinungen austauschen. So ist es für die Verbände 

auch möglich, Gesetzesvorhaben zu beeinflussen. Wichtig ist auch die Rolle des GSV bei der 

friedlichen Beilegung von Tarifauseinandersetzungen und Arbeitskämpfen (Kreuzkamp et al. 

2009: 273). Allerdings bedurfte es eines gewissen Drucks von Gewerkschaftsseite, um das 

Funktionieren des GSV im Sinne aller drei Seiten zu beeinflussen: 2010 verließen die Ge-

werkschaften das Gremium für über einen Monat, weil Materialien oft zu spät kamen oder das 

Amt für Sozialpartnerschaft oft einseitig die Regierung unterstützte. Nachdem ein neues Ab-

kommen durchgesetzt war, kehrten die Gewerkschaften zurück (Eigenes Interview mit dem 

NHS, E1). 

Was der GSV allerdings bisher nicht erreicht hat, sind längerfristige Abkommen über ge-

meinsame strategische Ziele (Bagić 2010: 235ff.). Nur ein einziges bedeutsameres Abkom-

men wurde seit 2000 unterzeichnet, nämlich die im Transformationskapitel erwähnte Partner-

schaft für Entwicklung von 2001, und auch dieses Abkommen war nicht langlebig. In den 

Krisenjahren seit 2008 gab es nicht einmal einen Versuch, zu einem ähnlichen Abkommen zu 
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gelangen. Außerdem wurde keine der wesentlichen Streitfragen zwischen den drei Seiten 

durch einen im GSV ausgehandelten Kompromiss gelöst. Dazu gehören etwa Änderungen des 

Arbeitsgesetzbuches, Sonntagsarbeit im Handel, der Mindestlohn etc. In der Frage der Ar-

beitsgesetzgebung entschied die Regierung gewöhnlich einseitig oder die Entscheidung wurde 

verschoben. 

Dragan Bagić sieht sowohl in Eigenschaften des Gremiums selbst als auch auf allen drei Sei-

ten Ursachen dafür, dass der GSV über den Status eines Informations- und Konsultationsgre-

miums bisher nicht hinausgekommen ist. Zunächst hält er die Beschlussfassung über die 

Mehrheit der Stimmen für problematisch, weil dies dem Erreichen eines Konsenses unter al-

len Beteiligten zuwiderlaufe. In der Praxis läuft dies nach dem Eindruck der gewerkschaftli-

chen Vertreter bei fehlendem Konsens oft darauf hinaus, dass Regierung und Arbeitgeber die 

Gewerkschaften überstimmen – aber auch von Arbeitgeberseite ist zu hören, der GSV sei eher 

ein Gremium, in dem die Regierung die Verbände beider Seiten über ihre Pläne informiere 

(Kreuzkamp et al. 209: 273). Außerdem musste sich der GSV in den letzten Jahren mit sehr 

vielen Gesetzesvorhaben beschäftigen, bei denen es um die Angleichung an Vorgaben der EU 

ging und die daher von den „Sozialpartnern“ nicht wirklich beeinflussbar waren (Bagić 2010: 

237ff.). Dies kostet Zeit, die für die Beschäftigung mit strategischen Fragen notwendig wäre. 

Weitere Hindernisse für die Entwicklung des sozialen Dialogs gibt es durch die Motivationen 

der drei Seiten, an der Arbeit des GSV teilzunehmen. Der Regierung geht es nicht zuletzt um 

die Legitimation ihrer politischen Entscheidungen. Daher hängt ihre Motivation zum sozialen 

Dialog davon ab, wie sie ihre gegenwärtige politische Stärke, ihr Ansehen in der Öffentlich-

keit und die Wichtigkeit bestimmter Themen einschätzt. In den 1990er Jahren stützte die HDZ 

ihre Legitimation auf ihren deutlichen Wahlsieg und war nicht bereit, die Macht mit anderen 

Akteuren zu teilen. Dies änderte sich mit dem Regierungswechsel 2000. Die SDP- geführte 

Koalition kam zum einen nicht zuletzt durch die Unterstützung verschiedener Teile der Zivil-

gesellschaft, einschließlich der Gewerkschaften, an die Macht, zum anderen handelte es sich 

um eine heterogene und instabile Koalition, die dadurch besonders anfällig gegenüber öffent-

licher Kritik war. Aufgrund ihrer Heterogenität hatte sie es andererseits auch schwer, klare 

Standpunkte zu finden und mit diesen in den sozialen Dialog einzutreten. 

Die 2003 an die Macht zurückgekehrte HDZ wollte gleich zu Beginn Signale aussenden, dass 

ihre Rückkehr an die Macht keine Rückkehr in die 1990er Jahre sei. Durch die in der Folge-

zeit entstehende günstige ökonomische Situation stand sie jedoch nicht unter starkem Re-



 

174 

 

formdruck, abgesehen von der Rechtsangleichung an die EU, und brauchte den sozialen Dia-

log daher auch nicht zur Legitimation ihrer Politik. 

Auf gewerkschaftlicher Seite ist die organisatorische Zersplitterung ein großes Problem. Sie 

führt dazu, dass die Gewerkschaften oft zu schwach sind, ihre Forderungen direkt gegen die 

Arbeitgeber durchzusetzen, und stattdessen auf gesetzliche Lösungen orientieren. Daher wird 

der tripartite Dialog mit Fragen überlastet, die eigentlich in die direkte Auseinandersetzung 

zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern gehören. Dazu kommt die Konkurrenz zwischen 

den repräsentativen Dachverbänden, die nicht nur über die Gewinnung neuer Mitglieder, son-

dern auch über das Abwerben von Mitgliedern anderer Verbände wachsen können. Diese 

Konkurrenz hat zur Folge, dass ein Dachverband durch die Bereitschaft zu irgendeinem 

Kompromiss im GSV Gefahr läuft, von anderen Verbänden des Verrats an den Interessen der 

Beschäftigten bezichtigt zu werden. Besonders problematisch ist dies in einer Situation wie in 

Kroatien, wo die Gewerkschaften ohnehin unter Mitgliederverlusten und geringer Zufrieden-

heit der Mitgliedschaft leiden. Ein Beispiel für die Rolle der Gewerkschaftsfragmentierung ist 

das schnelle Ende der Partnerschaft für Entwicklung von 2001: Dass der NHS dieses Doku-

ment nicht unterzeichnete, erleichterte seinen Gegnern im SSSH die Durchsetzung ihrer Posi-

tion. 

Hinzu kommt, dass die Dachverbände um den Beitritt von Einzelgewerkschaften konkurrie-

ren, indem sie den Teil der Einnahmen niedrig halten, den die Gewerkschaften an den Dach-

verband abführen müssen. Daher fehlt Geld für die Bezahlung von hauptamtlichen Fachkräf-

ten, die die Qualität von Entscheidungen und damit die Rolle der Dachverbände im Entschei-

dungsprozess des GSV verbessern könnten. Außerdem ist die Mehrheit der Funktionäre der 

Dachverbände schon sehr lange im Amt, wodurch das Verhältnis der Verbände untereinander 

durch ältere persönliche Konflikte belastet wird. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass die 

Entscheidungsgewalt der Dachverbände gegenüber den Einzelgewerkschaften sehr begrenzt 

ist und immer die Gefahr besteht, gegen die Interessen wichtiger Mitgliedsgewerkschaften zu 

verstoßen; um gemeinsame Entscheidungen der Dachverbände im GSV zu erreichen, müssten 

daher alle repräsentativen Dachverbände gleichzeitig Personen mit hohen Führungsqualitäten 

an der Spitze haben. Mit Ausnahme von HURS verfügt auch kein Dachverband über die Mit-

tel, im Falle eines ausgehandelten Kompromisses den „sozialen Frieden“ zu garantieren, weil 

allein die Einzelgewerkschaften über die Organisation von Streiks entscheiden. 
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Auf der Seite der Arbeitgeber besteht das Problem, dass HUP überwiegend große und mittlere 

Unternehmen organisiert, während etwa die Hälfte der Beschäftigten in Kleinunternehmen 

arbeitet. HUP hat damit keine Möglichkeit, gegenüber kleinen Unternehmen die Einhaltung 

eines Abkommens durchzusetzen. Würde HUP nun einem Abkommen zustimmen, mit dem 

die Rechte der Beschäftigten und ihre Löhne bedeutsam erhöht würden, würde den in HUP 

organisierten Unternehmen durch die Kleinunternehmen Konkurrenz über geringere Arbeits-

kosten entstehen. Außerdem könnten radikale Reformen, die nicht allen in HUP zusammen-

geschlossenen Unternehmen nützen würden, zu Problemen bei der Erreichung eines Konsens 

innerhalb des Verbandes führen. 

Schließlich sieht Bagić eine Ursache für die schwache Entwicklung des sozialen Dialogs in 

der politischen Kultur Kroatiens, wo es zwar eine Kultur der Verhandlung zum eigenen Vor-

teil, aber keine Kultur des Dialogs gebe; der Dialog sei nicht ausschließlich auf die Erzielung 

eigener Vorteile, sondern auf die Zusammenarbeit der beteiligten Seiten gerichtet. 

Nach Aussagen von Gewerkschaftern in den im Rahmen dieser Arbeit durchgeführten Inter-

views nimmt die Rolle des GSV unter der sozialdemokratischen Regierung, die seit Ende 

2011 im Amt ist, noch weiter ab. So sagt die MHS-Mitgliedsgewerkschaft NSZVO:  

„Ja, ich denke, dass die Rolle des Wirtschafts-und Sozialrats sehr wichtig für die Gewerk-

schaften ist...Aber...die neue sozialdemokratische Regierung verkleinert die Rolle des Wirt-

schafts-und Sozialrats...Und er ist heute ein Gremium, in dem man nichts ändern kann“ (Ei-

genes Interview mit der NSZVO, A3).  

Von SSSH -Seite ist zu erfahren, dass auf Verlangen der Regierung im Februar 2012 ein neu-

es Abkommen über den GSV unterzeichnet wurde, das nur noch fünf Ausschüsse vorsieht, in 

denen Gesetzesvorhaben besprochen werden können – selbst diese Möglichkeit werde aber 

kaum genutzt
49

 (Eigenes Interview mit dem SSSH, E2). HUS berichtet, dass es im ersten 

Halbjahr 2012 nur zwei Treffen des Ministerpräsidenten mit den Spitzen der Dachverbände 

gegeben habe und es vorher häufigere Treffen gegeben habe (Eigenes Interview mit HUS, 

E3). Der NHS merkt außerdem an, die Regierung habe bisher keine Vertreter der Verbände in 

parlamentarische Ausschüsse bestellt (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). 

Seit 2012 sind die Kriterien für die Repräsentativität der gewerkschaftlichen Dachverbände 

und Arbeitgeberverbände, die ihnen die Teilnahme am GSV ermöglicht, zusammen mit der 

                                                           
49

Nach dem Abkommen vom 25.7.2013 gibt es immer noch fünf Ausschüsse, s. GSV 2013. 
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Repräsentativität von Gewerkschaften in Tarifverhandlungen in einem Gesetz geregelt (s.o. 

S.156). Die Kriterien lauten folgendermaßen (Hrvatski Sabor 2012: 1): Ein Arbeitgeberver-

band höherer Ebene ist repräsentativ, wenn er mindestens sechs Monate vor seinem Antrag 

auf Repräsentativität registriert wurde, mindestens 3000 Arbeitgeber organisiert oder bei den 

bei ihm organisierten Arbeitgebern mindestens 100.000 Arbeiterinnen und Arbeiter beschäf-

tigt sind, bei ihm mindestens fünf Arbeitgeberverbände verschiedener Branchen organisiert 

sind, er selbst oder seine Mitgliedsverbände Büros in mindestens vier Gespanschaften haben 

und er über ausreichende Mittel für seine Arbeit verfügt und mindestens fünf Arbeiterinnen 

und Arbeiter auf vertraglicher Basis beschäftigt. Er muss alle diese Kriterien erfüllen. Die 

Kriterien für Gewerkschaftsdachverbände sind ähnlich: Ein Dachverband muss mindestens 

sechs Monate vor Antragsstellung registriert worden sein, mindestens 50.000 Arbeiterinnen 

und Arbeiter organisieren sowie mindestens fünf Gewerkschaften aus verschiedenen Bran-

chen, er selbst oder seine Mitgliedsgewerkschaften müssen Büros in mindestens vier Gespan-

schaften haben, und er muss über ausreichende Mittel für seine Arbeit verfügen und mindes-

tens fünf Arbeiter auf vertraglicher Basis beschäftigen. 

9.7 Arbeitsgerichte 

Anfang des Jahres 2012 nahm in Zagreb das erste spezialisierte Arbeitsgericht in Kroatien 

seine Arbeit auf (hrt, 3.1.2012). Dies war ein Zugeständnis, das die Gewerkschaften bereits 

der HDZ- Regierung abgerungen hatten. Das Ziel dabei war, die Zahl der ungelösten arbeits-

rechtlichen Streitigkeiten zu verringern – nach Gewerkschaftsangaben von 2010 etwa 15.000, 

davon die Hälfte in Zagreb. Das Arbeitsgericht soll sich mit der Kündigung von Tarifverträ-

gen, außerordentlichen Kündigungen und der Nichtauszahlung von Löhnen und Beiträgen 

befassen.  

Die Regierung hatte den Gewerkschaften die Gründung des Arbeitsgerichtes in einem Ab-

kommen von 2010 zugesichert (Tportal, 1.7.2011). Der Dachverband HUS kritisierte aber 

bereits 2011, ein Arbeitsgericht sei nicht genug, die Regierung erfülle ihre Verpflichtung da-

mit nur formal. Die Gewerkschaften fordern die Gründung von weiteren Arbeitsgerichten in 

Split, Rijeka und Osijek. Die neue sozialdemokratische Regierung verkündete jedoch gleich 

zu Beginn ihrer Amtszeit, die Gründung weiterer Arbeitsgerichte sei nicht geplant (Tportal, 

5.1.2012).  

Der Jurist Viktor Gotovac vertritt die Ansicht, mit dem neuen Arbeitsgericht werde sich im 

Prinzip nichts ändern, denn es handele sich hier nur um eine Umbenennung einer Abteilung 
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des Zagreber Gerichts (ebd.). Auch erste Einschätzungen von Gewerkschaftsseite nach eini-

gen Monaten Arbeit des neuen Gerichts gehen in diese Richtung. So ist von HUS im Inter-

view zu hören:  

„...in Zagreb hat auch vorher eine besondere Abteilung für Arbeitsrecht existiert, und jetzt 

wurde diese Abteilung als organisatorische Einheit nur in Arbeitsgericht umbenannt, und es 

ist sicher nicht viel passiert“ (Eigenes Interview mit HUS, E2).   

9.8 Die staatliche Arbeitsinspektion 

Die Arbeitsinspektion wurde 1996 als dem Arbeitsministerium unterstellte Einrichtung ins 

Leben gerufen; das entsprechende Gesetz wurde am 28.7.1996 vom kroatischen Parlament 

verabschiedet (Hrvatski Sabor 1996). Ihre Aufgabe ist die Aufsicht über die Anwendung von 

Gesetzen und Vorschriften, die die Arbeitsverhältnisse und den Arbeitsschutz betreffen (Arti-

kel 2). Um die Durchführung der Arbeit der Inspektion zu gewährleisten, wurde die Einrich-

tung von Niederlassungen des Ministeriums in Osijek, Rijeka, Split, Varaždin und Zagreb 

beschlossen (Artikel 3). Die Arbeitsinspektorinnen und -inspektoren sind verpflichtet, Anzei-

gen aus dem Gebiet des Arbeitsrechtes nachzugehen, die von Arbeitgebern, Beschäftigten, 

Betriebsräten, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden, Körpern der Renten-, Gesundheits- 

und Arbeitsunfähigkeitsversicherung oder des Arbeitsamtes oder einer anderen juristischen 

Person mit öffentlichen Befugnissen kommen, und haben die anzeigenden Personen über den 

Verlauf des Verfahrens und über eventuell getroffene Maßnahmen zu informieren (Artikel 

16). Die Artikel 33 und 34 legen Geldstrafen zwischen 1.000 und 250.000 Kuna für ermittelte 

arbeitsrechtliche Verstöße fest (ebd.). 

2013 kündigte die Regierung an, mit einem neuen Gesetz werde die Arbeitsinspektion ab 

1.1.2014 mehr Befugnisse erhalten, etwa Betriebe wegen Gesetzesverstößen schließen können 

(Slobodna Dalmacija, 4.10.2013). Zu diesem neuen Gesetz ist jedoch online im Gesetzesblatt 

noch nichts zu finden. 

Die Gewerkschaften werden regelmäßig auf GSV-Sitzungen über die Arbeit der Inspektoren 

unterrichtet und treffen sich mit ihnen auch außerhalb des GSV (Eigenes Interview mit dem 

NHS, E1). Von gewerkschaftlicher Seite wird übereinstimmend gesagt, dass die Zusammen-

arbeit mit der Arbeitsinspektion zwar gut funktioniere, dass diese Einrichtung aber unterbe-

setzt sei, was nicht zuletzt an den geringen Löhnen der Arbeitsinspektorinnen und -

inspektoren liege. Es gebe viele Fälle, wo verhängte Strafen nicht durchgesetzt würden oder 

die Identität von Beschäftigten, die Gesetzesverstöße gemeldet hätten, dem Arbeitgeber be-
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kannt würde (Eigenes Interview mit NHS, SSSH und SSSH/2, E1/E2/B4). Auf Nachfrage 

wird von SSSH- Seite bestätigt, dass es auch bei der Arbeitsinspektion Fälle von Korruption 

gegeben habe (Eigenes Interview mit dem SSSH/2, B4).    

9.9 Fazit 

Die kroatischen Gewerkschaften haben in verschiedenen Punkten einen rechtlichen Rahmen 

für ihre Tätigkeit, der ihnen viel Spielraum lässt und auf ihre Anerkennung als gesellschaftli-

cher Akteur hindeutet. Dazu gehören das Recht auf Gewerkschaftsgründungen, der Schutz 

von Gewerkschaftsmitgliedern vor Diskriminierung, das Streikrecht, das Verfassungsrang hat 

und ausdrücklich auch Solidaritätsstreiks zulässt, das gesetzliche Monopol auf Tarifverhand-

lungen und die abgesicherte Stellung der gewerkschaftlichen Vertrauensleute, die – anders als 

etwa in Deutschland – auch Betriebsratsaufgaben an sich ziehen können. In der kroatischen 

Rechtsordnung ist also die Rolle der Gewerkschaften institutionell abgesichert, eine ganze 

Reihe von gesetzlichen Bestimmungen kann den Gewerkschaften als Machtquelle dienen. 

Problematisch ist allerdings, dass die Gesetzeslage Gewerkschaftsgründungen nur an sehr 

einfach zu erfüllende Bedingungen knüpft und damit die Zersplitterung der Gewerkschafts-

landschaft zusätzlich fördert. Damit wird also die Organisationsmacht geschwächt. Und die 

ohnehin schon unzureichende Organisationsmacht der kroatischen Gewerkschaften – dazu 

gehören etwa ihre Fragmentierung, aber auch das geringe Engagement der Mitgliedschaft -  

erschwert auch die Nutzung gesetzlicher Möglichkeiten. So sind etwa Streiks meistens Ver-

zweiflungsstreiks wegen bevorstehender Konkurse oder monatelang ausbleibender Lohnzah-

lungen, Branchentarifverträge bieten oft kein Niveau an Rechten, das wesentlich über gesetz-

liche Bestimmungen hinausgehen würde, und sind außerdem auf Allgemeinverbindlichkeits-

Erklärungen durch den Staat angewiesen. 

Am letzten Punkt zeigt sich, dass die Gewerkschaften versuchen, ihre Schwäche auf betriebli-

cher Ebene durch die Hilfe des Staates auszugleichen. Auch diese Strategie hat jedoch Gren-

zen, weil der Staat nur ein sehr geringes Bemühen zeigt, Gewerkschaften einzubinden. Insti-

tutionell zeigt sich dies an der Unterentwicklung des tripartiten Dialogs, der von der aktuellen 

sozialdemokratischen Regierung sogar mehr vernachlässigt wird als vorher von der konserva-

tiven Regierung, am Fehlen von spezialisierten Arbeitsgerichten mit Ausnahme der Haupt-

stadt Zagreb – an dieser Situation will die aktuelle Regierung erklärtermaßen nichts ändern – 

und an der Unterbesetzung der staatlichen Arbeitsinspektion. 
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10. Gewerkschaftliche Macht in zwei ausgewählten Bereichen der kroati-

schen Ökonomie: Bauwirtschaft und Energiekonzern INA 

10.1 Fallauswahl 

In diesem Kapitel werden die empirischen Ergebnisse der Untersuchung der gewerkschaftli-

chen Situation in zwei ausgewählten Branchen dargestellt. Es handelt sich hierbei um den Öl- 

und Gaskonzern INA und die kroatische Baubranche. Die Auswahl dieser beiden Fälle ist 

zunächst zu begründen. 

Zunächst hat sich die Frage gestellt, was überhaupt als „Fall“ definiert werden soll, um die 

Forschungsfrage beantworten zu können (zum Folgenden Gläser/Laudel 2010: 95ff.). Insbe-

sondere geht es hier darum, auf welcher sozialen Ebene die Fälle angesiedelt sein sollen. Die 

Forschungsfrage nach der gesellschaftlichen Macht der Gewerkschaften bzw. dem möglichen 

Beitrag der Gewerkschaften zu einem gegenhegemonialen Projekt zielt auf die gesamtgesell-

schaftliche Ebene; um diese Frage empirisch untersuchen zu können, war jedoch das konkrete 

politische Handeln von Gewerkschaften im Rahmen betrieblicher Auseinandersetzungen zu 

untersuchen. Die Fälle sind also auf der Organisationsebene angesiedelt. 

Als nächstes war zu entscheiden, welche Fälle untersucht werden sollen. Es gibt bei der 

Auswahl von Fällen in der qualitativen Forschung zwar keine so strengen Regeln wie bei der 

Stichprobenziehung in quantitativen Untersuchungen, jedoch sind zwei wichtige Anforde-

rungen zu beachten: Zum einen sollen die unabhängigen Variablen variieren, zum anderen 

sollen die intervenierenden Variablen möglichst konstant gehalten werden. Beides ist wich-

tig, um eine Beantwortung der Forschungsfrage zu ermöglichen. Außerdem gibt es spezielle 

Strategien der Fallauswahl: 

 Auswahl typischer Fälle: Dies ist der Versuch, sich dem Prinzip der Repräsentativität 

von Stichproben anzunähern. Die untersuchten Fälle sollen das Untersuchungsfeld 

möglichst gut repräsentieren, also typische Ausprägungen von Variablen und Einfluss-

faktoren enthalten. Das Problem ist, dass dies erst entschieden werden kann, wenn 

man das Untersuchungsfeld bereits gut kennt.  

 Auswahl von Extremfällen: Dies ist das Gegenteil der Auswahl typischer Fälle. Diese 

Strategie basiert auf der Vorstellung, dass Extremfälle die gesuchten Kausalzusam-

menhänge besonders deutlich und damit leichter untersuchbar präsentieren. „Extrem“ 
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heißt dabei, dass bestimmte Variablen besonders stark oder schwach ausgeprägt sind 

oder dass die Wirkung intervenierender Variablen blockiert wird.  

 Suche nach empirischen Gegenbeispielen: Diese Strategie ist besonders geeignet, um 

im Rahmen einer bereits begonnenen Untersuchung weitere Fälle auszuwählen. Wenn 

es möglich ist, weitere Fälle zu suchen, wenn die ersten Ergebnisse schon vorliegen, 

sollte man gezielt nach Fällen suchen, die den bisher entwickelten Interpretationen zu 

widersprechen scheinen. So werden zum einen mehr Einflussfaktoren einbezogen, 

zum anderen müssen die Gegenbeispiele in ein eine konsistente theoretische Erklärung 

einbezogen werden, die dadurch umfassender wird. 

Je nach Fragestellung kann aber auch eine andere Auswahlstrategie gewählt werden. Weil vor 

der Durchführung der Interviews nur geringe Kenntnisse des Untersuchungsfeldes vorlagen, 

weil es nicht viel Literatur zu diesem Thema gab, waren die ersten beiden Strategien in die-

sem Falle ungeeignet. Die dritte Strategie schied wegen Zeitmangels aus. Aufgrund der Ei-

genheiten des Forschungsfeldes wurde eine andere Strategie gewählt: Die untersuchten Fälle 

sollten Trendaussagen ermöglichen, d.h. sie sollten vorsichtige Annahmen über die zukünfti-

ge Entwicklung der gewerkschaftlichen Situation in Kroatien zulassen. Kroatien ist ein Trans-

formationsland, also ein Land im Übergang, das nach wie vor im Privatisierungsprozess 

steckt und das im Zuge dessen eine weitgehende Deindustrialisierung erlebt hat, die bis heute 

nicht abgeschlossen ist. Um Trendaussagen zu ermöglichen, waren Branchen auszuwählen, 

von denen anzunehmen ist, dass sie auf absehbare Zeit für die kroatische Ökonomie relevant 

bleiben werden und in denen die Rolle des Staates möglichst gering ist (letzteres trägt auch 

zur Konstanthaltung der intervenierenden Variable Rolle des Staates bei). Gleichzeitig sollen 

die unabhängigen Variablen zwischen den Branchen variieren. Hinzu kommen forschungs-

praktische Fragen wie die Möglichkeit, überhaupt Kontakte zu knüpfen, und die Bereitschaft 

der Akteure, sich untersuchen zu lassen. 

Die Zahl der untersuchten Fälle hängt von der Gesamtzahl geeigneter Fälle, der Anzahl von 

Fällen, die man braucht, um die unabhängigen Variablen variieren zu lassen, und von for-

schungspraktischen Aspekten wie der zur Verfügung stehenden Zeit ab. Weil bereits nach 

zwei Fällen die gesuchte Variation erreicht war, wurden nur zwei Fälle untersucht. 

Sowohl bei der Bauindustrie als auch beim Ölkonzern INA ist davon auszugehen, dass sie 

auch in Zukunft noch eine wichtige Rolle in der kroatischen Ökonomie spielen werden: Das 

Ölgeschäft ist ohnehin profitabel, und INA ist auch nach der Privatisierung bzw. dem Verkauf 
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der Aktienmehrheit an die ungarische MOL profitabel geblieben. Die Bauwirtschaft  befindet 

sich zwar gegenwärtig durch die schwierige Lage der kroatischen Staatsfinanzen und dadurch 

fehlende Staatsaufträge in einer schlechten ökonomischen Situation, war jedoch bis Krisenbe-

ginn aufgrund des regen kroatischen Autobahnbaus eine wichtige Konjunkturlokomotive und 

ist nicht im Zuge des Privatisierungsprozesses dramatisch geschrumpft wie das verarbeitende 

Gewerbe. Ihre gegenwärtige Situation ist konjunkturell bedingt und deutet nicht auf ihr lang-

fristiges Verschwinden hin. 

Die Rolle des Staates ist in beiden Fällen schwach: Die Bauwirtschaft ist fast vollständig pri-

vatisiert, bei INA ist die ungarische MOL Hauptaktionär – der kroatische Staat ist zwar noch 

als zweitgrößter Aktionär vertreten, MOL hatte aufgrund eines Abkommens mit dem kroati-

schen Premierminister Sanader von 2009 jedoch schon vor dem Erreichen der Aktienmehrheit 

das Recht, allein über alle strategischen Fragen zu entscheiden, und sitzt den Gewerkschaften 

bei Tarifverhandlungen allein gegenüber. 

Die unabhängigen Variablen lassen sich mit Hilfe dieser zwei Fälle variieren: INA gehört zu 

den Betrieben mit strategischer Bedeutung, also hoher Produktionsmacht, wo die Gewerk-

schaften stark vertreten und als Verhandlungspartner institutionell anerkannt sind (s. dazu 

S.151ff.). Aufgrund der Profitabilität der Firma ist außerdem von einer eher geringen Erwerb-

slosigkeit, also hoher Marktmacht, auszugehen. Die Bauindustrie wurde in persönlichen Ge-

sprächen oder in Interviews mit Dachverbänden nie als strategisch wichtiger Bereich genannt; 

außerdem sind die Gewerkschaften im Privatsektor generell schwächer vertreten und von den 

Arbeitgebern weniger akzeptiert, und innerhalb des Privatsektors sind sie vor allem im verar-

beitenden Gewerbe relativ stark vertreten, in der Baubranche hingegen am schwächsten von 

allen Teilen des Privatsektors (s. dazu S.97ff.). Aufgrund der schwierigen ökonomischen Si-

tuation der Branche ist außerdem von einer niedrigen Marktmacht auszugehen. 

Es ist außerdem in diesem Fall gerechtfertigt, eine Branche und ein großes Einzelunterneh-

men zu untersuchen, denn aufgrund der gemeinsamen Abhängigkeit von Staatsaufträgen ist 

von einer relativ einheitlichen Situation in der Baubranche auszugehen, und es wird hier au-

ßerdem ein Branchentarifvertrag ausgehandelt, so dass eine Untersuchung gewerkschaftlicher 

Erfolge auf der Ebene von Einzelunternehmen nicht sinnvoll ist. Auf der anderen Seite wäre 

es nicht sinnvoll, statt INA allein die Öl- oder die Energiebranche zu untersuchen, weil die 

Bedingungen hier zu unterschiedlich sind: Zur Energiebranche gehört etwa der Stromerzeuger 
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HEP, der noch vollständig dem Staat gehört, zur Ölbranche etwa das petrochemische Unter-

nehmen DIOKI, das sich im Konkursverfahren befindet. 

Das entscheidende Argument liefert jedoch die Untersuchung der kroatischen Tarifverträge (s. 

dazu S.163ff.): Im Allgemeinen bieten Haustarifverträge bessere Bedingungen als Branchen-

tarifverträge; es erscheint daher gerechtfertigt davon auszugehen, dass ein großes Unterneh-

men und eine Branche untersucht werden müssen, will man relativ erfolgreiche Gewerkschaf-

ten auf der einen und relativ erfolglose Gewerkschaften auf der anderen Seite untersuchen. 

Forschungspraktische Gründe kamen hinzu. Statt INA wäre es auch möglich gewesen, andere 

strategisch wichtige privatisierte Firmen, nämlich Podravka oder Tesla Ericsson (s. S.151ff.) 

zu untersuchen. Bei INA war es über persönliche Kontakte jedoch sehr schnell möglich, In-

terviewpartner zu finden, während bei Podravka schon 2011 die Antwort ablehnend war. Statt 

der Baubranche wäre es auch möglich gewesen, andere gewerkschaftlich schwach organisier-

te Teile des Privatsektors zu untersuchen. Hier waren die Versuche jedoch vergeblich, Kon-

takt zu Gewerkschaften aus der Handels- und der Finanzbranche herzustellen. 

10.2 Die Situation der Gewerkschaften bei INA 

10.2.1 Vorstellung der Firma 

INA ist die Abkürzung von Industrija Nafte (Erdölindustrie). Die Firma wurde am 1.1.1964 

gegründet und entstand durch die Fusion von Naftaplin Zagreb, einer Firma, die sich mit der 

Erschließung und Produktion von Erdöl und Erdgas beschäftigte, mit den zwei kroatischen 

Ölraffinerien in Rijeka und Sisak (INA, o.J.a). INA hat die führende Position im kroatischen 

Ölsektor und spielt eine wichtige Rolle in der gesamten Region bei der Erschließung und Pro-

duktion von Erdöl und Erdgas, der Verarbeitung von Erdöl und der Distribution von Erdöl 

und Erdölderivaten (ebd.).  

Nach der Gründung 1964 hieß die Firma zunächst Kombinat nafte i plina (Erdöl- und Erdgas-

Kombinat) und erhielt am 31.12. desselben Jahres den heutigen Namen. Ende 1964 wurde 

INA um eine Handelsgesellschaft und 1966 um die Raffinerie Lendava in Slowenien erwei-

tert. Im Laufe der Zeit wuchs INA zu einer Firma, die die Ölraffinerie Zagreb, eine Fabrik für 

mineralische Düngemittel in Kutina, Petronafta Solin, die Ölpipeline Opatovac (Bosanski 

Brod in Bosnien-Herzegowina), Inženjering Zagreb, die petrochemischen Fabriken OKI in 

Zagreb sowie DINA Omišalj umfasste. Die Verarbeitungskapazität wuchs bis 1979 von an-

fänglich 2,2 Millionen Tonnen auf 15 Millionen Tonnen jährlich. Naftaplin förderte 1980 3 
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Millionen Tonnen. Innerhalb von etwa zehn Jahren ab 1966 wuchs die Zahl der Tankstellen 

von 195 auf über 500. 1979 wurde eine Pipeline von Omišalj nach Sisak, Bosanski Brod, 

Pančevo und Novi Sad in Betrieb genommen (ebd.). 

Die ökonomische Krise der 1980er Jahre in Jugoslawien bremste die Entwicklung der Firma. 

Während des kroatischen Unabhängigkeitskrieges war INA zentral für die Energieversorgung 

des Landes (ebd.). 

Ab 1990 war INA ein Unternehmen in staatlichem Eigentum und wurde 1993 in eine Aktien-

gesellschaft umgewandelt. 2003 begann die erste Phase der Privatisierung: Der ungarische 

Ölkonzern MOL wurde mit dem Kauf von 25% plus einer Aktie strategischer Partner. 2005 

wurden 7% der Aktien dem Fond der kroatischen Kriegsveteranen übertragen. 2007 wurden 

die Aktien von INA an der Zagreber und der Londoner Börse gelistet, in einer öffentlichen 

Ausschreibung wurden weitere 17% privaten und institutionellen Investoren verkauft. 2007 

wurden 7% der Aktien jetzigen und früheren INA-Beschäftigten verkauft. Damit fiel der An-

teil des kroatischen Staates an den INA-Aktien auf unter 50%, und MOL und der Staat ver-

ständigten sich auf erste Abänderungen des Vertrages über die wechselseitigen Beziehungen 

der zwei Haupteigentümer. Im Herbst 2008 vergrößerte MOL seinen Anteil durch den Kauf 

von Aktien kleinerer Aktionärinnen und Aktionäre auf 47,16% (ebd.). Gegenwärtig liegt der 

Anteil von MOL bei etwa 47,5%, der des kroatischen Staates bei etwa 44% und der von 

Kleinaktionärinnen und –aktionären bei etwa 8% (Eigenes Interview mit INAŠ, C4).  

2013 schrieb die kroatische Justiz einen internationalen Haftbefehl gegen den MOL-

Vorstandsvorsitzenden Zsolt Hernádi aus (Bognar 2013). Der Vorwurf lautet, MOL habe 

2009 dem damaligen kroatischen Premierminister Ivo Sanader, der 2012 in erster Instanz we-

gen verschiedener Korruptionsfälle zu zehn Jahren Haft verurteilt wurde, ein Bestechungsgeld 

von zehn Millionen Euro gezahlt, um die Führung bei allen geschäftlichen Entscheidungen 

bei INA übernehmen zu können. Hernádi bestreitet jede Schuld, die ungarische Justiz weigert 

sich ihn auszuliefern. Darüber hinaus rief die ungarische Regierung unter Premier Viktor Or-

ban (der ungarische Staat ist mit 24,6% größter Einzelaktionär von MOL) MOL auf, seine 

INA-Anteile zu verkaufen, so dass die Zukunft der Firma gegenwärtig ungewiss ist. Einen 

weitergehenden Vorwurf gegenüber MOL erhebt im Interview die bei INA vertretene Ge-

werkschaft EKN:  

„Ich denke, das Ziel von MOL ist es, 50% der Aktien zu erlangen, obwohl es nicht besonders 

wichtig ist, weil sie seit zehn Jahren die Firma beherrschen. Es ist ein Geheimabkommen zwi-
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schen der Regierung, die INA verkaufte, und MOL, dass die Ungarn die Mehrheit haben wer-

den, wenn sie versuchen etwas zu entscheiden. In der Firma sitzen sie auf der ausschlagge-

benden Position. Seit 2000 ist es so“ (Eigenes Interview mit EKN, C2).  

Seit August 2013 verhandelt die Regierung mit MOL über die Änderung des 2009 abge-

schlossenen Gesellschaftervertrags (Format, 6.2.2014). Neuerdings wird gemeldet. MOL wol-

le seine Anteile an den russischen Gasproduzenten Gazprom verkaufen (Tiroler Tageszeitung, 

18.7.2014). 

10.2.2 Die bei INA vertretenen Gewerkschaften 

Bei INA sind drei Gewerkschaften vertreten, und mit allen konnten Interviews geführt wer-

den: 

EKN (Samostalni Sindikat Energetike, Kemije i Nemetala Hrvatske – Unabhängige Gewerk-

schaft der Energiewirtschaft, chemischen und nichtmetallischen Industrie Kroatiens): Hier 

handelt es sich um eine Branchengewerkschaft, die laut ihrer Homepage in folgenden Berei-

chen vertreten ist: elektrische Energie, Kohle, Erdöl, Wasser, Erdgas, Ölpipelines, Ölraffine-

rien, chemische und pharmazeutische Industrie, Glasindustrie, Keramikindustrie etc. Die Ge-

werkschaft organisiert etwa 90 Unternehmensniederlassungen und hat ca. 10 hauptamtlich 

Beschäftigte (EKN 2013). Ihr Gründungskongress fand im März 1990 statt. Auf diesem wur-

den Satzung und Grundlagenprogramm beschlossen. Am 29. und 30.1.1993 fand in Tuheljske 

Toplice die erste Konferenz der Gewerkschaft statt, auf der Änderungen der internen Organi-

sation, des Programms und des Statuts beschlossen wurden (ebd.). Vorsitzender von EKN ist 

seit 1996 Ivan Tomac. Sein Vorgänger war Davor Jurić, der spätere Vorsitzende des Dach-

verbands SSSH; sein Vorgänger, der erste Vorsitzende von EKN, war Ivan Miletić. Deutliche 

Unterschiede in der Politik der verschiedenen Vorsitzenden werden im Interview verneint 

(Eigenes Interview mit EKN, C2). 

Innerhalb der ersten zwölf Monate nach der Gründung traten 55.000 Beschäftigte von in den 

Organisationsbereichen von EKN insgesamt Arbeitenden der Gewerkschaft bei. Aber wäh-

rend des Unabhängigkeitskrieges wurden viele Betriebe zerstört, und ab 1999 gingen fast 

30.000 Arbeitsplätze verloren. Heute arbeiten im Organisationsbereich von EKN etwa 40.000 

Beschäftigte; davon sind 9.000 Mitglieder von EKN. EKN hat gegenwärtig 52 Tarifverträge 

abgeschlossen, die 85% der Mitglieder der Gewerkschaft erfassen; allerdings ist kein einziger 

Branchentarifvertrag darunter (EKN 2013). 
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EKN gehört zu den Gründungsmitgliedern des Dachverbandes SSSH und gehört diesem 

Dachverband bis heute ununterbrochen an. Außerdem ist die Gewerkschaft in ihrem Organi-

sationsbereich die einzige, die gleichberechtigtes Mitglied internationaler Dachverbände ist 

(seit 1993) (ebd.). 

An konkreten Erfolgen ihrer Arbeit nennt die Gewerkschaft den erfolgreichen Einsatz für die 

Erhaltung bestehender Arbeiterrechte anlässlich der geplanten Privatisierung von Petrokemija 

(s. dazu S.70) und der Umstrukturierung des Pharmaunternehmens Pliva sowie die Durchset-

zung eines besonderen Gesetzes über die Pensionierung von Bergarbeitern anlässlich der 

Schließung des letzten kroatischen Bergwerks. Sie hält sich außerdem zugute, als eine der 

ersten kroatischen Gewerkschaften den Nutzen von Betriebsräten erkannt zu haben (ebd.). 

Im Interview nennt EKN als Problem ihrer Arbeit, dass es in den von ihr organisierten Bran-

chen mindestens 10 Gewerkschaften gibt. Dafür werden Berater aus amerikanischen Gewerk-

schaften verantwortlich gemacht, die schon Anfang der 1990er Jahre die These vertreten hät-

ten, Gewerkschaftspluralismus sei etwas Positives (Eigenes Interview mit EKN, C2).  

Bei INA hat EKN etwa 1500 Mitglieder, vorwiegend in den Raffinerien. Es handelt sich um 

die kleinste der drei bei INA vertretenen Gewerkschaften (ebd.).  

INAŠ – Sindikat naftne djelatnosti (INAŠ - Gewerkschaft der Ölbranche): Hier handelt es sich 

um eine Hausgewerkschaft und die größte Gewerkschaft bei INA (INAŠ 2013). Sie hat Mit-

glieder in allen organisatorischen Bereichen von INA selbst sowie in einigen Firmen, die zur 

INA-Gruppe gehören, nämlich TRS
50

, STSI
51

, Maziva Zagreb
52

, CROSCO
53

 und ITR
54

. INAŠ 

ist außerdem die größte Gewerkschaft bei Tifon
55

 und ist außerdem vertreten bei Plinacro
56

, 

Energopetrol
57

, BH Promet
58

 und der Raffinerie in Bosanski Brod
59

 
60

. INAŠ wurde am 

                                                           
50

Hier handelt es sich um eine Firma für Finanzdienstleistungen (INA, o.J.b). 
51

 Maschinenbau, Elektrotechnik, Bauwesen und Transporte (STSI 2014). 
52

Keine Homepage; maziva mast heißt Schmierfett, es handelt sich also anscheinend um eine Firma für Motorö-

le. 
53

Firma für Ölbohrungen (CROSCO 2010). 
54

Keine Informationen über die Firma auffindbar. 
55

 Eine in Zagreb registrierte Handelsgesellschaft im Eigentum von MOL (Tifon, o.J.). 
56

 Firma für die Lagerung und den Transport von Erdgas im Eigentum des kroatischen Staates (Plinacro, o.J.). 
57

 Ein bosnischer Mineralölkonzern (Energopetrol 2009). 
58

Keine Informationen zu finden, dem Namen nach aber ein bosnisches Transportunternehmen. 
59

 s. Rafinerija nafte brod (2010). Auf der Homepage von INAŠ steht zwar „Slavonski Brod“; dies muss aber ein 

Fehler sein, denn in dieser kroatischen Stadt gibt es keine Raffinerie, wohl aber im benachbarten Bosanski Brod, 

das zu Bosnien-Herzegowina gehört. 
60

Im Interview (Eigenes Interview mit INAŠ, C4) wird noch SINACO genannt, eine Firma für Objekt- und 

Brandschutz, die 2011 ausgegliedert wurde (Jutarnji List, 4.2.2011), sowie STC, eine Firma für Instandhaltung, 

zu der im Internet keine Informationen zu finden sind. 
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12.6.1991 unter dem Namen Sindikat radnika Ina-Trgovine (Gewerkschaft der Arbeiter der 

Handelsgesellschaft von INA) gegründet; auch in Jugoslawien waren die Gewerkschaften bei 

INA bereits nach Abteilungen der Firma wie in diesem Falle dem Handel organisiert, dem zu 

Beginn 90% der Mitgliedschaft dieser Gewerkschaft angehörten (Eigenes Interview mit 

INAŠ, C4). Nach verschiedenen Umstrukturierungsprozessen bei INA erhielt die Gewerk-

schaft 1999 den Namen INAŠ (Sindikat Radnika INE i društava INE – Gewerkschaft der Ar-

beiter und Gesellschaften von INA). In der Folgezeit dehnte sich die Gewerkschaft dann auf 

alle in der INA-Gruppe neugegründeten Firmen und andere Firmen aus dem Öl- und Gassek-

tor aus und hat heute über 4500 Mitglieder (INAŠ 2013). Seit einer Änderung des Statuts von 

2008 können alle Beschäftigten von Firmen beitreten, die im Ölsektor in Kroatien tätig sind. 

2014 erhielt die Gewerkschaft den heutigen Namen (INAŠ 2014). Begründet wurde dies da-

mit, dass die Gewerkschaft beispielsweise durch den Beitritt von Beschäftigten von Petrol
61

 

mittlerweile eine Gewerkschaft der gesamten Ölbranche geworden sei (INAŠ 2014b: 9).  

INAŠ zählt folgende wichtige Sitzungen aus ihrer Geschichte auf (ebd.): 

 die erste Wahlversammlung (1992) 

 die fünfte Sitzung, auf der die Namensänderung in INAŠ – Sindikat zaposlenika INE i 

društava INE (Gewerkschaft der Beschäftigten von INA und der Gesellschaften von 

INA) beschlossen wurde (1999) 

 die achte Sitzung, auf der die Änderung des Namens in den heutigen (radnik - Arbei-

ter statt zaposlenik – Beschäftigter) beschlossen wurde, um den Namen dem Sprach-

gebrauch des kroatischen Arbeitsgesetzes anzugleichen (2005) 

 die neunte Sitzung, auf der die oben erwähnte Statutenänderung beschlossen wurde 

(2008) 

 die zwölfte Sitzung, auf der die oben erwähnte Namenserweiterung beschlossen wurde 

(2014). 

Heute hat INAŠ noch 65% der Mitglieder im Handel. Auch bei den Raffinerien ist die Ge-

werkschaft vertreten – in der Raffinerie Sisak organisiert sie über 50% der Beschäftigten -  

und hat in jüngster Vergangenheit begonnen, den Bereich der Öl- und Gas-Bohrungen zu or-

                                                           
61

 Das führende slowenische Energieunternehmen (Petrol 2014). 
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ganisieren. Bei der Muttergesellschaft INA d.d.
62

 organisiert INAŠ über 50% der Belegschaft, 

im gesamten Konzern ca. 40% und hat seit ihrer Gründung eine Tendenz zum Wachstum der 

Mitgliedschaft. INAŠ war von Anfang an Mitglied des Dachverbandes HUS (Eigenes Inter-

view mit INAŠ, C4).  

Die gegenwärtige Vorsitzende der Gewerkschaft ist Maja Rilović (INAŠ 2013b). Sie übt die-

ses Amt seit 1994 aus (Eigenes Interview mit INAŠ, C4). Vorher gab es zwei andere Vorsit-

zende, deren Namen jedoch auch im Interview auf Nachfrage nicht zu erfahren waren (ebd.). 

SING (Sindikat INE i Naftnog Gospodarstva): Diese Gewerkschaft existiert in dieser Form 

seit 1996 (SING 2014). Sie ist aus der Vereinigung von Hrvatski Sindikat Naftaša (Kroatische 

Gewerkschaft der Ölarbeiter) und Sindikat radnika Naftaplina (Gewerkschaft der Arbeiter 

von Naftaplin) hervorgegangen, die beide wiederum Zusammenschlüsse von verschiedenen 

kleineren Gewerkschaften waren, die Anfang der 1990er Jahre bei INA entstanden waren. 

SING hat das Ziel, eine gemeinsame Gewerkschaft des Öl- und Gassektors zu schaffen. Ende 

2000 ist die Hausgewerkschaft der Ölraffinerie von Rijeka (Sindikat rafinerije nafte Rijeka - 

Gewerkschaft der Ölraffinerie Rijeka) SING beigetreten. SING hat heute 7000 Mitglieder und 

ist im INA-Konzern die größte der drei Gewerkschaften (nicht in der Muttergesellschaft Ina 

d.d., hier ist es INAŠ, s.o.) sowie die größte oder einzige Gewerkschaft in verschiedenen 

Tochterunternehmen von INA (Crosco, STSI, Maziva, Sinaco, s.o., INAGIP
63

, Hostin
64

, Osi-

jek Petrol
65

), in einigen staatlichen Unternehmen (Plinacro, s.o.S.187, Geofizika d.d.
66

) und 

einigen nicht zu INA gehörenden privaten Unternehmen (JANAF
67

, Proplin
68

, Crobenz
69

, 

Plinara Istočne Slavonije
70

, Inžinjering za naftu i plin
71

 sowie Specijalna Oprema
72

). SING 

hat etwa 250 Vertrauensleute und ist Mitglied des Dachverbandes NHS (SING 2014). Vor der 

Gründung des NHS 1999 war die Gewerkschaft beim Dachverband KNSH organisiert (Eige-

nes Interview mit SING, C3). Insgesamt ist SING in etwa 30 Unternehmen vertreten (ebd.). 

Vorsitzender der Gewerkschaft ist gegenwärtig Božo Mikuš (SING 2014). Im Interview war 

lediglich zu erfahren, dass er dieses Amt schon lange ausübt; die Namen früherer Vorsitzen-
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d.d.=dioničko društvo, Aktiengesellschaft 
63

 Ein Joint Venture zwischen INA und der italienischen Eni (Offshore Energy Today, 8.11.2012). 
64

Ein zu INA gehörendes Tourismus-Unternehmen (Hostin 2014). 
65

Eine zu INA gehörende Handelsgesellschaft mit Sitz in Osijek (Osijek Petrol 2014). 
66

Ein Institut für geophysische Explorationen (Geofizika 2008). 
67

 Ein Öltransportunternehmen mit Sitz in Zagreb (Janaf, o.J.). 
68

Keine Informationen im Internet zu finden 
69

Ein Betreiber von zehn Tankstellen in Kroatien, von INA 2010 an das ungarische Unternehmen Progress 

Trading verkauft (Kroatiennews, 8.4.2010). 
70

Gaswerk Ostslawoniens, ein Erdgas-Unternehmen mit Sitz in Vinkovci (PIS, o.J.). 
71

 Ein Unternehmen zur Ausrüstung der Öl- und Gaswirtschaft (INP, o.J.). 
72

Ebenfalls ein Unternehmen zur technischen Ausrüstung der Öl- und Gaswirtschaft (Specijalna Oprema, o.J.). 
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der waren jedoch nicht zu erfahren. Brüche in der Politik der verschiedenen Vorsitzenden 

werden bestritten (Eigenes Interview mit SING, C3).  

In der Muttergesellschaft INA d.d. sind etwa 40% der Beschäftigten bei SING organisiert, im 

Konzern ca. 48% (ebd.). Ihren organisatorischen Schwerpunkt hat diese Gewerkschaft bei der 

Öl- und Gas-Exploration und in der Administration (Eigenes Interview mit EKN, C2).  

Gewerkschaft der Kriegsveteranen: Im Interview mit der Gewerkschaft EKN wurde mir mit-

geteilt, die Organisation der Kriegsveteranen bei INA sei unzufrieden mit den Gewerkschaf-

ten, weil sie mehr Rechte als die normalen Beschäftigten anstreben würden. Sie hätten sogar 

eine eigene Gewerkschaft der Kriegsveteranen gegründet, die jedoch völlig bedeutungslos sei 

(ebd.). 

10.2.3 Die Ausprägungen der verschiedenen Machtquellen der Gewerkschaften bei INA 

Organisationsmacht: Hier ist zunächst die Macht aus der eigenen Mitgliedschaft zu betrach-

ten. Was den Organisationsgrad angeht, ist er im kroatischen Vergleich laut den Aussagen 

aller Gewerkschaften als sehr hoch zu betrachten. Im Interview mit INAŠ wird erklärt:  

„Ja, das ist eine Besonderheit in Kroatien. Obwohl der gewerkschaftliche Organisationsgrad 

der Arbeiterschaft in Kroatien bei etwa 35% liegt, liegt er in den Unternehmen, die einst öf-

fentliche Unternehmen waren – und INA war auch einmal ein Unternehmen in hundertpro-

zentigem staatlichem Eigentum…bei über 95%“ (Eigenes Interview mit INAŠ, C4; im Fol-

genden C4).  

Sowohl EKN als auch SING nennen einen Organisationsgrad von über 80% (Eigene Inter-

views mit EKN und SING, C2/C3; im Folgenden C2/C3). Der Widerspruch ist wohl darüber 

zu erklären, dass sich die 80% auf den Konzern beziehen und die 95% auf die Muttergesell-

schaft INA d.d. SING erwartet allerdings für die Zukunft aufgrund des geringen Wissens der 

Beschäftigten über Gewerkschaften eine weitere Abnahme der Mitgliedschaft, nachdem sie 

von anfangs 100% schon auf 80% gesunken ist (C3). Neue Beschäftigte werden von den Ge-

werkschaften angeworben (C4). Die Mitgliedschaft wird außerdem von allen drei Gewerk-

schaften als stabil betrachtet – ein Wechsel zu anderen Gewerkschaften oder Komplettaustrit-

te seien unüblich (C2/C3/C4); lediglich in einzelnen Fällen würden Beschäftigte aus Unzu-

friedenheit oder wegen besserer finanzieller Vergünstigungen die Gewerkschaft wechseln 

(C2).  
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Die Gewerkschaften sagen, es gebe keine nennenswerten Spaltungen, was die Mitgliedschaft 

der Gewerkschaften angeht. Unterschiede im Organisationsgrad oder der Aktivität nach Ge-

schlecht, Alter oder Ethnie werden bestritten (C2/C4).
73

 Der Anteil der Frauen an der SING-

Mitgliedschaft entspreche etwa dem Anteil von Frauen an der INA-Belegschaft. Auch befris-

tet Beschäftigte seien bei INA gewerkschaftlich organisiert (C3). Die einzige Spaltung, die 

genannt wird, ist diejenige zwischen blue collar – und white collar – Arbeitern (C4): Das 

Management verbiete widerrechtlich einem Teil der Beschäftigten, die individuelle Arbeits-

verträge mit übertariflichem Niveau an Rechten haben, die gewerkschaftliche Organisierung. 

Auch ein Teil dieser Beschäftigten sei allerdings heimlich gewerkschaftlich organisiert (C2). 

Auch mit den Finanzen haben die Gewerkschaften nach eigener Aussage keine Probleme: Sie 

haben stabile finanzielle Mittel; Probleme mit ausbleibenden Lohnzahlungen – und dadurch 

ausbleibenden Mitgliedsbeiträgen – sind bei INA Einzelfälle, die schnell zu klären sind 

(C2/C4). SING betont allerdings, dass ein sehr genauer Finanzplan nötig sei, weil außer Mit-

gliedsbeiträgen keine Geldquellen zur Verfügung stehen (C3). 

Als problematisch wird allerdings die Umsetzung des organisatorischen Potentials in eine 

nennenswerte Aktivität der Mitgliedschaft betrachtet. Alle drei Gewerkschaften betonen hier 

deutliche Mängel: Von EKN und INAŠ ist die Einschätzung zu hören, dass es unter den INA-

Beschäftigten wenig Solidarität mit anderen Teilen der Firma oder gar mit Beschäftigten an-

derer Firmen gebe (C2/C4).  

„Sie müssen berücksichtigen, dass INA-Arbeiter verglichen mit anderen Arbeitern in Kroati-

en ein gutes Leben leben. Sie haben gute Löhne verglichen mit anderen Arbeitern. Und es ist 

schwierig, Arbeitersolidarität unter ihnen zu haben, selbst innerhalb von INA, und es ist 

schwer, von ihnen Solidarität mit anderen Arbeitern außerhalb zu erwarten“ (C2).  

So wird auch mangelnde Solidarität mit den Beschäftigten outgesourcter Teile von INA be-

klagt (ebd.). SING erklärt zwar, wenn zu Streiks oder Demonstrationen aufgerufen worden 

sei, sei die Beteiligung gut gewesen, beklagt aber andererseits Schwierigkeiten, zu guten Ver-

trauensleuten zu kommen, und erwartet eine sinkende Mitgliedschaft, weil das Wissen über 

Gewerkschaften zu gering sei und manchen Menschen der Mitgliedsbeitrag zu teuer sei, weil 

auch Nichtmitglieder die gleichen Rechte hätten (C3). Erklärt wird die Passivität der Mit-
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SING antwortet auf diese Frage, alle Mitglieder von SING hätten die gleichen Rechte, was auf ein falsches 

Verständnis der Frage schließen lässt (C3). 
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gliedschaft auf der einen Seite mit dem Egoismus der Beschäftigten, denen es angesichts der 

schwierigen ökonomischen Situation in Kroatien nur um eigene Vorteile gehe:  

„Und das ist ebenfalls eine Folge der Lage auf dem Arbeitsmarkt in Kroatien. Es gibt nämlich 

einen Überhang an Arbeitern und wenig Arbeitsplätze, und niemand wagt es, seine Existenz 

wegen der Durchsetzung der Rechte von jemand anders in Frage zu stellen, sondern erst wenn 

seine Rechte bedroht werden und er nichts zu verlieren hat, dann ist er zu industriellen Aktio-

nen bereit“ (C4).  

Auf der anderen Seite ist von EKN zu hören, es gebe zu viele Funktionäre aus dem jugoslawi-

schen Sozialismus, die noch nicht gelernt hätten, mit der Gewerkschaftsmitgliedschaft zu ar-

beiten und sie zu mobilisieren, so dass die Passivität der Beschäftigten nicht ihre Schuld, son-

dern die der Gewerkschaften sei (C2). 

Nun ist die Macht aus Beziehungen zu anderen Organisationen zu betrachten, und hier zu-

nächst die Gewerkschaftsfragmentierung bzw. das Verhältnis zwischen den verschiedenen 

Gewerkschaften. Bei INA sind drei Gewerkschaften vertreten: EKN vor allem bei den Raffi-

nerien, INAŠ vor allem im Handel und SING vor allem bei der Exploration von Öl und Gas 

(C2). Das Verhältnis der drei Gewerkschaften wird von allen dreien kritisch gesehen. INAŠ 

nennt als Konfliktpunkt vor allem die Konkurrenz um Mitglieder; hier gehe es nicht immer 

fair zu. In einem Fall, bei der INA-Tochtergesellschaft CROSCO, seien aus Unzufriedenheit 

mit einer anderen Gewerkschaft etwa 100 Mitglieder zu INAŠ gewechselt. Bei grundlegenden 

Fragen werde jedoch eine gemeinsame Sprache gefunden; so hätten die drei Gewerkschaften 

für Tarifverhandlungen ein gemeinsames Team gebildet (C4). Ebenso meint SING, es gebe 

Zusammenarbeit, wenn die Interessen der Arbeiter bedroht seien, und bei aller Unterschied-

lichkeit der Standpunkte würden bei grundlegenden Fragen Kompromisse gefunden; aber die 

Zusammenarbeit könnte besser sein, und eine Vereinigung sei wünschenswert. Auf Nachfrage 

wird ein konkreter Fall genannt, wo SING in einer Stadt eine Demonstration gegen die Ge-

schäftsführung organisiert habe und die anderen Gewerkschaften sich angeschlossen hätten 

(C3). EKN wiederum äußert sich sehr kritisch über die beiden anderen Gewerkschaften:  

„…diese zwei Gewerkschaften operieren nur innerhalb von INA und outgesourcten INA-

Gesellschaften. Wir als Branchengewerkschaft haben einen globalen Überblick über die Ar-

beiterszene und industrielle Szene in Kroatien. Natürlich interessieren sich diese Gewerk-

schaften nur für ihre Mitglieder und dafür, was bei INA passiert. Wir sind am Gesamtzusam-
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menhang interessiert. Daher gibt es keine Solidarität zwischen den Gewerkschaften. Aber bei 

einigen sehr wichtigen Dingen haben wir einen Konsens“ (C2).  

Dies ist eine Kritik an den Konkurrenzgewerkschaften, die zumindest unpräzise ist, weil 

SING keine reine INA-Gewerkschaft ist (s.S.189f.).  

Als konkreter Konfliktpunkt werden von EKN und INAŠ die Betriebsratswahlen genannt 

(C2/C4): EKN und SING haben hier bei den zum Interviewzeitpunkt 2012 letzten Wahlen 

eine gemeinsame Liste gegen INAŠ gebildet, wobei das Verhältnis der Gewerkschaften im 

Betriebsrat ungefähr ihren Anteil an der Mitgliedschaft widerspiegelt (C4). Dabei weist INAŠ 

den beiden anderen die Schuld am Scheitern einer gemeinsamen Liste zu. Der Vertreter der 

Beschäftigten im Aufsichtsrat sei von INAŠ ernannt worden, während die beiden anderen 

Gewerkschaften daran nicht teilgenommen hätten. EKN und SING würden weder mit dem 

INAŠ-Vertreter im Aufsichtsrat noch mit der INAŠ-Liste im Betriebsrat kooperieren. Die 

Betriebsratsmehrheit sei sogar vor Gericht gezogen, um den Aufsichtsratsvertreter abzusetzen.  

SING und EKN hatten 2011 die Teilnahme der Gewerkschaften an den Wahlen zum Auf-

sichtsrat als unnötig abgelehnt, weil der Vertreter der Beschäftigten im Aufsichtsrat durch den 

Betriebsrat ernannt werde. INAŠ nahm hingegen an den Wahlen teil – damit begründeten 

EKN und SING ihre Kandidatur zu den folgenden Betriebsratswahlen mit einer gemeinsamen 

Liste gegen INAŠ (SING 2011). SING stellt den Ablauf heute folgendermaßen dar: Am 

8.3.2011 habe es ein Treffen aller drei Gewerkschaften zur Vorbereitung der Betriebsratswah-

len gegeben. EKN habe eine gemeinsame Liste vorgeschlagen, was SING akzeptiert habe, 

während INAŠ sie abgelehnt habe und eigenständig zu den Wahlen zum Aufsichtsrat kandi-

diert habe. Gegen diese Wahlen habe SING geklagt, die Bestätigung ihrer Legalität stehe 

noch aus. Nach den Betriebsratswahlen habe INAŠ wiederum gegen diese geklagt, und zwar 

aus Enttäuschung über das eigene schwache Abschneiden, habe den Prozess jedoch verloren. 

Der neue Betriebsrat habe die INAŠ-Vorsitzende Maja Rilović aus dem Aufsichtsrat abberu-

fen und den SING-Vorsitzenden Božo Mikuš zum Vertreter der Beschäftigten ernannt; der 

Aufsichtsrat habe sich jedoch geweigert, diese Entscheidung umzusetzen, und SING habe 

erneut geklagt (SING 2013). Im Dezember 2012 wurde dann Rilović durch Mikuš abgelöst – 

laut INAŠ auf Druck der Vertreter von MOL im Aufsichtsrat (INAŠ 2014c: 3). 

Nun sind die Beziehungen zu Bündnispartnern der Gewerkschaften zu betrachten. Zum Be-

triebsrat wird bei der Betrachtung des Verhältnisses unter den verschiedenen Gewerkschaften 

schon einiges gesagt. Ergänzend ist zu sagen, dass der Betriebsrat bei INA erst seit 2011 exis-
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tiert, obwohl seine Wahl in Kroatien seit 1996 möglich ist (C2). SING nimmt für sich in An-

spruch, die Gründung angestoßen zu haben. Die gemeinsame Liste mit EKN hatte zum Inter-

viewzeitpunkt 2012 25, INAŠ 15 Vertreter im Betriebsrat (C3). Weil alle Mitglieder des 

Gremiums Gewerkschafter sind, beurteilen alle drei Gewerkschaften die Zusammenarbeit als 

positiv (C2/C3/C4). 

Am 4.6.2014 fanden die bisher letzten Betriebsratswahlen statt – diesmal gewann die gemein-

same Liste von INAŠ mit der Gewerkschaft der kroatischen Fahrer (Sindikat hrvatskog 

vozača) und der Gewerkschaft der Journalisten Kroatiens (Sindikat novinara Hrvatske) die 

Mehrheit von 13 Mandaten, während die gemeinsame Liste von EKN und SING 12 Mandate 

erhielt (INAŠ 2014c: 3ff.). 

Was die gewerkschaftlichen Dachverbände angeht, schätzt nur INAŠ die Zusammenarbeit mit 

HUS als wichtig ein: Sie diene der Gewerkschaft dazu, den Kontakt mit der kroatischen Re-

gierung als Miteigentümer von INA zu halten, um einige geschäftliche Entscheidungen von 

MOL zu bremsen (C4). EKN sagt, der SSSH unterstütze die Gewerkschaft zwar, habe aber 

keinen Einfluss auf die Gewerkschaftspolitik bei INA (C2).  

Eine Zusammenarbeit mit politischen Parteien, NGOs und Kirche wird von allen drei Ge-

werkschaften bestritten (C2/C3/C4). Von EKN wird dies damit begründet, dass sich niemand 

für INA interessiere, weil die INA-Beschäftigten sich selbst helfen könnten (C2). SING be-

tont vor allem die eigene politische Unabhängigkeit von allen anderen Organisationen (C3). 

Von internationalen Kontakten berichten EKN und SING (C2/C3). EKN ist als einzige INA-

Gewerkschaft im europäischen und Weltverband der Energiebranche organisiert. Positiv be-

wertet wird die Zusammenarbeit mit den ungarischen Kolleginnen und Kollegen von MOL, 

den österreichischen von OMV sowie den slowakischen und polnischen. Erfahrungen mit 

Kolleginnen und Kollegen aus anderen Ländern würden ausgetauscht; jährlich finde ein Tref-

fen aller südosteuropäischen Öl-Gewerkschaften statt, wo viele Informationen ausgetauscht 

werden. Durch die Zusammenarbeit mit MOL-Gewerkschaften in anderen Ländern weiß EKN 

nach eigener Aussage oft im Voraus, was der Konzern plant – so wolle MOL etwa die Rolle 

der Betriebsräte gegenüber den Gewerkschaften stärken, was EKN für Kroatien nicht zulassen 

wolle (C2). SING ist bisher daran gescheitert, Mitglied eines europäischen Dachverbandes zu 

werden, ist allerdings Gründungsmitglied des Netzwerks der Energiegewerkschaften Südost-

europas und hat außerdem Kontakte zur ILO und führt gemeinsame Seminare mit der Fried-

rich-Ebert-Stiftung durch, wo Erfahrungen ausgetauscht werden (C3). 



 

193 

 

Insgesamt ist von einer potentiell hohen Organisationsmacht der Gewerkschaften bei INA 

auszugehen. Sie hat jedoch eine abnehmende Tendenz, und es gibt große Schwierigkeiten, sie 

in reale Kämpfe umzusetzen. Außerdem findet bisher keinerlei zivilgesellschaftliche Verbrei-

terung der Gewerkschaften statt. 

Marktmacht: Die Beschäftigungssituation in der Ölbranche wird als eher positiv eingeschätzt, 

wobei eine genaue Erwerbslosenrate nicht bekannt ist (C2). Allerdings ist die Tendenz nach 

Aussage der Gewerkschaften sinkend: Seit Beginn der Privatisierung sei es zu Beschäfti-

gungsabbau gekommen, weil ein Teil der Beschäftigten langfristig nicht mehr gebraucht wer-

de (C3). In den letzten zwei Jahren vor den Interviews, also 2010-2012, habe es einen Be-

schäftigungsabbau von 2500 bzw. unterm Strich 1500 gegeben – das seien 13% der 17.000 

INA-Beschäftigten
74

 (C2). Eine Angst vor Arbeitsplatzverlust bei den verbleibenden Beschäf-

tigten wird dennoch bestritten, sowohl was Raffinerien, Produktion und Forschung als auch 

was die Tankstellen angeht (ebd.). Wegen der speziellen Qualifikationen der Beschäftigten 

spiele, so die Interviewpartner, befristete Beschäftigung keine nennenswerte Rolle, prekäre 

Beschäftigung gebe es nicht (C2). Es gebe sie nur für Saisonarbeiten an den Tankstellen von 

Mai bis September, und im Tarifvertrag sei geregelt, dass sie bei Bedarf in unbefristete Ver-

träge umgewandelt werden könnten. Dauerten sie länger als drei Jahre, würden sie über den 

sozialen Dialog in unbefristete umgewandelt (C4). Zwischen Männern und Frauen gebe es 

beim Anteil von befristeten Verträgen keinen Unterschied (C3); und auch ansonsten wird die 

Existenz von Diskriminierung bei INA bestritten. Es gebe einen ethischen Kodex im Tarifver-

trag, der Diskriminierung nach Geschlecht, Nationalität etc. verbiete (C4). Der Anteil von 

Frauen an den INA-Beschäftigten wird von SING mit etwa 30%, in der Verwaltung etwas 

mehr, angegeben (C3); laut INAŠ beträgt er etwa 50% mit sinkender Tendenz
75

, weil viele 

weibliche Tätigkeiten outgesourct werden. An den Tankstellen gebe es ca. 15% Frauen, aber 

mit wachsender Tendenz, weil vor allem Frauen aus der Buchhaltung dorthin versetzt würden 

(C4).  

Was die Qualifikation der Beschäftigten angeht, handelt es sich bei INA nach Aussage der 

Gewerkschaften überwiegend um spezialisierte Arbeitskräfte, die MOL behalten will (C2); es 

gebe keine Entlassungen von besonderen Kategorien von Beschäftigten, so dass man etwa 

sagen könnte, vorwiegend unqualifizierte Beschäftigte seien betroffen (C3).  
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Diese Zahl bezieht sich wahrscheinlich auf den Konzern; im EKN-Interview wird gesagt, INA habe heute noch 

ca. 8000 Beschäftigte, was sich wohl auf INA d.d. bezieht (C2). 
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 Wahrscheinlich bezieht sich auch hier der niedrigere Wert auf den Konzern und der höhere auf INA d.d. 
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Insgesamt gibt es also eine im kroatischen Vergleich hohe Marktmacht der Gewerkschaften 

bei INA; aber auch hier ist die Tendenz durch den Beschäftigungsabbau seit der Privatisie-

rung sinkend. 

Produktionsmacht: Volkswirtschaftliche Stellung der Firma: Die volkswirtschaftliche Auswir-

kung von Streiks bei INA ist nach Aussage der Interviewpartner groß, weil große Firmen in 

Kroatien, etwa Petrokemija und DIOKI als Gaskunden, von INA abhingen (C2). Hinzu kä-

men die konkurrierenden Tankstellenbetreiber, die ebenfalls von INA beliefert würden (C2). 

Was die Existenz von Konkurrenz angeht, so gibt es diese laut Interviewaussage bei den 

Tankstellen, während INA in anderen Bereichen nach wie vor eine Monopolstellung habe 

(C4). Die Profitabilität von INA wird als sehr hoch und als sehr wichtig für die Profitabilität 

von MOL eingeschätzt (C2/C4).  

Was die Struktur des Produktionsprozesses angeht, ist die betriebliche Auswirkung von 

Streiks  nach gewerkschaftlicher Einschätzung groß, d.h. kleine Arbeitergruppen könnten ei-

nen Großteil des Produktionsprozesses zum Stillstand bringen, weil es sich um einen komple-

xen arbeitsteiligen Prozess handle: So sei über Tankstellen, die Auslieferung von Benzin oder 

die Raffinerien viel zu beeinflussen. Das letzte Mittel sei ein Streik in den Raffinerien, weil 

hier der größte finanzielle Schaden zu erzeugen sei; begonnen werde mit der Auslieferung 

von Rohstoffen; dadurch werde die Auslieferung von Benzin eingestellt, und die Tankstellen 

könnten nicht mehr arbeiten. Dauere der Streik länger, müssten auch die Raffinerien ge-

schlossen und die Exploration eingestellt werden. INA habe zwar Reserven, um im Streikfall 

für 15 Tage die Produktion fortzusetzen; in den anderen Bereichen zeigten sich die Folgen des 

Streiks in der Öffentlichkeit aber sofort  (C4). Die einzige Grenze bei der Streikorganisierung 

bestehe darin, dass in bestimmten Bereichen (z.B. Raffinerien) kein langfristiger Schaden 

angerichtet werden dürfe; am einfachsten seien Verwaltung und Tankstellen zu bestreiken 

(C3). Außerdem gebe es einen Vertrag mit dem Staat, der das Streikrecht einschränke, weil 

etwa der Rettungsdienst beliefert werden müsse (C4). MOL drohe im Streikfall nicht, Kroati-

en zu verlassen, weil INA zu profitabel sei (C2). Auf die Frage, ob es Zulieferer gebe, die von 

einem Streik bei INA betroffen wären, war keine klare Antwort zu erhalten: EKN ist dies 

nicht bekannt (ebd.); SING sagt, es gebe viele solche Firmen, was aber fragwürdig ist, weil 

INA bei der Förderung der Rohstoffe eine Monopolstellung hat (C3). Bei den Formen der 

Arbeits- und Betriebsorganisation wirkt sich laut Interviewaussagen vor allem Outsourcing 

schwächend auf die Gewerkschaften aus:  
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„Die Restrukturierung von INA, die schon vor etwa 20 Jahren begonnen hat, war für uns und 

für die Menschen sehr schwer…Zum Glück wurde das bisher alles innerhalb von INA gelöst. 

Jetzt befürchte ich, dass ein Teil der Arbeiter außerhalb des INA-Konzerns enden könn-

te…Das ist sehr unangenehm für die Gewerkschaft und sehr frustrierend für ihre Mitglieder. 

Wir haben gerade jetzt das Beispiel von SINACO, und morgen findet eine Sitzung zu dem 

Thema statt, ob der Sicherheitsdienst der Zuständigkeit einer anderen Firma übergeben wer-

den soll“ (C3).  

Zum Interviewzeitpunkt 2012 gab es gerade die Ankündigung, die Tankstellen outzusourcen 

(C2/C4, mehr dazu s.u.S.206ff.). Just-in-time-Produktion existiert laut Interviewaussagen bei 

INA; es gebe allerdings auch noch Lager, z.B. für Gas (C4). Dies hänge auch damit zusam-

men, dass die Firma gesetzliche Verpflichtungen habe, die Versorgung sicherzustellen (C3). 

Teilautonome Gruppenarbeit existiert nicht (C2); allerdings gibt es einen leistungsabhängigen 

Lohnbestandteil, wo die Gewerkschaften einen gewissen Kontrollverlust beklagen (ebd.). 

Insgesamt gibt es bei INA aufgrund der volkswirtschaftlichen Bedeutung der Firma und des 

komplexen arbeitsteiligen Prozesses eine hohe Produktionsmacht. Das Problem besteht darin, 

sie real zu nutzen:  

„INA ist eine Firma, wo man mit einer kleinen Gruppe von Arbeitern viel Einfluss haben 

kann…die Arbeiter an den Tankstellen können, wenn sie wollen, nicht nur INA, sondern ganz 

Kroatien einen großen Schaden zufügen. Aber daran sind sie nicht interessiert“ (C2). 

Institutionelle Macht: Was die Anerkennung der Gewerkschaften angeht, betonen alle drei 

Gewerkschaften, dass MOL nicht gewerkschaftsfeindlich sei und die gewerkschaftliche Ver-

tretung der Beschäftigten akzeptiere; die Rechte der Gewerkschaften seien sogar durch den 

Tarifvertrag abgesichert, und der Arbeitgeber zahle einen hauptamtlichen Gewerkschafter pro 

400 Mitglieder – INAŠ habe z.B. acht (C4). Laut SING war MOL sozial verantwortlicher als 

andere Kaufinteressenten (C3). EKN merkt allerdings an, der bereits gut institutionalisierte 

soziale Dialog könnte noch besser sein, und gelegentlich müsse der ungarische Eigentümer 

auf kroatisches Recht hingewiesen werden (C2). 

Bei der Zusammenarbeit mit anderen Institutionen sind vor allem die Gerichte zu nennen. 

Laut EKN ziehen die Gewerkschaften täglich erfolgreich vor Gericht, weil INA Teile des 

Tarifvertrags nicht einhält (C2). SING hat nach eigener Aussage zwei hauptamtliche Juristen 

und vertritt die Mitgliedschaft in 80% der Fälle erfolgreich kostenlos vor Gericht (C3). INAŠ 

verweist außerdem auf die Zusammenarbeit mit dem Staatsvertreter im INA-Management (s. 
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S.198f.). Eine Zusammenarbeit mit der staatlichen Arbeitsinspektion wird als nicht erforder-

lich betrachtet (C3). Ob die Situation bei INA je Thema im Wirtschafts- und Sozialrat war, ist 

nicht bekannt; SING vermutet allerdings, dass das Gesetz zur Privatisierung von INA dort 

besprochen wurde (C3).  

Insgesamt ist die institutionelle Macht bei INA hoch, weil die Gewerkschaften anerkannt 

werden, was im kroatischen Privatsektor nicht der Normalfall ist; hinzu kommt die erfolgrei-

che Nutzung der Gerichte. 

10.2.4 Der Einfluss des Staates bei INA 

Die Aussagen der verschiedenen Gewerkschaften zum Einfluss des kroatischen Staates bei 

INA stimmen nicht ganz überein. Bei der Vorstellung der Firma wird die Aussage von EKN 

zitiert (s. S.185f.), dass MOL, obwohl die ungarische Firma nicht die Aktienmehrheit besitzt, 

über die ausschlaggebende Stimme bei allen geschäftlichen Entscheidungen verfüge. EKN 

sagt außerdem, der Staat mische sich nicht in die Politik der Gewerkschaften bei INA ein. 

Gegenwärtig gebe es aber Gespräche über eine Erhöhung der Mitgliederzahl des Staates im 

Aufsichtsrat, und daher hoffe EKN auf einen größeren Schutz kroatischer Interessen in der 

Zukunft (C2). SING sagt zwar ebenfalls, die Gewerkschaften führten den sozialen Dialog mit 

MOL und nicht mit dem Staat, geht aber andererseits davon aus, MOL und der Staat würden 

geschäftliche Entscheidungen im Konsens treffen (C3). INAŠ gibt an, mit den Staatsvertrete-

rinnen und Staatsvertretern in Vorstand und Aufsichtsrat zusammen einige geschäftliche Ent-

scheidungen zu bremsen, die zu Arbeitsplatzverlusten führen könnten:  

„Wir bestehen darauf, dass investiert wird, um zukünftige Arbeitsplätze zu sichern, während 

der jetzige Eigentümer nicht so viel investieren will“ (C4).  

Es stellt sich hier die Frage, wie wichtig dieser staatliche Einfluss ist. 

Im September 2013 rief INAŠ die kroatische Regierung auf, alle organisatorischen Maßnah-

men bei INA zu stoppen, bis die Verhandlungen mit MOL über Änderungen des Aktionärs-

vertrags abgeschlossen seien, und wies darauf hin, dass bereits in den letzten drei Jahren 2700 

Arbeitsplätze verlorengegangen seien.  

„´Schon seit Monaten weisen wir daraufhin, dass systematisch eine Geschäftspolitik betrieben 

wird, die zur Verringerung von Produktion, Verarbeitung und Verkauf…geführt hat. Nach-

dem die Regierung die Verhandlungen mit MOL über den Aktionärsvertrag begonnen hatte, 

haben wir gehofft, dass wenigstens für die Dauer der Verhandlungen die Arbeiter in Ruhe 
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arbeiten können. Doch gerade das Gegenteil ist eingetreten. Das INA-Management trifft über-

eilte Entscheidungen, mit denen es an Gesetz, Regeln und Kriterien vorbei 181 Arbeiter ent-

lassen, die Verträge mit möglichst vielen Arbeitern im Verkauf aufkündigen und die Grund-

lagen für die Schließung eines Teils der Verarbeitung in den Raffinerien legen will. Alle Ent-

scheidungen werden unter der Hand getroffen, ohne wirklichen sozialen Dialog mit den Ge-

werkschaften und dem Betriebsrat…´ sagt die INAŠ-Vorsitzende Maja Rilović in einer Pres-

semitteilung.“ (Energetikanet, 27.9.2013).  

Dies zeigt, dass es sich bei den Appellen von INAŠ an die Regierung nicht um eine erfolgrei-

che Politik handelt, der Einfluss des Staates also nicht ausschlaggebend sein kann. Bei der 

„Bremsung von Geschäftsentscheidungen“ handelt es sich daher wohl höchstens darum, dass 

MOL durch die Präsenz des Staates bei INA zu längeren Verhandlungen gezwungen ist. Da-

für sprechen auch andere Meldungen – etwa die Aussage des MOL-Vorsitzenden Zsolt 

Hernadi, dass es über die Art, INA zu führen, mit der kroatischen Regierung nichts zu ver-

handeln gebe:  

„Am Ende des Tages müssen wir Entscheidungen treffen. Wenn wir sehen, dass die kroati-

sche Regierung den sogenannten geschäftlichen Weg zu unterstützen bereit ist, werden wir 

INA gemeinsam entwickeln…Wenn die kroatische Regierung…ein Modell wählen möchte, 

in dem die Regierung die Richtung vorgibt, sind wir nicht bereit zu assistieren. Wir sind nicht 

zu Verhandlungen über die Führung der Firma bereit“ (Energetikanet, 29.11.2013).  

Es gibt also durch die Präsenz des Staates kein Hindernis, INA als Fallbeispiel zu untersuchen 

– dafür, dass durch den Vergleich von INA und Bauwirtschaft die unabhängigen Variablen 

stark variiert werden können, ist eine ganz leichte Varianz der intervenierenden Variable, die 

auf die Erfolge der gewerkschaftlichen Politik so gut wie keinen Einfluss hat, in Kauf zu 

nehmen. Bei INA kann eine überwiegende Zugehörigkeit zum privaten Sektor festgestellt 

werden. 

10.2.5 Die Druckausübung der Gewerkschaften bei INA
76

 

Insgesamt finden bei INA nicht viele Kämpfe statt. Um die Privatisierung gab es nach eige-

ner Aussage der Gewerkschaften keinen nennenswerten Konflikt. EKN berichtet, die Ge-

werkschaft habe aus Furcht vor Beschäftigungsabbau mit der Regierung Gespräche geführt, 

um sie davon zu überzeugen, die Aktienmehrheit zu behalten, und habe sie aus Furcht vor 
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Anders als auf S.45 wird hier die Darstellung nicht nach Sachdimensionen (Rolle der Machtquellen in Ver-

handlungen/Kämpfen) unterteilt, sondern nach Konfliktfeldern, um die Lesbarkeit zu erhöhen. 
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steigenden Gaspreisen davon überzeugen wollen, den Gasbereich zu behalten. Die Gespräche 

mit der Regierung hätten jedoch keinen Erfolg gehabt. Weitere Aktionen gegen die Privatisie-

rung gab es laut EKN nicht, weil keine Einigung mit den anderen Gewerkschaften zu erzielen 

gewesen sei und die Arbeiter bei INA generell nicht kämpferisch seien (C2). SING behauptet, 

als einzige Kraft gegen die Art der Privatisierung gewesen zu sein (wie aus dem EKN-

Interview hervorgeht, eine nicht zutreffende Behauptung). Die Gewerkschaft habe 2002/2003 

ein eigenes Privatisierungsmodell entwickelt und dafür Lobbyarbeit im Parlament gemacht. 

INA habe nach den Vorstellungen von SING keinen strategischen Partner suchen, sondern 

direkt an die Börse gehen sollen; außerdem hätten die Beschäftigten das Mehrheitspaket oder 

zumindest einen Anteil kostenlos erhalten sollen. SING habe jedoch lediglich kleine Abände-

rungen des Privatisierungsgesetzes erreicht (C3). Von INAŠ ist zu hören, dass es um die Pri-

vatisierung keinen großen Konflikt gegeben habe, weil die Gewerkschaft mit der Regierung 

verhandelt habe und die Arbeiter einen Teil der Aktien erhalten hätten (C4). Die Gewerk-

schaften haben in dieser Frage also lediglich Lobbyarbeit gemacht und keine gemeinsamen 

Aktionen unternommen. 

Auch in Tarifverhandlungen fanden bei INA bisher nicht viele Streiks und Demonstrationen 

oder die Drohung damit statt. Die Streiks und Demonstrationen, die bis zum Interviewzeit-

punkt 2012 stattgefunden haben, fallen in die Zeit, wo INA noch eine Staatsfirma war oder 

die Privatisierung gerade erst begonnen hatte. 1998 gab es laut Interviewaussagen zwei De-

monstrationen vor dem Hauptgebäude, weil die Beschäftigten mit den Tarifverhandlungen 

unzufrieden gewesen seien; auf diese Weise seien mehr Rechte durchgesetzt worden als vom 

Arbeitgeber vorgesehen. Später sei in Tarifverhandlungen noch zweimal eine Schlichtung 

nötig gewesen, und 2001 habe ein Streik stattgefunden, bei dem die Auslieferung von Ölderi-

vaten aus einer Raffinerie gestoppt worden sei – auf diese Weise sei ein neuer Tarifvertrag 

durchgesetzt worden. (C4). Zum Interviewzeitpunkt 2012 gab es Anzeichen für einen bevor-

stehenden Streik, weil MOL die Löhne der Beschäftigten an den Tankstellen senken und die 

Tankstellen eventuell outsourcen wollte (C2). Außerdem wollte MOL für alle anderen Be-

schäftigten eine Beibehaltung des bestehenden Lohnniveaus, während die Gewerkschaften 

eine Lohnerhöhung anstrebten (C4). Am 30.6.2012 wurde jedoch ohne Streik ein neuer Tarif-

vertrag abgeschlossen. Die Streikdrohung hatte gereicht, das gleiche Niveau an Rechten der 

Beschäftigten zu halten. Außerdem erhielt jeder Beschäftigte eine einmalige Erfolgsbeteili-

gung von 200 Kuna. Je nach Erfolg im Jahre 2012 wurde den Arbeiterinnen und Arbeitern 

eine Summe von insgesamt zwischen 5 und 10 Millionen Kuna zugesichert. Lediglich auf 
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einen Urlaubstag pro Jahr verzichteten die Beschäftigten – dazu waren sie bereit, weil ein 

bedeutender Teil der Beschäftigten bei INA über 30 Tage Urlaub hat. Die Gewerkschaften 

konnten sich bei der Zustimmung zu diesem Tarifvertrag auf die Befragung der Mitglied-

schaft stützen (Energetikanet, 2.7.2012). Im Rahmen der Tarifverhandlungen von 2013 orga-

nisierte INAŠ am 28.3.2013 eine Demonstration von über 1000 Beschäftigten der Tankstellen 

vor dem Hauptgebäude von INA. Befürchtet wurde, dass in den neuen Tarifvertrag eine For-

mulierung aufgenommen werden würde, die ein Outsourcing der Tankstellen erlauben würde 

(Energetikanet, 28.3.2013). Am 10.5.2013 wurde der neue Tarifvertrag zunächst nur von 

EKN und SING unterzeichnet. Insbesondere SING behauptete, die Interpretation des neuen 

Artikels 12 durch INAŠ sei falsch (Energetikanet, 10.5.2013). INAŠ unterschrieb das Ab-

kommen trotz der Kritik am 14.5.2013, um die eigene Mitgliedschaft nicht aus der Geltung 

des Tarifvertrags auszuschließen (Energetikanet, 16.5.2013). 

EKN berichtet außerdem von einem Streik ca. 2002 oder 2003 gegen das Outsourcing eines 

Teils von INA, mit dem bessere Bedingungen für die outgesourcten Beschäftigten erreicht 

worden seien (C2). SING berichtet von einem eintägigen Streik gegen Outsourcing 2003 und 

außerdem von Solidaritätsstreiks in anderen Organisationsbereichen von SING bei INA; ver-

mutlich handelt es sich um den gleichen Streik, von dem EKN berichtet. Die Forderungen 

wurden durchgesetzt. INA habe allerdings die Gewerkschaften wegen der entstandenen Schä-

den verklagt; die Rechtmäßigkeit des Streiks sei aber festgestellt worden (C3). Insgesamt gab 

es bei INA laut Aussagen in den Interviews seit 1990 bis zum Interviewzeitpunkt 2012 nur 

vier oder fünf Demonstrationen und einen Streik (den von 2003); auch die letzte Demonstra-

tion vor den Interviews fand 2003 statt (C3). Nach den Interviews gab es Demonstrationen 

von INAŠ gegen das Outsourcing der Tankstellen (s. dazu im Detail unten S.206f.). 

Insgesamt werden die meisten Fragen bei INA durch sozialen Dialog geklärt; SING lehnt das 

Eingehen von Konflikten sogar explizit ab, weil diese nur Schaden anrichten würden (C3). 

INAŠ erklärt, dass die Gewerkschaften bei INA aufgrund der Profitabilität des Unternehmens 

noch nie hätten viel kämpfen müssen, um viel für ihre Mitglieder zu erreichen, dass jedoch 

jetzt mehr und mehr eine reine Profitorientierung in der Firma in den Vordergrund trete. Nun 

müssten die Gewerkschaften erst noch beweisen, ob sie in der Lage seien, durch Kampf das 

bisherige Niveau an Rechten zu halten (C4). 
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10.2.6 Gewerkschaftliche Erfolge bei INA 

Tarifliche Erfolge: In den Interviews wird betont, dass die INA-Beschäftigten einen der bes-

ten kroatischen Tarifverträge (C2) bzw. sogar das höchste Niveau an tariflichen Rechten in 

Kroatien (C4) hätten. Konkret hätten sie vergleichsweise hohe Löhne, die auch pünktlich aus-

gezahlt werden, eine relativ sichere Beschäftigungssituation und ein hohes Niveau anderer 

Rechte, die auch eingehalten werden. Die Löhne würden automatisch im gleichen Umfang 

wie das Bruttosozialprodukt erhöht. Dies sei einmal zu Beginn der Wirtschaftskrise 2008 we-

gen finanzieller Schwierigkeiten nicht möglich gewesen; es sei jedoch ein Abkommen erzielt 

worden, dass diese Lohnsteigerung bei Verbesserung der Situation wieder durchgeführt wer-

de, was auch eingehalten worden sei (C4).  

Bei INA d.d. gibt es laut Tarifvertrag von 2014 14 Lohngruppen, die nach Komplexität der 

Arbeit, Verantwortung sowie Wissen, Erfahrung und Kompetenzen eingeteilt werden (INA 

2014: 17ff.). Bereits in der niedrigsten Lohngruppe E14 beträgt der monatliche Bruttolohn 

zwischen 3.000 und 4.500 Kuna (ebd.: 19), also umgerechnet zwischen 393,44 und 590,16 

Euro (umrechner-euro.de/Kuna in Euro, 24.7.2014). Der gesetzliche Mindestlohn in Kroatien 

lag im Februar 2014 bei 405 Euro (Destatis, 10.2.2014). Bei INA liegt der Lohn also bereits 

in der untersten Lohngruppe für unqualifizierte Beschäftigte oft über, höchstens aber knapp 

unter dem gesetzlichen Mindestlohn; und da es sich bei den INA-Beschäftigten überwiegend 

um sehr qualifiziertes Personal handelt, ist davon auszugehen, dass die Mehrheit ein erheblich 

höheres Einkommen hat. Der kroatische Durchschnittslohn im Februar 2014 betrug 5515 Ku-

na (Srednja, 14.3.2014) – auch dieser wird nach dem bisher Dargelegten durch die Mehrheit 

der INA-Beschäftigten übertroffen. Hinzu kommt eine Erfolgsbeteiligung, die je nach opera-

tivem Gewinn des INA-Konzerns insgesamt zwischen 6 und 20 Millionen Kuna, also umge-

rechnet 800.000 und 2,6 Millionen Euro, liegt (INA 2014: 22). Bei den Regelungen zur Ar-

beitszeit ist der Tarifvertrag in einigen Details für die Beschäftigten günstiger als die gesetzli-

chen Regelungen; so ist etwa Nachtarbeit für Eltern schwerbehinderter Kinder verboten und 

bei Schwangeren nur mit ihrem Einverständnis möglich (ebd.: 9). Auch eine vorübergehende 

Arbeitszeitverlängerung, die später durch eine vorübergehend kürzere Arbeitszeit ausgegli-

chen werden muss, ist für bestimmte Gruppen anders als im Arbeitsgesetz verboten, wenn die 

Betroffenen nicht schriftlich zustimmen, etwa für Schwangere oder für Eltern von bis zu drei-

jährigen Kindern (ebd.: 11). Der Anspruch auf bezahlten Urlaub liegt bei mindestens 20 und 

höchstens 30 Arbeitstagen jährlich (ebd.: 13). Der Mindestanspruch entspricht dabei dem Ar-

beitsgesetz, wo von mindestens vier Wochen die Rede ist (Hrvatski Sabor 2013: 17). Darüber 
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hinaus gibt es im INA-Tarifvertrag aber sehr detaillierte Regelungen zu den Bedingungen, 

unter denen Beschäftigte einen Anspruch auf mehr als 20 Urlaubstage haben und auf wie vie-

le zusätzliche Tage genau sie einen Anspruch haben. Dies richtet sich nach der Zahl der be-

reits geleisteten Arbeitsjahre, Arbeitsbedingungen, Komplexität der Arbeit und sozialen Um-

ständen (etwa Elternschaft) (INA 2014: 14). Hat ein Beschäftigter laut Arbeitsgesetz im Falle 

einer Entlassung einen Anspruch auf eine Abfindung, so beträgt sie laut INA-Tarifvertrag 

mindestens 60% des durchschnittlichen monatlichen Bruttolohns der letzten drei Monate vor 

dem Ende des Arbeitsverhältnisses für jedes vollendete Arbeitsjahr bei INA (ebd.: 27). Dies 

geht über die Regelung des Arbeitsgesetzbuches hinaus, wo eine Abfindung von mindestens 

einem Drittel des Durchschnittslohns der letzten drei Monate vor Beendigung des Arbeitsver-

hältnisses pro vollendetem Arbeitsjahr beim gleichen Arbeitgeber vorgeschrieben ist 

(Hrvatski Sabor 2013: 30). An verschiedenen Beispielen ist also zu sehen, dass die INA-

Beschäftigten bei ihren per Tarifvertrag zugesicherten Rechten über dem gesetzlich vorge-

schriebenen Niveau liegen.  

Bei INA haben die Beschäftigten also hohe tarifliche Leistungen und einen großen Abstand 

zu gesetzlichen Rechten. Zur zunehmenden oder abnehmenden Tendenz bei Rechten: Die 

Tendenz der tariflich gewährten Rechte ist nicht zunehmend, jedenfalls für die Gewerkschaf-

ten nicht in zufriedenstellendem Maß, und wird eventuell in Zukunft sogar abnehmend sein. 

EKN merkt an, dass INA nicht bereit sei, die Löhne entsprechend dem Profit zu steigern. 

Mehr als der verhältnismäßig gute Tarifvertrag sei wegen der Uneinigkeit der Gewerkschaften 

nicht erreicht worden; und was den Tarifvertrag angehe, sei es fraglich, ob er wirklich der 

guten Arbeit der Gewerkschaften zuzuschreiben sei (C2). INAŠ erwähnt, dass 2011 der Pro-

fitzuwachs erstmals nur unter die Aktionärinnen und Aktionäre aufgeteilt worden sei und INA 

2012 das gleiche vorhabe (C4; zum Ergebnis der Tarifverhandlungen 2012 s.o. S.200). Oben 

werden bereits die Zweifel von INAŠ zitiert, ob die Gewerkschaften in Zukunft in der Lage 

sein werden, das bestehende Rechteniveau zu halten. Auch SING betont, dass die gewerk-

schaftliche Arbeit bei INA bisher zufriedenstellend sei, in Zukunft aber schwieriger werde, 

weil auf Arbeitgeberseite qualifiziertere Leute vertreten seien (C3).  

Was die genannten Punkte aus dem Tarifvertrag von 2014 angeht, in denen das Niveau bei 

INA über dem gesetzlichen Niveau liegt, so sind sie identisch mit den Regelungen aus dem 

Tarifvertrag von 2013 (vgl. zu Löhnen INA 2013: 17ff.; zur Arbeitszeit INA 2013: 7ff.; zum 

Urlaub INA 2013: 12ff.; zu Abfindungen INA 2013: 26). Hier liegt also eine Stagnation auf 

bereits sehr hohem Niveau vor. 
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Erfolge bei anderen Kampagnen: Ausbleibende Lohnzahlungen sind bei INA laut gewerk-

schaftlicher Aussagen aufgrund der Profitabilität des Unternehmens kein Problem (C4). Ein 

weiteres Thema der gewerkschaftlichen Arbeit bei INA sind geschäftliche Entscheidungen, 

die sich teilweise negativ auf die Beschäftigten auswirken, etwa Rationalisierungen oder Out-

sourcing, was beides teilweise mit Entlassungen verbunden ist. Diese Entscheidungen sind 

nach gewerkschaftlicher Einschätzung bisher nicht zu verhindern, weil die Unzufriedenheit 

unter den Beschäftigten nicht hoch genug sei und der Betriebsrat kein Mitspracherecht habe 

(ebd.).
77

 

10.2.7 Interpretation der Zusammenhänge in den Interviews zur Gewerkschaftspolitik 

bei INA 

Die Ausgangsfrage war, welche Zusammenhänge es zwischen den vier Quellen von Gewerk-

schaftsmacht, ihrer Ausnutzung in Kämpfen und Verhandlungen sowie gewerkschaftlichen 

Erfolgen gibt. Im Falle von INA wird die Untersuchung dieser Zusammenhänge dadurch er-

schwert, dass nur wenige Kämpfe stattgefunden haben und diejenigen, die stattgefunden ha-

ben, in eine Zeit fallen, in der INA noch ein Staatsunternehmen war bzw. die Privatisierung 

gerade erst eingeleitet worden war.  

Was die Privatisierung selbst angeht, gab es zwar Kritik von EKN und SING am gewählten 

Privatisierungsmodell, aber außer Gesprächen der Gewerkschaften mit der Regierung, mit 

denen nur kleine Veränderungen erreicht wurden, keine Druckausübung. Erklärt wird dies in 

den Interviews mit der Uneinigkeit unter den verschiedenen Gewerkschaften und mit der Pas-

sivität der Mitgliedschaft, also mit Schwächen der Organisationsmacht (trotz des sehr hohen 

Organisationsgrades – seine Ausnutzung wird durch Gewerkschaftsfragmentierung und Pas-

sivität der Mitglieder verhindert). 

In den Tarifverhandlungen gab es 1998 zwei Demonstrationen vor dem Hauptgebäude, mit 

denen mehr Rechte durchgesetzt wurden als vom Arbeitgeber vorgesehen. In der Folgezeit 

war noch zweimal eine Schlichtung nötig, und 2001 gab es einen gezielten Streik, mit dem 

ein neuer Tarifvertrag durchgesetzt wurde. Dabei wurde die Auslieferung von Ölderivaten aus 

einer Raffinerie gestoppt. Hier war also ein gezielter Streik in einem begrenzten Bereich er-

folgreich, was damit erklärbar ist, dass es sich bei INA um einen komplexen arbeitsteiligen 

Prozess handelt, in dem kleine Gruppen von Beschäftigten viel beeinflussen können. Die gro-

ße Produktionsmacht wurde also ausgespielt. 
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EKN und SING berichten außerdem von einem Streik in einem outgesourcten Bereich von 

INA 2003, mit dem mehr Rechte für die outgesourcten Beschäftigten errungen werden konn-

ten.
78

 Hier handelte es sich um einen eintägigen Streik; außerdem organisierte SING in allen 

anderen ihrer Organisationsbereiche einen einstündigen Solidaritätsstreik. Hier wurde also die 

große Organisationsmacht der Gewerkschaften ausgenutzt. Nach dem Streik verklagte INA 

die Gewerkschaften wegen des entstandenen Schadens; das Gericht stellte jedoch die Recht-

mäßigkeit des Streiks fest. Die Gewerkschaften nutzten also auch ihre institutionelle Macht. 

Dass mit einem sehr begrenzten Streik ein nennenswerter Schaden angerichtet werden konnte, 

spricht außerdem erneut für die Rolle der Produktionsmacht. Ob die Marktmacht eine Rolle 

gespielt hat, also die relativ stabile Beschäftigungssituation bei INA zur Teilnahme am Streik 

motiviert hat, lässt sich leider nicht belegen. 

Diese Kämpfe sprechen also für die Rolle der vier Machtquellen für gewerkschaftliche Erfol-

ge bei INA; allerdings ist einschränkend anzumerken, dass damals der Staat als Eigentümer 

noch eine deutlich größere Rolle gespielt hat als heute und eventuell nach politischer Oppor-

tunität Zugeständnisse gemacht hat. 

Nach 2003 fanden lange keine Kämpfe mehr statt, Probleme wurden über die Mechanismen 

des sozialen Dialogs gelöst. In den letzten Jahren wurde der Privatisierungsprozess dann fort-

gesetzt, MOL wurde der größte Aktionär, und die Profitorientierung trat bei INA mehr und 

mehr in den Vordergrund. Es wurde nun deutlich, dass Verhandlungen nicht ausreichen, um 

die Ziele der Gewerkschaften durchzusetzen, denn auf der einen Seite wurde 2011 erstmals 

der Profitzuwachs ausschließlich unter den Aktionärinnen und Aktionären verteilt, auf der 

anderen Seite gibt es Angriffe insbesondere auf die Rechte der Beschäftigten der Tankstellen. 

Gleichzeitig sind die Gewerkschaften bisher nicht in der Lage, geschäftliche Entscheidungen 

zu bremsen, die negative Folgen für ihre Mitglieder haben, etwa Entlassungen und Outsour-

cing. Dass es nicht zu Kämpfen gegen diese Entwicklungen kommt, wird in den Interviews 

vor allem mit der Uneinigkeit unter den Gewerkschaften und mit der Passivität der Gewerk-

schaftsmitglieder erklärt, also mit Defiziten der Organisationsmacht. Diese Passivität wird 

einerseits auf die insgesamt schlechte Arbeitsmarktsituation zurückgeführt, also auf die 

schwache Marktmacht (nicht bei INA, aber in Kroatien insgesamt), andererseits auf die relativ 

privilegierte Position der INA-Beschäftigten.
79

 Und schließlich gibt es von EKN die selbstkri-
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 INAŠ erwähnt diesen Streik nicht, hat also anscheinend nicht teilgenommen. 
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Hier spielt allerdings auch die Arbeitsmarktsituation mit: Gerade angesichts einer insgesamt schlechten Ar-

beitsmarktsituation im Land sind die INA-Beschäftigten umso mehr darauf bedacht, ihre Position zu halten. 
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tische Anmerkung, die Gewerkschaften selbst hätten noch nicht gelernt, ihre Mitgliedschaft 

miteinzubeziehen. 

Dass der INA-Tarifvertrag trotzdem nach wie vor das höchste Niveau an Rechten in Kroatien 

sichert, wird einerseits mit der hohen Profitabilität des Unternehmens erklärt und andererseits 

mit den Nachwirkungen der Vergangenheit von INA als geschütztem Teil des öffentlichen 

Sektors. Die Arbeit der Gewerkschaften sei wahrscheinlich nicht ausschlaggebend. Eine Aus-

nahme ist die Nutzung der institutionellen Macht in Form der Gerichte, über die die Einhal-

tung des Tarifvertrags durch INA durchgesetzt wird – der größte Teil der gewerkschaftlichen 

Klagen ist erfolgreich. 

An weiterem Material, mit dem diese Erklärungen aus den Interviews überprüft werden kön-

nen, stehen vor allem einzelne Artikel zu INA aus dem Internet zur Verfügung, weil es bisher 

keine systematische Untersuchung zur gewerkschaftlichen Situation im kroatischen Energie-

sektor gibt; hinzu kommen Dokumente der Gewerkschaften selbst. Hier wird vor allem die 

Zeit nach den Interviews beleuchtet, also die Jahre 2012 bis 2014, weil es in dieser Zeit wie-

der zu Konflikten kam und diese Jahre daher relativ viel Anschauungsmaterial bieten. 

2012 wurde von allen drei Gewerkschaften mit einem Streik gedroht, weil INA zum einen 

trotz des gestiegenen Profits nicht zu Lohnerhöhungen bereit war und zum anderen die Löhne 

der Beschäftigten an den Tankstellen drastisch senken wollte. Im Ergebnis wurde, ohne dass 

der Streik wirklich stattgefunden hätte, das bestehende Rechteniveau (bis auf den Verzicht auf 

einen Urlaubstag) gehalten und eine umfangreiche Erfolgsbeteiligung durchgesetzt. 2013 hin-

gegen wurde ein Tarifvertrag beschlossen, den INAŠ erst verspätet und nach Demonstratio-

nen seiner Mitgliedschaft vor dem INA-Hauptgebäude unterschrieb, weil es den Artikel 12 

des Vertrags als Ermöglichung des Outsourcings der Tankstellen verstand. Die anderen bei-

den Gewerkschaften hingegen hatten den Tarifvertrag schon vorher unterschrieben, und SING 

verkündete, INAŠ sage nicht die Wahrheit. So unterschrieb INAŠ ebenfalls, um der eigenen 

Mitgliedschaft nicht den Schutz des Tarifvertrags vorzuenthalten. 

Ein Blick in die Tarifverträge von 2012 und 2013 zeigt, dass die Befürchtungen von INAŠ 

gerechtfertigt sind: Artikel 12 legt im Tarifvertrag von 2012 noch fest, dass Outsourcing von 

Teilen von INA d.d. nur mit dem Einverständnis der Gewerkschaften möglich ist. Verweigern 

diese ihr Einverständnis, muss INA die Gerichte anrufen (INA 2012: 5). 2013 fehlt jeder 

Hinweis auf das notwendige Einverständnis der Gewerkschaften; es wird lediglich festgehal-

ten, dass INA allen Beschäftigten des outgesourcten Bereichs ein Arbeitsverhältnis bei der 
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neuen Firma ermöglichen muss.
80

 Es wird allerdings nicht vorgegeben, dass die Arbeitsbe-

dingungen gleich gut sein müssen, und Beschäftigte, die das neue Arbeitsverhältnis nicht ak-

zeptieren, haben ein Recht auf eine Abfindung, sollen also entlassen werden
81

 (INA 2013c: 

6). Im Tarifvertrag von 2014
82

 sind die gleichen Formulierungen enthalten wie 2013 (INA 

2014c: 6). Auch die Entwicklung nach Abschluss des Tarifvertrags von 2013 spricht für die 

Befürchtungen von INAŠ: MOL schrieb die INA-Tankstellen zur Konzessionsvergabe an 

formal selbständige Unternehmerinnen und Unternehmer aus. INAŠ wies darauf hin, dass 

MOL dieses Modell bereits in Ungarn und der Slowakei eingeführt habe – mit der Folge, dass 

die Unternehmerinnen und Unternehmer, die auf eigenes Risiko mit einem von MOL vorge-

gebenen Budget wirtschaften müssen, den Kostendruck an die Beschäftigten weitergegeben 

hätten, sich die Arbeitsbedingungen verschlechtert und viele Tankstellen geschlossen hätten 

(Energetikanet, 10.7.2013). Am 15.7.2013 führte INAŠ gegen diese Pläne Demonstrationen in 

Zagreb, Sisak, Rijeka, Split und Osijek durch (Energetikanet, 15.7.2013) und am 18.7.2013 

demonstrierten etwa 200 Mitglieder der Gewerkschaft vor dem kroatischen Regierungssitz 

(Energetikanet, 18.7.2013), und INAŠ rief die kroatische Regierung auf, als INA-Aktionär 

das Konzessionsprogramm zu stoppen (Energetikanet, 27.9.2013). Schnell gab es etwa 600 

Bewerbungen für die Tankstellenkonzessionen, davon etwa die Hälfte von INA-Beschäftigten 

(Energetikanet, 23.7.2013). 
83 

 

Am 21.2.2014 fand vor dem INA-Hauptsitz ein weiterer Protest von über 1000 INA-Arbeitern 

gegen das Outsourcing der Tankstellen und für mehr Investitionen in die Raffinerien statt, 

organisiert von INAŠ mit Unterstützung der Gewerkschaft der kroatischen Fahrer (Sindikat 

hrvatskih vozača) und der Gewerkschaft der Journalisten Kroatiens (Sindikat novinara 

Hrvatske), die ebenfalls im INA-Konzern vertreten sind. INA wies jedoch darauf hin, dass es 

gerade unter INA-Beschäftigten ein großes Interesse an der Erteilung von Konzessionen gebe 

– aus 600 Bewerbern seien bisher 15 ausgewählt worden, darunter 15 INA-Arbeiter (Večernji 

List, 21.2.2014). INA hat außerdem angekündigt, mit der Suche nach Konzessionsnehmern 

weitermachen zu wollen (Energetikanet, 17.7.2014). 

Die Stellungnahmen der verschiedenen Gewerkschaften zu diesen Ereignissen sind von ge-

genseitigen Schuldzuweisungen geprägt. Auf der einen Seite kritisiert die INAŠ-Vorsitzende 

Maja Rilović EKN und SING dafür, dass sie erst jetzt, 2014, während der Verhandlungen 
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 Damit begründete SING ihr Einverständnis mit dem Tarifvertrag (Energetikanet, 10.5.2013). 
81

 Diesen Punkt hielt INAŠ der Argumentation von SING entgegen (Energetikanet, 10.5.2013). 
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Abgeschlossen am 28.2.2014, erstmals für zwei Jahre, vom 1.3.2014 bis 31.12.2015 (INAŠ 2014c). 
83

 Eine weitere Maßnahme, die zu Verschlechterungen für einen Teil der Beschäftigten führt, ist die Entlassung 

von 181 Beschäftigten, die als technologischer Überhang eingestuft wurden (Energetikanet, 24.9.2013). 
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über die Zukunft von INA zwischen MOL und der kroatischen Regierung, die Regierung zu 

einem klaren Standpunkt zur Zukunft der INA-Raffinerien in diesen Verhandlungen auffor-

derten. Dabei sei schon vor einigen Monaten in den Medien bekannt geworden, dass MOL 

Pläne zur Schließung der Raffinerien verfolge. INAŠ wiederum habe schon 2013 auf ihren 

Demonstrationen nicht nur die Zukunft der Tankstellen, sondern auch die der Raffinerien 

thematisiert; damals hätten EKN und SING der Gewerkschaft ihre Solidarität verweigert 

(Rilović 2014: 2). EKN und SING wiederum hatten schon am 11.7.2013 eine gemeinsame 

Presseerklärung zu den INAŠ-Protesten herausgegeben, in der INAŠ Unehrlichkeit vorgewor-

fen wurde: EKN und SING hätten durch ihre Solidarität 2012 erreicht, dass das Outsourcing 

der Tankstellen verschoben wurde, INAŠ habe sich danach aber als einzige Interessenvertre-

tung der Tankstellen-Beschäftigten dargestellt und 2012 und 2013 Verhandlungen über die 

Zukunft der Tankstellen abgelehnt. Außerdem hätten die Probleme der Tankstellen-

Beschäftigten 2012 begonnen, als der INA-Aufsichtsrat einstimmig dem Geschäftsplan zuge-

stimmt habe – mit der Stimme der Beschäftigtenvertreterin im Aufsichtsrat, nämlich der 

INAŠ-Vorsitzenden Rilović. Nun, 2013, habe INAŠ einfach eine Demonstration im Namen 

aller INA-Gewerkschaften angekündigt, ohne das mit EKN und SING zu besprechen. Außer-

dem sei INAŠ dadurch unglaubwürdig, dass die Gewerkschaft den Tarifvertrag von 2013 un-

terschrieben habe, obwohl sich die Mitglieder dagegen ausgesprochen hätten (SING/EKN 

2013). SING nimmt für sich in Anspruch, sich schon seit 1994 für den Verbleib der Tankstel-

len bei INA einzusetzen; 2004 habe SING zur Einigkeit der verschiedenen Gewerkschaften 

bei der Suche nach der besten Lösung für die Beschäftigten aufgerufen und die Beschäftigten 

der INA-Tankstellen über verschiedene europäische Geschäftsmodelle informiert. Die Bemü-

hungen von SING seien jedoch durch das Management der Tankstellen mit Unterstützung von 

INAŠ sabotiert worden. Dann habe Maja Rilović dem Geschäftsplan für 2012 im Aufsichtsrat 

zugestimmt, der eine Senkung der Kosten bei den Tankstellen um über 30% vorsah (SING 

2013: 1f.). Bei einem Gespräch der INA-Gewerkschaften mit dem kroatischen Staatspräsiden-

ten Ivo Josipović über die Probleme der Firma am 18.7.2013 erklärten SING und EKN, das 

Outsourcing der Tankstellen zwar abzulehnen, aber gleichzeitig gegen die Demonstrationen 

von INAŠ zu sein – Verhandlungen seien der einzige Weg (SING 2013b: 1). INAŠ wiederum 

weist den Vorwurf zurück, Maja Rilović habe 2012 der Kürzung von Löhnen im Aufsichtsrat 

zugestimmt – der Aufsichtsrat habe bereits 2012 klargestellt, dass die Frage der Löhne der 

Tankstellenbeschäftigten nicht Teil des Geschäftsplanes sei (INAŠ 2014c: 3f.). 
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Die Entwicklung von 2012 bis 2014 zeigt, dass die Gewerkschaften bei INA dann erfolgreich 

sein können, wenn sie einig auftreten. Die Organisationsmacht unter dem Aspekt des Organi-

sationsgrades, die Marktmacht in Form von Beschäftigungssicherheit und hohen Qualifikatio-

nen der Beschäftigten und die Produktionsmacht, also die strategische Stellung der Firma 

insgesamt sowie kleiner Gruppen von Beschäftigten im Produktionsprozess sind nach wie vor 

hoch. So ist recht leicht erklärbar, dass 2012 schon eine Drohung mit Streik, bei der sich alle 

Gewerkschaften einig waren, zur Folge hatte, dass INA von den Plänen zur drastischen Sen-

kung der Löhne einer bestimmten Beschäftigtengruppe abrückte und das bestehende Rechte-

niveau im Kern gehalten werden konnte, wozu sogar noch eine umfangreiche Erfolgsbeteili-

gung kam. Dazu trug der Umstand bei, dass alle Gewerkschaften damit unzufrieden waren, 

dass INA trotz gestiegenen Profits nicht zu Lohnerhöhungen bereit war. 2013 hingegen ge-

lang es dem Arbeitgeber, die verschiedenen Gewerkschaften gegeneinander auszuspielen. 

INAŠ und die Beschäftigten der Tankstellen blieben mit ihren Protesten gegen Outsourcing-

Pläne isoliert. SING warf der Konkurrenzgewerkschaft sogar vor, die Unwahrheit zu verbrei-

ten, was nicht stimmt, wie ein Blick in den Tarifvertrag zeigt. Hier zeigt sich: Die Gewerk-

schaftsfragmentierung, die auch eine Fragmentierung der Beschäftigten nach Abteilungen von 

INA ist, hemmt die Entwicklung von Kämpfen und die Ausnutzung der Machtquellen; die in 

den Interviews beklagte Passivität und fehlende Solidarität der Mitgliedschaft wird auf diese 

Weise verfestigt. Dass es absolut unmöglich wäre, INA-Beschäftigte für die Belange anderer 

Abteilungen zu mobilisieren, ist angesichts der erfolgreichen Solidaritätsstreiks von 2003, zu 

denen SING aufgerufen hatte, nicht glaubwürdig. Vielmehr wird es in Fällen wie dem Kon-

flikt von 2013 gar nicht erst versucht. Die gegenseitigen Schuldzuweisungen der Gewerk-

schaften wiederum sind im Rahmen dieser Arbeit nicht überprüfbar, zeigen aber sehr deutlich, 

welche negativen Folgen die Gewerkschaftsfragmentierung bei INA für eine wirksame Inter-

essensvertretung der Beschäftigten hat. 

Zusammenfassend ist daher festzuhalten: 

Bei INA verfügen die Gewerkschaften über eine relativ hohe potentielle Macht in Form eines 

sehr hohen Organisationsgrades, hochqualifizierter Beschäftigter mit einer relativ stabilen 

Beschäftigungssituation, einer wichtigen strategischen Stellung der Firma in der kroatischen 

Wirtschaft und eines komplexen arbeitsteiligen Prozesses, in dem kleine Gruppen von Be-

schäftigten durch Streiks viel beeinflussen können. Diese potentielle Macht wird jedoch nur 

in sehr geringem Umfang dazu genutzt, über gewerkschaftliche Kämpfe Druck auszuüben. 

Dies scheitert an der Zersplitterung in drei verschiedene Gewerkschaften, die in unterschiedli-
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chen Abteilungen von INA stark sind und oftmals nur eine klientelistische Politik für ihre 

Mitgliedschaft verfolgen. Auf diese Weise wird die Passivität der Mitgliedschaft, die bei INA 

ohnehin schon sehr privilegiert und daher nicht unbedingt kämpferisch ist, verfestigt, und die 

Gewerkschaften können wichtige Verschlechterungen, etwa Outsourcing-Pläne, nicht aufhal-

ten. Dass INA dennoch nach wie vor einen der besten Tarifverträge in Kroatien hat, lässt sich 

eher über die hohe Profitabilität des Unternehmens und seine Vergangenheit als geschütztes 

Staatsunternehmen erklären. Gestärkt wird so auch das Gewicht der institutionellen Macht in 

Form der Anerkennung der Gewerkschaften als Verhandlungspartner und der Nutzung der 

Gerichte – diese institutionellen Wege spielen eine erheblich größere Rolle als die Ausnut-

zung anderer Machtquellen für gewerkschaftliche Kämpfe. 

10.3 Die Situation der Gewerkschaften in der kroatischen Bauwirtschaft 

10.3.1 Vorstellung der Branche 

In den Wirtschaftswissenschaften gilt der Bausektor als Branche, die einen großen Einfluss 

auf andere Teile der Ökonomie hat und maßgeblich zur Erholung einer ganzen Volkswirt-

schaft beitragen kann (Nahod/Jurčec 2013: 2). In Kroatien kann er diese Rolle bisher jedoch 

nicht spielen. Nahod und Jurčec sehen die Hauptursache seiner Schwäche darin, dass er im 

Vergleich mit anderen Industrieländern einen zu hohen Anteil von relativ unflexiblen Großbe-

trieben habe, was ein Erbe aus jugoslawischer Zeit sei: In Jugoslawien waren fast 50% aller 

Bauunternehmen Unternehmen mit über 500 Beschäftigten (ebd.: 3). In Folge der Überinves-

titionen der 1970er Jahre hatte der Bausektor in Kroatien 1980 einen Anteil am BIP von 

12,06%, was im internationalen Vergleich relativ hoch ist. 1984 hatte der Sektor nur noch 

68,8% seines BIP-Anteils von 1980; trotzdem stieg die Beschäftigung im Bauwesen in dieser 

Zeit um 5,8%. 1991 betrug die Wertschöpfung in der Bauwirtschaft nur noch 30% der Wert-

schöpfung von 1980. Erst 1995/96 begann die Branche im Zuge des Wiederaufbaus nach dem 

kroatischen Unabhängigkeitskrieg sich wieder zu erholen (ebd.).  

Zwischen 2000 und 2008 hatte der Bausektor in Kroatien dann einen Boom (Buturac 2013: 

9ff.): Sein Anteil am BIP stieg von 4,2% auf 7,2%. Die Beschäftigung bei juristischen Perso-

nen im Bausektor stieg von 2001 bis 2008 um 61,1%. Außerdem gab es positive Einflüsse auf 

mit dem Bausektor verbundene Branchen wie den Bergbau oder verschiedene verarbeitende 

Industrien. Eine wichtige Rolle spielten hier große Infrastrukturprojekte im Bereich des Stra-

ßenbaus: Allein 2008 betrug die Wertschöpfung bei Infrastrukturprojekten etwa 9,8 Milliar-

den Kuna und stieg von 2000 bis 2008 um das 3,5fache. Hinzu kam ein dynamischer Immobi-
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lienmarkt: 2008 wurden um 45,1% mehr Wohnungen gebaut als 2000. Mit dem Beginn der 

Weltwirtschaftskrise 2008 endete dieser Boom jedoch, und der kroatische Bausektor geriet in 

die Rezession. Dazu trugen verschiedene Faktoren bei: In Kroatien insgesamt nahm die 

Erwerbslosigkeit zu, die Reallöhne fielen, die Binnennachfrage und der Optimismus der Ver-

braucherinnen und Verbraucher nahmen ab (ebd.: 10).  

Heute, so konstatieren Nahod und Jurčec,, leidet der Bausektor unter hoher Verschuldung, zu 

geringer Beschäftigung und zu geringer Liquidität der Unternehmen, Investoren und Koope-

rationspartnern, was ihn daran hindert, aus der Rezession herauszukommen (Nahod/Jurčec 

2013: 4). Als Ursache wird erneut die Dominanz unflexibler Großbetriebe ausgemacht (ebd.). 

Zwischen 2008 und 2013 ist der Anteil des Bausektors am BIP von 7,3% auf 4,6% gefallen; 

er spielt also eine wichtige Rolle beim Sinken des BIP insgesamt (ebd.). Im Bausektor gibt es 

heute unbezahlte Rechnungen von etwa 9 Milliarden Kuna, ungefähr ein Viertel aller unbe-

zahlten Rechnungen in Kroatien (ebd.: 6). Von den 11 größten kroatischen Bauunternehmen 

steht etwa die Hälfte kurz vor dem Konkurs, hat blockierte Konten oder Liquiditätsprobleme 

(ebd.). Seit 2008 ist ein Trend sinkender Einnahmen und Gewinne zu verzeichnen. Keine der 

Firmen, die 2008 ihre größten Einnahmen hatte, konnte dieses Niveau halten, außer denen, 

die im Ausland aktiv waren  (ebd.: 7). Die Wertschöpfung ist von Ende 2009 bis heute um 

36% gefallen (Profitiraj, 1.1.2014). Die Zahl der fertig gebauten Wohnungen fiel 2011 um 

17,2% und 2012 4,8%. Die Zahl der Baugenehmigungen fiel 2011 um 4,8%, 2012 um 13,2% 

und 2013 um 29,3% (Buturac 2013: 3). Kroatien hält nicht Schritt mit dem Trend der leichten 

Erholung des Bausektors in der EU (ebd.: 3f.).  

Von gewerkschaftlicher Seite wird die hohe Abhängigkeit der Branche von Staatsaufträgen 

betont:  

„Ich glaube, in den letzten zehn Jahren hat Kroatien mehr als 1000 Kilometer Autobahnen 

gebaut, und dieser Prozess ist jetzt vorbei. Im Investitionsplan für Autobahnen sind für die 

nächsten Jahre vielleicht weitere 80 oder 100 Kilometer geplant. Dieser Investitionszyklus ist 

also fast vorbei, und danach gibt es keine weiteren großen Investitionen in den Bausektor 

mehr. Daher war die Bauwirtschaft in den letzten drei oder vier Jahren am Boden. Die Investi-

tionen nahmen um mehr als drei Viertel ab…Und außer der Regierung investiert niemand in 

größerem Umfang in den Sektor, daher sind wir sehr eng mit der Regierung und ihrem Budget 

verbunden. Letztes Jahr im Dezember hatten wir Parlamentswahlen, und die neue Regierung 

begann mit einer neuen Art von Investitionen im Bausektor. Sie werden versuchen, etwa eine 
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Milliarde Euro in den nächsten vier Jahren zu investieren, um den Bau von öffentlichen Ge-

bäuden energieeffizienter zu machen…Dies ist die einzige Investition in den nächsten vier 

Jahren, und das ist nicht allzu viel“ (Eigenes Interview mit der SGH, C1). Die sinkende 

Staatsnachfrage zeigt sich im sinkenden Anteil von Infrastrukturprojekten an der Gesamtheit 

der Bauarbeiten um 5,1% seit 2006. Zum Ausbleiben größerer Staatsaufträge kommt eine 

Senkung der Nachfrage nach Immobilien seit Beginn der Weltwirtschaftskrise 2008 (Buturac 

2013: 4ff.).  

Für 2014 gibt es erste leichte Anzeichen einer Erholung der Branche. Dazu zählen der Beginn 

der Arbeiten am neuen Zagreber Flughafen im Wert von 236 Millionen Euro und die Unter-

zeichnung eines Vertrages in Aserbaidschan über den Bau einer Ölpipeline bis zur Adria im 

Wert von 265 Millionen Euro. Hinzu kommen einige statistische Indikatoren: Die Wertschöp-

fung der Bauarbeiten im ersten Halbjahr 2013 war um 2,7% größer als im gleichen Zeitraum 

2012. Der Wert der Neubestellungen im ersten Halbjahr 2013 war nur um 1% niedriger als im 

gleichen Zeitraum 2012, die Zahl der Wohnungen, deren Bau in diesem Zeitraum beendet 

wurde oder noch im Gange war, sank ebenfalls nur um 1,3% im Verhältnis zum gleichen 

Zeitraum 2012. Die Zahl der juristischen Personen im Bausektor fiel in diesem Zeitraum zwar 

um 8,9%; andererseits gibt es fast 6,7% mehr aktive Firmen (Profitiraj, 1.1.2014).  

Der Bausektor hat nach wie vor trotz seiner Probleme mit 4,6% einen bedeutsamen Anteil am 

BIP und mit 95.572 Personen bzw. 6,9% an der Gesamtzahl aller Beschäftigten in Kroatien; 

letzterer Anteil ist allerdings ebenfalls sinkend, er betrug 2011 noch 7,8% (Buturac 2013: 3).  

Was die Eigentumsverhältnisse angeht, ist die Branche zu über 95% privatisiert (ebd.). 

10.3.2 Die im Bausektor vertretenen Gewerkschaften 

Von den im kroatischen Bausektor vertretenen Gewerkschaften stand leider nur ein Vertreter 

von einer einzigen für ein Interview zur Verfügung, allerdings ein Vertreter der größten, näm-

lich Sindikat Graditeljstva Hrvatske (Gewerkschaft der Bauwirtschaft Kroatiens). Diese Ge-

werkschaft stellt sich selbst in eine über 130jährige Tradition der Organisierung von Bauar-

beitern (SGH 2012). Diese begann in Kroatien in den 1870er Jahren, als die ersten Bauarbei-

ter Abkommen mit den Arbeitgebern abschlossen, ohne dass dies formal als Gewerkschaft 

organisiert gewesen wäre. Im ehemaligen Jugoslawien waren die Gewerkschaften nicht nach 

Sektoren, sondern regional organisiert, was sich erst zu Beginn der 1990er Jahre änderte (Ei-

genes Interview mit der SGH, C1).  Die Baugewerkschaft wurde dann am 13.3.1990 gegrün-

det (SGH 2013d). Im Laufe der Zeit änderte sie zweimal ihren Namen: Zu Beginn hieß sie 
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Samostalni Sindikat Radnika u Građevinarstvu i Industriji Građevnog Materijala Hrvatske 

(Autonome Gewerkschaft der Arbeiter in der Bauwirtschaft und der Industrie für Baumaterial 

Kroatiens) und ab dem 26.11.1992 Samostalni Sindikat Graditeljstva Hrvatske (Autonome 

Gewerkschaft der Bauwirtschaft Kroatiens), bevor sie am 7.7.1994 ihren jetzigen Namen er-

hielt (ebd.). Außer der Bauwirtschaft organisiert sie auch Beschäftigte in der Metallbautech-

nik und in der Arbeitshygiene und Arbeitssicherheit. Sie war von Beginn an im SSSH organi-

siert. Sie hat 2001 einen Branchentarifvertrag mit dem Arbeitgeberverband der Bauwirtschaft 

abgeschlossen, der seitdem sechs- oder siebenmal ergänzt und 2007 durch das Arbeitsministe-

rium für allgemeinverbindlich erklärt wurde (ebd.). Hinzu kommen 39 Haustarifverträge 

(SGH 2013). Die Gewerkschaft hat acht hauptamtliche Beschäftigte (Vorsitzender, General-

sekretär, vier Leiter von Regionalbüros und zwei Verwaltungsangestellte) sowie 260 Vertrau-

ensleute in 164 lokalen Vertretungen. 40% der Mitgliedsbeiträge verbleiben auf lokaler Ebe-

ne, 60% gehen an die Gewerkschaft, den SSSH und die internationalen Verbände, in denen 

die Gewerkschaft Mitglied ist (s.u.) (SGH 2012). Der gegenwärtige Vorsitzende ist Ivan 

Kovačević (SGH 2011). Er wurde am 25.9.2010 auf der achten Wahlversammlung der Ge-

werkschaft in der Nähe von Šibenik als Nachfolger von Mirko Štorga in dieses Amt gewählt 

(SGH 2010: 4). Laut Interview gab es einen Vorsitzenden bis 2006 und einen weiteren von 

2006 bis 2010 (Eigenes Interview mit der SGH, C1); daraus ist zu schließen, dass Mirko 

Štorga von 2006 bis 2010 Vorsitzender war; sein Vorgänger war der im Artikel erwähnte 

„langjährige SGH-Vorsitzende“ Stipe Kirigin (SGH 2010: 5). Politische Brüche zwischen den 

verschiedenen Vorsitzenden werden bestritten (Eigenes E-Mail-Interview mit der SGH, 

C1(b)). 

Nezavisni Sindikat Građevinara Hrvatske (Unabhängige Gewerkschaft der Bauarbeiter Kroa-

tiens): Diese Gewerkschaft ist erheblich kleiner als die SGH. Sie organisiert nach den Anga-

ben aus dem SGH-Interview zwischen 1000 und 2000 Beschäftigte in fünf oder sechs großen 

Firmen. In diesen Firmen ist sie stark; im ganzen Sektor organisiert sie höchstens 5% oder 6% 

der Beschäftigten. Den Tarifvertrag für den Bausektor hat sie zusammen mit der SGH unter-

zeichnet (Eigenes Interview mit der SGH, C1). Ansonsten sind über diese Gewerkschaft nur 

wenige Informationen zu finden; sie hat nicht einmal eine Homepage, sondern ist nur auf der 

Homepage ihres Dachverbandes NHS aufgelistet (NHS 2011). Die gegenwärtige Vorsitzende 

ist Ružica Frček (ebd.). Aus einem Zeitungsartikel von 2004 geht hervor, dass sie bereits zum 

damaligen Zeitpunkt dieses Amt ausübte (Index, 18.7.2004). 1998 wurde sie einmal zur Vor-

sitzenden der Frauensektion des Dachverbandes gewählt (hrt, 17.6.1998). Trotz intensiver 
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Bemühungen war es nicht möglich, mit dieser Gewerkschaft Kontakt für ein Interview herzu-

stellen. 

Hausgewerkschaften: Im Dachverband HURS gibt es außerdem Gewerkschaften, die nur in 

einzelnen Bauunternehmen vertreten sind. Im SGH-Interview wird als Beispiel die Gewerk-

schaft von Hrvatske Autoceste (Kroatische Autobahnen)
84

 genannt; dies ist ein Staatsunter-

nehmen, und die Bedingungen für gewerkschaftliche Arbeit sind hier andere als im Organisa-

tionsbereich des SGH, weil dieses Unternehmen nicht dem Markt ausgesetzt ist und aus dem 

Staatshaushalt bezahlt wird (Eigenes Interview mit der SGH, C1). Gemeint ist die Gewerk-

schaft Sindikat radnika Hrvatskih cesta i autocesta (Gewerkschaft der Arbeiter von Hrvatske 

Ceste
85

 und Hrvatske Autoceste) (HUS 2014). Ein Blick auf die HURS-Homepage zeigt, dass 

es außerdem noch Hausgewerkschaften bei Dalmacijacement
86  

gibt, die Nezavisni Sindikat 

´Dalmacijacement´ (Unabhängige Gewerkschaft Dalmacijacement), bei Poduzeće za ceste 

Split
87

, nämlich die Nezavisni Sindikat HUS ´Poduzeće za ceste Split´ (Unabhängige Gewerk-

schaft in HUS „Poduzeće za ceste Split“), sowie bei Gravia
88

, nämlich die Sindikat 

zaposlenika ´Gravia´ (Gewerkschaft der Beschäftigten von Gravia) (HUS 2014). Bei 

Poduzeće za ceste Split gibt es außerdem eine im NHS organisierte Hausgewerkschaft mit 

dem Namen Sindikat zaposlenika ´Poduzeće za ceste´ (Gewerkschaft der Beschäftigten von 

„Poduzeće za ceste“) (NHS 2011). Der Vorsitzende des Dachverbandes HUS hat den Tarif-

vertrag für den Bausektor mit unterschrieben (SGH 2013b: 25).  

Weil Hrvatske Ceste und Hrvatske Autoceste Staatsfirmen mit grundlegend anderen Bedin-

gungen sind, wurden sie nicht in die Untersuchung einbezogen. Außerdem handelt es sich bei 

Hrvatske Autoceste strenggenommen um eine Betreiber- und nicht um eine Baufirma – abge-

sehen von der Instandhaltung der Autobahnen (Hrvatske Autoceste 2013b). Dalmacijacement 

gehört zur Zulieferindustrie und nicht zu den Baufirmen im engeren Sinne. Es bleiben ledig-

lich zwei Firmen mit Hausgewerkschaften – angesichts der geringen Zeit war es gerechtfer-

tigt, sie nicht in Form von Interviews in die Betrachtung einzubeziehen. 

 

                                                           
84

Der Betreiber der kroatischen Autobahnen (Hrvatske Autoceste 2013). 
85

Der Betreiber der staatlichen Landstraßen (Hrvatske Ceste 2013). 
86

Eine Zementfabrik in Kaštel Sućurac, die zum CEMEX-Konzern gehört, dem kroatischen Marktführer für 

Zement (Iconics 2007: 1); hat 2009 den Namen in CEMEX Hrvatska (CEMEX Kroatien) umgewandelt (Večernji 

List, 8.12.2009). 
87

Landstraßenunternehmen Split, ein Spliter Straßenbauunternehmen (secure.creditreform 2013). 
88

 Ein Bauunternehmen in Osijek (Tvrtke, o.J.). 
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10.3.3 Die Ausprägungen der verschiedenen Machtquellen der Gewerkschaften im Bau-

sektor 

Organisationsmacht: Erneut wird zu Beginn die Macht aus der eigenen Mitgliedschaft darge-

stellt. Zum Organisationsgrad ist zu sagen, dass die SGH von der Gründung an bis 2008 nach 

eigener Aussage die Zahl ihrer Mitglieder auf 10- bis 11.000 gesteigert hatte; seit Krisenbe-

ginn 2008 sank sie bis zum Interviewzeitpunkt 2012 auf 8.500 bis 9.000, wobei die genaue 

Mitgliederzahl im Bausektor von der Jahreszeit abhängt und im Sommer höher ist (Eigenes 

Interview mit der SGH, C1; im Folgenden: C1). Die Gewerkschaft organisiert 165 Firmen; 

das sind 20% aller Baufirmen. 12% aller Bauarbeiter gehören ihr an. Die Konkurrenzgewerk-

schaft NSG hat ca. 1000-2000 Mitglieder in fünf oder sechs Firmen, sie organisiert schät-

zungsweise 5% bis 6% der Branche. Dragan Bagić gibt 2010 noch einen deutlich geringeren 

Organisationsgrad von 7,2% an (Bagić 2010: 171). Der wachsende Organisationsgrad kann 

mit den dramatischen Arbeitsplatzverlusten in der Branche erklärt werden (s. dazu unter 

Marktmacht): Eine, wie oben angegeben, stabile Mitgliedschaft bei einer insgesamt deutlich 

sinkenden Zahl von Beschäftigten in der Branche lässt den Prozentsatz steigen. 

Stabilität der Mitgliedschaft: Die Mitglieder blieben, so die SGH, meist länger in der Ge-

werkschaft; seit einigen Jahren nehme die Tendenz zu, nur wegen eines bestimmten Problems 

ein- und nach seiner Lösung wieder auszutreten (C1). 

Was Spaltungen angeht, wird gesagt, dass die Mitgliedschaft überaltert sei: 50% der Mitglie-

der seien über 45 Jahre alt, nur 5% 25 Jahre alt oder jünger. Außerdem habe die Mehrheit der 

Mitglieder nur eine geringe oder mittlere Schulbildung. Jüngere und höherqualifizierte Mit-

glieder fehlten also. Die Gewerkschaft konzentriere ihre organisatorischen Bemühungen auf 

jüngere Beschäftigte, weil ältere Beschäftigte, die noch nicht Mitglied sind, gewöhnlich nicht 

mehr eintreten wollten. 85% der Mitglieder seien männlich, weil im Bausektor vorwiegend 

Männer arbeiteten. In der Verwaltung organisiere die Gewerkschaft allerdings je zur Hälfte 

Männer und Frauen, weil hier das Verhältnis zwischen den Geschlechtern unter den Beschäf-

tigten ausgeglichener sei (C1). 

Die SGH sagt, was die Finanzen angehe, seien sinkende Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen 

zu verzeichnen, weil ausbleibende Lohnzahlungen ein großes Problem in der Branche sind 

(s.u.); diese Situation wird als existenzgefährdend betrachtet:  

„Seit fünf Jahren nehmen unsere Einnahmen aus der Mitgliedschaft ab. Und das ist unsere 

einzige Einnahmequelle…Unsere Gewerkschaftsführung muss entscheiden, wie diese weni-
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gen Ressourcen verwendet werden sollen, wie sie investiert werden sollen, um mehr Mitglie-

der zu bekommen, oder wir warten und bauen unsere Arbeitsplätze ständig ab, und am Ende 

werden wir innerhalb der nächsten 20 Jahre komplett verschwinden“ (C1). 

Beklagt wird eine zu geringe Aktivität der Mitgliedschaft:  

„Wir sind uns dessen bewusst, dass wir nicht stark genug sind, um die Mehrheit der Men-

schen auf die Straße zu bekommen. Wir versuchen, am 1.Mai etwas hinzubekommen. Nächs-

ten Dienstag werden wir vielleicht 1000 Menschen auf dem Hauptplatz in der kroatischen 

Hauptstadt haben. Das ist nichts. Und wir investieren viel Geld, viele Briefe, heute, gestern 

und in den letzten Monaten in unseren Branchen, in NGOs, in den Schulen, um die Menschen 

auf die Straße zu bekommen, aber sie sind nicht interessiert. Es ist nicht schlecht genug für 

sie“ (C1).  

Konkret habe es in den Jahren 2007-2012 im Bausektor wegen fehlenden Interesses lediglich 

einen Solidaritätsstreik gegeben. Die Beschäftigten im Bausektor würden erst aktiv, wenn 

ihnen das Geld zum Kauf von Essen fehle. Streiks würden sie gewöhnlich nur für ihre eigenen 

ausstehenden Löhne durchführen, sich aber nicht mit anderen Beschäftigten solidarisieren 

(C1). 

Nun ist die Macht aus Beziehungen zu anderen Organisationen zu betrachten, und zwar zu-

nächst die Gewerkschaftsfragmentierung. Im Bausektor gibt es, wie bereits erwähnt, zwei 

konkurrierende Branchengewerkschaften, die größere SGH im SSSH und die kleinere NSG 

im NHS. Zum Verhältnis zwischen den beiden Gewerkschaften heißt es im SGH-Interview, 

es sei zwar auf sektoraler Ebene gut, und die NSG habe den von der SGH ausgehandelten 

Tarifvertrag mit unterzeichnet; auf Firmenebene sei das Verhältnis jedoch oft problematisch: 

„…in einigen Firmen sind die Arbeiter in beiden Gewerkschaften organisiert. Zum Beispiel 

haben sie 75% der Mitglieder und wir nur 25%. Und beide Gewerkschaften zusammen orga-

nisieren nicht mehr als 40% der Arbeiter, wir haben also nur eine geringe Dichte in der Firma, 

und wir können uns über einige einfache Dinge nicht einigen, um dem Arbeitgeber gegenüber 

stärker auftreten zu können“ (ebd.).  

Darüber hinaus gibt es einige im Dachverband HUS organisierte Hausgewerkschaften im 

Bausektor, etwa bei Hrvatske Autoceste (Kroatische Autobahnen), einem Staatsunternehmen 

mit 4000 Beschäftigten.  
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„…und diese Gewerkschaft ist sehr stark. Sie können in ihrer Firma stark sein, weil sie mit 

professionellen Gewerkschaftern arbeiten können, sie kämpfen nicht auf dem Markt um Geld, 

sie haben Geld aus dem Staatshaushalt, sie haben gute Bedingungen und eine gute Verhand-

lungsposition“ (C1).  

Die Mehrheit der Hausgewerkschaften gebe es jedoch im privaten Sektor (C1). Konflikte der 

SGH mit anderen Gewerkschaften in Betrieben mit mehreren Gewerkschaften werden bestrit-

ten (E-Mail-Ergänzung zum Interview mit der SGH, C1(b); im Folgenden: C1(b)). 

Als letzter Punkt der Organisationsmacht sind die Bündnispartner der Gewerkschaften zu 

betrachten. Zu den Betriebsräten gibt es nach Einschätzung der SGH gute Beziehungen, weil 

sie in 95% der Fälle von den Gewerkschaften gegründet würden und es in den meisten Firmen 

nur eine Gewerkschaft gebe, also über den Betriebsrat auch keine intergewerkschaftlichen 

Konflikte ausgetragen werden könnten. Auch die Betriebsratsmitglieder seien meistens Ge-

werkschaftsmitglieder; es werde jedoch darauf geachtet, dass Vertrauensleute nicht gleichzei-

tig Betriebsratsmitglieder werden. Die Aufgabenteilung zwischen Gewerkschaft und Betriebs-

rat wird als wertvolle wechselseitige Entlastung gesehen (C1).  

Die Beziehungen zum Dachverband SSSH werden als positiv eingestuft, weil jede Einzelge-

werkschaft einen Vertreter auf Dachverbandsebene habe (C1.). 

NGOs werden als Bündnispartner in der Kampagne gegen ausbleibende Lohnzahlungen ge-

nannt; dies schließt den Besuch von Panels durch NGOs und die Organisierung gemeinsamer 

öffentlicher Veranstaltungen ein. Andere Besucher von Panels in diesem Zusammenhang sind 

laut SGH der Arbeitgeberverband, andere Gewerkschaften und in eher geringem Umfang 

Universitätsprofessoren. Die SGH wende sich in diesem Zusammenhang außerdem an die 

Medien und werbe in Berufsschulen des Bausektors für die Kampagne. Vor allem bei den 

Berufsschulen wird jedoch eine schwache Resonanz beklagt (C1).  

Zu den internationalen Kontakten ist zu sagen, dass die SGH auf europäischer Ebene Mitglied 

im Verband European Building and Wood Workers´ Organization und auf Weltebene im 

Verband Building and Wood Workers´ International Organization ist. Mit Baugewerkschaf-

ten aus anderen Ländern würden, so die SGH, Seminare zum gegenseitigen Austausch von 

Erfahrungen organisiert, etwa zur Kommunikation mit Arbeitgebern oder Medien oder zur 

Organisierung neuer Mitglieder. Es gebe ein vierjähriges Projekt mit norwegischen Gewerk-

schaften. In einigen Fällen gebe es erfolgreiche Zusammenarbeit mit ausländischen Gewerk-

schaften in den Heimatländern von multinationalen Unternehmen; so sei es 2011/12 gelungen, 
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in Kooperation mit österreichischen Kollegen die kroatischen Beschäftigten von STRABAG zu 

organisieren. Schließlich gebe es noch Zusammenarbeit mit anderen südosteuropäischen Bau-

gewerkschaften, um den Autobahnbau durch mehrere Länder zu überwachen:  

„Vor allem haben wir Beziehungen und Zusammenarbeit mit südosteuropäischen Baugewerk-

schaften, insbesondere im ehemaligen Jugoslawien, weil wir ein Projekt zu der Frage haben, 

wie die Unternehmen auf Korridor 5 und Korridor 10 arbeiten. Das sind Autobahnkorridore 

von Nordeuropa bis Griechenland…durch Estland, Polen, die Slowakei, Ungarn, Bosnien, 

Serbien und Kroatien. Und…auf diesen Baustellen schauen wir uns an, wie die Arbeitgeber 

die Tarifverträge und Arbeitsverträge mit ihren Arbeitern erfüllen und versuchen, zu einem 

Abkommen zu gelangen, dass die Firmen auf diesen Korridoren wenigstens die grundlegen-

den Verpflichtungen erfüllen. Wir haben nicht allzu viel Zeit, um wirklich auf diese Baustel-

len zu gehen, weil sie verstreut in mehreren Ländern liegen, wir haben dafür wirklich keine 

Zeit. Aber das sind einige formale internationale Aktivitäten“ (C1). 

Insgesamt ist im Bausektor die Organisationsmacht als schwach einzuschätzen, zumindest 

was den entscheidenden Punkt, nämlich die Macht aus der eigenen Mitgliedschaft, angeht. 

Lediglich ein geringer Teil des Sektors ist überhaupt organisiert, es gibt große Nachwuchs-

sorgen, und die Finanzprobleme wegen fehlender Lohnzahlungen sind existenzgefährdend. 

Außerdem ist die vorhandene Mitgliedschaft nicht allzu aktiv. Positiv zu vermerken ist ledig-

lich die relativ geringe Gewerkschaftsfragmentierung (die SGH hat nur in einer Minderheit 

der Firmen mit Konkurrenzgewerkschaften zu tun, was auch bestimmte Konflikte in den Be-

triebsräten verhindert). Bündnisse mit anderen Organisationen oder die Nutzung internationa-

ler Kontakte tragen eher sporadischen Charakter. 

Marktmacht: Die Beschäftigungssituation ist wegen des Fehlens von Staatsaufträgen nach 

gewerkschaftlicher Einschätzung sehr schlecht – eine genaue Erwerbslosenrate ist zwar nicht 

bekannt, aber seit Krisenbeginn 2008 bis zum Interviewzeitpunkt 2012 habe die Branche, so 

die SGH, über 30.000 Arbeitsplätze verloren. 2008 habe es etwa 108.000 Beschäftigte, 2012 

zwischen 70.000 und 79.000 gegeben (C1). Dies hat konkrete Folgen für die Gewerkschaften:  

„Wenn ein Arbeiter nicht arbeiten will, sagen die Arbeitgeber, okay, wir brauchen ihn nicht, 

und wir haben zehn andere, die auf den Job warten und für die Hälfte deines Lohns arbeiten 

werden. Das ist der Grund, warum unsere Leute Angst davor haben, ihren Job zu verlieren 

oder weniger zu arbeiten“ (C1).  
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Was atypische und prekäre Beschäftigung angeht, ist nach Einschätzung der SGH in erster 

Linie befristete Beschäftigung ein Problem. Es komme gesetzeswidrig zu Befristungen von 

bis zu fünfzehn Jahren, weil die Arbeitgeber einfach neue Firmen mit neuen befristeten Ver-

trägen gründeten und so das Gesetz umgingen. Vor allem in kleinen Firmen gebe es außerdem 

prekäre Beschäftigung im engeren Sinne, also Arbeit ohne Arbeitsvertrag, mit niedrigen Löh-

nen, unbezahlten Überstunden, Arbeit an Feiertagen, fehlender Schutzkleidung etc. Betroffen 

sind vor allem unqualifizierte und migrantische Arbeiter (C1). Diskriminierung auf dem Ar-

beitsmarkt wird bestritten. Im Bausektor arbeiten laut SGH mit 8.000 bis 10.000 von ca. 

78.000 Beschäftigten relativ viele migrantische Arbeiter, vor allem aus anderen südosteuropä-

ischen Ländern. Sie arbeiteten, wie aus Interviews der Gewerkschaft mit ihnen bekannt sei, 

meistens für den Mindestlohn und seien damit zufrieden, weil dies auch für die einheimischen 

Arbeiter gelte. Sie lebten zwar in Containern und hätten kein wirkliches Privatleben, gäben 

sich jedoch damit zufrieden, in Kroatien zu arbeiten und Geld an ihre Familien überweisen zu 

können. Konflikte zwischen ihnen und einheimischen Beschäftigten, die über Einzelfälle hin-

ausgehen, werden bestritten. Ebenso gebe es keine Konflikte zwischen Kroaten und ethni-

schen Minderheiten (C1). 

Was die Qualifikation der Beschäftigten angeht, gibt es zwar laut SGH unqualifizierte Arbei-

ter im Bausektor (insbesondere haben die migrantischen Arbeiter meist nur Grundschulbil-

dung); es sei jedoch nicht die Mehrheit, und auch die unqualifizierten Beschäftigten seien 

nicht unbedingt einfach zu entlassen:  

„…sie können nicht so einfach z.B. durch Leiharbeiter ersetzt werden, weil sie schon 15, 20 

oder 25 Jahre arbeiten und Erfahrung haben“ (C1).  

Die SGH versuche, mit dem Arbeitgeberverband ein Qualifizierungsprojekt für diese Be-

schäftigten umzusetzen, das jedoch bisher nicht realisiert worden sei (C1). 

Insgesamt gibt es im Bausektor eine geringe Marktmacht, weil aufgrund der schlechten öko-

nomischen Situation Arbeitskräfte leicht zu entlassen sind und die Angst vor Entlassung sehr 

ausgeprägt ist. 

Produktionsmacht: Volkswirtschaftliche Stellung der Branche: Die volkswirtschaftliche Aus-

wirkung von Streiks ist nach gewerkschaftlicher Einschätzung nicht groß, selbst ein Streik der 

gesamten Branche hätte keine großen Auswirkungen auf das Leben in Kroatien (C1). Dies 

liegt wahrscheinlich an der ökonomischen Situation der Branche (s.S.210ff.). Existenz von 

Konkurrenz: Die Branche ist laut Interview zu 95% privatisiert (s.S.212), folglich ist die deut-
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liche Mehrheit der kroatischen Bauunternehmen der Konkurrenz des Marktes ausgesetzt. Die 

Profitabilität der Branche ist seit Krisenbeginn gering (s.S.210ff.). 

Was die Struktur des Produktionsprozesses angeht, ist die betriebliche Auswirkung von 

Streiks laut SGH nur klein; kleine Arbeitergruppen könnten nicht viel beeinflussen, weil die 

Beschäftigten selbst in einer Firma auf verschiedene Baustellen verstreut seien und ein Streik 

sich nicht lohne, wenn nicht zumindest eine ganze Firma bestreikt werden könne. Die Ge-

werkschaften müssten also zur Organisierung von Streiks verschiedene Baustellen besuchen 

und die Arbeiter überzeugen. Ein Streik werde nur begonnen, wenn 60-70% der Beschäftigten 

einer Firma ihm zustimmten (C1). Die Auswirkungen von Streiks auf Zulieferer sind laut ge-

werkschaftlicher Einschätzung zu vernachlässigen, weil die Branche ohnehin keine Aufträge 

hbet, weswegen auch die Zuliefererbetriebe oft nicht arbeiteten (C1). Die Betriebsgröße im 

Organisationsbereich der SGH hat nach eigener Aussage der Gewerkschaft im Laufe der Zeit 

abgenommen. Nach wie vor organisiere die Gewerkschaft zwar 20 große Firmen, also Firmen 

mit über 1000 Beschäftigten; in den letzten Jahren seien jedoch viele große Firmen ver-

schwunden, etwa 2011 Istogradnja d.d. mit 12.000 Beschäftigten, darunter 3/4 Gewerk-

schaftsmitglieder. Die Mehrheit der von der SGH organisierten Firmen seien kleine und mitt-

lere Firmen mit 100-150 oder 150-250 Arbeitern (C1). Bei den Formen der Arbeits- und Be-

triebsorganisation gibt es Outsourcing laut Interview nur bei einigen wenigen Firmen, etwa 

STRABAG; teilautonome Gruppenarbeit und Just-in-time-Produktion existieren nicht (C1). 

Aufgrund der fehlenden strategischen Bedeutung der Branche für die kroatische Volkswirt-

schaft und der fehlenden Möglichkeiten, mit kleinen Arbeitergruppen viel zu beeinflussen, ist 

die Produktionsmacht im Bausektor gering.  

Institutionelle Macht: Was die Anerkennung der Gewerkschaften angeht, gibt es im kroati-

schen Bausektor nach Gewerkschaftsangaben eine weit verbreitete Gewerkschaftsfeindlich-

keit. Oftmals drohten Arbeitgeber, wie im Privatsektor verbreitet, im Falle der gewerkschaft-

lichen Organisierung mit Entlassung.  

„Ja, gestern gab es ein Beispiel, wo Arbeiter sagten, dass der Arbeitgeber sofort etwa 10 oder 

20 Arbeiter entlassen wird, wenn er herausfindet, dass sie organisiert sind“ (C1).  

Bei ausländischen Unternehmen sei die Gewerkschaftsfeindlichkeit zu Beginn meist genauso 

hoch wie bei kroatischen; mittlerweile habe die SGH mit der Mehrheit der ausländischen Un-

ternehmen aber bessere Beziehungen als mit inländischen. Als Beispiele genannt werden 

STRABAG, wo es mit Hilfe österreichischer Kollegen gelungen sei, etwa die Hälfte der Be-
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schäftigten zu organisieren (s.S.217f.) und eventuell Verhandlungen über einen Tarifvertrag 

bevorstehen, die Zementfirma HOLZIN und die in Istrien tätige französische Firma Bajouge 

Travaux:  

„Und nachdem sie herausgefunden hatten, dass wir Sozialpartner sind und nicht die Firma 

zerstören wollen, begannen sie mit uns zu verhandeln, und dieses Jahr will die Baugewerk-

schaft ihnen ein Unterstützungsschreiben verfassen, dass sie in einer öffentlichen Ausschrei-

bung teilnehmen können“ (C1). 

Zur Zusammenarbeit mit anderen Institutionen: Es gibt nach eigener Aussage der SGH Zu-

sammenarbeit mit dem Arbeitsministerium und der Arbeitsinspektion, um gegen fehlende 

Lohnzahlungen vorzugehen; die Erfolge seien aber bisher gering (s.u. S.225). 

Insgesamt ist die institutionelle Macht im Bausektor gering, weil viele Arbeitgeber die Ge-

werkschaften nicht anerkennen. Die Versuche, dies über Kooperation mit anderen Institutio-

nen auszugleichen, sind bisher nicht besonders erfolgreich. 

10.3.4 Der Einfluss des Staates im Bausektor 

Der Einfluss des Staates ist im Bausektor vernachlässigbar, denn die Branche ist zu 95% pri-

vatisiert. Die SGH hat im Organisationsbereich nach eigenen Angaben ausschließlich private 

Firmen; lediglich zwei seien erst zur Hälfte in privatem Eigentum (C1). Auch die Hausge-

werkschaften in HUS sind überwiegend in privaten Firmen vertreten; eine Ausnahme sind die 

staatlichen Firmen Hrvatske Ceste und Hrvatske Autoceste (C1), die jedoch nicht Gegenstand 

der Untersuchung sind. Die Privatisierung der meisten Firmen fand laut Gewerkschaftsanga-

ben bereits Mitte der 1990er Jahre statt (C1(b)). 

10.3.5 Die Druckausübung der Gewerkschaften im Bausektor 

Das Hauptproblem im Bausektor sind nach Aussage der SGH fehlende Lohnzahlungen. Zum 

Interviewzeitpunkt im April 2012 gab es laut Interview zehn Baufirmen, die seit über drei 

Monaten keine Löhne gezahlt hatten. Hinzu kommt die fehlende Zahlung von Abgaben: In 

Kroatien interessierten sich viele Menschen nach wie vor nur für ihre Nettolöhne, und am 

Ende ihres Arbeitslebens erlebten sie dann beispielsweise, dass ihr Arbeitgeber jahrelang 

nicht in ihre Rentenversicherung eingezahlt habe (C1). Im Bausektor werde wegen fehlender 

Lohnzahlungen fast jede Woche gestreikt, allein zum Interviewzeitpunkt im April 2012 fan-

den laut Interview fünf Streiks gleichzeitig statt (C1). Gestreikt werde jedoch gewöhnlich erst 

bei mehrmonatiger fehlender Lohnzahlung – dann werde auch die notwendige Mindestbetei-
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ligung von 60-70% erreicht. Vorher hätten die Arbeiter bei gewerkschaftlichem Engagement 

Angst vor Entlassungen. Diese Streiks seien jedoch auf einzelne Firmen beschränkt und un-

tereinander nicht verbunden, weil es kein Interesse an den Problemen anderer gebe:  

„…den Menschen ist es noch nicht bewusst, dass es Probleme in der Gesellschaft gibt. Daher 

streiken sie nur wegen ihrer eigenen Probleme. Wenn sie ihre Löhne bekommen, werden sie 

noch nicht einmal daran denken, einer anderen Firma z.B. in fünf Monaten zu helfen, ihre 

Probleme zu lösen. Nein, sie werden sagen, wir haben für unsere Probleme gestreikt, wir ach-

ten nicht auf euch. Ihr interessiert uns nicht. Selbst unsere Mitglieder denken so. Und wir als 

Gewerkschaft versuchen immer noch, die Aufmerksamkeit in unserem Sektor zu steigern, um 

mehr Mitglieder. Mehr Arbeiter auf die Straße zu bekommen, um zu versuchen, Probleme 

systematisch zu lösen. Aber wir haben keine Ergebnisse“ (C1). 

Aufgrund von fehlendem Interesse der Mitglieder gebe es auch in der seit Februar 2012 lau-

fenden SSSH-Kampagne gegen fehlende Lohnzahlung nur wenige Demonstrationen der SGH-

Mitgliedschaft. Darüber hinaus veranstalte die Gewerkschaft öffentliche Panels, um die Auf-

merksamkeit für dieses Problem zu schärfen, und versuche die Regierung, das Arbeitsministe-

rium und das Finanzministerium dazu zu bewegen, mit Hilfe der staatlichen Arbeitsinspektion 

und der staatlichen Finanzinspektion gegen diese illegalen Aktivitäten der Arbeitgeber vorzu-

gehen. Doch weder in der Öffentlichkeit noch von Regierungsseite gebe es große Resonanz; 

noch nicht einmal Listen der fraglichen Firmen habe die Gewerkschaft von Regierungsseite 

bislang erhalten. So gebe es, was den Bausektor angeht, bislang keine systematische Lösung 

für dieses Problem; es gebe lediglich Lösungen für einzelne Firmen, wo es gelungen sei, mit 

Hilfe von Inspektionen die Arbeitgeber zu den fälligen Lohnzahlungen zu bewegen. Das 

Hauptproblem der Gewerkschaft hier ist nach eigener Einschätzung die geringe Organisati-

onsmacht:  

„Aber wir als Gewerkschaft decken nicht viele Firmen ab, wir haben keine große Gewerk-

schaftsdichte…Wir können nicht in andere Firmen gehen, wo wir keine Mitglieder haben. 

Daher können wir nicht den ganzen Sektor beeinflussen, sondern nur Firmen, wir haben keine 

systematischen Lösungen“ (C1). 

In Tarifverhandlungen gibt es seit Krisenbeginn 2008 nach Gewerkschaftsangaben enorme 

Probleme, weil vielen Firmen die Staatsaufträge fehlten und sie ungenutzte Kapazitäten hät-

ten. Sogar die Mehrheit der großen Firmen arbeite nur mit 45% bis 55% ihrer Kapazitäten. 

Die Folgen bestünden darin, dass die Mehrheit der SGH-Mitglieder nur noch für den Mindest-
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lohn oder wenig mehr arbeite – es gab in den zwei oder drei Jahren vor dem Interview nach 

Angaben der SGH Lohnverluste von 10%, 20% oder 25% - sowie in Kurzarbeit, zwangswei-

sem unbezahltem Urlaub für die Arbeiter und Auswanderung auf der Suche nach Arbeit. 

(C1). Hier sind also fehlende Markt- und Produktionsmacht das Problem. Auf betrieblicher 

Ebene kommt laut SGH in einigen Firmen das Problem hinzu, dass SGH und NSG sich ge-

genüber dem Arbeitgeber nicht auf gemeinsame Positionen einigen können (C1) – ein Prob-

lem der Organisationsmacht. Generell sind die Arbeiter nach gewerkschaftlicher Einschät-

zung nicht allzu streikbereit, wenn es um Tarifverträge und höhere Löhne und nicht um mo-

natelange fehlende Lohnzahlung geht (C1). 

Schon vor Krisenbeginn, in den Jahren 2005 bis 2008, gehörte der Bausektor zu den Bran-

chen, wo die meisten Schlichtungsverfahren eingeleitet wurden, und die SGH gehörte zu den 

kroatischen Gewerkschaften, die an den meisten Schlichtungsverfahren beteiligt waren (Bagić 

2010: 266). Der Bausektor war also damals schon eine der konfliktträchtigsten Branchen. 

Eine Untersuchung der Schlichtungsverfahren in Kroatien von 2005 bis 2009 zeigt jedoch, 

dass 2/3 dieser Schlichtungen durch die Frage der fehlenden Lohnzahlung veranlasst waren 

und nur 1/3 durch Tarifverhandlungen bzw. die Verbesserung der Lebensbedingungen der 

Beschäftigten. Schlichtungen zur Frage der fehlenden Lohnzahlung waren auch etwas häufi-

ger erfolgreich als solche im Rahmen von Tarifverhandlungen (62% vs. 55%). Auch die 

Mehrheit der Streiks in Kroatien insgesamt ist durch fehlende Lohnzahlungen veranlasst 

(ebd.: 266f.).  

10.3.6 Gewerkschaftliche Erfolge im Bausektor 

Tarifliche Erfolge: In der Baubranche wurde bereits 1991 und 1992 jeweils ein Branchenta-

rifvertrag abgeschlossen, allerdings noch mit der Handelskammer – es gab zu diesem Zeit-

punkt noch keine Arbeitgeberverbände (SGH 2013d). 1996, 1997 und 1999 wurde dann je-

weils ein neuer Branchentarifvertrag mit dem Verband der Arbeitgeber der Bauwirtschaft 

Kroatiens abgeschlossen (ebd.). Der jetzige Vertrag ist seit 2001 in Kraft; er wurde 2002 

durch die Entscheidung des Arbeitsministeriums allgemeinverbindlich und bis 2013 sieben-

mal ergänzt und abgeändert. Die Allgemeinverbindlichkeitserklärung wurde bei den ergänz-

ten Tarifverträgen wiederholt, bei der letzten Fassung von 2013 allerdings noch nicht (ebd.). 

Eine siebenmalige Ergänzung ist für kroatische Verhältnisse recht häufig (s.S.167f.). Dadurch 

wird aber noch kein hohes Niveau der tariflichen Rechte gesichert: Bereits am 31.3.2008, also 

vor Krisenbeginn, lag der Durchschnittslohn im Baugewerbe mit 5.754 Kuna unter dem kroa-



 

222 

 

tischen Durchschnittslohn von 6995 Kuna (Bagić 2010: 178). Lediglich in der Fischereiwirt-

schaft war der Durchschnittslohn mit 5156 Kuna noch niedriger (ebd.). In der Mehrheit der 

Branchen, in denen der Privatsektor dominierte, gab es damals schon einen Durchschnittslohn 

unter dem nationalen Durchschnitt; im Bausektor, der auf dem vorletzten Platz lag, war dieses 

Verhältnis also nur besonders ausgeprägt (ebd.). 2013 betrug der Durchschnittslohn im Bau-

wesen nur noch 4643 Kuna – bei einem nationalen Durchschnittslohn von 5515 Kuna 

(Srednja, 14.3.2014).  

Der geringste Lohn für die einfachsten Arbeiten im Bausektor beträgt laut Tarifvertrag von 

2013 2825 Kuna (SGH 2013c: 12), also umgerechnet 368,88 Euro. Dieser Tarifvertrag ist 

noch in Kraft, und der kroatische Mindestlohn für Februar 2014 beträgt 405 Euro (s.o. S.202). 

Zwar gibt es im Bausektor zehn Lohngruppen (SGH 2013c), und außerdem wird der Grund-

lohn jedes Arbeiters pro Jahr um 0,5% erhöht, es gibt Zulagen für erschwerte Arbeitsbedin-

gungen, und mit dem Betriebsrat kann ein leistungsabhängiger Zuschlag auf den Lohn ver-

einbart werden (SGH 2013b: 12f.). Dennoch lautet das Gesamtergebnis zum einen, dass die 

Mitglieder der SGH in ihrer Mehrheit für den Mindestlohn oder etwas mehr arbeiten (C1) und 

dass es im Bausektor einen Durchschnittslohn unter dem nationalen Durchschnittslohn gibt. 

Es gibt keine Vorschrift, dass die Löhne dem Wachstum des BIP anzupassen sind.  

Die Regelungen zur Arbeitszeit lassen viele Dinge unberücksichtigt – so gibt es keinerlei Re-

gelungen zu Überstunden und keinerlei Schutzvorschriften zu Nachtarbeit, so dass in solchen 

Fragen die gesetzlichen Regelungen gelten (ebd.: 8f.). Der jährliche tarifliche Urlaubsan-

spruch im Bausektor (SGH 2013b: 9f.) beträgt mindestens vier und höchstens fünf Wochen. 

Aber die Möglichkeiten, diesen Grundanspruch zu erhöhen, sind gering: Im Baugewerbe gibt 

es hierfür nur drei Möglichkeiten. Zum einen erhält ein Arbeiter für vier vollendete Arbeits-

jahre je einen Urlaubstag zusätzlich; zum zweiten erhalten Invaliden des Bürgerkriegs und 

Arbeitsinvaliden fünf zusätzliche Urlaubstage; und schließlich erhalten Mütter mit mindestens 

zwei Kindern von bis zu sieben Lebensjahren drei zusätzliche Urlaubstage. Es gibt keinerlei 

Erhöhung des Anspruches durch besondere Arbeitsbedingungen oder nach Komplexität der 

Arbeit. Zu Abfindungen steht im Tarifvertrag überhaupt nichts. 

Der Tarifvertrag des Baugewerbes übertrifft das gesetzliche Niveau in wesentlichen Punkten 

also entweder kaum oder schreibt noch nicht einmal das gesetzliche Niveau fest. Vor allem 

verhindert er nicht, dass die Beschäftigten in diesem Sektor insgesamt ein unterdurchschnittli-

ches Einkommen erzielen und selbst bei Gewerkschaftsmitgliedschaft meist für den Mindest-
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lohn arbeiten. Und für viele Arbeiter bestehen tarifliche Rechte in dieser Branche nur auf dem 

Papier, weil der Tarifvertrag nicht respektiert, also etwa Löhne monatelang nicht gezahlt wer-

den.  

Was die 39 Haustarifverträge angeht, die die SGH abgeschlossen hat (s.S.213), so haben sie 

nach Angaben der Gewerkschaft teilweise ein höheres Niveau an Rechten als der Branchenta-

rifvertrag, teilweise das gleiche (C1(b)). Mit Blick auf den Durchschnittslohn des Baugewer-

bes insgesamt ist jedoch zu bezweifeln, dass sie an der Gesamtsituation der Beschäftigten in 

der Branche Wesentliches ändern.  

Die Beschäftigten im Bausektor haben also niedrige tarifliche Leistungen und einen geringen 

Abstand zu gesetzlichen Rechten. Zunehmende oder abnehmende Tendenz bei Rechten: Auf 

der einen Seite wird der Bautarifvertrag für kroatische Verhältnisse recht oft erneuert. Aller-

dings ist dies seit Krisenbeginn 2008 erst einmal wieder gelungen, nämlich 2013. Und auf der 

anderen Seite ist die Tendenz beim grundlegenden Element des Lebensstandards der Beschäf-

tigten, beim Lohn, klar sinkend, da die Bauarbeiter seit Krisenbeginn Lohnverluste von 10%, 

20% oder 25% hinnehmen mussten (s.S.223). Ebenso ist der Durchschnittslohn im Bauge-

werbe, der schon vor Krisenbeginn unter dem kroatischen Durchschnitt lag, in den letzten 

Jahren noch einmal gefallen. Auch bei der Arbeitszeit gibt es im Tarifvertrag von 2013 im 

Vergleich zur Regelung von 2008 Verschlechterungen: Neu eingeführt wurde die Möglich-

keit, bei Schichtarbeit die tägliche Arbeitszeit auf bis zu 10 Stunden und die monatliche Ar-

beitszeit um bis zu 12 Stunden zu erhöhen; die wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden muss 

nur noch im Durchschnitt innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten erreicht werden (SGH 

2013b: 8; vgl. SGH 2008: 8). Eine Verschlechterung musste auch beim Jahresurlaub hinge-

nommen werden: Während sich der Urlaubsanspruch 2008 noch für zwei vollendete Arbeits-

jahre um einen Tag erhöhte, erhöht er sich nun nur noch für vier vollendete Arbeitsjahre um 

einen Tag (SGH 2013b: 10; vgl. SGH 2008: 9).  

Erfolge bei anderen Kampagnen: Die wichtigste Kampagne im Bausektor neben den Tarif-

verhandlungen ist der Kampf gegen fehlende Lohnzahlungen. Hier haben es die Gewerk-

schaften bisher nicht geschafft, systematische Lösungen durchzusetzen, weil sie nur eine 

Minderheit der Firmen organisieren. Es gibt lediglich Lösungen für einzelne Firmen, wo 

Streiks erfolgreich waren oder die staatliche Arbeitsinspektion auf gewerkschaftlichen Druck 

hin aktiv wurde. Aber im Allgemeinen bleibt auch der Staat inaktiv, und die Resonanz der 

Öffentlichkeit für diese Kampagne ist eher gering. 
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10.3.7 Interpretation der Zusammenhänge im Interview zur Gewerkschaftspolitik im 

Bausektor 

Die Ausgangsfrage war, welche Zusammenhänge es zwischen den vier Quellen von Gewerk-

schaftsmacht, ihrer Ausnutzung in Kämpfen und Verhandlungen sowie gewerkschaftlichen 

Erfolgen gibt. Im Falle des Bausektors ist die Informationslage über die stattgefundenen 

Kämpfe anders als bei INA, wo Interviews mit allen drei Gewerkschaften geführt werden 

konnten, eher dünn. Aus den vorhandenen Informationen ergibt sich folgendes Bild: 

Zunächst einmal ist die institutionelle Macht im Bausektor gering, weil die Gewerkschaften 

von vielen Unternehmen nicht anerkannt werden und auch der Tarifvertrag oftmals nicht res-

pektiert wird. Hinzu kommt durch die sehr unsichere Beschäftigungssituation in der Branche 

eine schwache Marktmacht und dadurch ein weiterer Faktor, der viele Arbeiter vom gewerk-

schaftlichen Engagement oder sogar von einer Mitgliedschaft abhält. Sowohl die fehlende 

Anerkennung der Gewerkschaften durch Unternehmen, die teilweise für den Fall des Gewerk-

schaftsbeitritts mit Entlassung drohen, als auch die schlechte Beschäftigungslage machen vie-

len Beschäftigten Angst sich zu engagieren. Beides zusammen schwächt die Organisations-

macht der Gewerkschaften und führt dazu, dass nur in einem kleinen Teil der Branche über-

haupt gewerkschaftlich organisiert gekämpft werden kann. Hinzu kommen organisatorische 

Schwierigkeiten bei Streiks aufgrund einer geringen Produktionsmacht.  

Aufgrund dieser schwachen Machtbasis gibt es im Bausektor zwar relativ viele Kämpfe – es 

ist eine der Branchen mit den meisten Schlichtungen, und fast wöchentlich werden Streiks 

organisiert - , es handelt sich hier aber um ständige Abwehrkämpfe, bei denen es meist nicht 

um die Verbesserung von Lebensbedingungen geht, sondern um die längere Nichtauszahlung 

von Löhnen. Aufgrund ihrer schwierigen Situation sind die Beschäftigten untereinander nicht 

allzu solidarisch; so bleiben die Kämpfe meist auf einzelne Firmen beschränkt, und Probleme 

werden nicht systematisch angegangen. 

Die Ergebnisse sind zum einen ein Tarifvertrag, der kaum über dem gesetzlichen Rechteni-

veau liegt und von vielen Unternehmen trotz Allgemeinverbindlichkeit nicht respektiert wird, 

zum zweiten das Fehlen einer systematischen Lösung in der Frage der fehlenden Lohnzahlung 

und insgesamt ein Einkommen, das unter dem nationalen Durchschnittseinkommen liegt. 

Es muss zumindest hinterfragt werden, ob es zutrifft, dass die Passivität der Mitgliedschaft 

maßgeblich verantwortlich für das Fehlen systematischer Lösungen und die fehlende Ver-

knüpfung zwischen den einzelnen Streiks ist. Angesichts der Streiks der letzten Jahre, über 
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die Informationen zu finden sind, erscheint es allerdings glaubwürdig, dass es diese Passivität 

gibt. Es handelte sich durch die Bank um Streiks nach einer längeren Nichtauszahlung von 

Löhnen: 

 Im April 2012 wurden die Spliter Firmen Monter Split und Monter Projekt, die 

Installationsarbeiten durchführen, wegen neun ausstehender Löhne und fehlen-

der Sozialabgaben von vier Jahren bestreikt (Liderpress, 16.4.2012). Ende Mai 

wurde das Konkursverfahren eröffnet (Profitiraj, 30.5.2012). 

 Im November 2012 streikten die Beschäftigten der Spliter Baufirma 

Konstruktor wegen sieben ausstehender Löhne (Večernji List, 6.11.2012). An-

fang Dezember brachen sie den Streik erfolglos ab, weil in den besetzten 

Räumen der Firma Strom und Wasser fehlten (Jovanović 2012).Schon im 

März 2013 wurde bei Konstruktor erneut gestreikt, weil die versprochenen 

Löhne immer noch nicht gezahlt wurden (Soldo 2013).  

 Im Oktober 2013 wurde dasselbe Unternehmen wegen acht ausstehender Löh-

ne und der außerordentlichen Kündigung von 29 Arbeitern bestreikt (Index, 

15.10.2013). Nach einem weiteren Streik von 22 Tagen wurde am 21.7.2014 

ein Abkommen zwischen der Unternehmensleitung und den Gewerkschaften 

SGH und NSG über die Auszahlung aller ausstehenden Löhne „in absehbarer 

Zeit“ abgeschlossen (Index, 21.7.2014). 

 Im Februar 2013 wurde das Unternehmen Coning in Varaždin wegen sieben 

ausstehender Löhne und fehlender Abgaben von 2010 bestreikt (Stojmenović 

2013). Der Streik endete im Mai 2013 erfolgreich – die mittlerweile neun aus-

stehenden Löhne wurden ausbezahlt (Večernji List, 27.5.2013).  

 Beim Unternehmen Ladić-Werner in Varaždin gab es im April 2013 wegen 

sieben ausstehender Löhne einen Streik. Der Gewerkschaftsvorsitzende beim 

Unternehmen, Ninoslav Špičko, unterstützte ihn nicht, weil die Nichtzahlung 

darauf zurückgehe, dass das Unternehmen keine neuen Aufträge habe und 

Kunden nicht zahlen würden (Regionalni Plus, 17.4.2013). 

Es dauert im Allgemeinen also tatsächlich lang, bis kroatische Bauarbeiter in Streik treten, 

selbst für ihre eigenen Interessen. Was die fehlende Verbindung zwischen den Kämpfen an-

geht, spielt aber auch die eigene Konzeptlosigkeit der Gewerkschaften eine Rolle: Auf Nach-
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frage wurde mitgeteilt, dass die SGH im Allgemeinen gar nicht versuche, die Kämpfe zu ver-

binden, weil sie leider noch nicht wisse, wie sie das tun solle (C1(b)). Eine Ausnahme ist der 

Konstruktor-Streik von 2012, bei dem die Arbeiter durch Gewerkschafter von Monter unter-

stützt wurden (hrt, 13.11.2012). 

Die Gewerkschaftsfragmentierung ist im Bausektor kein entscheidender Faktor, denn die 

SGH dominiert hier klar; NSG und Hausgewerkschaften sind auf einige wenige Firmen be-

schränkt. Im Falle des Konstruktor-Streiks 2012 gab es allerdings einen Konflikt zwischen 

SGH und NGS: Bis zum Streik war die NSG in dieser Firma mit etwa 700 Mitgliedern die 

größte Gewerkschaft. Sie unterstützte den Streik aber nicht, und die Arbeiter traten in großer 

Zahl in die SGH ein, von der sie Unterstützung erhielten (Večernji List, 6.11.2012). Auch in 

diesem Fall war die Gewerkschaftskonkurrenz also letzten Endes kein Hemmnis des Arbei-

terkampfes. 

Im Bausektor werden die Gewerkschaften also zum einen durch ihre objektiv schwache 

Machtbasis, zum anderen auch durch eigene Versäumnisse geschwächt. 
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10.4 Vergleich der gewerkschaftlichen Situation bei INA und in der Bauwirtschaft 

Im Folgenden werden die Machtquellen, Kämpfe und Erfolge der Gewerkschaften in beiden 

Bereichen systematisch verglichen. Begonnen wird mit den unterschiedlichen Ausprägungen 

der verschiedenen Machtquellen. 

Organisationsmacht bei INA Organisationsmacht im Bausektor 

Insgesamt hoch Insgesamt niedrig 

Hoher Organisationsgrad, aber Abnahme 

erwartet 

Geringer Organisationsgrad 

Stabile Mitgliedschaft Stabile Mitgliedschaft, aber Stabilität ab-

nehmend 

Stabile Finanzen Ausgeprägte finanzielle Probleme 

Keine ausgeprägten Spaltungen in der Mit-

gliedschaft 

Keine ausgeprägten Spaltungen in der Mit-

gliedschaft 

Passive Mitgliedschaft Passive Mitgliedschaft 

Ausgeprägte Gewerkschaftsfragmentierung Keine ausgeprägte Gewerkschaftsfragmentie-

rung 

Gute Zusammenarbeit der Gewerkschaften 

mit dem Betriebsrat, aber Spaltung in zwei 

Listen  

Gute Zusammenarbeit der dominierenden 

Gewerkschaft mit den Betriebsräten 

Gute Beziehungen der Gewerkschaften zu 

ihren Dachverbänden, aber nur von INAŠ als 

wichtig für Arbeit bei INA gesehen 

Gute Beziehung der dominierenden Gewerk-

schaft zum Dachverband 

Keine ausgeprägte Zusammenarbeit mit 

Bündnispartnern außerhalb von INA 

Nur eingeschränktes Interesse von Bündnis-

partnern an Gewerkschaftskampagnen 

Nützliche internationale Kontakte Nützliche internationale Kontakte 

Tabelle 1: Vergleich der gewerkschaftlichen Organisationsmacht in zwei Organisationsbereichen 
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Die Organisationsmacht ist bei INA durch den Organisationsgrad und die verfügbaren finan-

ziellen Mittel deutlich stärker als im Bausektor, während die Beziehungen der Gewerkschaf-

ten zu Bündnispartnern keine große Rolle spielen bzw. keine nennenswerten Unterschiede 

zeigen. Lediglich im Punkt Gewerkschaftsfragmentierung sieht es im Bausektor besser aus. In 

beiden Bereichen gibt es Probleme bei der Mobilisierung der Mitgliedschaft. 

Marktmacht bei INA Marktmacht im Bausektor 

Insgesamt hoch Insgesamt niedrig 

Geringe Erwerbslosigkeit Hohe Erwerbslosigkeit 

Überwiegend qualifizierte Beschäftigte Viele Geringqualifizierte, aber nicht leicht zu 

entlassen 

Befristete und prekäre Beschäftigung sind 

bedeutungslos 

Befristete und prekäre Beschäftigung sind 

weit verbreitet 

Keine Diskriminierung unterschiedlicher 

Beschäftigtengruppen 

Keine Diskriminierung unterschiedlicher 

Beschäftigtengruppen 

Tabelle 2: Vergleich der gewerkschaftlichen Marktmacht in zwei Organisationsbereichen 

Auch die Marktmacht ist bei INA deutlich höher als im Bausektor; dafür ist das unterschiedli-

che Ausmaß von Erwerbslosigkeit und befristeter und prekärer Beschäftigung ausschlagge-

bend. 
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Produktionsmacht bei INA Produktionsmacht im Bausektor 

Insgesamt hoch insgesamt niedrig 

Große volkswirtschaftliche Auswirkung von 

Streiks 

Geringe volkswirtschaftliche Auswirkung 

von Streiks 

Konkurrenz nur bei Tankstellen Konkurrenz durch Privatisierung der Branche 

Hohe Profitabilität Geringe Profitabilität 

Kleine Arbeitergruppen können viel beein-

flussen 

Kleine Arbeitergruppen können nicht viel 

beeinflussen 

Existenz von Zulieferern nicht bekannt Zulieferer durch Streiks in der Krise nicht 

betroffen (es gibt ohnehin keine Aufträge) 

Outsourcing schwächt Gewerkschaften Existenz von Outsourcing nicht bekannt 

Just-in-time-Produktion existiert Just-in-time-Produktion existiert nicht 

Teilautonome Gruppenarbeit existiert nicht Teilautonome Gruppenarbeit existiert nicht 

Großunternehmen Abnahme der Bedeutung von Großunter-

nehmen im gewerkschaftlichen Organisati-

onsbereich 

Tabelle 3: Vergleich der gewerkschaftlichen Produktionsmacht in zwei Organisationsbereichen 

Auch die Produktionsmacht ist bei INA in fast allen Punkten größer als im Bausektor. 
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Institutionelle Macht bei INA Institutionelle Macht im Bausektor 

Insgesamt hoch Insgesamt gering 

Gewerkschaften als Verhandlungspartner 

anerkannt 

Viele gewerkschaftsfeindliche Arbeitgeber 

Erfolgreiche Zusammenarbeit mit Gerichten, 

bei INAŠ wenig erfolgreiche Zusammenar-

beit mit dem Staatsvertreter im INA-

Management 

Zusammenarbeit mit Arbeitsinspektion und 

Arbeitsministerium, aber mit geringem Er-

folg 

Tabelle 4: Vergleich der institutionellen Macht der Gewerkschaften in zwei Organisationsbereichen 

Auch die institutionelle Macht der Gewerkschaften ist bei INA größer, weil die Gewerkschaf-

ten anerkannte Verhandlungspartner sind und außerdem erfolgreich die Gerichte nutzen, wäh-

rend im Bausektor Gewerkschaftsfeindlichkeit weit verbreitet ist und es kaum gelingt, andere 

Institutionen zu nutzen. 

Gewerkschaftliche Druckausübung bei INA Gewerkschaftliche Druckausübung im Bau-

sektor 

Insgesamt niedrig Insgesamt hoch 

Einziger Streik 2003, nur wenige Demonstra-

tionen 

Fast wöchentlich Streiks, aber auf einzelne 

Firmen beschränkt 

Tabelle 5: Vergleich der gewerkschaftlichen Druckausübung in zwei Organisationsbereichen 

Während die Machtpotentiale der Gewerkschaften im Bausektor erheblich schwächer ausge-

prägt sind als bei INA, ist die Kampfintensität in der Baubranche erheblich höher.  
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Gewerkschaftliche Erfolge bei INA Gewerkschaftliche Erfolge im Bausektor 

Insgesamt hoch Insgesamt niedrig 

Lohnniveau überwiegend über dem nationa-

len Durchschnitt und dem gesetzlichen Mi-

nimum 

Lohnniveau der gewerkschaftlich organisier-

ten Beschäftigten überwiegend gleich dem 

gesetzlichen Minimum oder etwas höher; 

Durchschnittslohn der Branche unter dem 

nationalen Durchschnitt  

Bestimmte Details zur Arbeitszeit (Schutz-

vorschriften) besser geregelt als im Gesetz 

Bei der Arbeitszeit bleibt vieles im Tarifver-

trag ungeregelt 

Sehr detaillierte Möglichkeiten, gesetzlich 

garantierten Urlaubsanspruch zu übertreffen 

Sehr wenige Möglichkeiten, gesetzlich ga-

rantierten Urlaubsanspruch zu übertreffen 

Anspruch auf höhere Abfindungen als ge-

setzlich garantiert 

Abfindungen im Tarifvertrag ungeregelt 

Stagnierendes Niveau an Rechten Sinkendes Niveau an Rechten 

Fehlende Lohnzahlung kein Problem Keine systematische Lösung für Problem 

fehlender Lohnzahlungen 

Keine Verhinderung von Outsourcing Keine Kampagne in dieser Frage 

Tabelle 6: Vergleich der gewerkschaftlichen Erfolge in zwei Organisationsbereichen  

Die gewerkschaftlichen Erfolge sind bei INA erheblich besser als im Bausektor, wo der Le-

bensstandard der Beschäftigten seit 2008 dramatisch gesunken ist; allerdings stagniert das 

Niveau des Erreichten bei INA, und die Gewerkschaften sind nicht in der Lage, den Outsour-

cing-Plänen des Managements ausreichenden Widerstand entgegenzusetzen 

Insgesamt zeigt dieser Vergleich, dass die Gewerkschaften bei INA über ein erheblich höhe-

res Machtpotential in allen vier Punkten verfügen und gleichzeitig erheblich bessere Ergeb-

nisse erzielen als die Gewerkschaften im Bausektor – und das trotz einer deutlich geringeren 

Kampfintensität. Das Niveau des Erreichten ist für die Gewerkschaften dennoch nicht zufrie-

denstellend; insbesondere sind sie nicht in der Lage, geschäftlichen Entscheidungen des Un-

ternehmens wie dem Outsourcing der Tankstellen etwas entgegenzusetzen. Dazu tragen ihre 

eigene Fragmentierung, ihre fehlende Kampftradition und eine passive Mitgliedschaft bei, wie 
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die Darstellung der Situation bei INA gezeigt hat. Daher ist es auch fragwürdig, das hohe Ni-

veau der INA-Beschäftigten an tariflich garantierten Rechten in erster Linie gewerkschaftli-

cher Macht und ihrer Ausnutzung zuzuschreiben. Im Bausektor demgegenüber ist nicht nur 

die objektive Machtbasis schwach; hinzu kommt die Konzeptlosigkeit der Gewerkschaften 

bei der Zusammenführung der isolierten Abwehrkämpfe. 

10.5 Fazit 

Aus der Untersuchung zweier gewerkschaftlicher Organisationsbereiche in Kroatien geht zu-

nächst hervor, dass die verschiedenen Quellen gewerkschaftlicher Macht in verschiedenen 

Bereichen stark unterschiedlich ausgeprägt sind und dass mit diesen Unterschieden auch teils 

extreme Unterschiede im Niveau der Rechte und des Lebensstandards der Beschäftigten kor-

relieren. Daraus folgt jedoch kein Kausalzusammenhang der Art, dass große Macht in Kämp-

fen und Verhandlungen ausgenutzt wird und darüber zu großen Rechten führt, während eine 

geringe Gewerkschaftsmacht zu Kämpfen mit geringen Erfolgen führt. Der zweite der ge-

nannten Zusammenhänge ist noch am ehesten auszumachen: Die Bauindustrie ist eine Bran-

che mit geringer Gewerkschaftsmacht und vielen Schlichtungen und Streiks, die jedoch nicht 

besonders erfolgreich sind. Dabei spielt das geringe Niveau der gewerkschaftlichen Macht 

eine bedeutende Rolle: So werden systematische Lösungen in der Frage der fehlenden Lohn-

zahlung durch den geringen Organisationsgrad behindert; Streiks werden aufgrund des gerin-

gen Aktivitätsgrades der Mitgliedschaft zu spät begonnen und bleiben gewöhnlich auf einzel-

ne Firmen beschränkt. Der geringe Aktivitäts- und Organisationsgrad sind nicht zuletzt durch 

die Angst der Beschäftigten vor Entlassungen verursacht – zum einen ist die Erwerbslosigkeit 

in der Branche tatsächlich hoch, zum anderen gibt es viele gewerkschaftsfeindliche Unter-

nehmen, die im Falle eines Beitritts mit Entlassung drohen. Insbesondere die Schwäche der 

Organisations-, Markt- und institutionellen Macht verringert also die Möglichkeiten, in 

Kämpfen oder Verhandlungen etwas zu erreichen. 

Doch auch hier kommen eigene Versäumnisse der Gewerkschaften hinzu, die selbst nicht viel 

für die Verknüpfung der isolierten Kämpfe tun, weil sie dafür keine Konzepte haben. Der 

eigene Anteil der Gewerkschaften an Problemen wird im Falle von INA noch deutlicher, wo 

die nach wie vor sehr hohe Gewerkschaftsmacht kaum in Kämpfen und Verhandlungen aus-

gespielt wird. Seit 2003 ist nicht mehr gestreikt worden, und nur 2012 wurde in Verhandlun-

gen mit Streik gedroht. Dass INA nach wie vor einen der besten Tarifverträge in Kroatien hat, 

ist daher eher auf die Profitabilität des Unternehmens und seine Vergangenheit als geschütztes 
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Staatsunternehmen zurückzuführen. Problematisch wirkt sich vor allem die Spaltung in drei 

Gewerkschaften aus, die mit Spaltungen zwischen verschiedenen Beschäftigtengruppen ein-

hergeht: 2013 blieben die Beschäftigten der Tankstellen und ihre Gewerkschaft mit ihren Pro-

testen gegen Outsourcing-Pläne isoliert – die anderen beiden Gewerkschaften setzten diesen 

Plänen nichts entgegen. INA wird in dieser Arbeit nicht zuletzt deshalb untersucht, um 

Trendaussagen machen zu können: Es handelt sich hier um ein Unternehmen, wo der Privati-

sierungsprozess noch im Gange ist, während er anderen öffentlichen Unternehmen mit eben-

falls sehr hoher Gewerkschaftsmacht noch bevorsteht. Das Beispiel INA zeigt, dass nicht zu 

erwarten ist, dass die Gewerkschaften in Zukunft in Bereichen mit hohem Machtpotential ihre 

Machtquellen für erfolgreiche Kämpfe nutzen werden. Laut dem Dachverband NHS werden 

auch in den anderen öffentlichen Unternehmen, wo die Gewerkschaften stark sind, wie dem 

Stromversorger HEP, und ebenso in einigen mittlerweile privatisierten strategisch wichtigen 

Unternehmen wie Podravka Probleme gewöhnlich im Dialog gelöst – große Kampftraditionen 

haben die Gewerkschaften also auch hier nicht (Eigenes Interview mit dem NHS, E1). INA ist 

also durchaus repräsentativ für diesen Bereich. Die Bauindustrie wiederum ist mit ihrem sehr 

geringen Organisationsgrad ein Extremfall innerhalb des Privatsektors, und Extremfälle ver-

anschaulichen bestimmte Punkte besonders gut. Im verarbeitenden Gewerbe oder im Handel 

ist beispielsweise der Organisationsgrad zwar etwas höher, aber immer noch erheblich niedri-

ger als im öffentlichen Sektor, und Probleme wie fehlende Lohnzahlungen sind hier ebenfalls 

präsent. 

Insgesamt wird deutlich: In Kroatien gibt es kein hegemoniales Projekt, das alle Beschäftigten 

konsensual einbinden würde – es gibt lediglich selektive Einbindungsstrategien für bestimmte 

Gruppen. Dies geht aus den teilweise extremen Unterschieden in den Arbeitsbedingungen 

hervor. Die Gewerkschaften reproduzieren diese Situation bisher durch eine klientelistische 

Politik, die Spaltungen quer durch die Organisationsbereiche hindurch befördert, was etwa die 

Ausgrenzung der Tankstellenarbeiter bei INA zeigt. Dies schwächt ihre Möglichkeiten, Teil 

eines gegenhegemonialen Projekts in Kroatien zu werden, und reproduziert bestehende 

Machtverhältnisse.
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11. Gewerkschaftliche Kooperation mit der Studierendenbewegung und der 

Frauenbewegung 

11.1 Fallauswahl 

Im folgenden Kapitel wird dargestellt, inwieweit es gelungen ist, Bündnisse der Gewerkschaf-

ten mit der Studierendenbewegung und der Frauenbewegung zu schließen und inwieweit sol-

che Bündnisse die Gewerkschaften bzw. ihre Macht gestärkt haben. Letzten Endes geht es 

hier darum, inwieweit es den Gewerkschaften gelingt, einen Beitrag zu einem gegenhegemo-

nialen Bündnis zu leisten und ihre eigenen Interessen mit denen anderer sozialer Bewegungen 

zu verknüpfen. Dabei wird die Frauenbewegung, wo es in Form der gewerkschaftlichen Frau-

ensektionen Ansätze einer institutionalisierten Kooperation gibt, mit der Studierendenbewe-

gung verglichen, wo diese Institutionalisierung fehlt. 

 Aus ersten Kontakten und Gesprächen 2011 war zu erfahren, dass es gewerkschaftliche Frau-

ensektionen gibt, die regelmäßig mit feministischen Organisationen zusammenarbeiten; auf 

der anderen Seite äußerten sich studentische Aktivistinnen und Aktivisten sehr kritisch über 

die Rolle der Gewerkschaften im Rahmen der Bewegung gegen Studiengebühren 2009. Die 

Stabilität der Kooperation als unabhängige Variable kann also mit Hilfe dieser zwei Fälle va-

riiert werden. Die politischen Rahmenbedingungen als intervenierende Variable können zwi-

schen den Fällen konstant gehalten werden, denn auf der einen Seite wurden in den 1990er 

Jahren Studiengebühren eingeführt, auf der anderen Seite gab es Angriffe auf den erreichten 

Stand der Frauenemanzipation unter der konservativen Regierung der 1990er Jahre – beide 

Bewegungen befinden sich also in der Defensive.  

Auch aus forschungspraktischen Gründen war die Untersuchung dieser Fälle naheliegend, 

weil hier der Kontakt zu Interviewpartnern sehr schnell und einfach herzustellen war. 

Außerdem war erneut wie beim Branchenvergleich die zukünftige Relevanz der zugrundelie-

genden Konflikte ausschlaggebend – von dieser ist auszugehen, weil eine vollständige Ab-

schaffung von Studiengebühren nach wie vor nicht durchgesetzt ist und weil die Diskriminie-

rung von Frauen etwa auf dem Arbeitsmarkt (s.o. S.131ff.) nach wie vor sehr ausgeprägt ist. 

Schließlich sind beide Themenfelder für Gewerkschaften relevant, weil die Diskriminierung 

von Frauen und die Probleme des Bildungswesens eine negative Auswirkung auf die Markt-

macht der Gewerkschaften haben. Es muss allerdings noch geklärt werden, in welchem Sinne 

die Studierendenbewegung und die Frauenbewegung in Kroatien soziale Bewegungen sind. 
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Nach Rudolf Heberle ist eine soziale Bewegung das „…kontinuierliche Agieren auf radikale 

Erneuerung der Gesellschaft hin durch eine Anzahl von Personen, die nicht formal organisiert 

sind (z.B. in einer Partei), jedoch ein Wir-Gefühl entwickeln.“
89

 (Fuchs-Heinritz 2011: 93). 

Studierendenbewegung und Frauenbewegung agieren kontinuierlich: Die feministische Be-

wegung gibt es in Kroatien seit den 1970er Jahren, die Studierendenbewegung seit 2008. Ihr 

Ziel ist eine radikale Erneuerung der Gesellschaft: im ersten Fall die Überwindung patriarcha-

ler Verhältnisse, im zweiten Fall die Überwindung insbesondere der sozialen Ungleichheit im 

Bildungswesen. Die Personen, die an den Bewegungen teilnehmen, sind nicht in einer einzi-

gen formalen Organisation vereinigt, wenn auch insbesondere an der feministischen Bewe-

gung Organisationen beteiligt sind. Ein „Wir-Gefühl“ ist bei der Frauenbewegung beispiels-

weise daran erkennbar, dass ein großer Teil der beteiligten Organisationen sich im Frauen-

netzwerk als Dachorganisation zusammengeschlossen hat, und bei der Studierendenbewegung 

daran, dass etwa das studentische Plenum an der Universität Zagreb die Kontinuität des En-

gagements für studentische Belange sichert (belegt werden diese Punkte im weiteren Verlauf 

des Kapitels). 

Neue soziale Bewegungen sind diese Bewegungen jedoch nur in dem Sinne, dass sie neueren 

Datums, also seit den 1970er Jahren entstanden sind. Oftmals wird neuen sozialen Bewegun-

gen jedoch auch zugeschrieben, anders als die „materialistische“ Arbeiterbewegung im Na-

men von „postmaterialistischen“ Werten wie Selbstbestimmung zu protestieren (ebd.: 94). 

Dies trifft auf die kroatische Frauenbewegung und Studierendenbewegung nicht zu, denn die 

Studierendenbewegung legt ihren Schwerpunkt auf soziale Ungleichheit im Bildungswesen 

bzw. die Forderung nach kostenloser Bildung, und ein Schwerpunkt der Frauenbewegung ist 

die Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. 

11.2 Gewerkschaftliche Kooperation mit der Studierendenbewegung 

11.2.1 Das kroatische Bildungssystem 

Ab dem ersten Lebensjahr können Kinder in Kroatien eine Vorschule besuchen; bis zur 

Grundschule können sie dort bleiben oder in den Kindergarten gehen (Baljkas et al. 2010: 1). 
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Dies ist die einfachste und für die Zwecke dieser Arbeit brauchbarste Definition. Die Definition von Otthein 

Rammstedt ist mit allzu vielen Aspekten überladen: So gehört es nach dieser Definition zu den Merkmalen sozi-

aler Bewegungen, ihren Protest nicht direkt gegen die Ursachen der Missstände zu richten (Fuchs-Heinritz 2011: 

93). Um dies zu überprüfen, müsste man sich darauf verständigen, was die Ursachen der jeweiligen Missstände 

überhaupt sind, also im Falle der Frauenbewegung etwa: Was sind die Ursachen frauenspezifischer Probleme? 

Und darauf sind durchaus verschiedene Antworten möglich. 
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Die Kindergärten stehen unter staatlicher Aufsicht; mittlerweile gibt es auch einige vom Staat 

bezuschusste private Kindergärten. Der Besuch von Kindergarten und Vorschule ist freiwillig; 

der Besuch wird den Eltern allerdings nahegelegt, damit die Kinder früh soziale Kompetenzen 

aufbauen können. Die Vorschule wird von 99% der Kinder besucht und dient der Vorberei-

tung auf die Grundschule durch die Entwicklung kognitiver Fertigkeiten und durch musische 

Erziehung. 

2007 wurde die achtjährige Schulpflicht auf elf Jahre angehoben. Normalerweise zwischen 

dem 6. und 15. Lebensjahr wird die kostenlose Grundschule besucht. Ein Problem ist hier, 

dass die Eltern für die Anschaffung aller Unterrichtsmaterialien selbst verantwortlich sind und 

diese sehr teuer sind (ebd.). 

Nach der Grundschule, die aus Primarstufe und Sekundarstufe I besteht, folgt eine verpflich-

tende Sekundarstufe II, die in drei Schularten absolviert werden kann: im Gymnasium mit 

Zentralabitur nach mindestens vier Jahren, in berufsbildenden Schulen mit einer ein- bis fünf-

jährigen Ausbildung (am längsten werden Technische Schulen besucht, nämlich vier Jahre) 

oder in der Kunstschule, die mindestens vier Jahre zu besuchen ist.  Die Absolventinnen und 

Absolventen von Technischen Schulen und Kunstschulen müssen eine Abschlussarbeit einrei-

chen; erfolgreiche Schülerinnen und Schüler können anschließend zum Zentralabitur antreten, 

falls sie studieren wollen. 1995 wurde außerdem die Möglichkeit einer dualen Berufsausbil-

dung eingeführt (ebd.). 

Mit bestandenem Zentralabitur ist der Besuch einer Universität möglich. In Kroatien gibt es 

fünf: Zagreb, Rijeka mit Außenstellen in Opatija und Pula, Osijek, Zadar sowie Split mit Au-

ßenstelle in Dubrovnik. Nach der Einführung des Bologna-Systems werden sechssemestrige 

Studiengänge als Grundstudium angeboten, die mit dem Bachelor abschließen (in Kroatien 

Vordiplom-Studien genannt, s.u. S.241); das Aufbaustudium umfasst ca. vier Semester und 

endet mit dem Master (in Kroatien Diplom-Studien genannt, s.u. S.241). Einige wenige Studi-

engänge, die 4+1-Studien, wurden nicht dem Bologna-Prozess angepasst. Die Organisation 

der Universitäten ist unabhängig von Bologna stark verschult: Es gibt vorgegebene Stunden-

pläne und klassenartige Verbände. Auf die wachsende Zahl von Studienbewerberinnen und –

bewerbern wurde mit Zulassungsbeschränkungen reagiert: Im Zentralabitur muss in fünf Fä-

chern eine bestimmte Punktezahl erreicht werden; die Hochschulen berücksichtigen die Fä-

cher Kroatisch (100 Punkte), Mathematik (150 Punkte) und eine Fremdsprache (100 Punkte), 

und je nach Studiengang kommen zwei weitere Fächer hinzu. 
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Auf die fehlende Verknüpfung von Bildungssystem und Arbeitsmarkt wurde bereits oben im 

Kapitel über Marktmacht eingegangen. Ein weiteres Problem ist die Abwanderung vieler kro-

atischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vor allem nach Westeuropa, weil dort Be-

zahlung, Arbeits- und Forschungsbedingungen besser sind. Hinzu kommt die insbesondere im 

Hochschulwesen verbreitete Korruption: Am 19.9.2008 wurden fast 100 Personen vorläufig 

festgenommen, weil sie im Verdacht standen, für Prüfungsleistungen und Einschreibungen in 

zulassungsbeschränkten Fächern Bestechungsgelder gezahlt oder angenommen zu haben. An-

geklagt wurden schließlich 33 Personen (ebd.).  

Zunehmende Kritik entstand in den letzten Jahren an der hohen sozialen Ungleichheit im kro-

atischen Hochschulsystem, insbesondere an den Studiengebühren, die Anfang der 1990er Jah-

re zu Tuđmans Regierungszeit eingeführt wurden. Zu dieser Zeit wurden sie nur von 10% der 

Studierenden bezahlt; bis 2009 wuchs der Anteil der gebührenzahlenden Studierenden auf 

60% (Eigenes Interview mit einem Vertreter der Studierendenbewegung, A1; im Folgenden: 

A1). Dabei betrugen sie zwischen 500 und 1200 Euro pro Jahr – bei einem Durchschnittslohn 

von 600 bis 700 Euro (ebd.). Diese Gebühren erschweren Kindern ärmerer Familien den Zu-

gang zur Universität; besonders kompliziert ist es für Menschen aus ländlichen Gebieten, die 

in die wenigen Universitätsstädte ziehen müssen und dadurch hohe Lebenshaltungskosten 

haben. Eine zusätzliche Erschwernis wird im Bologna-System gesehen, das es sehr schwer 

mache, neben dem Studium zu arbeiten (ebd.). Eine Studie von 2012 zeigt, dass die kroati-

schen Studiengebühren nach wie vor im europäischen Vergleich relativ hoch sind: Sie liegen 

zwischen 672 und 1344 Euro im Jahr
90

. Im ersten Jahr des Bachelor-Studiums müssen sie 

nicht gezahlt werden; in den Folgejahren werden – nach der Regelung für die akademischen 

Jahre 2012/13, 2013/14 und 2014/15 nur diejenigen Studierenden von ihnen befreit, die im 

Vorjahr mindestens 55 ECTS-Punkte (bei anerkannter Behinderung 30) erreicht haben. 

Gleichzeitig erhalten bisher nur 4% der ordentlichen Studierenden ein staatliches Stipendium 

(Jarić-Dauenhauer 2012). Im Ergebnis wünscht jeder fünfte kroatische Studierende ein Studi-

um im europäischen Ausland; hier betragen die Studiengebühren dort, wo es sie gibt, im 

Durchschnitt 1000 Euro jährlich (Martinović 2013). 

Eine Studie des Ökonomischen Instituts der Universität Zagreb zeigte Ende 2009, dass der 

sozio-ökonomische Status der Familie einen großen Einfluss auf den Erfolg des Studiums hat: 

70% der Kinder von Managerinnen und Managern und Wissenschaftlerinnen und Wissen-

                                                           
90

 Bei einem durchschnittlichen monatlichen Haushaltseinkommen von 890 Euro (Novi List, 9.7.2012). 
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schaftlern schließen ihr Studium ab gegenüber 50% der Kinder von unqualifizierten und ge-

ringqualifizierten Arbeiterinnen und Arbeitern und 45% der Kinder aus Familien, in denen 

beide Elternteile nicht erwerbstätig sind (Matković et al. 2009: 225). Allerdings sind Studien-

gebühren hierbei nicht der entscheidende Faktor: Die Unterschiede im erfolgreichen Studien-

abschluss zwischen Studierenden mit unterschiedlichem sozio-ökonomischem Hintergrund 

sind unter denjenigen, die keine Studiengebühren zahlen, sogar größer als unter denjenigen, 

die welche bezahlen. Studierende mit niedrigem sozio-ökonomischem Status, die Studienge-

bühren bezahlen, schließen ihr Studium häufiger erfolgreich ab als diejenigen mit gleichem 

sozio-ökonomischem Hintergrund, die keine Studiengebühren bezahlen. Dies kann dadurch 

erklärt werden, dass sich für Studiengänge mit Studiengebühren eher solche Studierende mit 

niedrigem Status einschreiben, die sehr motiviert sind, und für Studiengänge ohne Studienge-

bühren auch solche, die die sonstigen Kosten des Studiums unterschätzen (ebd.: 229ff.). Die 

Autoren schließen daraus, dass finanzielle Hilfen des Staates für Studierende eher am Bedarf 

als an der Belohnung für Erfolge während des Studiums ausgerichtet sein müssten (ebd.: 234). 

Eine Studie des Instituts für Bildungsentwicklung von 2014 zeigt, dass 40% der Studierenden 

in Kroatien den sozio-ökonomischen Status ihrer Eltern als hoch einschätzen und 41% als 

mittel; nur 19% schätzen ihn als niedrig ein (Farnell et al. 2014: 20). Leider gibt es keine Un-

tersuchung zum Anteil der Arbeiterkinder an den kroatischen Studierenden. 

Obwohl also Studiengebühren wahrscheinlich nicht der allein ausschlaggebende Faktor für 

die soziale Ungleichheit im kroatischen Hochschulsystem sind, entstand in Kroatien in den 

letzten Jahren eine studentische Protestbewegung, die vor allem ab 2009 die Frage der Studi-

engebühren ins Zentrum rückte. 

11.2.2 Zu den Studierendenprotesten 2009, ihrer Vorgeschichte und der anschließenden 

Entwicklung 

Vor 2008 gab es Studierende in Kroatien als organisierte Kraft nicht (Kapović 2010). Dies 

änderte sich Anfang 2008 mit der Kampagne gegen den kroatischen NATO-Beitritt. An der 

Philosophischen Fakultät in Zagreb wurde die Kampagne antiNATO ffzg ins Leben gerufen, 

die an der öffentlichen Anti-NATO-Kampagne, an der Sammlung von 125.000 Unterschriften 

für ein Referendum über den NATO-Beitritt und an der Organisation einer Demonstration 

gegen den Besuch George W. Bushs teilnahm. Diese studentischen Aktivitäten waren der 

Anstoß, sich auch vermehrt mit Bildungspolitik zu beschäftigen. 
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Mate Kapović teilt die bisherige Entwicklung der Bewegung in sechs Phasen ein; dabei sind 

seine Kriterien anscheinend sowohl bestimmte Aktionen als auch damit verknüpfte Forderun-

gen:  

In der ersten Phase der Studierendenbewegung ging es vor allem um Kritik an der Einführung 

der Bologna-Reformen an den kroatischen Universitäten. Dabei spielte die Bolonjska Sekcija 

(Bologna-Sektion) an der Philosophischen Fakultät eine große Rolle; sie arbeitete eng mit der 

mathematisch-naturwissenschaftlichen Fakultät zusammen. Beide arbeiteten auch bei der Or-

ganisation der ersten großen studentischen Demonstration seit 1991 am 7.5.2008 zusammen, 

an dem 5000 Menschen teilnahmen. Laut Mate Kapović handelte es sich allerdings um eine 

Demonstration mit sehr allgemein gehaltenen Forderungen; gerade deswegen hätten wahr-

scheinlich so viele Menschen teilgenommen (ebd.). Der Anlass der Demonstration war die 

Ankündigung, dass die Diplomstudiengänge von allen Studierenden bezahlt werden sollten, 

sogar von denen, die den Vordiplom-Studiengang kostenlos studiert haben.
91

 Dazu kam das 

Chaos an der Universität im Zuge der Einschreibung der ersten Generation von Bolgna-

Studierenden. Es gab um diese Zeit bei den Studierenden noch einen langen Katalog von For-

derungen, und sie verließen sich noch auf die offizielle studentische Vertretung Hrvatski 

Studentski Zbor (wörtlich übersetzt Kroatische Studentische Versammlung, entspricht etwa 

dem deutschen Verfasste Studierendenschaft
92

) bzw. diejenigen ihrer Vertreterinnen und Ver-

treter, die nicht der Regierungspartei HDZ nahestanden (solche nicht HDZ-nahen VertreterIn-

nen gab es in Zagreb nur an den zwei genannten Fakultäten). Studentski Zbor wurde 1996 auf 

der Basis eines vom kroatischen Parlament beschlossenen Gesetzes eingerichtet und war als 

Gremium konzipiert, das von politischen Parteien benutzt werden sollte, um politische Pro-

zesse an den Universitäten zu kontrollieren (A1). Von Anfang an wurden die Wahlen vom 

Jugendverband der HDZ kontrolliert, und Studentski Zbor kontrollierte auch Gelder und Inf-

rastruktur für studentische Projekte. Das Gremium galt als sehr korrupt, und Vorwürfe der 

Wahlfälschung wurden erhoben (ebd.). 
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 Im Zuge der Bologna-Reformen wurden die kroatischen Studiengänge in Vordiplom- und     

Diplomstudiengänge eingeteilt (3+2 oder 4+1 Jahre) (ebd.). 
92

 Nach der Selbstdarstellung von Studentski Zbor handelt es sich um die einzige legitime Vertretung aller Stu-

dierenden in Kroatien. Nach der gesetzlichen Einrichtung 1996 habe das kroatische Parlament mit dem Gesetz 

über Studentski Zbor und andere studentische Organisationen (Zakon o Studentskom Zboru i drugim studentskim 

organizacijama) Studentski Zbor 2007 als gewähltes studentisches Vertretungsgremium definiert, das die Inte-

ressen der Studierenden schütze, in universitären Gremien mitentscheide und die Studierenden im System der 

höheren Bildung vertrete. Das Gremium beschäftigt sich unter anderem mit kulturellen studentischen Aktivitä-

ten, Sozialprogrammen für Studierende und Stellungnahmen zu Gesetzen, die die Situation von Studierenden 

betreffen (HSZ, o.J.). 
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Am Tag vor der Demonstration wurden Studierende zu einem Treffen ins Bildungsministeri-

um eingeladen; danach erklärte das Ministerium, alle studentischen Forderungen seien erfüllt 

worden, was nicht der Wirklichkeit entsprach (Kapović 2010). Infolge der Demonstration 

wurde dann die Bezahlung der Diplomstudiengänge durch die Studierenden für das nächste 

akademische Jahr aufgegeben. Kapović hält als wichtigste Resultate der Demonstration die 

wachsende Kritik an Studentski Zbor und die Einsicht in die Sinnlosigkeit von Verhandlun-

gen mit dem Ministerium fest sowie die Erkenntnis, dass kein größerer Forderungskatalog 

aufgestellt werden sollte, in dem einzelne Forderungen untergehen. Außerdem wurde die An-

sicht widerlegt, die Studierenden seien politisch passiv (ebd.). Zu dieser Zeit stand noch die 

Forderung nach der Abschaffung des Bologna-Systems noch im Vordergrund und nicht die 

Forderung nach kostenloser, staatlich finanzierter Bildung. Internationale Vernetzung und die 

Zusammenarbeit mit anderen kroatischen Städten fehlten ebenfalls noch. 

Die zweite Phase der Bewegung begann im Herbst 2008 und hatte ihren Höhepunkt mit den 

studentischen Demonstrationen am 5.11.2008 in Zagreb und Pula (ebd.). In Zagreb nahmen 

diesmal nur 1500 Menschen teil – nach Kapovićs Einschätzung deswegen, weil es diesmal 

nur eine einzige Forderung gab, nämlich die nach kostenloser Bildung. Dies war für Kroatien 

eine neue, seit Anfang der 1990er Jahre nie erhobene Forderung. In der Öffentlichkeit wurde 

diese Demonstration nicht besonders stark wahrgenommen, aber die Aktivitäten an der Philo-

sophischen Fakultät gingen danach weiter. Außerdem wurden die Aktivitäten anders als im 

Mai diesmal über Zagreb hinaus ausgeweitet – in Pula nahmen 500 Menschen teil. Die Protes-

te wurden darüber hinaus international koordiniert – sie fanden am Internationalen Tag des 

Kampfes gegen die Kommerzialisierung der Bildung statt. Studentski Zbor war nicht mehr 

beteiligt; es gab allerdings noch offizielle Pressesprecher. 

Die dritte Phase der Bewegung begann mit den Vorbereitungen auf die Fakultätsbesetzungen 

des Frühjahrs 2009. Im April und Mai 2009 wurden etwa 20 Fakultäten in acht kroatischen 

Städten besetzt; dabei handelte es sich um eine der größten studentischen Aktionen europa- 

und weltweit in diesem Jahr. Laut Kapović wurden die Studierenden in Kroatien damit zum 

wichtigen politischen Faktor (ebd.). Studentski Zbor spielte in dieser Bewegung keine Rolle; 

vielmehr war sie auf direkt-demokratische Weise, in Plena und Arbeitsgruppen, organisiert. 

Anders als 2008 wurden Verhandlungen mit dem Ministerium abgelehnt, und es gab nur eine 

einzige Forderung, nämlich die nach kostenloser, vollständig öffentlich finanzierter Bildung. 

Zwei Erfolge wurden mit diesen Blockaden erreicht: Zum einen wurden erneut kostenlose 
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Diplomstudiengänge für alle zugesichert, zum anderen die Verhinderung des Gesetzes über 

die Universität, das eigentlich in aller Eile bis zum Sommer 2009 in Kraft treten sollte.  

In Zagreb handelte es sich bei diesen Aktionen vorwiegend um eine Bewegung der Philoso-

phischen Fakultät (A1); es gab noch einige weitere Fakultäten, die für einige Tage oder eine 

Woche den Vorlesungsbetrieb unterbrachen, nämlich die Politikwissenschaftliche Fakultät, 

die Fakultät für Architektur und die Fakultät für Landwirtschaft. An einigen Fakultäten wur-

den die Aktionen unterbunden, etwa an der Fakultät für Kroatische Studien; diese liegt am 

Zagreber Campus, der über einen eigenen Sicherheitsdienst verfügt. Als dort Blockaden ver-

sucht wurden, verschloss der Dekan die Eingangstür und rief den Sicherheitsdienst (ebd.). 

Studentski Zbor war auf Ebene der Zagreber Universität gegen die Blockaden – mit dem Ar-

gument, man dürfe Unbeteiligten nicht den Zugang zu Vorlesungen verwehren (A1). Auf der 

Ebene der Philosophischen Fakultät stand das Gremium nicht in Opposition zu den studenti-

schen Aktionen, weil seine Mitglieder selbst oppositionellen studentischen Gruppierungen 

angehörten (ebd.). Auch an einigen anderen kroatischen Universitäten war Studentski Zbor 

nicht gegen die Blockade; treibende Kraft war das Gremium jedoch in keinem Fall. Dies war 

an der Philosophischen Fakultät in Zagreb das studentische Plenum. Von der Seite der studen-

tischen Aktivisten wird es als legitime demokratische Einrichtung betrachtet:  

„…der größte Hörsaal an der Fakultät ist für 350 Personen ausgerichtet. Und während der 

ersten zwei Wochen waren immer zwischen 600 und 900 Personen auf den Plena. Und außer-

dem sollte man berücksichtigen, dass jeder eingeladen war, dass man kein Student oder Mit-

glied der Fakultät sein musste. Daher kamen Studierende der ganzen Zagreber Universität, 

und normale Bürger kamen ebenfalls, weil man sagte, dass sei irgendwie ein großes Ding“ 

(ebd.). 

 Nicht lang nach dem Ende der eigenen Aktionen kam es zur Unterstützung der Studierenden 

für protestierende Bauern – der erste Schritt zur Ausweitung der Bewegung über den Rahmen 

der Universität hinaus (Kapović 2010). Den Bauern ging es dabei darum, beim Landwirt-

schaftsministerium höhere Preise für Weizen durchzusetzen (A1).
93

  

Die vierte Phase der Bewegung begann mit den Vorbereitungen für neue Blockadeaktionen 

im Herbst 2009 (Kapović 2010). Dabei wurden etwa 10 Fakultäten in vier Städten blockiert. 

Es ging diesmal nicht nur um die Forderung nach kostenloser Bildung, sondern thematisiert 
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Dies ist allerdings eine Vermutung; genau kann sich der Interviewpartner nicht erinnern. 
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wurde auch der neue Entwurf des Gesetzes über die Universität, in dem eine Verminderung 

der Autonomie der Universität sowie eine weitere Neoliberalisierung und Kommerzialisie-

rung der Bildung gesehen wurde. Die Studierenden thematisierten dieses Gesetzesvorhaben 

damit vor der wissenschaftlichen Gemeinschaft (ebd.).  

Im Zuge dieser zweiten Blockadewelle begann auch eine intensivere Zusammenarbeit mit 

kämpfenden Arbeiterinnen und Arbeitern; Anfang 2010 wurden diese Kontakte noch intensi-

ver (Kapović 2010). An der Philosophischen Fakultät in Zagreb fand während dieser Blocka-

de auch das erste Bauernplenum während eines Protestes der Milchbauern statt. Nach dem 

Ende dieser Blockadewelle verstetigte sich die Bewegung über die Zeiten spektakulärer 

Kämpfe hinaus, was sich in Podiumsdiskussionen, Arbeitsgruppen und Aktionen zeigte. 

Anfang 2010 begann die fünfte Phase der Bewegung mit der Intensivierung der Kontakte mit 

Arbeiterinnen und Arbeitern (ebd.). Besonders wichtig dabei ist die landesweite Arbeitsgrup-

pe für direkte Demokratie. Im Zuge dieser Zusammenarbeit kam es auch zu einer regen publi-

zistischen Aktivität studentischer Aktivisten, etwa auf dem Internetportal Slobodni Filozofski 

(Freie Philosophische Fakultät). Mit der Broschüre Blokadna Kuharica (Blockadekochbuch), 

veröffentlicht während der Herbstblockaden 2009,  wird versucht, das Modell der ersten Blo-

ckadewelle 2009 bekannt zu machen; es wurde bereits ins Deutsche und Englische übersetzt. 

In Belgrad wurde mit Zagreber Unterstützung versucht, das erste Mal seit 2006 an der Philo-

sophischen Fakultät das Plenum als Entscheidungsgremium zu installieren. Am 30.3.2010 

fand eine studentische Demonstration für kostenlose Bildung statt; erneut wurden damit kos-

tenlose Diplom-Studiengänge für alle durchgesetzt, darüber hinaus wurde zum ersten Mal 

durchgesetzt, dass das erste Jahr des Vordiplom-Studiums kostenlos sein soll (ebd.). 

Im Herbst 2010 begann die sechste Phase: Alle bisherigen Befugnisse von Studentski Zbor an 

der Zagreber Philosophischen Fakultät wurden vom studentischen Plenum übernommen 

(ebd.). Ab Oktober 2010 setzte sich auch die wissenschaftliche Gemeinschaft mit drei die 

Universität betreffenden Gesetzesentwürfen auseinander: dem Zakon o sveučilištu (Universi-

tätsgesetz), dem Zakon o visokom obrazovanju (Gesetz über höhere Bildung) und dem Zakon 

o znanosti (Wissenschaftsgesetz). Einhellig lehnte sie diese Gesetzesentwürfe ebenso wie das 

Plenum als Schritte zu weiterer Kommerzialisierung der Bildung ab (ebd.). 

11.2.3 Akademska Solidarnost 

Bereits im Januar 2010 wurde Akademska Solidarnost (Akademische Solidarität) als informel-

le Initiative von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern gegründet, die mit den bestehen-
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den Formen der Interessenvertretung unzufrieden waren. Diese Initiative rief im Januar 2011 

alle universitären Beschäftigten zum Streik gegen die drei Gesetzesvorhaben auf (Akademska 

Solidarnost 2012a). Diesem Aufruf schlossen sich das Plenum sowie mehrere Universitäten, 

Fakultäten und Institute in Kroatien an (Akademska Solidarnost 2012b). Um den Streik legal 

durchführen zu können, wurde am 9.März 2011 aus der Initiative Akademska Solidarnost eine 

Gewerkschaft namens Sindikat visokog obrazovanja i znanosti „Akademska Solidarnost“ 

(Gewerkschaft der höheren Bildung und Wissenschaft „Akademische Solidarität“). Als die 

Regierung am 21.6.2011 die Gesetzesentwürfe ins Parlament einbrachte, rief Akademska 

Solidarnost (AS) am gleichen Tag zum Streik auf, der am 6.Juli an der Philosophischen Fa-

kultät in Zagreb begann. An diesem nahmen 103 von 618 Lehrenden teil (Akademska 

Solidarnost 2012a; Akademska Solidarnost 2012b). Am 11.7. wurde er durch eintägige 

Streiks an den Universitäten in Pula und Zadar und an der Philosophischen Fakultät in Rijeka 

unterstützt; außerdem begannen Solidaritätsstreiks an der Medizinischen Fakultät und am 

Institut für Ethnologie und Folkloristik in Zagreb. Aufgrund der Sommerpause, in der keine 

parlamentarische Beschäftigung mit den Gesetzen zu erwarten war, wurde am 15.7. die Been-

digung des Streiks beschlossen, und nach der Sommerpause wurden die Gesetzesentwürfe 

vom Parlament nicht weiter behandelt (Akademska Solidarnost 2012a). 

In die Geschichte der Studierendenbewegung in Kroatien gehört Akademska Solidarnost 

deswegen, weil nicht nur universitäre Beschäftigte, sondern auch Studierende (sowie auch 

Menschen ohne Verbindung zur Universität) Mitglieder sein können und Studierende der 

Zagreber Philosophischen Fakultät maßgeblich an der Gründung beteiligt waren (Eigenes 

Interview mit einem Vertreter von Akademska Solidarnost, A2; im Folgenden: A2). Die Ge-

werkschaft hat etwa 1000 Mitglieder, davon 60% Frauen, 50% Studierende, 15% bis 20% 

Beschäftigte des Mittelbaus und 99% akademische Mitglieder. Die Mitgliedschaft teilt sich 

folgendermaßen auf die kroatischen Universitäten auf: Zagreb 47,5%, Split 20%, Rijeka 10%, 

Pula 5%, Zadar 5%, Osijek 2,5%. Die restlichen 10% arbeiten entweder an außeruniversitären 

Einrichtungen oder sind keine akademisch Beschäftigten oder Studierenden (Eigenes E-Mail-

Interview mit einem Vertreter von Akademska Solidarnost, A4; im Folgenden: A4). Auch 

Industriearbeiterinnen und -arbeiter, etwa von Weften und aus dem Energiesektor, sind ver-

einzelt beigetreten; dies ist aus der Kooperation der Studierendenbewegung mit kämpfenden 

Arbeiterinnen und Arbeitern ab 2009 (s.o. S.243f.) hervorgegangen (A2).  

AS arbeitet nach dem Prinzip der direkten Demokratie, das heißt es gibt keine gewählten Vor-

sitzenden oder Funktionärinnen und Funktionäre. Bei Entscheidungen gibt es kein strenges 
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Konsensprinzip, es wird aber eine klare Mehrheit angestrebt. Gibt es nur eine knappe Mehr-

heit, wird neu diskutiert und abgestimmt. Im Interview wird bestritten, dass es in der Praxis 

informelle Hierarchien gebe (A2). AS hat keine organisierte Rechtshilfe und keine hauptamt-

lichen Beschäftigten (A4). 

Seit dem Ende des Streiks beschäftigt sich AS vor allem damit, die eigenen Positionen zur 

Bildungspolitik weiter auszuarbeiten. Am 15.3.2012 wurde die Deklaracija o Znanosti i 

Visokom Obrazovanju (Deklaration über Wissenschaft und höhere Bildung) veröffentlicht, 

die mit folgenden Forderungen schließt (Akademska Solidarnost 2012c: 57ff.): 

 keine reine Messung der Wissenschaft am Markterfolg, sondern Betrachtung der Wis-

senschaft als Mitgestalterin gesellschaftlicher Prozesse 

 Förderung der Denk-und Kritikfähigkeit des Einzelnen durch breite Bildung 

 Anerkennung aller Bereiche der Wissenschaft unabhängig von ihrer unmittelbaren 

Profitabilität 

 Abschaffung aller einseitig quantitativen Erfolgsmaßstäbe. Keine Teilnahme kroati-

scher Universitäten an internationalen Ranglisten 

 strenge gesetzliche Begrenzung der Privatisierung von Bildungseinrichtungen 

 kostenlose Bildung für alle Studierenden 

 basisdemokratische Entscheidungsprozesse im Bildungswesen. 

AS kommentierte auch die Pläne der im Dezember 2011 gewählten sozialdemokratischen 

Regierung zu Änderungen des Gesetzes über Wissenschaft und höhere Bildung kritisch. Im 

April 2012 erklärte die Gewerkschaft, es gebe keine Änderung gegenüber der Politik der Vor-

gängerregierung (Akademska Solidarnost 2012d). Auch in der Folgezeit gab AS weiter kriti-

sche Stellungnahmen vor allem zur Bildungspolitik heraus und unterstützte Arbeiterkämpfe: 

So kündigte die Gewerkschaft am 21.5.2013 für den Folgetag einen Solidaritätsstreik für die 

streikenden Beschäftigten der staatlichen Fluglinie und der Eisenbahn an, sagte ihn allerdings 

ab, als noch am gleichen Tag der Streik abgebrochen wurde (Akademska Solidarnost 2013). 
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11.2.4 Die Rolle der Gewerkschaften in der Studierendenbewegung 

Nun werden die Aussagen zur Rolle der Gewerkschaften in der Studierendenbewegung darge-

stellt, wie sie sich aus den Interviews ergeben. Dabei wird anders als in Kapitel 10 aufgrund 

des geringeren Umfangs der Darstellung nicht nach einzelnen Kategorien in Unterkapitel ein-

geteilt.  

Von den Interviewpartnern ist hier noch die Gewerkschaft NSZVO vorzustellen – zu 

Akademska Solidarnost und zur Studierendenbewegung gibt es eigene Unterkapitel 

(s.S.235ff.). 

Die NSZVO (Nezavisni Sindikat Znanosti i Visokog Obrazovanja – Unabhängige Gewerk-

schaft der Wissenschaft und höheren Bildung) wurde am 11.1.1990 an der Tiermedizinischen 

Fakultät in Zagreb gegründet. Sie hat (Stand: Mai 2013) 9923 Mitglieder und organisiert da-

mit nach eigenen Angaben etwa die Hälfte der universitären Beschäftigten. Vertreten ist sie 

an allen Universitätsfakultäten und fast allen öffentlichen Forschungsinstituten in Kroatien. 

Sie hat 131 Niederlassungen. 52,3%  der Mitglieder sind Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler und Lehrende, 47,7% andere universitäre Beschäftigte. Die größten Anteile an ihrer 

Mitgliedschaft nach Beschäftigtengruppen haben die Professorinnen und Professoren mit 

13,3% und die Assistentinnen und Assistenten mit 17,8%. Die Gewerkschaft gehört dem 

Dachverband Matica hrvatskih sindikata an (NSZVO 2013).  

Kooperation: In schwach ausgeprägter, also nicht institutionalisierter Form fand 2009 Ko-

operation zwischen Studierenden und Gewerkschaften statt. Auch von studentischer Seite 

wird ausgesagt, die Gewerkschaft NSZVO sei zu Beginn der Blockaden der einzige Teil des 

Bildungssystems gewesen, der die Bewegung unterstützt habe, und zwar verbal in der Presse, 

mit Geld und Transparenten. Die Gewerkschaft sei unaufgefordert gekommen und habe keine 

Kritik an studentischen Aktionsformen geäußert. Das Ende der Zusammenarbeit sei jedoch 

gekommen, weil die NSZVO gleichzeitig selbst für höhere Professorengehälter gestreikt ha-

be; nachdem sie ihre Forderungen durchgesetzt hatte, habe sie eine geplante gemeinsame 

Demonstration auf dem zentralen Platz in Zagreb abgesagt. Sie habe nun zur Beendigung der 

Blockade aufgerufen, und es habe auf den Plena sogar verbale Konflikte zwischen ihrem Vor-

sitzenden Vilim Ribić und Studierenden gegeben (A1). Auch die NSZVO beansprucht, dass 

sie die Studierenden zuerst unterstützt habe, und zwar zunächst mit einer Stellungnahme im 

Fernsehen, dann mit Geld und Essen. Dadurch habe die Organisation auch andere Menschen 

zur Unterstützung angeregt. Die Studierenden hätten jedoch nicht mit der Regierung verhan-
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deln wollen, und so habe er nach dem erfolgreichen Ende des Streiks seine Mitglieder nicht 

davon überzeugen können, für die Studierenden weiter zu streiken (Eigenes Interview mit der 

NSZVO, A3; im Folgenden: A3).  

Auf den Plena war außerdem der Dachverband HUS anwesend; die Studierenden entschieden 

sich jedoch gegen eine Zusammenarbeit, weil der Eindruck vorherrschte, HUS wolle sie für 

eigene Ziele instrumentalisieren. Welche dies waren, kann jedoch in der Erinnerung nicht 

mehrt rekonstruiert werden (A1). Sowohl von der Frauensektion des NHS als auch von einer 

SSSH-Vertreterin wird der eigene Dachverband kritisiert, weil er die Studierenden nur mit 

schriftlichen Stellungnahmen, aber nicht aktiv unterstützt habe (Eigenes Interview mit der 

Frauensektion des NHS, B3; im Folgenden: B3/Interview mit dem SSSH/2, B4; im Folgen-

den: B4); die Frauensektion des NHS könne sie aber nicht am Dachverband vorbei unterstüt-

zen (B3). 

Im Zuge des Streiks 2011 waren Studierende an der Gründung der neuen Gewerkschaft 

Akademska Solidarnost beteiligt; hier gab es also institutionalisierte Zusammenarbeit. Eine 

Kooperation mit der NSZVO gab es nicht, weil diese Gewerkschaft die Gesetzesvorhaben, 

gegen die sich der Streik richtete, unterstützte. Darüber hinaus hat AS sporadische Kontakte 

zu Künstlerinnen und Künstlern, Bäuerinnen und Bauern und einzelnen Mitgliedern anderer 

Gewerkschaften, aber keine systematische Zusammenarbeit mit anderen Bewegungen. Außer 

der NSZVO habe keine andere Gewerkschaft Stellungnahmen zu den Gesetzesentwürfen ab-

gegeben (A2). Die NSZVO wiederum wirft AS die Gründung einer Konkurrenzgewerkschaft 

vor; AS arbeite mit Gewerkschaftsdumping, weil man dort keinen Beitrag zahlen müsse, und 

habe über ihre Mitglieder im Senat der Philosophischen Fakultät viele Lehrende eingeschüch-

tert (A3). 

Politische Rahmenbedingungen: Die Studierendenbewegung befand sich zum Zeitpunkt der 

Kooperation 2009 klar in einer Situation der Defensive und hatte einen Kampf gegen Ver-

schlechterungen zu führen: Nachdem es in Jugoslawien überhaupt keine Studiengebühren 

gegeben hatte, wurden sie Anfang der 1990er Jahre eingeführt; nachdem sie anfangs von 10% 

der Studierenden bezahlt wurden, war dieser Wert bis 2009 auf 60% angestiegen (A1). Die 

Bewegung entstand also in einer Situation kontinuierlicher Verschlechterungen in der Frage, 

um die es 2009 ging. Das gilt ebenfalls für den durch Akademska Solidarnost organisierten 

Streik von 2011, der ja zur Verhinderung dreier Gesetzesvorhaben geführt wurde, also defen-

siven Charakter hatte (A2). 
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Erfolge: Was die durchgesetzten Forderungen angeht, hatten die studentischen Proteste von 

2009 einen unmittelbaren Erfolg, nämlich die erneute Befreiung der Diplomstudiengänge von 

Gebühren (s.S.242). Allerdings wird sowohl von studentischer Seite (A1) als auch von der 

NSZVO (A3) kritisiert, dieses Versprechen sei nicht vollständig eingehalten worden. Dieser 

Erfolg ist außerdem nicht auf die Kooperation mit den Gewerkschaften zurückzuführen, die 

ja, wie oben geschildert, nur am Anfang stattfand; von studentischer Seite wird betont, es hät-

te wahrscheinlich mehr durchgesetzt werden können, wäre gemeinsamer Druck aufgebaut 

worden (A1). Gebührenfreie Diplomstudiengänge hatten die Studierenden auch bereits 2008 

aus eigener Kraft durchgesetzt, und auch mit den Blockaden im Herbst 2009 wurden sie wie-

der erreicht. 2011 wurde das Ziel des Streiks, die drei Gesetze zu verhindern, erreicht; dies 

war allerdings nicht die Folge einer Kooperation von Gewerkschaften und Studierendenbe-

wegung im engeren Sinn, sondern der Neugründung einer Gewerkschaft mit studentischer 

Beteiligung gegen die etablierte Gewerkschaft NSZVO (A2). 

Eine gemeinsame Interessendefinition kam weder 2009 noch 2011 zustande. 2009 gab es zwar 

sowohl von der NSZVO als auch von studentischer Seite eine Kritik an sozialer Ungleichheit 

im Bildungswesen und an der Kommerzialisierung der Bildung; die NSZVO unterstützte die 

studentischen Forderungen verbal vollständig (A1). Aber wie das Interview mit der NSZVO 

zeigt, verstanden beide Seiten unter kostenloser Bildung unterschiedliche Dinge, denn die 

NSZVO lobt die Ankündigung der Regierung, allen Studierenden, die im vorgeschriebenen 

zeitlichen Rahmen ihre Verpflichtungen erfüllen (also genug ECTS-Punkte) sammeln, die 

Gebühren zu erlassen (A3), während die Studierendenbewegung sich schon in den Anfängen 

2008 sehr kritisch über das Bologna-System geäußert hatte (s.S.241f.). Außerdem lehnt die 

NSZVO das studentische Plenum und die Forderung nach direkter Demokratie als „anarchis-

tisch“ ab und sagt, sie habe im Rahmen des Plenums keine Ansprechpartner gehabt, um die 

Gründe der Gewerkschaft für die Beendigung des Streiks zu erläutern (A3). 2011 wiederum 

streikte Akademska Solidarnost gegen die als „neoliberal“ kritisierten Gesetzesentwürfe (A2), 

während die NSZVO bestritt, dass es sich um neoliberale Inhalte handle (A3). Es gelang also 

in beiden Fällen nicht, die Forderungen verschiedener Bewegungen zu verknüpfen. 

Stärkung der Gewerkschaften: Das Interesse an gewerkschaftlichen Themen ist bei den Stu-

dierenden gestiegen, allerdings in einer Weise, die nicht die bestehenden Gewerkschaftsorga-

nisationen stärkt: Zum einen gab es bei der Gründung von Akademska Solidarnost eine starke 

studentische Beteiligung, zum anderen halten seit 2009 streikende Arbeiterinnen und Arbeiter 

und protestierende Bäuerinnen und Bauern Vorträge vor Studierenden. Als Kooperations-
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branchen genannt werden Petrochemie, Schiffsbau, Metall und Handel; außerdem hat ein 

Vortrag von Gewerkschaftern über geplante Änderungen im Arbeitsgesetzbuch 2010 stattge-

funden (A1). Der Vortragende aus der petrochemischen Industrie kam von der Firma 

Petrokemija bzw. der dortigen Vertretung der Gewerkschaft EKN und wurde bereits bereits 

2009 eingeladen, um einen Vortrag über den Kampf bei diesem Unternehmen 1998 (s. S.70) 

zu halten; seitdem besteht eine lose Kooperation in Form eines Austausches von Erfahrungen 

(Eigenes Interview mit EKN Petrokemija, D1; im Folgenden: D1). Es gibt also heute vor al-

lem ein Interesse an Kontakten zu einzelnen kämpferischen Gewerkschafterinnen und Ge-

werkschaftern und an direkten Kontakten zu kämpfenden Arbeiterinnen und Arbeitern statt zu 

den Gewerkschaften insgesamt. Dies zeigt sich auch in der Frage der direkten Unterstützung 

für Gewerkschaften: Während der Blockade 2009 gab es keinen Arbeiterkampf, der von den 

Studierenden unterstützt wurde; nach der Blockade wurden von 2009 bis 2012 etwa fünf bis 

zehn streikende Belegschaften von Fabriken von den Studierenden mit gemeinsamen De-

monstrationen und Flugblättern unterstützt. Darunter war auch die Zagreber Textilfabrik 

Kamensko, wo 2010 ein Hungerstreik wegen fehlender Lohnzahlung stattfand. Die Studie-

renden vermittelten Kontakte zwischen den Arbeiterinnen und feministischen Organisationen; 

letztere arbeiteten eine Klage auf Zahlung der ausstehenden Löhne aus, die vom Gericht auch 

angenommen wurde. Dies war ein Fall mit einem Teilerfolg, aber ohne jede gewerkschaftli-

che Beteiligung; auch die gewerkschaftlichen Frauensektionen beteiligten sich nicht am 

Kampf, obwohl bei Kamensko 90% Frauen arbeiteten.
94

 Überhaupt wurden die Bündnisse 

von Studierenden und Arbeitern nie von den Gewerkschaftsführungen unterstützt (A1). Bei 

Akademska Solidarnost gab es infolge dieser Kooperation einzelne Beitritte von Industriear-

beitern (A2). Die NSZVO auf der anderen Seite möchte weiter mit Studierenden kooperieren, 

vermisst aber Ansprechpartner. Sie kann sich vorstellen, diese in Teilen von Studentski Zbor 

(s.S.241ff.) zu finden (A3).  

Es kann keine Rede davon sein, dass das Vertrauen in Gewerkschaften als Folge der Zusam-

menarbeit gestiegen sei. Zu Beginn der Blockaden 2009 gab es unter den Studierenden ein 

großes Vertrauen in die NSZVO, weil diese der einzige Teil des Bildungssystems war, der die 

Bewegung von Anfang an unterstützte. Nach der Absage der gemeinsamen Demonstration 

gab es jedoch einen schnellen Vertrauensverlust, und die Studierenden fühlten sich von der 

Gewerkschaft betrogen. Die NSZVO gilt bei den Studierenden als Gewerkschaft, die nur an 

ihre eigenen Interessen denke. Generell werden im Interview kroatische Gewerkschaften von 
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S. dazu auch Milat 2012, wo frühere Arbeiterinnen von Kamensko mit der Aussage zitiert werden, die Textil-

gewerkschaft habe sich nicht für sie eingesetzt (Milat 2012: 9). 
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studentischer Seite als Organisationen charakterisiert, die nur existieren, um ihren Funktionä-

rinnen und Funktionären Arbeitsplätze zu beschaffen. Sie seien autoritär und an realen Kämp-

fen desinteressiert. Die Studierenden seien heute zwar nicht grundsätzlich anti-

gewerkschaftlich eingestellt, würden aber selektiver, mit einzelnen engagierten Gewerkschaf-

tern, kooperieren und die Gewerkschaften nicht mehr pauschal als Verbündete betrachten 

(A1). Auch von Akademska Solidarnost werden andere Gewerkschaften kritisiert, weil sie 

teilweise kein Interesse an der Mobilisierung ihrer Mitglieder hätten und außerdem, weil sie 

über einen Forderungskatalog verhandeln, statt nur eine einzige nicht verhandelbare Forde-

rung ins Zentrum des Kampfes zu stellen (A2). 

11.2.5 Interpretation der Zusammenhänge in den Interviews 

Nun ist die Frage, ob die Kooperation zwischen Gewerkschaften und Studierendenbewegung 

zu Erfolgen der Bewegung geführt hat und diese Erfolge wiederum die Gewerkschaften ge-

stärkt haben. Hier ist zu differenzieren: Aus den Interviews geht hervor, dass die misslungene 

Kooperation 2009 (es handelte sich um eine nicht-institutionalisierte Kooperation) direkt zu 

einer Schwächung der Gewerkschaften geführt hat: Das Verhalten insbesondere der NSZVO 

hat einen Ansehensverlust der Gewerkschaften bei studentischen Aktivistinnen und Aktivisten 

ausgelöst, die nun nur noch mit einzelnen Gewerkschaftern bzw. direkt mit kämpfenden Ar-

beiterinnen und Arbeitern zusammenarbeiten wollen; sie betrachten nicht mehr die Gewerk-

schaften insgesamt als Bündnispartner, was zu Beginn der Blockaden 2009 noch anders war. 

Hier ist keine Vermittlung der Wirkung der Kooperation auf die Gewerkschaften über (Miss-

)Erfolge der Bewegung notwendig. Erfolge und Misserfolge der Bewegung spielen hier nur in 

einer bestimmten Hinsicht eine Rolle: Von studentischer Seite wird vermutet, eventuell wäre 

mehr erreicht worden, wäre an der Kooperation festgehalten worden. Aber hier handelt es sich 

um eine nicht beweis- oder widerlegbare Vermutung. Einen Erfolg im Sinne einer durchge-

setzten Forderung hatte die Bewegung 2009, indem sie gebührenfreie Diplomstudiengänge 

durchsetzte; dies war aber keine Folge der Kooperation mit Gewerkschaften, denn dieser Er-

folg wurde auch 2008 und mit den Herbstblockaden 2009 allein durch Studierende erreicht. 

Auch zu einer gemeinsamen Interessendefinition kam es nicht; dies war allerdings keine Wir-

kung der fehlenden Kooperation, sondern eher umgekehrt eine gewichtige Ursache: die Ko-

operation kam über schwache Ansätze nicht hinaus, weil zwischen den Interessen der Studie-

renden und denen der NSZVO-Mitglieder nicht zu vermitteln war. 
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Im Fall des durch Akademska Solidarnost durchgeführten Streiks 2011 hat zwar eine gewerk-

schaftlich-studentische Kooperation in institutionalisierter Form stattgefunden (weil es sich 

um eine mit studentischer Beteiligung gegründete Gewerkschaft handelt) und zu einem Erfolg 

geführt, nämlich der Verhinderung der drei Gesetze. Dies hat jedoch zu einer weiteren 

Schwächung der etablierten Gewerkschaft NSZVO im studentischen Milieu beigetragen, weil 

diese die Gesetzesentwürfe unterstützte. Ausschlaggebend war hier erneut das Fehlen einer 

gemeinsamen Interessendefinition: NSZVO war der Ansicht, die Gesetze seien im Interesse 

der Studierenden und der Universität, Akademska Solidarnost betrachtete sie als neoliberal 

und undemokratisch. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass im Zuge der Entwicklung der Studierendenbewegung in 

Kroatien zwar Ansätze zu einer Verknüpfung mit Arbeiterkämpfen entstanden sind, aber (ab-

gesehen von der Kooperation mit einzelnen Gewerkschaftern) an den bestehenden Gewerk-

schaften vorbei. Nicht nur die etablierten Gewerkschaftsorganisationen haben Chancen ver-

passt, ihre gesellschaftliche Rolle und damit ihre Macht zu stärken, sondern auch insgesamt 

ist es nicht zu einer Stärkung gewerkschaftlicher Macht gekommen. Die neugegründete Ge-

werkschaft Akademska Solidarnost ist Minderheitsgewerkschaft im universitären Bereich 

geblieben. Sie hat 2011 mit der Verhinderung von drei Gesetzen zwar einen Teilerfolg erzielt, 

ist jedoch weit davon entfernt, zusammen mit der Studierendenbewegung die Entwicklung der 

kroatischen Bildungspolitik grundsätzlich ändern zu können. Dies zeigt schon die Tatsache, 

dass Kroatien nach wie vor relativ hohe Studiengebühren hat, also nicht einmal die grundle-

gende Forderung der Bewegung nach kostenloser Bildung durchgesetzt werden konnte. 

11.3 Gewerkschaftliche Kooperation mit der Frauenbewegung 

11.3.1 Die Situation von Frauen in Kroatien 

Von der Frauensektion des SSSH wird angemerkt, die Situation von Frauen in Kroatien sei 

gut, was den institutionellen Rahmen angehe: Es gebe seit 2003 eine Ombudsperson für Ge-

schlechtergleichheit, die Institutionen wie die Polizei oder die Gerichte sehr gut kontrolliere. 

Außerdem gebe es ein Regierungsamt für Geschlechtergleichheit; der gesetzliche Rahmen sei 

also positiv zu bewerten (Eigenes Interview mit der Frauensektion des SSSH, B1; im Folgen-

den: B1). Die Ombudsperson wurde das erste Mal 2003 vom kroatischen Parlament auf der 

Basis des ebenfalls 2003 verabschiedeten Gesetzes über die Gleichheit der Geschlechter 

(Zakon o ravnopravnosti spolova) ernannt. 2008 wurde das Gesetz erneuert; auf der Basis des 

neuen Gesetzes wurde die „Ombudsperson“ ein unabhängiges Gremium zur Bekämpfung von 
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Geschlechterdiskriminierung. Diese Einrichtung nimmt Beschwerden über Fälle von Diskri-

minierung entgegen, untersucht sie, leistet Rechtshilfe und führt eigene Forschungen zu die-

sem Thema durch (Pravobraniteljica 2013). Die Leiterin dieser Einrichtung ist die Ombuds-

frau für Geschlechtergleichheit und wird vom Parlament ernannt; seit dem 28.10.2011 ist dies 

Višnja Ljubičić (Pravobraniteljica 2012).  

Das Amt für die Gleichberechtigung der Geschlechter (Ured za ravnopravnost spolova) ist 

eine Regierungseinrichtung zur Förderung einer Politik der Gleichstellung, die per Regie-

rungserlass am 3.2.2004 ins Leben gerufen wurde. Vorsitzende des Amtes ist seit Beginn He-

lena Štimac (Ured za ravnopravnost spolova 2014a). Außerdem hat das kroatische Parlament 

einen Ausschuss für Geschlechtergleichheit, der die Umsetzung der Politik der Gleichstellung 

in der kroatischen Gesetzgebung kontrolliert (Ured za ravnopravnost spolova 2014b). Eine 

explizite Gleichstellungspolitik gibt es seit 1997: In diesem Jahr wurde der erste nationale 

Gleichstellungsplan verabschiedet; neue Dokumente folgten 2001, 2006 und 2011 (Hrvatski 

Sabor 2011: 1). Zum institutionellen Rahmen kommen noch Gleichstellungseinrichtungen auf 

der Ebene der Gespanschaften und Gemeinden hinzu (Eigenes Interview mit CESI, B2; im 

Folgenden: B2). In der kroatischen Verfassung wird Geschlechtergleichheit in Artikel 3 als 

einer der Werte der verfassungsmäßigen Ordnung aufgelistet (Hrvatski Sabor 2014). Kroatien 

hat außerdem wichtige internationale Dokumente unterzeichnet, etwa die Konvention über 

den Abbau aller Formen der Frauendiskriminierung (Hrvatski Sabor 2011: 4). 

Positiv vermerkt wird außer dem institutionellen Rahmen der wachsende Frauenanteil an den 

kroatischen Parlamentsabgeordneten – 2012 20% gegenüber 5-7% in der Regierungszeit von 

Tuđman (B1).
95

 Allerdings wird an politischen Parteien Kritik geübt: Nur eine Partei, nämlich 

die SDP, halte die gesetzliche Vorgabe ein, dass 40% aller Kandidierenden auf der Liste zu 

den Parlamentswahlen Frauen sein müssen (B1).  

Auf der anderen Seite werden zwei nach wie vor sehr problematische Aspekte genannt: die 

Lage von Frauen auf dem Arbeitsmarkt und die nach wie vor sehr traditionelle und konserva-

tive Erziehung (B1). Die mangelnde Gleichstellung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt wird in 

einem Papier von 2012 auch von der EU-Kommission kritisiert: So weist sie darauf hin, dass 

die Beschäftigungsrate von Frauen 2011 mit 47% in Kroatien unter dem EU-Durchschnitt von 

58% liegt; das gilt auch für den Anteil teilzeitarbeitender Frauen (9,6% vs. 31,6%), den Anteil 

von Frauen mit Universitätsabschlüssen (15,3% vs. 24,8%) und den Anteil von Frauen an 
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Aktuell (2014) nennt das Parlament selbst einen Frauenanteil von 25% (Hrvatski Sabor 2014b).  
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Managementpositionen (22% vs. 33%) (European Commission 2012). Weitere Details zur 

Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt sind im Kapitel über Marktmacht (s.S.131ff.) zu 

finden. 

Kritik am Erziehungssystem wird etwa am Beispiel der Schulbücher geübt, wo nach wie vor 

Männer und Frauen sehr stereotyp dargestellt würden:  

„…da gibt es immer noch Väter mit Autos und kochende Mütter…“ (B1).  

Verschiedene Organisationen, darunter die feministische Gruppe CESI im Interview, haben 

Analysen der Schulbücher unter diesem Aspekt durchgeführt und sind zu dem Ergebnis ge-

kommen, dass insbesondere Darstellungen der kroatischen Geschichte stark mit Geschlechter-

stereotypen arbeiten. CESI hat mit einem Brief an die Ombudsfrau einige Verbesserungen 

erreicht, sieht die Schulbücher aber nach wie vor nicht als geschlechtersensibel an (B2). Dies 

ist ein Teilaspekt der Tatsache, dass Hausarbeit und Kinderbetreuung in Kroatien nach wie 

vor in erster Linie Sache der Mütter (Kinderbetreuung auch der Großeltern) ist. Das zeigt sich 

auch am geringen Anteil von Kindern in öffentlicher Betreuung: Bei Kindern unter 3 Jahren 

wurde 2010 nur 1% weniger als 30 Stunden die Woche betreut und 7% mindestens 30 Stun-

den – bei einem EU-Durchschnitt von jeweils 14%. Bei über dreijährigen, aber noch nicht 

schulpflichtigen Kindern sind es 13% bzw. 29% - bei einem EU-Durchschnitt von 39% bzw. 

45%. 2009 gingen nur 146 Väter, aber 26.997 Mütter nach der Geburt eines Kindes in Eltern-

zeit (European Commission 2012: 7). Als mitverantwortlich gilt den Frauensektionen von 

SSSH und NHS auch die starke katholische Kirche mit ihrem konservativen Frauenbild:  

„Sie hat immer noch ein traditionelles Denken, dass der Mann die Frau versorgen muss…“ 

(B3).  

CESI führt zu diesem Punkt an, dass insbesondere in den 1990er Jahren die Kirche im Ein-

klang mit der Tuđman-Regierung die Auffassung vertreten habe, Frauen seien für Kinder und 

Hausarbeit zuständig; gegenwärtig stelle sich diese Frage nicht, weil krisenbedingt ohnehin 

viele Frauen zu Hause bleiben würden, was sich unter veränderten ökonomischen Bedingun-

gen aber wieder ändern könne (B2).  

Ein weiteres Problem ist Gewalt in der Familie (B2). Von der Verabschiedung des Gesetzes 

zum Schutz vor häuslicher Gewalt (Zakon o zaštiti od nasilja u obitelji) 2003 bis 2010 wurden 

jährlich nach Angaben des Innenministeriums zwischen 11.500 und 17.500 Gewalttaten ins-

gesamt angezeigt, und jährlich wurden zwischen 14.500 und 22.200 Opfer bekannt, davon 
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zwischen 64% und 71% Frauen. Innerhalb der Familie wurden zwischen 1400 und knapp 

2000 Tätlichkeiten angezeigt, und es gab zwischen 1500 und 2100 Verletzte, davon 75% bis 

80% Frauen. Zwischen 22 und 45 Frauen im Jahr wurden ermordet; dabei war in 20% bis 

65% der Fälle der jetzige oder frühere Partner oder Ehemann der Täter (Sigurnomjesto 2012). 

11.3.2 Die Entstehung der feministischen Bewegung in Kroatien 

Eine von der Frauenorganisation des Bundes der Kommunisten unabhängige feministische 

Bewegung entstand in Jugoslawien Ende der 1970er Jahre (Hrvatski Sabor 2012b: 4). Den 

Anstoß gaben internationale soziologische und anthropologische Seminare, wo Wissenschaft-

lerinnen aus verschiedenen Ländern aufeinandertrafen und sich mit der Diskriminierung von 

Frauen auseinandersetzten. Die erste internationale feministische Konferenz in Jugoslawien 

fand 1978 unter dem Titel DRUG-ca žena (Drugarica žena – Genossin Frau) statt. Im glei-

chen Jahr wurde in der Soziologischen Gesellschaft Kroatiens die feministische Sektion Žena 

i društvo (Frau und Gesellschaft) gegründet, die Vorträge und Diskussionen zur Frauenfrage 

veranstaltete. In den 1980er Jahren gab es eine zweite Welle des Feminismus, die durch einen 

größeren Aktivismus charakterisiert war und sich darum bemühte, das Bewusstsein in der 

Frage der Gleichberechtigung der Geschlechter zu erhöhen. In der slowenischen Hauptstadt 

Ljubljana wurde 1985 die feministische Gruppe Lilit gegründet, in Zagreb 1986 die Ženska 

grupa Trešnjevka (Frauengruppe Trešnjevka), die 1988 das SOS telefon za žene i djecu žrtve 

nasilja (SOS-Telefon für Frauen und Kinder, die Opfer von Gewalt werden) ins Leben rief. 

Alle drei Gruppen arbeiteten eng zusammen. Aktivistinnen des SOS-Telefons gründeten 1990 

das erste Frauenhaus im ehemaligen Jugoslawien, das Autonomska ženska kuća Zagreb (Au-

tonomes Frauenhaus Zagreb). Dies waren die ersten Initiativen dieser Art in den früheren 

sozialistischen Ländern (ebd.: 5). Laut Frauensektion des SSSH war die jugoslawische femi-

nistische Bewegung in Kroatien am stärksten vertreten, und das Bewusstsein für die Gleich-

heit der Geschlechter ist in Kroatien sehr ausgeprägt. Problematisch daran sei heute, dass jun-

ge Frauen deswegen oft reale Ungleichheiten nicht wahrhaben wollten (B1).  

Seit Beginn der Transformation, auch während des Krieges, wirkt in Kroatien eine ganze Rei-

he feministischer Organisationen, die sich für Frauenrechte und gegen Militarismus und Krieg 

engagieren. Es folgt ein knapper Überblick über die Gründung der wichtigsten Gruppen: 1992 

kam es zu einem deutlichen Anstieg ihrer Zahl – nicht nur in Zagreb, sondern auch in anderen 

Städten des Landes. Gegründet wurde das Centar za žene žrtve rata (Zentrum für weibliche 
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Kriegsopfer
96

) und die Zagrebački ženski lobby (Zagreber Frauenlobby)
97

, kurz darauf die 

Ženska infoteka (Fraueninfothek)
98

 und das Centar za građanska inicijative – Poreč (Zentrum 

für Bürgerinitiativen – Poreč).
99

 Seit 1994 gibt es die Grupa za ženska ljudska prava B.a.b.e 

(Gruppe für Frauen- und Menschenrechte B.a.b.e),
100

 und 1995 wurde das Centar za ženske 

studije (Zentrum für Frauenstudien), das interdisziplinär zu Geschlechterfragen forscht, ins 

Leben gerufen. Seit 1996 gibt es das Ženska mreža Hrvatske (Frauennetzwerk Kroatiens), das 

heute etwa 50 feministische und Friedensgruppen verbindet. 1997 wurde das Centar za 

edukaciju, savjetovanje i istraživanje – CESI (Zentrum für Bildung, Beratung und Forschung) 

gegründet (ebd.: 6; mehr s.u. S.257f.).  

Feministischen Gruppen wird zugeschrieben, wichtig zu sein für die Sensibilisierung der kro-

atischen Öffentlichkeit für Geschlechterfragen, den Aufbau der Zivilgesellschaft und die 

Schaffung eines gesetzlichen Rahmens zur Gleichberechtigung der Geschlechter (ebd.).  

11.3.3 Die Kooperation zwischen feministischen Organisationen und gewerkschaftlichen 

Frauensektionen 

Im Folgenden werden die Partner der Interviews zur Kooperation zwischen feministischen 

Organisationen und Gewerkschaften vorgestellt. Folgende Interviews wurden geführt: eines 

mit einer Vertreterin der Frauensektion des SSSH, eines mit einer Vertreterin der Frauensek-

tion des NHS und eines mit einer Vertreterin der feministischen Organisation CESI. 

Die Frauensektion des SSSH (Ženska Sekcija SSSH-a) wurde bereits am 7.3.1991 gegründet. 

In der Frauensektion haben diejenigen Einzelgewerkschaften eine Vertreterin, die selbst eine 

Frauengruppe gegründet haben. Die Existenz der Frauensektion ist im SSSH-Statut verankert. 

Dies war die erste gewerkschaftliche Frauensektion, die in Kroatien gegründet wurde; sie 

konnte den anderen Frauensektionen bei ihrer Gründung helfen (B1). Sie setzt sich für die 

Gleichberechtigung von Frauen und Männern in allen Bereichen des gesellschaftlichen Le-

bens ein, insbesondere im Arbeitsleben, sowie für einen größeren Einfluss von Frauen auf die 
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Entstanden aus der Kooperation des SOS-Telefons, des Frauenhauses, von Trešnjevka, der Sektion Žena i 

društvo und der Antiratna Kampanja Hrvatske (Antikriegskampagne Kroatiens), um weiblichen Kriegsopfern 

und anderen weiblichen Gewaltopfern zu helfen (Centar za žene žrtve rata, o.J.). 
97

Eine informelle Gruppe, der Frauen aus verschiedenen feministischen Gruppen angehörten (Aimpress, 

15.11.1993). 
98

Diese Gruppe sammelte vor allem Literatur zur Geschichte der Frauen und der Frauenbewegung in Kroatien 

und veranstaltete Seminare zu Geschlechterfragen (Zora 2012). 
99

Eine in Istrien aktive Bildungseinrichtung, der es um die Förderung von Menschen- und Frauenrechten geht 

(CGI, o.J.). 
100

Eine feministische Organisation, die sowohl Forschungs- und Bildungsarbeit durchführt als auch Lobbyarbeit 

leistet sowie öffentliche Kampagnen veranstaltet und Rechtshilfe und Unterstützung für Gewaltopfer anbietet 

(Babe 2010). 
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Politik des SSSH und der Einzelgewerkschaften und für eine proportionale Vertretung von 

Frauen in gewerkschaftlichen Gremien. Die Frauensektion ist Mitglied im Frauennetzwerk 

Kroatiens und im Frauennetzwerk für Mittel- und Osteuropa und nimmt an einer informellen 

Koordination der gewerkschaftlichen Frauensektionen in Kroatien teil. Sie arbeitet mit der 

Ombudsfrau, dem Parlamentsausschuss für die Gleichberechtigung der Geschlechter und 

zahlreichen NGOs und Medien zusammen. Gegenwärtige Vorsitzende ist Božica Žilić (SSSH 

2012).  

Der Frauenausschuss des NHS (Odbor žena NHS-a) wurde am 22.4.2004 gegründet (NHS 

2011b). NHS-Vertreterinnen hatten auch vorher schon an den internationalen gewerkschaftli-

chen Frauenschulen teilgenommen, die von 2000 bis 2005 in Rovinj stattfanden, 2006 in 

Ohrid (Makedonien). Der Frauenausschuss hat an der Ausarbeitung von Handbüchern für 

Tarifverhandlungen teilgenommen, die zwei internationale Gewerkschaftsdachverbände, die 

Internationale Konferenz freier Gewerkschaften und die Weltkonferenz der Arbeit mit Unter-

stützung der ILO und der flämischen Regierung herausgegeben haben. Der Ausschuss wird 

zwischen seinen Sitzungen vom Rat geleitet, der bis zu 11 Mitglieder hat. Grundlage der Ar-

beit des Ausschusses ist die Programmatische Deklaration des Frauenausschusses des NHS 

(Programska deklaracija odbora žena NHS-a), die auf der Gründungsversammlung 2004 an-

genommen wurde (ebd.). 

Außerdem hat noch HUS eine Frauensektion, die Koordination der Frauen von HUS 

(Koordinacija žena HUS-a) (HUS 2013a). Sie ist in Artikel 11 des Statuts verankert (HUS 

2013b: 2). Dass Matica Hrvatskih Sindikata keine Frauensektion hat, wird unterschiedlich 

erklärt: Laut der SSSH-Frauensektion scheitert dies am Widerstand des autoritären Führers 

Vilim Ribić (B1); die diesem Dachverband angehörende Gewerkschaft NSZVO sagt, es habe 

eine Frauensektion gegeben, und diese sei am mangelnden Interesse der Frauen gescheitert 

(A3).  

CESI (s.o. S.256) wurde im Rahmen dieser Arbeit von der Frauensektion des SSSH als femi-

nistische, mit Gewerkschaften kooperierende Organisation empfohlen. Die Gruppe entstand 

am 8.3.1997, dem internationalen Frauentag, als „Antwort auf die Probleme der Verletzung 

der Menschenrechte, insbesondere von Frauen- und Minderheitenrechten, die Probleme des 

Militarismus, des Nationalismus und des ökonomischen Verfalls in der Nachkriegsperiode“
  

(CESI, o.J.). Angestoßen wurde die Gründung von Mitarbeiterinnen des Zentrums für weibli-

che Kriegsopfer, die der Meinung waren, es gebe nun nach dem Ende des Krieges neue Prob-
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leme, und innerhalb des Zentrums gebe es keinen Raum, an diesen zu arbeiten. Zu Beginn 

hieß die Organisation Centar za edukaciju i savjetovanje žena (Zentrum zur Bildung und Be-

ratung von Frauen) und änderte ihren Namen (s.o. S.256), weil sie zur Einsicht kam, dass sie 

zur Bearbeitung bestimmter Probleme nicht nur mit Frauen arbeiten könne, sondern bei-

spielsweise auch Jugendliche einbeziehen müsse. Zu Beginn hatte CESI vier feste Mitarbeite-

rinnen, derzeit sieben. CESI war bis Anfang 2008 Mitglied des Frauennetzwerks, hat es dann 

aber verlassen, weil der Eindruck entstand, innerhalb dieses Netzwerks würden Absprachen 

nicht eingehalten (B2). Die ersten Projekte wurden 1997 in Okučani und Vojnić begonnen: 

Hier ging es darum, die Chancen von Frauen in kleinen Gemeinden auf dem Arbeitsmarkt 

etwa durch Computer- und Englisch-Kurse zu erhöhen. Hinzu kamen Vorträge zu Themen 

wie Gesundheit, Sucht und Empfängnisverhütung. In der Siedlung Kozari bok in Zagreb be-

gann CESI mit einem Projekt zur Unterstützung von Frauen aus der Gruppe der Roma. An-

fang 1999 half CESI bei der Gründung der ersten kroatischen Roma-Frauengruppe Bolja 

budućnost (Bessere Zukunft). Vor mehr als 4000 Frauen im ganzen Land wurden Vorträge zu 

Gesundheitsthemen gehalten. In vom Krieg besonders betroffenen und ökonomisch schwa-

chen Orten wurden mit Hilfe von CESI multiethnische Gruppen ins Leben gerufen, die außer 

zu ethnischen Konflikten auch zu Themen wie Gewalt in der Familie oder Erwerbslosigkeit 

arbeiten. In Kinderheimen leistet CESI Mädchen psychosoziale Unterstützung. Die Gruppe 

hat ein Programm zur Sensibilisierung von Lehrenden für Geschlechterfragen ausgearbeitet 

und arbeitet bei seiner Durchführung mit Schulen und verschiedenen staatlichen und lokalen 

Einrichtungen zusammen. Jugendliche werden von CESI zu Fragen der Sexualität und zum 

Thema Gewalt beraten. CESI gibt das Bulletin CESI Tribunela heraus, um über die eigenen 

Aktivitäten zu informieren (CESI, o.J.). 

Nun werden die Ergebnisse der Interviews dargestellt, gegliedert in die Kooperation zwischen 

Gewerkschaften und feministischer Bewegung sowie ihre Auswirkungen auf die Gewerk-

schaften; dazwischen werden ihre Rahmenbedingungen und ihre direkten Erfolge vorgestellt. 

Kooperation: Zunächst gibt es institutionalisierte Kooperation allein schon dadurch, dass drei 

gewerkschaftliche Dachverbände eine Frauensektion haben und damit eine Verbindung zwi-

schen gewerkschaftlichen und feministischen Themen hergestellt wird. Die Kooperation zwi-

schen den drei Sektionen selbst wird als sehr gut bezeichnet (B3), sogar besser als die Koope-

ration zwischen den Dachverbänden selbst, was als Stärkung der Gewerkschaften durch Zu-

rückdrängung von Konflikten unter ihnen gesehen wird (B1). Die wichtigsten Themen der 

Frauensektionen sind Lohngleichheit, würdige Arbeit und Gleichberechtigung der Geschlech-
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ter (B3). Ausnahmen, wo keine Kooperation stattfindet, gibt es allerdings: So hat die SSSH-

Frauensektion die Demonstration zum 8.März 2012 unterstützt, die anderen beiden Sektionen 

lehnten dies wegen des Themas Abtreibung ab (B1). Kritisiert wird das Verhalten der ge-

werkschaftlichen Dachverbände gegenüber den Frauensektionen: Von der SSSH-

Frauensektion wird ausgesagt, die Unterstützung für ihre Themen durch den Dachverband 

hänge vom jeweiligen Vorsitzenden ab und müsse meist durch Druckausübung durchgesetzt 

werden; der jetzige Vorsitzende Novosel sei zu Beginn nicht sehr an Geschlechterthemen 

interessiert gewesen. Durch das „männliche Gesicht“ der Gewerkschaften, also die männliche 

Dominanz in Führungspositionen, sei es schwierig, Frauenthemen zu platzieren; insbesondere 

seit Beginn der Wirtschaftskrise 2008 würden Männer verstärkt ihre Positionen verteidigen. 

Die Einzelgewerkschaften würden nicht einmal Statistiken über den Anteil der Geschlechter 

an ihrer Mitgliedschaft führen (ebd.).  Von der NHS-Frauensektion wird kritisiert, es gebe 

vom Dachverband zu wenig finanzielle Unterstützung ihrer Arbeit; der Hauptgrund sei der 

geringe Beitrag, den die Einzelgewerkschaften abführen müssten (in SSSH und HUS gebe es 

allerdings ähnliche Probleme mit dem Geld). Um die finanziellen Mittel für den Frauentag 

2012 habe die Sektion kämpfen müssen, und die Teilnahme an Seminaren der ILO hätten die 

NHS-Frauen selbst bezahlen müssen. Hinzu komme der Einfluss der meist männlichen Vor-

sitzenden der Einzelgewerkschaften auf den Dachverband, die oft ein traditionelles Bild von 

Geschlechterrollen hätten. Nur wenige Einzelgewerkschaften hätten eine Frauengruppe. Ins-

gesamt bleibe die Unterstützung für Frauen in den Gewerkschaften noch zu sehr auf dem Pa-

pier (B3). Der MHS hat überhaupt keine Frauensektion (s.o. S.257). 

Mit den feministischen NGOs gibt es institutionalisierte Kooperation zumindest in der Form, 

dass die SSSH-Frauensektion dem Frauennetzwerk angehört und auf ihren Druck hin auch der 

Dachverband selbst das Netzwerk unterstützt. Die anderen beiden Frauensektionen sind aller-

dings nicht Mitglied im Netzwerk (B1). 1999/2000 gab es ein Bündnis zur Ablösung 

Tuđmans aus gewerkschaftlichen Frauensektionen, Gewerkschaften und feministischen und 

anderen NGOs
101

, das einen Beitrag zur Ablösung der HDZ leistete (ebd.). 

Außerdem gibt es Kooperation der Frauensektionen mit feministischen Organisationen in 

schwach ausgeprägter, nicht institutionalisierter Form. Im Allgemeinen wird die Zusammen-

arbeit durch die gewerkschaftlichen Frauensektionen als gut beurteilt. Gemeinsame Aktivitä-

ten sind Demonstrationen, Pamphlete, Podiumsdiskussionen, Pressekonferenzen und Treffen. 

Von Fall zu Fall wird die Zusammenarbeit entweder durch die NGOs oder durch die Frauen-
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sektionen angeregt (B3). Jedes Jahr findet die vier- bis fünftägige Frauensommerschule mit 

Frauengruppen aus der weiteren Region und gewerkschaftlichen Frauensektionen statt; dieser 

wird zugeschrieben, das Wissen von Frauen zu stärken und männliche Kollegen für Frauenin-

teressen in Tarifverträgen zu sensibilisieren (B4). Allerdings gibt es Gegensätze zwischen 

Frauensektionen und NGOs bei bestimmten Themen; insbesondere geben die Frauensektionen 

von SSSH und NHS an, aufgrund der scharfen Kritik der feministischen Gruppen an der Kir-

che sei eine Zusammenarbeit mitunter nicht möglich, weil es in der Gewerkschaftsmitglied-

schaft zu diesem Thema sehr unterschiedliche Positionen gebe (B1/B3). Es wird außerdem 

angegeben, an Arbeitskämpfen von Frauen etwa in der Textilindustrie seien weder die Frau-

ensektionen noch feministische Gruppen beteiligt, weil solche Kämpfe nicht als Kämpfe von 

Frauen als Frauen wahrgenommen würden; ein Kollektivbewusstsein von Frauen als Gruppe 

gebe es in Kroatien nicht, und die Frauenbewegung komme daher auch bislang nicht über 

kleinere Aktionen hinaus (B3). 

Von CESI wird ebenfalls angegeben, es gebe Zusammenarbeit mit gewerkschaftlichen Frau-

ensektionen; als Beispiele werden genannt: Erstens eine gemeinsame Demonstration gegen 

die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen in einer Textilfabrik – die Frauensektion des 

SSSH arbeitete hier mit dem Frauennetzwerk zusammen, und CESI beteiligte sich, obwohl 

die Organisation bereits aus dem Netzwerk ausgetreten war; zweitens gemeinsame Seminare 

und Konferenzen zur Gleichberechtigung der Geschlechter und drittens Beiträge sowohl von 

CESI als auch von einer gewerkschaftlichen Juristin auf dem feministischen Web-Portal 

LIBELA. Die Zusammenarbeit sei jedoch unsystematisch und sporadisch. Sie sei im Falle der 

Textilfabrik durch CESI angeregt worden. 2010, bei den Auseinandersetzungen um eine wei-

tere Zagreber Textilfabrik, Kamensko (s.u.S.264) habe es keine gewerkschaftliche Beteili-

gung gegeben. Konflikte zwischen Frauensektionen und CESI gebe es allerdings nicht (B2). 

Ebenso wenig wie eine systematische Zusammenarbeit mit gewerkschaftlichen Frauensektio-

nen gebe es in Kroatien ein gemeinsames Projekt aller feministischen Organisationen; gene-

rell sei die Bevölkerung in Kroatien politisch passiv, wahrscheinlich bedingt durch die Verun-

sicherung der Kriegszeit (ebd.). 

Andere Bündnispartner der gewerkschaftlichen Frauensektionen sind die Ombudsfrau 

(B1/B3) und die Frauenausschüsse politischer Parteien – hier ist es allerdings schwierig, Un-

terstützung zu erhalten (B3). Kritik wird geübt am Verhalten der Dachverbände gegenüber der 

Studierendenbewegung – hier habe es lediglich eine verbale Unterstützung gegeben (B3/B4), 
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und die Frauensektion des NHS könne die Studierenden nicht am Dachverband vorbei offizi-

ell unterstützen (B3). 

Politische Rahmenbedingungen: Hier ist nicht so eindeutig zu sagen, ob sich die Bewegung in 

einer Situation der Offensive oder einer Situation der Defensive befindet, weil, wie oben dar-

gestellt, durchaus Erfolge errungen worden sind. Diese beziehen sich allerdings fast aus-

schließlich auf den rechtlichen Rahmen zur Gleichberechtigung der Geschlechter. Für die 

reale Lebenssituation von Frauen hat die Situation auf dem Arbeitsmarkt eine größere Rele-

vanz – der rechtliche Rahmen bietet vor allem die Möglichkeit, bei Problemen zu intervenie-

ren, die sich aus den realen Lebensverhältnissen beispielsweise in der Ökonomie erst ergeben. 

Daher kann man schlussfolgern, dass sich auch die Frauenbewegung in einer vorwiegend de-

fensiven Situation befindet, weil sie mit der Verschlechterung von Lebensverhältnissen (etwa 

die Ausbreitung befristeter Beschäftigung, von der Frauen stärker betroffen sind, der Abbau 

von Kindergartenplätzen etc.) zu kämpfen hat. 

Erfolge: Durch die Kooperation von Frauensektionen und feministischen Gruppen sind nicht 

viele Forderungen durchgesetzt worden. 1999/2000 gab es einen Beitrag zur Abwahl 

Tuđmans (s.o. S.259); ansonsten ist von der Seite der NHS-Frauensektion zu hören, dass 

eventuell einige Gesetze zugunsten von Frauen beeinflusst wurden, aber insgesamt nicht viel 

durchgesetzt wurde, weil das Interesse der Öffentlichkeit und die Beteiligung an Aktionen zu 

gering seien (B3). Laut CESI findet die Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften in viel zu 

geringem Maße statt, um konkrete Erfolge zu bringen:  

„Nun, ich denke ehrlich gesagt nicht, dass es da eine Verbindung gibt. Diese Zusammenarbeit 

ist zu gering und hat nicht wirklich zu besonderen Resultaten geführt…Aber ob es mehr ge-

ben könnte und was, das ist eine andere Frage“ (B2).  

Auch eine gemeinsame Interessendefinition gibt es nur von Fall zu Fall, weil es Konflikte 

zwischen den gewerkschaftlichen Frauengruppen und den NGOs über Themen wie Säkula-

rismus gibt (s.o. S.260). Auf die gemeinsame Forderung, dass Gelder des Staates an religiöse 

Organisationen ausschließlich für soziale Probleme verwendet werden sollen, konnten sich 

die verschiedenen Frauengruppen zum 8.3.2012 allerdings einigen (B1). Zwar sagt die Frau-

ensektion des NHS, die Kooperation stärke die Frauenbewegung und das Bewusstsein von 

Frauen (B3); eine wirkliche inhaltliche Klammer fehlt aber bisher. 

Stärkung der Gewerkschaften: Gibt es infolge der Kooperation ein gestiegenes Vertrauen 

gegenüber Gewerkschaften in der feministischen Bewegung? Zumindest bei CESI ist dies 
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nicht der Fall. Die Gewerkschaftsführungen gelten als nicht geschlechtersensibel und werden 

dafür kritisiert, dass sie beim Geschlechterthema gegenüber ihrer Mitgliedschaft nicht die 

Initiative ergreifen, sondern sich auf der Existenz der Frauensektionen ausruhen würden. 

Konkret wird kritisiert, dass die Einzelgewerkschaften Tarifverträge nach einer Untersuchung 

der Ombudsfrau kaum zum Diskriminierungsschutz nutzen würden und dass sie sich im Falle 

der Textilfabrik Kamensko (s.u. S.264) nicht beteiligt hätten (B2). Eine Unterstützung der 

Gewerkschaften durch feministische Gruppen findet ohnehin im Rahmen der Kooperation von 

Fall zu Fall statt genauso wie umgekehrt eine Unterstützung feministischer Anliegen durch 

gewerkschaftliche Frauensektionen (B1); eine stabile, systematische Zusammenarbeit ist da-

raus jedoch, wie oben schon festgestellt, bisher nicht hervorgegangen. Auch von einem durch 

die Kooperation gestiegenen Interesse an gewerkschaftlichen Themen wird nicht berichtet. 

Die Frauensektion des NHS bezweifelt grundsätzlich, dass die Kooperation die Gewerkschaf-

ten stärkt, weil diese intern noch zu männerdominiert seien und die Kooperation mit der Frau-

enbewegung nicht als Chance zur Stärkung wahrnähmen (B3). 

11.3.4 Interpretation der Zusammenhänge in den Interviews 

Hat die Kooperation zwischen gewerkschaftlichen Frauensektionen und feministischen Grup-

pen zu Erfolgen und darüber vermittelt zu einer Stärkung der Gewerkschaften geführt? Diese 

Zusammenhänge gibt es höchstens in sehr geringem Maß. Nur ein konkreter Erfolg der Ko-

operation ist auszumachen, nämlich der Beitrag zur Abwahl Tuđmans 2000; in der Folge 

wurde die Kooperation im Frauennetzwerk stärker institutionalisiert. Ansonsten wird bestrit-

ten, dass durch die Zusammenarbeit nennenswerte konkrete Erfolge erzielt worden seien – 

allenfalls wird eingeräumt, dass es möglicherweise eine Beeinflussung einiger Gesetze zu-

gunsten von Frauen gegeben hat. Um mehr zu erreichen, ist die Zusammenarbeit zu spora-

disch und unsystematisch. Auch eine gemeinsame Interessensdefinition gibt es höchstens in 

bestimmten Fällen; in anderen Fällen, etwa beim Thema Säkularismus, fehlt eine inhaltliche 

Klammer, was wiederum dazu beiträgt, dass die Kooperation sporadisch bleibt. Eine eventu-

elle Stärkung der Gewerkschaften kann also nicht durch im Rahmen der Kooperation errun-

gene Erfolge erklärt werden. Es gibt jedoch auch keine direkte Stärkung der Gewerkschaften 

durch die Kooperation – dagegen spricht das nach wie vor sehr kritische Bild, das die feminis-

tische Szene von Gewerkschaften hat, wie oben ausgeführt. Die Ergebnisse in dieser Frage 

sind zwar dadurch in ihrer Aussagekraft eingeschränkt, dass mit CESI nur eine feministische 

Organisation interviewt werden konnte; sie werden jedoch dadurch gestützt, dass die zwei 
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interviewten gewerkschaftlichen Frauengruppen eine ähnliche Kritik an ihren Dachverbänden 

und den Einzelgewerkschaften formulieren.  

Die Kooperation hat aber nach einigen Interviewaussagen andere Wirkungen: Sie stärkt das 

politische Engagement und das Selbstbewusstsein eines Teils der Frauen in Kroatien und sen-

sibilisiert einen Teil der männlichen Kollegen in den Gewerkschaften für Geschlechterthe-

men. 

Auch in diesem Fall ist jedoch festzuhalten: Nicht nur die existierenden Gewerkschaftsorga-

nisationen sind bisher durch die Kooperation nicht gestärkt worden, sondern auch ihre gesell-

schaftliche Rolle und dadurch ihre soziale Macht wurden nicht gestärkt – schließlich ist es 

nicht gelungen, entscheidende Verbesserungen der Situation von Frauen in Kroatien zu errei-

chen, wie S.252ff. nachzulesen ist. 

11.4 Fazit 

Nun sind die in diesem Kapitel gefundenen Ergebnisse auf die in Kapitel 3 gebildeten Hypo-

thesen (s.S.46f.) zurück zu beziehen. Die erste Hypothese lautet, Kooperation von Gewerk-

schaften und sozialen Bewegungen führe zu einer Stärkung der Gewerkschaften. Dies lässt 

sich nicht in dieser Allgemeinheit bestätigen – es kommt darauf an, wie stabil und zuverlässig 

die Kooperation ist. Im Falle der Studierendenbewegung war sie zu unzuverlässig, um die 

Gewerkschaften zu stärken; im Falle der feministischen Bewegung ist sie zu sporadisch und 

wird außerdem von den gewerkschaftlichen Dachverbänden und Einzelgewerkschaften in zu 

geringem Maße unterstützt – sie ist in erster Linie eine Sache der gewerkschaftlichen Frauen-

gruppen. Zumindest im Falle der Studierendenbewegung hat die Unzuverlässigkeit der Ko-

operation hingegen zu einer direkten Schwächung der Gewerkschaften geführt im Sinne eines 

Ansehensverlustes und einer weggefallenen Bereitschaft, mit den Gewerkschaften insgesamt 

zu kooperieren. In der Folgezeit wurde unter studentischer Beteiligung mit Akademska 

Solidarnost sogar eine universitäre Gewerkschaft gegen die etablierte NSZVO gegründet. 

Direkte Erfolge der Zusammenarbeit im Sinne von durchgesetzten Forderungen sind ebenfalls 

nicht auszumachen. Im Falle der Studierendenbewegung 2009 wurden zwar gebührenfreie 

Diplomstudiengänge durchgesetzt; dies war jedoch schon im Jahr zuvor ohne gewerkschaftli-

che Unterstützung erreicht worden und wurde 2009 eher trotz der Unzuverlässigkeit der ge-

werkschaftlichen Unterstützung erneut erreicht. Der erfolgreiche Streik von Akademska 

Solidarnost 2011 war nicht zuletzt ein Streik gegen die etablierte Hochschulgewerkschaft. Im 
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Falle der feministischen Bewegung wurden eventuell einige Gesetze zugunsten von Frauen 

beeinflusst, was aber eine rein spekulative Aussage ist.  

Auch eine größere Gemeinsamkeit der Interessen als Folge der Kooperation ist in beiden Fäl-

len nicht auszumachen. Die gemeinsame Kritik von Gewerkschaft NSZVO und Studieren-

denbewegung an Studiengebühren gab es schon vor der Kooperation 2009; im weiteren Ver-

lauf der Bewegung 2009 konzentrierte sich die Gewerkschaft schnell wieder auf die Interes-

sen der eigenen Mitgliedschaft und lehnte das studentische Konzept der direkten Demokratie 

ab. Es gab hier eher eine Wirkung in umgekehrter Richtung: Die Unterschiedlichkeit des Inte-

ressenverständnisses verhinderte eine stabile Kooperation. Das gilt auch für das Verhältnis 

von Gewerkschaften und Frauenbewegung: Zum einen sehen die männlich dominierten 

Dachverbände und Einzelgewerkschaften Geschlechterverhältnisse nicht als Priorität ihrer 

Arbeit an und überlassen das Thema ihren Frauengruppen (falls vorhanden); zum anderen gibt 

es auch zwischen den gewerkschaftlichen Frauengruppen und feministischen NGOs nur eine 

Kooperation von Fall zu Fall, weil es bei Themen wie Säkularismus keine Einigkeit gibt. 

So ist auch keine Stärkung von Gewerkschaften als Folge gemeinsam erreichter Erfolge aus-

zumachen. Es gibt außerdem keine nennenswerten Unterschiede zwischen einer nicht formal 

institutionalisierten Bewegung wie der Studierendenbewegung und einer in NGOs formal 

organisierten Bewegung wie der Frauenbewegung, was das Verhältnis zu den Gewerkschaften 

angeht – davon abgesehen, dass es im zweiten Fall mit dem Frauennetzwerk ein organisatori-

sches Dach der Zusammenarbeit gibt und einige Gesetze zugunsten von Frauen beeinflusst 

wurden. 

Eine Vernetzung verschiedener Bewegungen findet hingegen weitgehend an den etablierten 

Gewerkschaften vorbei statt: Die Studierendenbewegung kooperiert direkt mit kämpfenden 

Arbeiterinnen und Arbeitern (sowie mit einzelnen Personen aus den Gewerkschaften) und mit 

protestierenden Bäuerinnen und Bauern und war an der Gründung der neuen Bildungsgewerk-

schaft Akademska Solidarnost beteiligt; im Falle der Textilfabrik Kamensko vermittelte sie 

außerdem Kontakte zwischen den streikenden Arbeiterinnen und feministischen NGOs. 

Akademska Solidarnost ist jedoch bisher zu schwach, den Kurs der Bildungspolitik entschei-

dend zu ändern. 

Für ein gegenhegemoniales Bündnis fehlt also die Gemeinsamkeit der Interessenlage als ent-

scheidende Voraussetzung. Im Falle der Studierendenbewegung kann die Mehrheitsgewerk-

schaft NSZVO sich die studentische Forderung nach direkter Demokratie nicht zu eigen ma-
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chen und hat ein anderes Verständnis von kostenloser Bildung als die Studierenden; von der 

Studierendenbewegung und Akademska Solidarnost abgelehnte bildungspolitische Gesetzes-

entwürfe hat sie unterstützt. Ihr Hauptinteresse sind nach wie vor höhere Gehälter für ihre 

Mitglieder. Im Falle der Frauenbewegung gibt es Konflikte der gewerkschaftlichen Frauen-

sektionen mit feministischen NGOs über Themen wie Säkularismus und eine zu sporadische 

Kooperation sogar zu den Themen, wo es eine ähnliche Interessenlage gibt. Dies liegt nicht 

zuletzt daran, dass die Gewerkschaften insgesamt männlich dominiert sind und Geschlechter-

fragen nicht als Priorität ansehen. 

So gibt es in beiden Fällen auch keine Stärkung der sozialen Macht von Gewerkschaften als 

Folge der Kooperation. 
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12. Fazit 

12.1 Gewerkschaften und Macht 

Ausgangspunkt dieser Arbeit war die Beschäftigung mit der Soziologie der industriellen Be-

ziehungen; aus dieser folgt, dass die Untersuchung von Gewerkschaften in die Beschäftigung 

mit sozialer Macht und Herrschaft eingeordnet werden muss, weil der „freie Arbeitsvertrag“ 

ein Herrschaftsverhältnis des Kapitalisten über den „freien Lohnarbeiter“ begründet und Ge-

werkschaften die Rolle einer Gegenmacht spielen. Theoretiker wie Wolfgang Fritz Haug kon-

statieren nach dem Ende der fordistischen Phase der kapitalistischen Produktionsweise einen 

Machtverlust der Gewerkschaften, weil die Zahl der Arbeitsplätze infolge der Produktivkraft-

entwicklung sinkt und die Konkurrenz unter den Arbeitenden dadurch steigt und weil die 

Möglichkeiten, Investitionen ins Ausland zu verlagern, besser geworden sind. Hinzu kommen 

neue Herausforderungen wie die Überwindung der männlichen Dominanz innerhalb der Or-

ganisationen. 

E. O. Wright, Beverly Silver und Klaus Dörre haben einen Ansatz entwickelt, um die Macht 

von Gewerkschaften differenziert zu untersuchen. Sie unterscheiden verschiedene Quellen 

von Arbeitermacht, nämlich Organisationsmacht aus kollektiven Zusammenschlüssen, insti-

tutionelle Macht aus der Vertretung in Institutionen und strukturelle Macht aus der Stellung 

im ökonomischen System selbst, wobei zwei Aspekte unterschieden werden – Marktmacht 

aus der Situation auf dem Arbeitsmarkt und Produktionsmacht aus der strategischen Stellung 

einer bestimmten Gruppe von Arbeitern im Produktionsprozess. Pessimistische Interpretatio-

nen gehen davon aus, dass die Globalisierung der Wirtschaft alle Quellen von Arbeitermacht 

geschwächt habe. 

12.2 Kroatien als Beispiel 

Osteuropäische Gewerkschaften sind in diesem Zusammenhang von besonderem Interesse, 

weil sie durch die Vorgeschichte des „realexistierenden Sozialismus“ keinerlei Erfahrung als 

Kampforganisationen haben und die Frage aufkommt, ob ihnen die Erschließung neuer 

Machtquellen gelingt. Gewerkschaften in ex-jugoslawischen Ländern sind darüber hinaus 

unter dem Aspekt interessant, ob sie ein Gegengewicht zur nationalistischen Ideologie in die-

sen Ländern bilden können. Kroatien wird in dieser Arbeit behandelt, weil es sich hier um das 

jüngste EU-Mitglied handelt und die dortigen Gewerkschaften unter dem Aspekt einer inter-
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nationalen Kooperation auch aus deutscher Perspektive interessanter geworden sind. Hinzu 

kommt der Mangel an Forschungsarbeiten zu diesem Thema. 

Es wurde daher die Frage formuliert, ob Gewerkschaften in Kroatien über große oder geringe 

Macht verfügen und was die Quellen ihrer Macht sind. Oberflächlich betrachtet gibt es dabei 

Hinweise auf eine geringe Gewerkschaftsmacht, weil die Verarmung der Bevölkerungsmehr-

heit nicht verhindert werden konnte und es im Parlament keine Partei gibt, die den Protest von 

Verlierern des Systemwandels artikulieren könnte.  

12.3 Macht und Hegemonie nach Marx, Gramsci und Laclau/Mouffe 

Bevor an die Beantwortung der Fragestellung gegangen werden konnte, musste der zentrale 

Begriff der sozialen Macht geklärt werden. Hier geht die vorliegende Arbeit von einem mar-

xistischen Verständnis aus, weil mit Gewerkschaften Klassenorganisationen untersucht wer-

den sollen. Bei Karl Marx und Friedrich Engels selbst gibt es jedoch keine klar voneinander 

abgegrenzten Begriffe – weitgehend unterschiedslos werden etwa die Wörter Macht und 

Herrschaft verwendet. Werner Hofmann definiert im Anschluss an Marx Macht als mit sozia-

len Rollen verknüpfte Befugnisse, die den Einsatz von Zwangsmitteln erlauben, während 

Herrschaft die Aneignung fremder Arbeitsleistung ist, die auf Herrengewalt über die Produk-

tionsmittel basiert. Auch diese Begriffsbestimmung reicht noch nicht aus, weil hier ein öko-

nomischer Reduktionismus vorliegt – Herrschaft ist per se mit ökonomischer Ausbeutung 

verbunden, andere ähnlich verfestigte Verhältnisse von Über- und Unterordnung können nicht 

als Herrschaft bezeichnet werden. Antonio Gramscis Hegemonie-Begriff führt hier weiter – 

Herrschaft ist nicht einfach Machtausübung, sondern hegemoniale Machtausübung, d.h. 

Machtausübung, der auch die der Macht Unterworfenen zustimmen und zu der es einen ge-

sellschaftlichen Konsens gibt, so dass offener Zwang die Ausnahme bleibt. Macht hingegen 

ist jede Möglichkeit, seinen Willen durch Einsatz von Zwangsmitteln durchzusetzen, anders 

als bei Hofmann auch ohne das Vorliegen offizieller Befugnisse. Auch die im Herrschaftsver-

hältnis Unterlegenen können so Macht haben bzw. ausüben – anders wäre es sinnlos, z.B. von 

Gewerkschaftsmacht zu sprechen. Während Herrschaft durch Hegemonie verfestigt ist, muss 

Macht dies nicht sein – in einem nicht-hegemonialen Machtverhältnis können die Rollen des 

Über- und Unterlegenen schneller wechseln als in einem Herrschaftsverhältnis. 

Bei Gramsci steht noch die Hegemonie einer ökonomisch bestimmten Klasse im Vorder-

grund. Bei bestimmten Vertretern der Regulationstheorie, etwa Joachim Hirsch, und in der 

Diskurstheorie von Ernesto Laclau und Chantal Mouffe wird dieser Klassenreduktionismus 
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mit dem Verweis auf das Auftauchen neuer sozialer Akteure kritisiert. Hegemonie basiert 

nach Laclau/Mouffe auf der Konstruktion eines Antagonismus durch die (immer brüchige und 

instabile) Verknüpfung verschiedener sozialer Elemente zu einem Diskurs. So werden z.B. 

verschiedene soziale Kämpfe diskursiv als „demokratische Kämpfe“ verknüpft und antidemo-

kratischen Elementen entgegengestellt.  

Von diesen Überlegungen ausgehend untersucht diese Arbeit nicht nur die Macht von Ge-

werkschaften in Kroatien auf der Basis der Quellen von Arbeitermacht nach Wright, Silver 

und Dörre, sondern ebenso die Frage, inwieweit Gewerkschaften an der Herausbildung eines 

gegenhegemonialen Projektes beteiligt sind, indem sie ihre Interessen mit denen anderer sozi-

aler Akteure verknüpfen. Auf eine ausführliche Diskursanalyse, also die Untersuchung der 

Frage, ob diese verschiedenen Akteure eine gemeinsame Sprache gefunden haben, musste 

dabei verzichtet werden; untersucht wurde zunächst, ob sich überhaupt eine gemeinsame Inte-

ressenlage herausgebildet hat. 

12.4 Gewerkschaftliche Macht und kroatische Transformation 

Eine erste Teilantwort auf die Frage nach der geringen politischen Macht der Gewerkschaften 

bzw. die geringen Möglichkeiten, den Protest von Verlierern des Systemwandels politisch zu 

artikulieren, folgt aus der Beschäftigung mit der Art und Weise der Systemtransformation in 

Kroatien. Anders als etwa im benachbarten Slowenien war die in Kroatien 1990 etablierte 

HDZ-Regierung nie ernsthaft bemüht, die Gewerkschaften in politische Entscheidungen 

konsensuell einzubinden. Gestützt auf ihre absolute Mehrheit im Parlament und ihre Rolle bei 

der Gründung des unabhängigen kroatischen Staates fühlte sie sich ausreichend legitimiert 

und hielt eine Einbindung etwa der Gewerkschaften nicht für notwendig. Sie führte eine Wirt-

schafts- und insbesondere Privatisierungspolitik durch, die ihre Klientel bevorzugte und zu 

einer weitgehenden Deindustrialisierung des Landes führte. Die Gewerkschaften hatten zwar 

sporadische Erfolge aufzuweisen, wurden jedoch weitgehend ausgegrenzt und schwächten 

sich durch Zersplitterung zusätzlich. Auch nach dem Ende der Ära Tuđman änderte sich am 

Verhältnis zwischen Staat und Gewerkschaften nichts Wesentliches. 

Aus diesem Verlauf der Systemtransformation folgen einige Erwartungen zur Ausprägung der 

verschiedenen Quellen gewerkschaftlicher Macht in Kroatien: 
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 Die kroatische Transformation hat zu einem massiven Anstieg der Erwerbslosigkeit 

geführt, was eine deutliche Schwächung der Marktmacht und der Organisationsmacht 

impliziert. 

 Die Deindustrialisierung des Landes impliziert eine Schwächung der Produktions-

macht. 

 Das ausgrenzende Verhalten des Staates gegenüber den Gewerkschaften lässt eine 

weitgehende Ausgrenzung aus Institutionen, also eine geringe institutionelle Macht, 

erwarten. 

12.5 Gewerkschaftliche Machtquellen im Einzelnen 

Die Untersuchung der vier gewerkschaftlichen Machtquellen in ihrer gegenwärtigen Ausprä-

gung in Kroatien bestätigt die Erwartungen, die aus der Analyse des Transformationsprozes-

ses gefolgert wurden, führt jedoch zu einigen Erweiterungen. 

Die Organisationsmacht ist nicht im absoluten Sinne zu niedrig, denn der Organisationsgrad 

ist zwar seit Beginn der Transformation erwartungsgemäß gesunken, aber mit ca. 40% im 

osteuropäischen Vergleich nach wie vor relativ hoch. Die Hauptprobleme sind folgende drei: 

erstens die deutliche Konzentration der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft auf Teile der Be-

schäftigten, nämlich auf den in seiner Relevanz abnehmenden öffentlichen Sektor, ältere Be-

schäftigte, Großbetriebe und unbefristet Beschäftigte, während der Anteil der Kleinbetriebe 

seit Beginn der Transformation zugenommen hat und die Mehrheit der neuen Beschäftigten 

befristet eingestellt wird. Durch die Konzentration auf ältere Beschäftigte fehlt der Nach-

wuchs. Die Konzentration auf den öffentlichen Sektor, wo vielfach aus politischen Erwägun-

gen Lohnerhöhungen gewährt werden, legt den Gewerkschaften eher eine klientelistische Ori-

entierung als die Beteiligung an einem gegenhegemonialen Projekt nahe; zweitens die Zer-

splitterung der Gewerkschaften – allein in den fünf 2009 als repräsentativ anerkannten Dach-

verbänden sind 182 Einzelgewerkschaften organisiert, und es gibt Konflikte insbesondere 

zwischen dem Dachverband MHS, der fast ausschließlich Mitglieder im öffentlichen Dienst 

hat, und Dachverbänden, die stärker im Privatsektor vertreten sind; und schließlich drittens 

die geringe Aktivität der Mehrheit der Gewerkschaftsmitglieder.  

Die Marktmacht der Gewerkschaften wird durch die Situation auf dem kroatischen Arbeits-

markt nach wie vor deutlich geschwächt: Es gibt eine stabile Sockelerwerbslosigkeit, und die 

Situation hat sich seit Beginn der Wirtschaftskrise 2008 verschärft. Besonders benachteiligte 
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Gruppen auf dem Arbeitsmarkt sind Frauen, Jugendliche und ethnische Minderheiten (vor 

allem Serben und Roma); diese Gruppen werden benutzt, um Standards auf dem Arbeitsmarkt 

zu senken und die Ausbreitung atypischer und prekärer Beschäftigungsverhältnisse durchzu-

setzen. Diese Situation hat mehrere negative Folgen für die Gewerkschaften: Erstens gibt es 

quantitativ bedeutsame Gruppen, die nicht oder nur schwer organisierbar sind, vor allem Er-

werbslose und befristet Beschäftigte. Zweitens wirken diese Gruppen als Drohung gegenüber 

denjenigen, die noch einen festen Arbeitsplatz haben, was nicht zuletzt die Bereitschaft zum 

gewerkschaftlichen Engagement senkt. Und drittens macht es diese Situation leicht, die Ge-

werkschaften als reine „Lobby der Arbeitsplatzbesitzer“ anzugreifen, die jungen Menschen 

die Chance auf Beschäftigung nehmen würden, indem sie die nach wie vor relativ strenge 

Absicherung bestehender Beschäftigungsverhältnisse verteidigen. Dies hat schon zu einer 

entsprechenden Kritik an den Gewerkschaften etwa von Seiten des Netzwerks der Jungen 

geführt. Die Situation auf dem Arbeitsmarkt schwächt also die Marktmacht der Gewerkschaf-

ten, und die schwache Marktmacht schwächt wiederum die Organisationsmacht sowie die 

Möglichkeit der Gewerkschaften, verschiedene gesellschaftliche Interessen zusammenzufüh-

ren und zu einem gegenhegemonialen Projekt beizutragen. 

Die Produktionsmacht ist durch die Deindustrialisierung der 1990er Jahre massiv geschwächt 

worden, und Kroatien ist heute nach wie vor weit von einer Reindustrialisierung entfernt. Ge-

schwächt wurden gerade traditionelle exportstarke Branchen wie Textil und Schiffsbau, und 

der Anteil technologisch komplexer Industrien, wo kleine Gruppen von Beschäftigten mit 

ihren Aktionen viel beeinflussen können, ist eher gering. Die Zuflüsse von ausländischem 

Kapitel konzentrieren sich auf einige wenige Bereiche außerhalb der eigentlichen Produktion 

und haben außerdem die Zersplitterung der Beschäftigten durch Outsourcing zu einer norma-

len Erscheinung werden lassen. Hinzu kommt das insgesamt zunehmende Gewicht von klei-

nen und mittleren Unternehmen. Allerdings gibt es auch einen positiven Faktor der Produkti-

onsmacht: Die großen gewerkschaftlichen Dachverbände sind nach wie vor in einigen strate-

gisch wichtigen Bereichen organisatorisch stark, von denen deutliche Auswirkungen für die 

gesamte Volkswirtschaft ausgehen können, etwa im Energiesektor. Es lohnt sich daher, zu-

mindest einen dieser strategisch wichtigen Bereiche der gewerkschaftlichen Aktivität näher zu 

beleuchten. 

Die institutionelle Macht ist nur unter einem Teilaspekt stark ausgeprägt, nämlich unter dem 

Aspekt des rechtlichen Rahmens für die gewerkschaftliche Tätigkeit. Mit diesem werden die 

Gewerkschaften als gesellschaftlicher Akteur anerkannt (negativ zu verzeichnen ist lediglich, 
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dass durch die geringen gesetzlichen Vorgaben für Gewerkschaftsgründungen die Zersplitte-

rung der Gewerkschaften gefördert wird). Dieser gesetzliche Rahmen kann allerdings nur 

unzureichend genutzt werden, was u.a. an der Fragmentierung der Gewerkschaften und an der 

Passivität der Mitgliedschaft liegt. Beispielsweise bieten Branchentarifverträge oft kein Rech-

teniveau, das über den gesetzlichen Mindestvorgaben liegt, und sie sind außerdem auf Allge-

meinverbindlichkeitserklärungen des Staates angewiesen. Die Gewerkschaften versuchen, 

ihre betriebliche Schwäche mit Hilfe des Staates auszugleichen; auch dies hat jedoch Gren-

zen, weil der Staat nur ein geringes Bemühen zeigt, sie institutionell einzubinden. Dies zeigt 

sich an der Unterentwicklung des tripartiten Dialogs, der von der aktuellen sozialdemokrati-

schen Regierung sogar noch mehr vernachlässigt wird als von der konservativen Vorgänger-

regierung, am weitgehenden Fehlen spezialisierter Arbeitsgerichte und an der Unterbesetzung 

der staatlichen Arbeitsinspektion.   

Im Wesentlichen werden die Erwartungen aus der Beschäftigung mit der kroatischen Trans-

formation bestätigt, wenn die gewerkschaftlichen Machtquellen in ihrer gegenwärtigen Aus-

prägung im Detail analysiert werden. Alle vier Machtquellen sind schwach ausgeprägt; aller-

dings sind auch wichtige Differenzierungen vorzunehmen. Die Marktmacht ist nicht einfach 

durch eine im Zeitverlauf hoch bleibende Sockelerwerbslosigkeit schwach; vielmehr zeigt die 

genauere Analyse einen fragmentierten Erwerbsarbeitsmarkt, der auch zu Problemen für die 

Organisationsmacht der Gewerkschaften führt, weil diese teilweise der Fragmentierung des 

Arbeitsmarktes folgt – etwa bei der Konzentration auf unbefristet Beschäftigte und ältere Be-

schäftigte. Hinzu kommt die sehr starke Konzentration auf den öffentlichen Sektor sowie die 

Zersplitterung der Gewerkschaften. Die Produktionsmacht hat tatsächlich bis heute unter der 

Deindustrialisierung gelitten, die auch durch den Zufluss ausländischen Kapitals nicht ausge-

glichen wird; auf der anderen Seite gibt es jedoch einige strategisch wichtige Bereiche, wo die 

Gewerkschaften nach wie vor organisatorisch stark sind. Die institutionelle Macht ist nur un-

ter dem Aspekt der gesetzlichen Rahmenbedingungen stark; diese können allerdings durch 

Probleme der Organisationsmacht oft nicht ausreichend genutzt werden, und der Staat ist tat-

sächlich bis heute nicht in hohem Maße bemüht, die Gewerkschaften institutionell einzubin-

den. 

Insgesamt erscheinen die Gewerkschaften so als ungeeignet, Teil eines gegenhegemonialen 

Projektes zu werden, weil ihre Macht stark zersplittert und auf Teile der kroatischen Ökono-

mie konzentriert ist. In einem nächsten Schritt wurden zwei gewerkschaftliche Organisations-

bereiche mit starker und schwacher Ausprägung der verschiedenen Machtquellen genauer 
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untersucht, um im Vergleich zu überprüfen, welche Bedeutung diese vier Machtquellen auf 

der Ebene gewerkschaftlicher Politik in den verschiedenen Organisationsbereichen haben. 

Führen verschieden starke Ausprägungen der Machtquellen auch zu größeren oder geringeren 

Erfolgen der Gewerkschaften in unterschiedlichen Organisationsbereichen? Trägt dies zur 

Zersplitterung der Beschäftigten bei und damit zu einer Schwächung der Möglichkeiten, ein 

gegenhegemoniales Projekt aufzubauen? Nicht zuletzt die Bedeutung der Produktionsmacht 

soll untersucht werden: Wird die große Produktionsmacht der Gewerkschaften in den Betrie-

ben mit strategischer Bedeutung überhaupt ausgenutzt? Wenn ja, wird sie lediglich 

klientelistisch genutzt oder um gesellschaftliche Kräfteverhältnisse insgesamt zu verschieben? 

12.6 Gewerkschaftliche Macht im Branchenvergleich 

Bei der Auswahl zweier gewerkschaftlicher Organisationsbereiche war das entscheidende 

Kriterium, dass die gewählten Fälle Trendaussagen ermöglichen, also vorsichtige Aussagen 

über die weitere Entwicklung der gewerkschaftlichen Situation in Kroatien zulassen sollten. 

Das setzt voraus, dass sie auf absehbare Zeit in der kroatischen Ökonomie eine Rolle spielen 

werden. Ausgewählt wurden der Ölkonzern INA, weil das Ölgeschäft ohnehin profitabel ist, 

und die Bauindustrie, weil diese zwar gegenwärtig konjunkturell bedingt geschwächt ist, bis 

2008 jedoch eine wichtige Konjunkturlokomotive war und nicht wie das verarbeitende Ge-

werbe im Zuge des Privatisierungsprozesses bedeutend geschrumpft ist. Zwischen diesen bei-

den Organisationsbereichen variieren außerdem die Ausprägungen der vier Machtquellen der 

Gewerkschaften sehr deutlich. 

Die Gewerkschaften bei INA verfügen über eine sehr hohe Macht aus allen vier Quellen: Der 

Organisationsgrad liegt bei 80% im INA-Konzern und ist damit für kroatische Verhältnisse 

weit überdurchschnittlich; die Beschäftigten sind spezialisierte, nicht einfach zu entlassende 

Arbeitskräfte; der Produktionsprozess ist sehr komplex und durch kleine Gruppen von Be-

schäftigten leicht aufzuhalten; INA als Energieunternehmen hat eine strategische Stellung in 

der kroatischen Wirtschaft, weswegen Streiks bei INA gravierende Auswirkungen hätten; und 

die Gewerkschaften sind bei INA ein institutionell anerkannter Verhandlungspartner und nut-

zen bei Problemen ergänzend die Gerichte. Diese hohe Ausprägung der gewerkschaftlichen 

Machtquellen geht tatsächlich mit einem im kroatischen Vergleich sehr hohen Niveau der 

durchgesetzten Rechte einher. Die Gewerkschaften selbst bezweifeln jedoch, dass dafür ihre 

Arbeit ausschlaggebend sei. Ausschlaggebend seien eher die Profitabilität des Unternehmens 

und die Vergangenheit von INA als geschütztem Teil des öffentlichen Sektors. Die Gewerk-
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schaften hätten es bisher nicht gelernt, ihre Mitgliedschaft zu aktivieren; außerdem sei es bis-

her nicht notwendig gewesen, viel zu kämpfen. Je mehr der Profit im Zuge des Privatisie-

rungsprozesses als Motiv des Eigentümers in den Vordergrund trete, desto mehr werde es 

notwendig, für Rechte zu kämpfen; es sei jedoch unsicher, ob die Gewerkschaften dies lernen 

würden. Außerdem sei die Mitgliedschaft der Gewerkschaften passiv und nicht engagiert. 

Die Beschäftigung mit der Entwicklung bei INA nach den 2012 mit den Gewerkschaften ge-

führten Interviews ergibt ein differenziertes Bild. Die Tarifverhandlungen 2012 haben ge-

zeigt, dass die drei bei INA vertretenen Gewerkschaften zumindest das bestehende Rechteni-

veau halten können, wenn sie einig auftreten und wie in diesem Fall gemeinsam mit Streik 

drohen. 2013 blieb eine Gewerkschaft jedoch allein mit ihrem Protest gegen Outsourcing-

Pläne bei den Tankstellen; die anderen beiden unterschrieben den Tarifvertrag, der dieses 

Outsourcing ermöglichte. Hier hat sich gezeigt, dass die Gewerkschaftsfragmentierung, die 

mit einer Fragmentierung der Mitgliedschaft nach verschiedenen Abteilungen von INA ein-

hergeht, die Entwicklung von Kämpfen und die Ausnutzung der Machtquellen blockiert und 

die beklagte Passivität der Mitgliedschaft auf diese Weise verfestigt wird. Es stimmt nicht, 

dass die Mitgliedschaft absolut nicht für die Belange anderer Abteilungen zu mobilisieren 

wäre, denn 2003 gab es bei INA erfolgreiche Solidaritätsstreiks, zu denen die Gewerkschaft 

SING aufgerufen hatte. Vielmehr wird diese Mobilisierung in wichtigen Fällen gar nicht erst 

versucht. 

So ist festzuhalten, dass die Macht der Gewerkschaften nicht ausschlaggebend für gewerk-

schaftliche Erfolge bei INA ist, denn sie wird kaum ausgenutzt; die einzige Ausnahme ist die 

institutionelle Macht – die Gewerkschaften sind anerkannter Verhandlungspartner und setzen 

in Tarifverhandlungen nach wie vor ein für kroatische Verhältnisse sehr hohes Rechteniveau 

durch. Dieses Niveau ist also durch eine hohe institutionelle Macht in Kombination mit einer 

hohen Profitabilität des Unternehmens erklärbar. Der Spaltung der Beschäftigten durch orga-

nisatorische Umstrukturierungen wird jedoch nicht viel entgegengesetzt, so dass die bei INA 

vertretenen Gewerkschaften als Teil eines gegenhegemonialen Projektes ungeeignet sind. Bei 

Organisationen, die nicht einmal die Interessen der verschiedenen Teile der Beschäftigten im 

eigenen Unternehmen zusammenführen können, ist nicht anzunehmen, dass sie gesamtgesell-

schaftlich verschiedene Kämpfe zusammenführen können. 

Im Bausektor hingegen sind alle vier Machtquellen schwach ausgeprägt. Eine weitverbreitete 

Gewerkschaftsfeindlichkeit führt zu einer schwachen institutionellen Macht, und die sehr un-
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sichere Beschäftigungssituation in der Branche schwächt die Marktmacht. Beides zusammen 

hält viele Beschäftigte vom Gewerkschaftsbeitritt ab, weil sie Angst haben sich zu engagie-

ren, und führt zu einer geringen Organisationsmacht – die größte Baugewerkschaft SGH or-

ganisiert nur 12% der Bauarbeiter. Im Ergebnis wird im Bausektor zwar viel gekämpft – es ist 

eine der Branchen mit den meisten Schlichtungen, und fast wöchentlich werden Streiks orga-

nisiert - , aber es handelt sich hier normalerweise um Abwehrkämpfe gegen die Nichtauszah-

lung von Löhnen. Diese Kämpfe bleiben wegen der fehlenden Solidarität unter den Beschäf-

tigten meist auf einzelne Firmen beschränkt; dort sind die Erfolge recht unterschiedlich, und 

eine systematische Lösung für Probleme wird nicht entwickelt. Der Tarifvertrag für die Bau-

branche liegt kaum über dem gesetzlichen Rechteniveau und wird von vielen Unternehmen 

trotz Allgemeinverbindlichkeitserklärung durch den Staat nicht respektiert. Zur fehlenden 

Solidarität unter den Beschäftigten verschiedener Firmen kommt die Konzeptlosigkeit der 

Gewerkschaften, die gar nicht erst versuchen, die einzelnen Kämpfe zu verknüpfen. Gewerk-

schaftsfragmentierung ist anders als bei INA kein ausschlaggebender Faktor: Sowohl die 

branchenweit organisierte Konkurrenzgewerkschaft NSG als auch einige Hausgewerkschaften 

gibt es nur in einem kleinen Teil der Branche; im größten Teil der Baufirmen gibt es nur die 

SGH. 

Auch die Baugewerkschaften sind also nicht dazu in der Lage, die Interessen verschiedener 

Beschäftigter wenigstens in ihrer Branche zu verknüpfen, und scheiden damit ebenfalls als 

Teil eines gegenhegemonialen Projekts bislang aus. 

Auf S.46f. werden sechs Hypothesen zur gewerkschaftlichen Macht im Branchen- und Be-

triebsvergleich formuliert. Auf der Basis des durchgeführten empirischen Vergleichs zwi-

schen INA und dem Bausektor können die ersten vier Hypothesen als bestätigt betrachtet 

werden: Eine höhere Ausprägung gewerkschaftlicher Macht geht tatsächlich mit größeren 

gewerkschaftlichen Erfolgen einher, und dies gilt für alle vier Machtquellen. Die fünfte und 

die sechste Hypothese sind jedoch nicht bestätigt worden: Größere gewerkschaftliche Macht 

führt nicht zu einer größeren gewerkschaftlichen Druckausübung – bei INA finden weniger 

Kämpfe statt als im Bausektor, sozialer Dialog steht im Vordergrund. Eine größere gewerk-

schaftliche Druckausübung führt auch nicht zu größeren gewerkschaftlichen Erfolgen – trotz 

der häufigeren Kämpfe ist das Niveau gewerkschaftlicher Erfolge im Bausektor erheblich 

geringer als bei INA. Für das hohe Niveau der Rechte der Beschäftigten bei INA sind andere 

Faktoren wichtiger. 
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12.7 Gewerkschaften und soziale Bewegungen 

Es wurde untersucht, ob in Kroatien Kooperation der Gewerkschaften mit sozialen Bewegun-

gen stattfindet und inwieweit sie die Gewerkschaften stärkt – entweder direkt oder vermittelt 

über gemeinsam erreichte Erfolge. Ausgewählt wurden die Studierendenbewegung und die 

Frauenbewegung, um institutionalisierte Kooperation mit der Frauenbewegung (vermittelt 

über die gewerkschaftlichen Frauensektionen) und nicht institutionalisierte Kooperation mit 

der Studierendenbewegung zu vergleichen. 

Mit der Studierendenbewegung kooperierte 2009 die Hochschulgewerkschaft NSZVO, als 

studentische Aktivistinnen und Aktivisten Fakultäten im ganzen Land besetzten, um die Ab-

schaffung aller Studiengebühren durchzusetzen. Die NSZVO unterstützte diese Bewegung zu 

Beginn verbal und materiell, etwa mit Geld. Die Kooperation scheiterte jedoch letzten Endes: 

die NSZVO streikte parallel für eine Gehaltserhöhung für ihre Mitglieder; als sie ihr Ziel 

durchgesetzt hatte, sagte sie eine gemeinsame Demonstration mit den Studierenden in Zagreb 

ab. Bis heute geben beide Seiten sich wechselseitig die Schuld am Scheitern der Zusammen-

arbeit: Laut NSZVO hatte es keinen Sinn, die Studierenden zu unterstützen, die nicht mit der 

Regierung verhandeln wollten, während diese der Gewerkschaft wiederum Verrat vorwerfen. 

Diese gescheiterte Kooperation hat ganz unmittelbar zu einer Schwächung der Gewerkschaf-

ten geführt, denn die Studierenden orientieren seitdem darauf, nicht mehr mit den Gewerk-

schaften insgesamt zu kooperieren, sondern direkt mit kämpfenden Arbeitern und einzelnen 

Personen aus den Gewerkschaften. Die Vernetzung sozialer Bewegungen findet hier also an 

den Gewerkschaften vorbei statt. 2011 wurde gar unter studentischer Beteiligung die neue 

Bildungsgewerkschaft Akademska Solidarnost gegründet, die einen erfolgreichen Streik ge-

gen drei Gesetzesentwürfe organisierte, während die NSZVO nicht nur den Streik ablehnte, 

sondern sogar an den Gesetzesentwürfen mitarbeitete.  

Hier ist also festzuhalten, dass kein Beitrag der etablierten Gewerkschaften zur Konstruktion 

eines gegenhegemonialen Projektes geleistet wurde: Zwischen den Interessen der NSZVO-

Mitgliedschaft und denen der Studierenden hat keine Verknüpfung stattgefunden; außerdem 

stellten sich die politischen Kulturen der NSZVO als Organisation und der Studierendenbe-

wegung als unvereinbar heraus, denn die vom studentischen Plenum praktizierte „direkte 

Demokratie“ wurde von der NSZVO als nicht funktionsfähig abgelehnt. Die neu gegründete 

Gewerkschaft Akademska Solidarnost ist nach wie vor zu schwach, um die Bildungspolitik 

entscheidend zu beeinflussen und gesellschaftliche Kräfteverhältnisse zu verschieben. Insge-
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samt hat also weder eine Stärkung der Gewerkschaftsorganisationen noch eine Erhöhung der 

gesellschaftlichen Macht von Gewerkschaften stattgefunden. 

Aber auch bei der stärker institutionalisierten Kooperation im Rahmen der Frauenbewegung 

kann nicht von einer Stärkung der Gewerkschaften gesprochen werden. Konkrete Erfolge der 

Kooperation sind nicht auszumachen – eventuell sind einige Gesetze zugunsten von Frauen 

beeinflusst worden, was jedoch eine vage, spekulative Aussage bleibt. Um mehr zu erreichen, 

ist die Zusammenarbeit zu sporadisch und unsystematisch. Eine gemeinsame Interessensdefi-

nition gibt es nur in bestimmten Fällen, während etwa beim Thema Säkularismus die inhaltli-

che Klammer fehlt; das trägt wiederum dazu bei, dass die Kooperation sporadisch bleibt. Eine 

eventuell erreichte Stärkung der Gewerkschaften kann also nicht durch gemeinsam durchge-

setzte Erfolge erklärt werden. Es gibt jedoch auch keine direkte Stärkung der Gewerkschaften 

durch die Kooperation – dagegen spricht das nach wie vor sehr kritische Gewerkschaftsbild in 

der feministischen Szene. Diese Kritik wird dadurch erhärtet, dass auch Vertreterinnen der 

gewerkschaftlichen Frauengruppen selbst ihre Dachverbände kritisieren und von mangelndem 

Interesse an ihrer Arbeit innerhalb des männlich dominierten Apparates berichten.  

Einige Interviewaussagen weisen jedoch darauf hin, dass die Kooperation andere Wirkungen 

hat: Sie stärkt das politische Engagement und das Selbstbewusstsein eines Teils der Frauen in 

Kroatien und sensibilisiert einen Teil der männlichen Kollegen in den Gewerkschaften für 

Geschlechterthemen. 

Auch hier hat also keine Verknüpfung zwischen den Zielen der Frauenbewegung und denen 

der Gewerkschaften stattgefunden. So kann gefolgert werden, dass es keinen substantiellen 

Unterschied in dieser Frage gibt zwischen Bewegungen, die bereits ein gemeinsames institu-

tionelles Dach mit Teilen der Gewerkschaften haben, und solchen, wo dies nicht der Fall ist – 

in beiden Fällen kann nicht von einem Beitrag der Gewerkschaften zur Entstehung eines ge-

genhegemonialen Projektes gesprochen werden. 

Kommen wir zu den Hypothesen, die auf S.46f. zum Verhältnis von Gewerkschaften und so-

zialen Bewegungen formuliert werden. Die ersten beiden Hypothesen haben sich in diese3r 

Allgemeinheit nicht bestätigt: Kooperation von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen 

hat in den beiden untersuchten Fällen nicht zu einer Stärkung von Gewerkschaften geführt; sie 

hat auch nur in sehr geringem Maß zu Erfolgen von sozialen Bewegungen und einer größeren 

Gemeinsamkeit von Interessen geführt. Allerdings zeigt der Erfolg von Akademska 

Solidarnost bei der Verhinderung der drei Gesetze 2011, dass eine kontinuierliche Kooperati-
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on, die eine Verknüpfung von Interessen einschließt, sowohl zu größeren Erfolgen sozialer 

Bewegungen als auch zu einer Stärkung von Gewerkschaften führen könnte. Die ersten beiden 

Hypothesen müssten also genauer formuliert bzw. mit Bedingungen versehen werden. Die 

dritte Hypothese besagt, dass gemeinsam erreichte Erfolge und eine größere Gemeinsamkeit 

von Interessen zu einer Stärkung von Gewerkschaften führen. Auf der Basis der vorliegenden 

Untersuchung ist diese Hypothese nicht prüfbar, weil es eben kaum gemeinsam durchgesetzte 

Erfolge gibt. Die einzige Ausnahme ist wiederum der erfolgreiche Streik von Akademska 

Solidarnost 2011 – hier hat tatsächlich die Rolle einer Gewerkschaft innerhalb einer sozialen 

Bewegung zugenommen, was erneut das Potential kontinuierlicher Kooperation zeigt. Die 

vierte Hypothese hat sich nicht bestätigt – es ist kein Unterschied zwischen Bereichen festzu-

stellen, in denen es institutionalisierte Kooperation zwischen Gewerkschaften und sozialer 

Bewegung gibt, und solchen Bereichen, in denen es diese Institutionalisierung nicht gibt. Die 

fünfte Hypothese kann hingegen als bestätigt betrachtet werden: Misserfolge der Zusammen-

arbeit und unterschiedliche Interessen der Bündnispartner führen zu einer Schwächung der 

Gewerkschaften – dies zeigt sich am Ansehensverlust der NSZVO und der etablierten Ge-

werkschaften überhaupt in der Studierendenbewegung und am kritischen Gewerkschaftsbild 

zumindest in Teilen der Frauenbewegung. 

12.8 Einordnung der Ergebnisse in die Theorie sozialer Macht 

Es kommt nun darauf an, die dargestellten Ergebnisse auf die zu Beginn der Arbeit vorgestell-

ten theoretischen Ansätze zurück zu beziehen. 

Die Ergebnisse bestätigen, dass ein klassisches marxistisches Verständnis von Macht und 

Herrschaft auch für das Verständnis postsozialistischer osteuropäischer Gesellschaften nicht 

ausreicht. Zwar existiert die Spaltung in Besitzerinnen und Besitzer und Nichtbesitzerinnerin-

nen und Nichtbesitzer von Produktionsmitteln; die Nichtbesitzerinnen und Nichtbesitzer, die 

Arbeiterklasse in marxistischer Terminologie, sind jedoch eine hochdifferenzierte Menschen-

gruppe. Die Situation der Nichtbesitzerinnen und Nichtbesitzer von Produktionsmitteln unter-

scheidet sich je nach Branche, Beruf, Beschäftigungsform etc. gravierend, wie für Kroatien 

der Vergleich verschiedener gewerkschaftlicher Organisationsbereiche zeigt: Bereits auf den 

ersten Blick zeigen sich etwa deutliche Unterschiede zwischen öffentlichem und privatem 

Sektor. Es ist daher nicht davon auszugehen, dass die einfache Tatsache dieser Spaltung au-

tomatisch soziale und politische Relevanz gewinnt. Die soziale Macht von Organisationen der 
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Nichtbesitzerinnen und Nichtbesitzer, wie etwa der Gewerkschaften, muss daher mit differen-

zierteren Ansätzen analysiert werden. 

Es kommt hinzu, dass in der Tat die Zivilgesellschaft für betriebliche Kämpfe eine wichtige 

Rolle spielt: So waren etwa feministische NGOs wesentlich für die Unterstützung der hunger-

streikenden Arbeiterinnen der Textilfabrik Kamensko. Hier zeigt sich die Bedeutung von An-

tonio Gramscis Einsicht, dass eine Klasse, die bestehende Herrschaftsverhältnisse in Frage 

stellen will, dies nur tun kann, wenn sie in der Zivilgesellschaft um Hegemonie ringt.  

Gramsci geht allerdings ebenfalls noch davon aus, es gebe mit der Arbeiterklasse ein einziges, 

geschichtsphilosophisch bestimmbares revolutionäres Subjekt. Bereits bestimmte Vertreter 

der Regulationstheorie, die inhaltliche Berührungspunkte mit Gramsci hat, weisen auf das 

Anachronistische dieses Ansatzes angesichts des Auftauchens der neuen sozialen Bewegun-

gen und der politischen Erfolglosigkeit des marxistischen Klassenkonzeptes hin. Ernesto 

Laclau und Chantal Mouffe haben in der Folgezeit Gramscis Hegemoniekonzept weiterentwi-

ckelt und von seinem Klassenreduktionismus befreit. Auch im Falle Kroatiens ist es ange-

sichts der enormen Zersplitterung der lohnarbeitenden Bevölkerung unwahrscheinlich, dass 

aus der ökonomischen Struktur selbst ein einheitlich handelndes politisches Subjekt entstehen 

wird – wie Laclau und Mouffe sagen, muss es erst durch Blockbildung aus verschiedenen 

Akteuren entstehen, und das geht nicht ohne die Konstruktion gemeinsamer Interessen dieser 

verschiedenen Akteure.  Soziale Bewegungen mit Gegenständen jenseits klassischer gewerk-

schaftlicher Themen existieren in Kroatien nicht nur, sondern haben bereits begonnen, sich 

untereinander sowie mit kämpfenden Belegschaften zu vernetzen – und das an den etablierten 

Gewerkschaften vorbei. Diese Vernetzung findet außerdem statt, während auf der anderen 

Seite Kämpfe im Einflussbereich der Gewerkschaften auf einzelne Betriebe beschränkt blei-

ben, wie etwa die Kämpfe gegen ausbleibende Lohnzahlungen in der Bauwirtschaft, oder 

selbst innerhalb einzelner Firmen die Gewerkschaften Spaltungen zwischen verschiedenen 

Teilen der Belegschaften nicht viel entgegensetzen können, etwa bei INA. 

Dies zeigt auch im Falle Kroatiens die Notwendigkeit für die Gewerkschaften, die Interessen 

ihrer Mitgliedschaft mit den Forderungen sozialer Bewegungen zu verknüpfen, um zu einem 

gegenhegemonialen Projekt beizutragen. Allerdings weisen die Ergebnisse zum gewerkschaft-

lichen Verhältnis zu Frauenbewegung und Studierendenbewegung darauf hin, dass es hier 

Hindernisse gibt, die Laclau und Mouffe nicht vorhergesehen haben. Die Konstruktion eines 

gemeinsamen Projektes hat Grenzen, die in der unterschiedlichen Logik verschiedener Orga-
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nisationen und Bewegungen liegen. So gibt es etwa keine über einzelne Anlässe hinausgehen-

de Verknüpfung zwischen den Forderungen der Gewerkschaften und denen feministischer 

NGOs, weil die gewerkschaftlichen Frauensektionen aus Rücksicht auf die Vielfalt der 

Standpunkte in der Gewerkschaftsmitgliedschaft Themen wie Säkularismus nicht in gleicher 

Weise wie die NGOs besetzen können. Mit der Studierendenbewegung gibt es keine gemein-

same Organisationskultur – bei der etablierten Gewerkschaft NSZVO ist das studentische 

Konzept der „direkten Demokratie“ auf klare Ablehnung gestoßen, während feministische 

NGOs und einzelne kämpfende Belegschaften sehr wohl offen für dieses Konzept sind. 

Hier liegen also deutliche Hinweise darauf vor, dass es für die Entstehung hegemonialer Pro-

jekte sehr komplexe Bedingungen gibt und der Ansatz von Laclau und Mouffe unterkomplex 

in ihrer Bestimmung ist: Bei diesen wird die Konstruktion eines gemeinsamen sprachlichen 

Rahmens einseitig betont. Es bleibt eine Aufgabe zukünftiger Forschung zu überprüfen, ob 

hier ein grundsätzliches Problem der gesamten an Gramsci orientierten Theoriebildung vor-

liegt. 

Außerdem ist in Frage zu stellen, ob im kroatischen Falle überhaupt sinnvollerweise von ei-

nem gegenhegemonialen Projekt gesprochen werden kann. Dazu müsste es zunächst ein he-

gemoniales Projekt geben – im Falle Kroatiens gibt es jedoch lediglich selektive Einbin-

dungsstrategien für bestimmte Gruppen von Beschäftigten, wie die extremen Unterschiede in 

den Lebens- und Arbeitsbedingungen verschiedener Gruppen zeigen. Es könnte also höchs-

tens davon gesprochen werden, dass die sozialen Protestbewegungen ein hegemoniales Pro-

jekt konstruieren müssten, dass es gegenwärtig in Kroatien überhaupt nicht gibt. 

12.9 Einordnung der Ergebnisse in die Gewerkschaftssoziologie 

Es bleibt die Frage, ob kroatische Gewerkschaften vom Machtverlust der Gewerkschaften 

nach dem Ende des Fordismus betroffen sind oder ob sie es nach dem Ende des jugoslawi-

schen Sozialismus schaffen, neue Machtquellen zu erschließen und zu Kampforganisationen 

bzw. zu einer Gegenmacht im Sinne der abhängig Beschäftigten zu werden. 

Hierauf ist zu antworten, dass dies bisher nicht gelingt. Die kroatischen Gewerkschaften be-

stätigen grundsätzlich das Bild vom Machtverlust der Gewerkschaften nach dem Ende des 

Fordismus; allerdings hat ihre geringe Macht teilweise andere Ursachen als die sinkende 

Macht der westlichen Gewerkschaften, die keine sozialistische Vergangenheit haben.  
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Anders als Wolfgang Fritz Haug dies für den Postfordismus konstatiert, sinkt die Macht der 

kroatischen Gewerkschaften nicht deswegen, weil durch Produktivitätszuwächse die Zahl der 

Arbeitsplätze sinkt; vielmehr wurde die Entstehung einer großen Markt- und Produktions-

macht schon zu Beginn durch die Deindustrialisierung des Landes verhindert. Das Ergebnis 

ist jedoch auch in diesem Fall wachsende Konkurrenz unter den Arbeitenden, was ein schwa-

ches politisches und gewerkschaftliches Engagement zur Folge hat und es erleichtert, prekäre 

Beschäftigungsformen, in Kroatien vor allem in Form von befristeten Verträgen, durchzuset-

zen. Die wachsende Möglichkeit, Investitionen ins Ausland zu verlagern, ist auch in Kroatien 

gegeben, wo von manchen Unternehmen damit gedroht wird, in andere Länder Südosteuropas 

abzuwandern; hinzu kommt jedoch, dass Kroatien angesichts seiner schwachen eigenen in-

dustriellen Basis auf ausländisches Kapital angewiesen ist, diese jedoch bislang nur in sehr 

wenige Branchen außerhalb der eigentlichen Produktion fließen. Daher gibt es den von Bever-

ly Silver konstatierten Zusammenhang zwischen dem Zufluss ausländischen Kapitals und der 

Entstehung neuer, kämpferischer Fraktionen der Arbeiterklasse in Kroatien nicht. 

Hinzu kommen weitere Faktoren, die spezifisch für Transformationsländer sind: Dazu gehört 

etwa die starke Konzentration gewerkschaftlicher Organisierung auf den schrumpfenden öf-

fentlichen Sektor oder auch die Tatsache, dass der Funktionärsapparat noch weitgehend aus 

jugoslawisch-sozialistischer Zeit stammt und keine Erfahrungen mit Gewerkschaften als 

Kampforganisationen hat. Was die neuen Herausforderungen für Gewerkschaften angeht, die 

Haug für den Postfordismus benennt, z.B. die Überwindung der männlichen Dominanz in den 

Organisationen, so gibt es sie auch in Kroatien; sie sind jedoch durch das realsozialistische 

Erbe geprägt: Nach wie vor gibt es einen aus jugoslawischer Zeit übernommenen Funktio-

närsapparat, der keine Erfahrungen mit Kämpfen in einem kapitalistischen Rahmen hat, der 

Gewinnung der Jugend entgegensteht und kein Interesse hat an der Verknüpfung gewerk-

schaftlicher Forderungen mit denen sozialer Bewegungen wie der Frauenbewegung. 

12.10 Mögliche Alternativen 

Gibt es einen Ausweg aus der beschriebenen Situation oder ist die Situation fehlender Ge-

werkschaftsmacht unüberwindbar? 

Alternativen wären in der Richtung zu suchen, dass die analysierten Spaltungen durch be-

stimmte Forderungen überwunden werden müssten. Es ist also zu überlegen, welche Forde-

rungen geeignet sind, zwischen den Interessen verschiedener Zielgruppen zu vermitteln.  
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Eine wesentliche Spaltung ist die zwischen unbefristet und befristet Beschäftigten: Während 

der Anteil der befristet Beschäftigten deutlich zunimmt, gelingt es den Gewerkschaften bisher 

nicht, sie zu organisieren – lediglich 7% sind Gewerkschaftsmitglieder. Diese Spaltung über-

lagert sich mit der Spaltung zwischen den Generationen: Die deutliche Mehrheit der 15- bis 

24jährigen ist nicht gewerkschaftlich organisiert und hat ein negatives Bild von den Gewerk-

schaften; gleichzeitig arbeiten vorwiegend jüngere Menschen befristet. Und schließlich gibt es 

die Spaltung zwischen öffentlichem und privatem Sektor: Im öffentlichen Sektor ist der ge-

werkschaftliche Organisationsgrad erheblich höher, und typische Probleme des Privatsektors 

wie ausbleibende Lohnzahlungen sind hier nahezu unbekannt. Insgesamt entsteht so in der 

Öffentlichkeit ein Bild von Gewerkschaften als reiner Lobbyorganisationen der relativ privi-

legierten Beschäftigten des öffentlichen Sektors, die gleichgültig seien gegenüber dem Privat-

sektor, der Jugend und den befristet Beschäftigten. Wie oben anhand einer Stellungnahme des 

Netzwerks der Jungen zitiert (s.o. S.137f.), ist diese Situation geeignet, gewerkschaftliche 

Forderungen wie die nach hoher Arbeitsplatzsicherheit zu delegitimieren: Ein häufig geäußer-

tes Argument lautet, diese nütze nur den bereits unbefristet Beschäftigten und erschwere Ju-

gendlichen den Zugang zum Arbeitsmarkt; daher müsse der Kündigungsschutz gelockert 

werden. 

Um dem entgegenzutreten, müsste ein Alternativprogramm zur Schaffung von Beschäftigung 

entwickelt werden. Eine mögliche Forderung könnte hier die nach Verkürzung der Regelar-

beitszeit auf zunächst 35 Stunden sein, um einen Bedarf nach Neueinstellungen zu schaffen.  

Eine Kampagne für eine Verkürzung der Arbeitszeit wäre auch eine Möglichkeit, zwischen 

Gewerkschaften und Frauenbewegung zu vermitteln, weil kürzere Arbeitszeiten beiden Ge-

schlechtern ermöglichen würden, berufliche und familiäre Verpflichtungen zu vereinbaren. 

Angesichts des Mangels an Beschäftigungsmöglichkeiten in Kroatien reicht diese Forderung 

jedoch nicht aus: Die Gewerkschaften müssten sich außerdem für ein Programm zur Rein-

dustrialisierung des Landes einsetzen. Nach dem EU-Beitritt Kroatiens heißt das, sich zu-

sammen mit den Gewerkschaften in Krisenländern wie Griechenland für eine Neuausrichtung 

der EU einzusetzen, die einen Ausgleich des Lebensniveaus zwischen stark und schwach in-

dustrialisierten Mitgliedsstaaten fördern müsste. 

Um den neuen Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt gerecht zu werden, könnten die organisa-

torischen Strukturen der Gewerkschaften geändert werden: Sie könnten sich in Zeiten, wo die 
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Tätigkeiten eines Beschäftigten in kurzen Zeitabständen wechseln können, wieder vermehrt 

territorial statt nach dem Branchenprinzip organisieren. 

Die Einzelgewerkschaften müssten sich vermehrt darum bemühen, zersplitterte Kämpfe zu-

sammenzufassen (etwa in der Baubranche) bzw. Spaltungsprozessen zwischen verschiedenen 

Teilen der Belegschaft etwas entgegenzusetzen (etwa bei INA). 

Nicht zuletzt deswegen führt auf lange Sicht kein Weg an der Überwindung der organisatori-

schen Zersplitterung vorbei. 

Allerdings bleiben diese Reformvorschläge deklarativ, solange es keine organisierte Kraft zu 

ihrer Durchsetzung gibt. In Kroatien gibt es bislang keine organisierte innergewerkschaftliche 

Opposition – ein erster Schritt wäre es daher, dass alle mit dem Status Quo Unzufriedenen 

innerhalb der Gewerkschaften und Dachverbände sich vernetzen und sich eine gemeinsame 

Plattform schaffen müssten. 

12.11 Weitere Forschungsmöglichkeiten 

Bei allen Argumenten für die Wahl der untersuchten gewerkschaftlichen Organisationsberei-

che, nämlich INA und die Baubranche, kann eine solche Auswahl doch niemals alle interes-

santen Punkte abdecken. Ein wesentlicher Mangel besteht darin, dass es sich in beiden Fällen 

um männlich dominierte Branchen handelt – dies war zur Komplexitätsreduktion notwendig, 

und Geschlechterfragen wurden im Bewegungskapitel behandelt. Es wäre daher eine Aufgabe 

zukünftiger Forschung, die gefundenen Ergebnisse mit Branchen mit vorwiegend weiblichen 

Arbeitskräften zu vergleichen. Dabei könnte die Baubranche mit einer weiblich dominierten 

Branche verglichen werden, in der die Ausprägungen gewerkschaftlicher Macht ebenfalls 

niedrig sind, um herauszufinden, ob es trotz der Konstanthaltung der Machtquellen Unter-

schiede zwischen männlich und weiblich dominierten Bereichen gibt; genauso könnte auch 

INA mit einer weiblich dominierten Branche mit hoher gewerkschaftlicher Macht verglichen 

werden. Nach den Erfahrungen bei Kamensko zu urteilen, ist ein mögliches Ergebnis, dass 

das gewerkschaftliche und öffentliche Interesse an Kämpfen weiblicher Beschäftigter geringer 

ist als bei männlich dominierten Branchen
102

. 

Interessant wäre, die Ergebnisse zu INA anhand einiger weiterer Firmen zu überprüfen, die in 

den Interviews als strategisch wichtige Betriebe mit starker gewerkschaftlicher Stellung ge-

                                                           
102

Diese These vertritt Andrea Milat (Milat 2012: 4) bezogen auf die Verteilung der öffentlichen Aufmerksam-

keit zwischen Textil- und Schiffbauindustrie. 
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nannt wurden, deren Privatisierung aber schon weiter fortgeschritten ist. Dazu gehören der 

Lebensmittelkonzern Podravka und die IT-Firma Tesla Ericsson. 

Außerdem wäre gewerkschaftliche Politik im öffentlichen Sektor genauer zu untersuchen: 

Hier ist von Interesse, ob die These Dragan Bagićs von der politischen Lohnfestsetzung durch 

den Staat zutrifft bzw. ob es hier Unterschiede zwischen den verschiedenen Teilbereichen des 

öffentlichen Sektors gibt. Das Verhältnis zwischen gewerkschaftlicher Macht und Staatsein-

fluss ist also zu untersuchen. 

Zum Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Frauenbewegung könnten weitere Personen 

befragt werden – etwa aus anderen feministischen Organisationen als CESI, um herauszufin-

den, ob das bisher konstruierte Bild bestehen bleibt. Außerdem müsste das Verhältnis der 

Gewerkschaften zu anderen Teilen der NGO-Szene, etwa zu ökologischen Organisationen, 

untersucht werden. 

Lohnend wäre schließlich die Untersuchung des Gewerkschaftsapparats selbst, seiner internen 

Macht- und Herrschaftsverhältnisse, um nach Möglichkeiten einer Änderung der gewerk-

schaftlichen Politik zu suchen. 

12.12 Beantwortung der Frage 

Abschließend wird kurz die Ausgangsfrage beantwortet: Gewerkschaften in Kroatien haben 

eine geringe Macht. Diese basiert im Einzelnen auf folgenden Punkten:  

 Die Organisationsmacht ist zu sehr auf den öffentlichen Sektor, ältere und unbefristet 

Beschäftigte konzentriert. 

 Die kontinuierlich hohe Erwerbslosigkeit, die Ausbreitung prekärer Beschäftigung 

und Diskriminierungen und Spaltungen auf dem Arbeitsmarkt sowie der fehlende Zu-

sammenhang zwischen Arbeitsmarkt und Bildungssystem schwächen die Marktmacht. 

 Die Produktionsmacht ist durch die Deindustrialisierung des Landes massiv ge-

schwächt worden und auf einige wenige strategisch wichtige Firmen konzentriert. 

 Der kroatische Staat war von Anfang an nicht ernsthaft um eine institutionelle Einbin-

dung der Gewerkschaften bemüht. 
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 Auch in den wenigen Bereichen mit hoher potentieller Gewerkschaftsmacht schwä-

chen sich die Gewerkschaften selbst durch Fragmentierung und haben außerdem mit 

der Passivität der Mitgliedschaft zu kämpfen. 

 Bündnisse mit sozialen Bewegungen funktionieren bislang nur unzureichend und tra-

gen nicht dazu bei, die Gewerkschaften zu relevanten gesellschaftlichen Akteuren zu 

machen. 
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Anhang 1: Liste der geführten Interviews 

Interview Datum 

A1: Interview mit einem Vertreter der Studieren-

denbewegung: AB, Biologe, beschäftigt am Zagre-

ber Ruđer-Bošković-Institut, Zweitstudium der 

Philosophie 

12.3.2012 

A2: Interview mit einem Vertreter der Gewerk-

schaft Akademska Solidarnost: AC, zuständig für 

die Ausarbeitung des Statuts von AS 

22.3.2012 

A3: Interview mit einem Vertreter der Gewerk-

schaft NSZVO zu Transformation in Kroatien und 

zu Gewerkschaften und Studierendenbewegung: 

AD, Vorsitzender der Gewerkschaft 

13.7.2012 

B1: Interview mit einer Vertreterin der Frauensek-

tion des SSSH: BB, Mitglied der Frauensektion 

und Vorsitzende der Gewerkschaft der Rentner 

Kroatiens 

17.4.2012 

B2: Interview mit einer Vertreterin der feministi-

schen Organisation CESI: BC, Vorsitzende von 

CESI 

24.5.2012 

B3: Interview mit einer Vertreterin der Frauensek-

tion des NHS: BD, Vorsitzende der Frauensektion 

4.5.2012 

B4: Interview mit einer Vertreterin des SSSH (2) 

zu Gewerkschaften und Frauenbewegung:BE, 

Sekretärin für Sozialpolitik 

21.6.2012 

C1: Interview mit einem Vertreter der Baugewerk-

schaft SGH: CB, Sekretär der Gewerkschaft und 

Mitglied der Jugendkommission des SSSH 

24.4.2012 

C1(b) E-Mail-Interview mit einem Vertreter der 

Baugewerkschaft SGH: ebenfalls CB 

19.3.2014 

C2: Interview mit einem Vertreter der Gewerk-

schaft EKN zu INA: CC, Generalsekretär der Ge-

werkschaft 

14.5.2012 

C3: Interview mit einem Vertreter der Gewerk-

schaft SING zu INA: CD, Vorsitzender der Ge-

werkschaft 

21.5.2012 

C4: Interview mit einem Vertreter der Gewerk-

schaft INAŠ zu INA: CE, Generalsekretär der 

Gewerkschaft, früher HUS-Vorsitzender, INA-

Arbeiter 

17.5.2012 

D1: Interview mit einem Vertreter von EKN 

Petrokemija zum Kampf bei Petrokemija 1998: 

12.4.2012 
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DB, Vorsitzender von EKN Petrokemija 

E1: Interview mit einem Vertreter des Dachver-

bandes NHS: EB, Vorsitzender des Dachverbandes 

5.7.2012 

E2: Interview mit einer Vertreterin des Dachver-

bandes SSSH: EC, Sekretärin des SSSH für politi-

sche Strategie und Bündnispolitik 

20.7.2012 

E3: Interview mit einem Vertreter des Dachver-

bandes HUS: ED, Sekretär 

5.7.2012 

F1: E-Mail-Interview mit einem Vertreter der 

Jugendsektion des SSSH: FB, Vorsitzender der 

Jugendsektion, Mitglied der Gewerkschaft für 

Tourisnus und Dienstleistungen (STUH) 

15.10.2012 
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Anhang 2: Interviewleitfäden 

Leitfaden zum Interview mit einem Vertreter der Studierendenbewegung (A1) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Studierendenbewegung in Kroatien und über ihre Kooperation mit Gewerkschaften zu 

erhalten. Das Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr Name erscheint nicht. 

Block 1: Probleme, die zur Entstehung der Bewegung geführt haben 

 Könnten Sie mir zu Beginn ein allgemeines Bild der Situation im kroatischen Bil-

dungssystem, insbesondere an den Universitäten, präsentieren, die der Rahmen für die 

Besetzungen von 2009 war? 

Nachfragen: 

 Waren Studiengebühren ein Thema? 

 War die Einführung des Bologna-Systems ein Thema? 

 Wie ist die Ausstattung der kroatischen Universitäten? 

 Ich weiß aus einigen soziologischen Texten, dass die soziale Ungleichheit in Kroatien 

beim Zugang zur Universität sehr hoch ist, dass es unwahrscheinlich ist, dass Arbei-

terkinder studieren. War das 2009 ein Thema? 

Nachfrage: 

 Wie viel Prozent der  kroatischen Studierenden müssen zur Finanzierung ihres Studi-

ums arbeiten? 

 Ich weiß, dass es an kroatischen Universitäten spektakuläre Korruptionsfälle gegeben 

hat – 2008 wurde das ökonomische Institut in Zagreb wegen gekaufter Abschlüsse ge-

schlossen. War das bei Ihren Diskussionen vor den Besetzungen ein Thema? 

 Block 2: Akteure, die an der Bewegung und ihrer Entstehung beteiligt waren 

 Nun interessiert mich, welche Akteure 2009 die Bewegung angestoßen haben und an 

ihr beteiligt waren. 

Nachfragen: 

 Was war die Rolle der offiziellen Studierendenvertretung Studentski Zbor? 

 Gab es Akteure von außerhalb der Universität, mit denen Sie zusammenarbeiteten, et-

wa Schüler? 

 Während der Besetzung ist ja das studentische Plenum entstanden. Glauben Sie, dass 

es eine kleine Minderheit der Studierenden war oder hat es während der Besetzung 
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viele Studierende angezogen? Glauben Sie, dass es durch eine Mehrheit oder eine re-

levante Minderheit legitimiert war? 

 War die Besetzung nur eine Bewegung der Zagreber Philosophischen Fakultät? 

 Gab es viele Professoren, die Ihre Bewegung unterstützten? 

Block 3: Die Rolle der Gewerkschaften in der Bewegung 

Unterblock 1: Kooperation der Bewegung mit Gewerkschaften 

 Können Sie mir etwas über die Rolle von Gewerkschaften in Ihrer Bewegung erzäh-

len? 

Nachfragen: 

 Mit welchen Gewerkschaften gab es Kooperation? Wie funktionierte die Kooperation? 

 Wie genau unterstützten die Gewerkschaften Ihre Bewegung? 

 Wie sahen die Stellungnahmen der Gewerkschaften über Ihre Bewegung genau aus 

und wie begründeten sie ihre Meinung? 

 Haben die Gewerkschaften eigene Forderungen zur Bildungspolitik formuliert? 

 Haben die Studierenden Positionen der Gewerkschaften übernommen? 

 Hatten die Studierenden zu Beginn Vertrauen gegenüber den Gewerkschaften? 

 Haben die Studierenden verlangt, dass die Gewerkschaften aktiv an der Bewegung 

teilnehmen und sie stärker unterstützen sollen? 

 Gab es Konflikte zwischen Ihnen und den Gewerkschaften über bestimmte Formen 

von politischer Aktion? 

 Gab es während der Besetzung gewerkschaftliche Kämpfe, die die Studierenden unter-

stützten? 

Unterblock 2: Erfolge der Kooperation 

 Wurden durch die Kooperation mit den Gewerkschaften Erfolge erzielt oder nicht?  

 Wurden bei der Unterstützung gewerkschaftlicher Kämpfe Erfolge erzielt? 

 Hat die Unterstützung gewerkschaftlicher Kämpfe zu mehr Unterstützung der Ge-

werkschaften für Studierende geführt? 

Unterblock 3: Heutige Perspektiven der Zusammenarbeit 

 Gibt es heute bei den politisch aktiven Studierenden Offenheit für weitere Zusammen-

arbeit mit den Gewerkschaften oder eine Stimmung gegen die Gewerkschaften? 
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 Denken Sie, dass die Gewerkschaften heute offen für weitere Zusammenarbeit mit Ih-

nen sind? 
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Leitfaden zum Interview mit einem Vertreter von Akademska Solidarnost (A2) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Entstehung der Gewerkschaft Akademska Solidarnost und über den Universitätsstreik von 

2011 zu erhalten. Das Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr Name erscheint nicht. 

Block 1: Entstehung von Akademska Solidarnost 

 Ich weiß, dass letztes Jahr, 2011, ein Streik an der Philosophischen Fakultät in Zagreb 

stattgefunden hat. Wurde Akademska Solidarnost während des Streiks oder davor ge-

gründet? 

Nachfrage: 

 Wann genau und durch wen wurde Akademska  Solidarnost gegründet? 

 Können Sie mir sagen, warum der Streik stattgefunden hat? 

Block 2: Verhältnis zu den etablierten Gewerkschaften 

 Was war die Position der bestehenden Gewerkschaften zum Streik, insbesondere von 

NSZVO? 

Nachfrage: 

 Was waren ihre Argumente? 

 Äußerten auch andere Gewerkschaften ihre Meinung zum Streik? 

Block 3: Machtquellen von Akademska Solidarnost während des Streiks 

 Welche Faktoren für den Erfolg des Streiks gab es? 

 Hat ein großer Prozentsatz der Beschäftigten am Streik teilgenommen? 

 Denken Sie, dass es unter denjenigen, die nicht teilgenommen haben, viel Angst vor 

Arbeitslosigkeit gab, beispielsweise weil sie prekär beschäftigt waren? 

Nachfrage: 

 Wie verbreitet ist prekäre Beschäftigung an den kroatischen Universitäten? 

 Ist der Organisationsgrad der anderen Gewerkschaft hoch? 

 Gab es bei der Beteiligung am Streik bedeutsame Unterschiede nach Alter, Ge-

schlecht, ethnischer Zugehörigkeit oder Beruf? 

 War es wegen der Struktur der Arbeit an der Universität schwierig, den Streik zu or-

ganisieren? In einer Fabrik mit Fließband ist der Produktionsprozess schon durch ei-
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nen Arbeiter anzuhalten. Wenn an der Universität nur eine kleine Gruppe streikt, ar-

beitet der Rest weiter. 

 Waren die Gesetze ein Problem für Sie? Beispielsweise dürfen in Deutschland viele an 

den Universitäten nicht streiken, weil sie Beamte sind. 

 Gab es Organisationen außerhalb der Universität, mit denen Sie während des Streiks 

zusammenarbeiteten? 

 Können Sie ein allgemeines Bild vom Verhalten der großen nationalen Medien zum 

Streik zeichnen? 

 Wie hat sich der Staat verhalten? Gab es Repression oder die Drohung damit? Wurde 

die Polizei geschickt oder mit Klagen gedroht? Oder gab es Zugeständnisse gegenüber 

Teilen der Beschäftigten, um die Einheit des Streiks zu zerstören? 

Block 4: Entwicklung der Gewerkschaft nach dem Streik 

 Können Sie mir sagen, wie sich Akademska Solidarnost nach dem Ende des Streiks 

entwickelt hat? 

Nachfragen: 

 Gab es einen Gewinn oder einen Verlust an Mitgliedern? Wie viele Mitglieder haben 

Sie heute? 

 Ich habe gehört, dass auch Menschen von außerhalb der Universität Mitglied gewor-

den sind, etwa Arbeiter auf Werften und im Elektrizitätssektor. Wie haben Sie diese 

rekrutiert? 

 Was bedeutet es genau, dass Ihre Gewerkschaft auf dem Prinzip der direkten Demo-

kratie basiert? Was ist der Hauptunterschied zwischen Ihrer Organisation und den 

existierenden Gewerkschaften? 

Nachfrage: 

 Arbeiten Sie nach dem Konsensprinzip oder stimmen Sie ab? 

 Gab es Aktionen, Kampagnen oder Streiks von Akademska Solidarnost nach dem En-

de des Streiks 2011 oder bereiten Sie gegenwärtig welche vor? 

 Könnten Sie kurz zusammenfassen, welche politischen Positionen die Organisation 

seit ihrer Gründung entwickelt und zu welchen Themen sie bereits gearbeitet hat? 

 Mit wem haben Sie seit dem Ende des Streiks zusammengearbeitet? 

 Was ist Ihre persönliche Meinung über die Perspektiven von Akademska Solidarnost? 

Denken Sie zum Beispiel, dass AS viele neue Mitglieder aus existierenden Gewerk-

schaften anziehen kann, einschließlich Industriearbeitern? 
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Leitfaden zum Interview mit einem Vertreter der NSZVO (A3) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Rolle der Gewerkschaften in der Transformation in Kroatien und über die Kooperation 

Ihrer Gewerkschaft mit der Studierendenbewegung zu erhalten. Das Interview wird in der 

Arbeit anonym zitiert, Ihr Name erscheint nicht. 

Block 1: Transformation und Privatisierung in Kroatien 

 Könnten Sie mir im Allgemeinen sagen, wie die Transformation der Eigentumsver-

hältnisse in Kroatien in den 1990ern abgelaufen ist? 

Nachfragen: 

 Wurden Aktien auch an Arbeiter verkauft? 

 Gab es Konflikte um das Privatisierungsmodell? 

 Welche Firmen wurden zuerst privatisiert? 

 Woher kamen die neuen Eigentümer? 

 Hat Korruption eine wichtige Rolle in diesem Prozess gespielt? 

 Gab es Veränderungen in der Art der Transformation nach der Zeit von Tuđman? 

 Wurde die kroatische Wirtschaft nach Tuđman stärker für ausländisches Kapital ge-

öffnet? 

 Welche Privatisierungen werden in Kroatien in Zukunft noch durchgeführt werden? 

Block 2: Gewerkschaften und Transformation 

 Hatten die Gewerkschaften ein gemeinsames Konzept? Haben die verschiedenen 

Dachverbände gegen diese Art von Transformation eng zusammengearbeitet? 

 Welche Kampagnen oder Aktionen der Dachverbände gab es in den 1990ern, um die-

sen Prozess zu beeinflussen? 

 Gab es Konflikte zwischen Ihrem Dachverband Matica und anderen Dachverbänden, 

zwischen dem öffentlichen Sektor, den Sie organisieren, und Industriegewerkschaf-

ten? 
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 Was ist der Standpunkt Ihres Dachverbands zu den kroatischen Werften und der staat-

lichen Industrie? 

 Was denken Sie über die Rolle des Wirtschafts- und Sozialrats? War er hilfreich für 

die Gewerkschaften? 

 Arbeiteten die Oppositionsgewerkschaften, etwa die SDP, mit Ihnen zusammen und 

unterstützten sie Sie in der Zeit von Tuđman? 

 Ich weiß, dass es die Hrvatski Laburisti gibt. Denken Sie, dass sie in Zukunft ein Part-

ner der Gewerkschaften sein können? 

 Haben Sie während der Transformation mit NGOs kooperiert? 

Block 3: NSZVO und Studierendenbewegung 

 Wie haben Sie die Studierendenbewegung 2009 wahrgenommen? 

Nachfrage: 

 Waren die Studierenden offen für Kooperation mit Gewerkschaften? 

 Wer hat die Kooperation 2009 ursprünglich angeregt – kamen die Studierenden zu Ih-

nen oder umgekehrt? 

 Können Sie sich in Zukunft noch Kooperation mit der Studierendenbewegung vorstel-

len und unter welchen Bedingungen? 

 Was können Sie mir über den Universitätsstreik 2011 sagen? 

Block 4: Sonstiges 

 Was war der Standpunkt Ihres Dachverbands zu den Facebook-Protesten letztes Jahr? 

 Was war der Standpunkt Ihres Dachverbands zu den zwei großen Reformen des Ar-

beitsmarkts 2003 und 2010? 

 

 

 

 



 

317 

 

Leitfaden zum Interview mit den gewerkschaftlichen Frauensektionen (B1/B2) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Frauenbewegung in Kroatien und über die gewerkschaftlichen Frauensektionen zu erhal-

ten. Das Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr Name erscheint nicht. 

Block 1: Situation von Frauen in Kroatien 

 Könnten Sie mir die Situation von Frauen in Kroatien im Allgemeinen schildern? Was 

sind typische Probleme von Frauen? 

Nachfragen: 

 Wie ist die Situation auf dem Arbeitsmarkt? 

 Wird unbezahlte Hausarbeit vor allem von Frauen geleistet? 

 Wie ist das Ausmaß von Gewalt gegen Frauen? 

 Wie ist die Situation von Frauen im Bildungssystem? 

 Wie stark sind Frauen in der Politik vertreten? 

 Wie ist der gesetzliche Rahmen für Frauenrechte? 

 Welche Rollenmodelle über Frauen werden kulturell vertreten? Gibt es Institutionen, 

die in besonderem Maße ein konservatives Rollenbild vermitteln? 

Block 2: Die gewerkschaftlichen Frauensektionen 

 Was können Sie mir über die gewerkschaftlichen Frauensektionen sagen? 

Nachfragen: 

 Wie sind sie entstanden?  

 Zu welchen Themen arbeiten sie? 

 Wie ist das Verhältnis der Frauensektionen zu den Dachverbänden? Werden die Sekti-

onen von den Dachverbänden ausreichend unterstützt? 

 Warum haben die Dachverbände MHS und URSH keine Frauensektion? 

Block 3: Das Verhältnis zwischen Frauensektionen und feministischen NGOs 

 Was können Sie mir über das Verhältnis zwischen gewerkschaftlichen Frauensektio-

nen und feministischen Organisationen sagen? 

Nachfragen: 
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 Welche gemeinsamen Aktionen gibt es? 

 Gibt es Konflikte zwischen den Frauensektionen und den feministischen Gruppen über 

bestimmte Themen oder Aktionsformen? 

 Welche anderen Bündnispartner haben die Frauensektionen? Werden sie von den Me-

dien unterstützt? 

 Denken Sie, dass die Zusammenarbeit mit den feministischen Organisationen die Ge-

werkschaften stärkt? 
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Leitfaden zum Interview mit der feministischen Organisation CESI (B3) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Frauenbewegung in Kroatien und über ihr Verhältnis zu Gewerkschaften  zu erhalten. Das 

Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr Name erscheint nicht. 

Block 1: Situation von Frauen in Kroatien 

 Könnten Sie mir die Situation von Frauen in Kroatien im Allgemeinen schildern? Was 

sind typische Probleme von Frauen? 

Nachfragen: 

 Wie ist die Situation auf dem Arbeitsmarkt? 

 Wird unbezahlte Hausarbeit vor allem von Frauen geleistet? 

 Wie ist das Ausmaß von Gewalt gegen Frauen? 

 Wie ist die Situation von Frauen im Bildungssystem? 

 Wie stark sind Frauen in der Politik vertreten? 

 Wie ist der gesetzliche Rahmen für Frauenrechte? 

 Welche Rollenmodelle über Frauen werden kulturell vertreten? Gibt es Institutionen, 

die in besonderem Maße ein konservatives Rollenbild vermitteln? 

Block 2: Informationen über CESI 

 Gab es einen bestimmten Anlass für die Gründung Ihrer Organisation 1997? 

 Sind Sie Mitglied im Frauennetzwerk? 

 Mit welchen Organisationen arbeiten Sie zusammen und in welcher Form? 

 Mit welchen Themen hat sich Ihre Organisation und haben sich feministische Organi-

sationen in Kroatien im Laufe der letzten Jahre, seit Beginn der Wirtschaftskrise 2008, 

beschäftigt? Welche Aktionen und Projekte hat es gegeben? 

Block 3: Das Verhältnis zu den Gewerkschaften 

 Wie war das Verhältnis zu den Gewerkschaften in diesem Zusammenhang? Gab es 

Zusammenarbeit mit den Frauensektionen und wie hat sie funktioniert? 
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 Gab es Konflikte oder Streitigkeiten zwischen Ihnen und den Frauensektionen üäber 

bestimmte Positionen oder Aktionen, wo die Sektionen einen anderen Standpunkt hat-

ten? 

 Wer hat zu Beginn die Zusammenarbeit angeregt, Sie oder die Frauensektionen? 

 Haben die gewerkschaftlichen Dachverbände Ihre Zusammenarbeit unterstützt? 

 Haben Sie den Eindruck, dass die Gewerkschaften auf betrieblicher Ebene sich etwa 

im Rahmen von Tarifverhandlungen viel mit Diskriminierung beschäftigen?  

 Denken Sie, dass die Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften die Frauenbewegung 

stärkt? 

Block 4: Sonstiges 

 Denken Sie, dass Ihre Aktionen erfolgreich sind, dass Sie etwa viele junge Leute er-

reichen, wenn Sie in die Schulen gehen? 

 Haben Sie eine Erklärung, warum es in Kroatien nicht viel zivilgesellschaftliches En-

gagement gibt und vor allem warum es nicht viel Engagement von Frauen für Frauen-

themen gibt? 

 Was die Frauenbewegung betrifft – ich weiß, dass die jugoslawische Frauenbewegung 

in Kroatien am stärksten war. Ist sie seit der Unabhängigkeit und dem Krieg zurück-

gegangen oder gibt es in Ihren Organisationen das gleiche Niveau des Engagements? 

 Welche anderen Partner haben Sie? Haben Sie Verbindungen zu anderen sozialen Be-

wegungen, zu Studierenden, zu Friedensorganisationen? 
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Leitfaden zum Interview mit einer SSSH-Vertreterin (2) zu Gewerkschaften und Frauenbewegung (B4) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Politik der gewerkschaftlichen Dachverbände in Kroatien, über die Geschichte Ihres 

Dachverbandes und das Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Frauenbewegung zu erhal-

ten. Das Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr Name erscheint nicht. 

Block 1: Geschichte und Entwicklung des SSSH 

 Können Sie mir im Allgemeinen etwas über Geschichte und Entwicklung Ihres Dach-

verbandes sagen, was Personal, Vorsitzende, Konflikte etc. betrifft? 

 Welche Gewerkschaften haben Ihren Dachverband gegründet, und welche haben bis-

her den SSSH verlassen oder sind beigetreten? 

 Welche öffentlichen Kampagnen und Aktionen haben Sie bisher durchgeführt? 

Block 2: Gewerkschaftliche Machtquellen in Kroatien 

Unterblock 1: Organisationsmacht 

 Erinnern Sie sich an ein Beispiel, wo verschiedene Dachverbände getrennte Aktionen 

durchgeführt und nicht zusammengearbeitet haben? 

 Was Ihre Mitgliedschaft angeht – denken Sie, dass sie aktiv ist, dass ihre Mobilisie-

rung kein Problem oder dass sie ein großes Problem ist? 

 Welche Partner außerhalb der Gewerkschaften hatten Sie bei Kampagnen, zum Bei-

spiel in der Kampagne gegen die Änderungen des Arbeitsgesetzes 2010? 

Unterblock 2: Marktmacht 

 Haben Sie ein Problem mit der Organisierung bestimmter Gruppen von Arbeitern, 

zum Beispiel befristet  Beschäftigte? 

 Soweit ich weiß, durften Arbeitslose früher keine Gewerkschaftsmitglieder sein. Wie 

ist das jetzt? 

 Gibt es in Kroatien häufig prekäre Beschäftigung ohne Vertrag und Regeln? 

 Was ist mit den ausländischen Arbeitern in Kroatien, etwa im Tourismus oder Bauwe-

sen? Können Sie sie organisieren oder ist das ein großes Problem? 

 Was ist mit den ethnischen Minderheiten in Kroatien? Gibt es Unterschiede im Orga-

nisationsgrad? 

Unterblock 3: Produktionsmacht 

 Welche Gewerkschaften sind in Ihrem Dachverband heute die größten? 
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 In welchen Firmen mit strategischer Bedeutung ist Ihr Dachverband stark? Ich weiß, 

dass Sie bei Petrokemija stark und bei INA vertreten sind. Welche anderen wichtigen 

Firmen gibt es, wo Ihr Dachverband stark ist? 

 Ist es einfach, einen Streik zu organisieren, was die Produktion selbst angeht? Wenn 

Sie zum Beispiel ein Fließband haben, kann eine kleine Gruppe den ganzen Prozess 

aufhalten. In einer Textilfabrik geht das nicht so einfach. Wie ist das im Allgemeinen 

in Kroatien? Gibt es viele Betriebe, wo die Organisierung eines Streiks einfach ist? 

 Gibt es in Kroatien oft autonome Arbeitsgruppen, die in Konkurrenz zueinander tre-

ten?  

 Ist Outsourcing eine normale Erscheinung in Kroatien? 

 Wie verhält sich ausländisches Kapital in Kroatien? 

Unterblock 4: institutionelle Macht 

 Was denken Sie über die Arbeit des Wirtschafts- und Sozialrats? Ist er nützlich für die 

Gewerkschaften? 

Nachfrage. 

 Warum haben die Gewerkschaften ihn 2010 verlassen und sind nach ein paar Tagen 

zurückgekehrt? 

Block 3: Gewerkschaften und soziale Bewegungen 

 Was können Sie mir über die gewerkschaftlichen Frauensektionen erzählen? 

 Wie ist Ihr Verhältnis zu anderen sozialen Bewegungen? Gibt es genug Unterstützung 

und Zusammenarbeit? 

Nachfrage: 

 Denken Sie, dass der SSSH zum Beispiel 2009 die Studierenden ausreichend unter-

stützt hat? 

Block 4: Sonstiges 

 Ich weiß, dass es seit Beginn der Krise 2008 in Kroatien viele Arbeiterkämpfe etwa 

gegen Konkurse oder die Nichtauszahlung von Löhnen gegeben hat. Können Sie et-

was zu den Kämpfen sagen, an denen Ihr Dachverband beteiligt war? 

 Was denken Sie über die manchmal strenge Kritik in der kroatischen Gesellschaft ge-

genüber den Gewerkschaften? Am 1. Mai zum Beispiel haben die Gewerkschaften der 

Regierung die „gelbe Karte“ gezeigt, und anschließend habe ich einen Artikel gesehen 

mit dem Titel „Die Arbeiter zeigen den Gewerkschaften die gelbe Karte.“ Die Mehr-

heit hat eine schlechte Meinung über die Rolle der Gewerkschaften, dass sie nichts 
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tun, dass sie nur den öffentlichen Sektor vertreten etc. Ist diese strenge Kritik gerecht-

fertigt? 

 Gibt es organisierte innergewerkschaftliche Opposition? In Deutschland haben wir ei-

nen organisierten linken Flügel in den Gewerkschaften. Gibt es so etwas in den kroati-

schen Gewerkschaften? 
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Leitfaden zum Interview mit einem Vertreter der Baugewerkschaft SGH (C1) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Politik der Gewerkschaften in der kroatischen Bauindustrie und über die Geschichte Ihrer 

Gewerkschaft zu erhalten. Das Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr Name er-

scheint nicht. 

Block 1: Geschichte und Entwicklung der kroatischen Bauindustrie und der Gewerkschaft 

Hauptfrage: 

 Was können Sie mir zur Situation der kroatischen Bauindustrie sagen? 

Nachfragen: 

 Ist die Bauindustrie von Staatsaufträgen abhängig? 

 Ist die Branche privatisiert? 

 Ist die Branche stark von der Krise seit 2008 betroffen? 

Hauptfrage: 

 Könnten Sie mir etwas über die Geschichte Ihrer Gewerkschaft erzählen? 

Nachfragen: 

 Gehörte Ihre Gewerkschaft immer zum SSSH? 

 Gab es häufige Wechsel des Vorsitzenden? 

 Haben Sie Literatur zur Geschichte Ihrer Gewerkschaft? 

Block 2: Themen, zu denen die Gewerkschaft arbeitet 

Hauptfrage: 

 Mit welchen Konflikten haben Sie sich bisher beschäftigt? Ging es nur um Tarifver-

träge oder gab es andere Kampagnen? 

Nachfragen: 

 Was haben Sie zur Durchführung der Kampagnen getan? 
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 Haben Sie bei diesen Kampagnen viel erreicht? 

 Können Sie Ihre Mitglieder für Kampagnen gut mobilisieren? Wenn nein, warum 

nicht? 

 Wie groß ist Ihre Fähigkeit, in der Bauindustrie Streiks zu organisieren? 

 Gibt es Solidaritätsstreiks? 

Block 3: Machtressourcen der Gewerkschaft 

Unterblock 1: Organisationsmacht 

 Wieviel Prozent der Bauarbeiter organisiert Ihre Gewerkschaft? Wieviel Prozent sind 

insgesamt organisiert? 

 Gibt es Unterschiede im Organisationsgrad nach Beruf, Bildung, Geschlecht etc.? 

 So weit ich weiß, gibt es viele migrantische Arbeiter in der kroatischen Bauindustrie. 

Gibt es zwischen ihnen und kroatischen Arbeitern Konflikte? 

 Ist Ihre Mitgliedschaft stabil? 

 Verfügen Sie über ausreichende finanzielle Mittel? 

 Wie ist Ihr Verhältnis zu anderen Gewerkschaften im Bausektor, etwa der NSG? 

Nachfragen: 

 Wieviel Prozent der Bauarbeiter organisiert die NSG? 

 Gibt es außerdem Hausgewerkschaften im Bausektor? 

 Wie ist Ihre Zusammenarbeit mit Ihrem Dachverband? 

 Gibt es im Bausektor Betriebsräte und wie funktioniert die Zusammenarbeit zwischen 

ihnen und den Gewerkschaften? 

 Haben Sie andere Bündnispartner – Parteien, die Kirche, NGOs? 

 Gibt es viel internationale Zusammenarbeit? 
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Nachfrage: 

 Was bringt sie Ihnen? 

Unterblock 2: Marktmacht 

 Wie hoch ist die Arbeitslosigkeit in der Bauindustrie? 

Nachfrage:  

 Ist Angst vor Arbeitslosigkeit eine Erklärung für geringes gewerkschaftliches Enga-

gement der Bauarbeiter? 

 Sind prekäre Beschäftigung, befristete Beschäftigung und Leiharbeit ein Problem in 

der Bauindustrie? 

 Gibt es in der Bauindustrie viele unqualifizierte Arbeiter, die leicht zu ersetzen sind? 

 Ist Diskriminierung nach Geschlecht, Nationalität, Alter etc. ein Problem in der Bau-

industrie? 

Unterblock 3: Produktionsmacht 

 Was den Produktionsprozess selbst angeht: Ist es für Sie einfach, einen Streik zu orga-

nisieren? Ist es so einfach wie in einer Fabrik mit Fließband oder so schwierig wie in 

einer Textilfabrik? Ist es also möglich für eine kleine Gruppe, den gesamten Produkti-

onsprozess aufzuhalten? 

 Besteht die Mehrheit der Firmen aus kleinen, mittleren oder großen Firmen? 

 Gibt es in Ihrem Organisationsbereich Firmen mit strategischer Bedeutung, bei denen 

ein Streik große Auswirkungen hätte? 

 Gibt es Just-in-time-Produktion in der Baubranche? 

 Gibt es autonome Arbeitsgruppen in der Baubranche? 

 Gibt es Unterschiede im Verhalten zwischen kroatischen und ausländischen Firmen? 

 Ist Outsourcing verbreitet? 

 Gibt es viele Zulieferer, die von einem Streik in der Baubranche betroffen sind? 
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Unterblock 4: institutionelle Macht 

 Gibt es viele Fälle, wo die Arbeitgeber versuchen, Ihre Organisationsarbeit zu behin-

dern und Arbeiter bedrohen? 

 Wie funktioniert Ihre Zusammenarbeit mit den Gerichten? 

 Wie funktioniert Ihre Zusammenarbeit mit der Arbeitsinspektion? 

Nachfrage: 

 Welche Probleme gibt es mit Gerichten und Arbeitsinspektion? 

 Ist die Situation in der Bauindustrie Thema im Wirtschafts- und Sozialrat?  

Nachfrage: 

 Welche Kritik gibt es am Wirtschafts- und Sozialrat? 
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Leitfaden zum E-Mail-Interview mit einem Vertreter der Baugewerkschaft SGH (C1(b)) 

 Gab es einen scharfen Bruch in der Politik der verschiedenen Vorsitzenden Ihrer Ge-

werkschaft?  

 Gab es Widerstand der Gewerkschaften oder Arbeiter gegen die Privatisierung oder 

das Privatisierungsmodell im Bausektor? 

 Wann und wie wurde die Privatisierung in Ihrem Sektor durchgeführt? 

 Gab es im Bausektor Streiks für den Tarifvertrag? Wie haben die Gewerkschaften 

Druck für einen guten Tarifvertrag ausgeübt? 

 Sie haben 38 Haustarifverträge. Haben diese normalerweise bessere, schlechtere oder 

die gleichen Bedingungen wie der Branchentarifvertrag?  

 Gibt es die Haustarifverträge im Bausektor oder in den anderen Sektoren, die Sie or-

ganisieren? 

 Gab es für diese Tarifverträge Streiks?  

 Ich weiß, dass bei Konstruktor Split die Arbeiter mit der Arbeit einer anderen Ge-

werkschaft nicht zufrieden waren und zu Ihrer Gewerkschaft übertraten. Kennen Sie 

andere Beispiele von Konflikten zwischen den zwei Gewerkschaften? Gibt es auch 

Konflikte mit den bei HUS organisierten Hausgewerkschaften? 

 Im Fall von Konstruktor gab es Unterstützung aus anderen Firmen wie Monter. Wa-

rum war der Streik Ihrer Ansicht nach trotzdem nicht erfolgreich?  

 Versucht Ihre Gewerkschaft normalerweise, Streiks in verschiedenen Firmen zu ver-

binden? Kennen Sie Beispiele, wo das nicht funktioniert hat? Warum hat es nicht 

funktioniert?  
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Leitfaden zum Interview mit Vertretern der bei INA vertretenen Gewerkschaften (C2/C3/C4) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Politik der Gewerkschaften bei INA und über die Geschichte Ihrer Gewerkschaft zu erhal-

ten. Das Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr Name erscheint nicht. 

Block 1: Geschichte und Entwicklung der Gewerkschaft und von INA 

 Können Sie mir zu Beginn etwas zur Geschichte von INA erzählen, insbesondere wel-

che Konflikte im unabhängigen Kroatien aufgetreten sind? 

Nachfrage: 

 Gab es Konflikte um die Privatisierung? Haben Sie Aktionen gegen die Privatisierung 

unternommen? 

 Könnten Sie mir etwas über die Geschichte Ihrer Gewerkschaft erzählen? 

Nachfragen: 

 Gehörte Ihre Gewerkschaft immer zum jetzigen Dachverband? 

 Gab es häufige Wechsel des Vorsitzenden? 

 Haben Sie Literatur zur Geschichte Ihrer Gewerkschaft? 

Block 2: Machtressourcen der Gewerkschaft 

Unterblock 1: Organisationsmacht 

 Welchen gewerkschaftlichen Organisationsgrad gibt es bei INA? Welchen Organisati-

onsgrad hat Ihre Gewerkschaft? 

 Gibt es Unterschiede im Organisationsgrad nach Beruf, Bildung, Geschlecht etc.? 

 Ist Ihre Mitgliedschaft stabil? 

 Verfügen Sie über ausreichende finanzielle Mittel? 

 Können Sie Ihre Mitglieder für Kampagnen gut mobilisieren? Wenn nein, warum 

nicht? 
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 Wie ist im Allgemeinen bei INA das Verhältnis zwischen verschiedenen Gewerk-

schaften? 

Nachfrage: 

 In welchen Bereichen von INA sind die einzelnen Gewerkschaften stark? 

 Wie ist das Verhältnis zu Ihrem Dachverband bei INA? 

 Arbeiten Sie als Gewerkschaft gut mit dem Betriebsrat zusammen? 

 Haben Sie andere Bündnispartner – Parteien, die Kirche, NGOs? 

 Gibt es viel internationale Zusammenarbeit? 

Nachfrage: 

 Was bringt sie Ihnen? 

Unterblock 2: Marktmacht 

 Wie hoch ist die Arbeitslosigkeit in der Ölbranche? 

Nachfrage:  

 Ist Angst vor Arbeitslosigkeit eine Erklärung für geringes gewerkschaftliches Enga-

gement der INA-Beschäftigten? 

 Sind prekäre Beschäftigung, befristete Beschäftigung und Leiharbeit ein Problem bei 

INA? 

 Gibt es bei INA viele unqualifizierte Arbeiter, die leicht zu ersetzen sind? 

 Ist Diskriminierung nach Geschlecht, Nationalität, Alter etc. ein Problem bei INA? 

Unterblock 3: Produktionsmacht 

 Was den Produktionsprozess selbst angeht: Ist es für Sie einfach, einen Streik zu orga-

nisieren? Ist es so einfach wie in einer Fabrik mit Fließband oder so schwierig wie in 

einer Textilfabrik? Ist es also möglich für eine kleine Gruppe, den gesamten Produkti-

onsprozess aufzuhalten? 

 Hätte ein Streik bei INA große volkswirtschaftliche Auswirkungen? 
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 Gibt es Just-in-time-Produktion bei INA? 

 Gibt es autonome Arbeitsgruppen bei INA? 

 Gibt es viele Zulieferer, die von einem Streik in der Baubranche betroffen sind? 

 Droht der ausländische Eigentümer den Gewerkschaften, bei Streiks Kroatien zu ver-

lassen? 

Unterblock 4: institutionelle Macht 

 Versucht der Arbeitgeber bei INA, gewerkschaftliche Organisierung zu verhindern? 

 Der Staat ist bei INA noch als Eigentümer präsent. Mischt er sich in die Arbeit der 

Gewerkschaften ein? 

 War die Situation bei INA je Thema im Wirtschafts- und Sozialrat? 

Nachfrage: 

 Welche Kritik gibt es am Wirtschafts- und Sozialrat? 

 Wie funktioniert Ihre Zusammenarbeit mit den Gerichten? 

 Wie funktioniert Ihre Zusammenarbeit mit der Arbeitsinspektion? 

Nachfrage: 

 Welche Probleme gibt es mit Gerichten und Arbeitsinspektion? 

Unterblock 5: Sonstiges 

 Schätzen Sie die gewerkschaftliche Arbeit bei INA generell als erfolgreich ein? 

 

 

 

 

 

 



 

332 

 

Leitfaden zum Interview mit einem Vertreter von EKN Petrokemija zum Kampf bei Petrokemija 1998 

(D1) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Konflikte bei Petrokemija 1998 und 2002 und über die Politik Ihrer Gewerkschaft zu er-

halten. Das Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr Name erscheint nicht. 

Block 1: Allgemeines zu Petrokemija und den Kämpfen 

 Zu Beginn interessiert mich, wie die wirtschaftliche Situation bei Petrokemija war, 

bevor Sie den Stab zur Verteidigung des Unternehmens gegründet haben. Hat die Pro-

duktion funktioniert, haben Sie wegen des Krieges Märkte verloren? 

 Wie viele Beschäftigte hatten Sie? 

 Können Sie mir etwas über die Bedeutung von Petrokemija für die Stadt, die Region 

und die kroatische Volkswirtschaft sagen? 

 Warum, denken Sie, gab es so lange bis 1998 keinen Versuch, Petrokemija zu privati-

sieren? 

 Welche Akteure haben die Gründung des Stabs veranlasst? 

Block 2: Gewerkschaftliche Machtquellen bei Petrokemija 

Unterblock 1: Organisationsmacht 

 Wieviel Prozent der Arbeiter waren Gewerkschaftsmitglieder? 

 In welchem Dachverband ist die zweite Gewerkschaft bei Petrokemijqa? 

 Gab es Konflikte zwischen den zwei Gewerkschaften? 

 Haben die Gewerkschaften bei Petrokemija eine lange Tradition? Gab es zum Beispiel 

schon in Jugoslawien Streiks und Kämpfe? 

 Gab es bei Petrokemija einen Betriebsrat und wie hat er sich gegenüber dem Kampf 

verhalten? 

 Welche politischen Parteien hatten in der Stadt eine wichtige Rolle und wie war ihr 

Verhältnis gegenüber Ihrem Kampf? 

 Gab es Unterstützung von Seiten der Kirche? 

 Ich habe gelesen, dass die gewöhnlichen Bürger Kutinas mehrheitlich Ihren Kampf 

unterstützt haben. Wie haben Sie sie mobilisiert? Oder sind sie von selbst gekommen? 

 Haben die lokalen und nationalen Medien Sie unterstützt? 

 Hatten Sie Unterstützung von Seiten der Arbeiter oder Gewerkschaften anderer Fir-

men? 
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Unterblock 2: Marktmacht 

 War es schwierig, die Arbeiter zu mobilisieren, weil sie Angst vor Arbeitslosigkeit 

hatten, oder wegen Konflikten unter den Arbeitern, oder gab es totale Einigkeit? 

 Gibt es bei Ihnen viele befristete Verträge? 

 Gibt es bei Petrokemija Konflikte etwa zwischen Männern und Frauen, unterschiedli-

chen Nationalitäten, wegen des Alters etc.? 

Unterblock 3: Produktionsmacht 

 1998 haben Sie ja nicht gestreikt. Wenn Sie streiken wollen – ist das bei Ihnen schwie-

rig, was die Produktion angeht? Wenn Sie zum Beispiel in einer Automobilfabrik ein 

Fließband haben, ist das sehr einfach. Wenn ein Arbeiter die Arbeit einstellt, hört alles 

auf. In einer Textilfabrik auf der anderen Seite ist das schwieriger. Wie ist das bei Ih-

nen? 

 Haben Sie Just-in-time-Produktion oder Lagerhaltung? 

Block 3: Sonstiges 

 Wie hat sich der Staat gegenüber Ihrem Kampf verhalten? Gab es Drohungen, die Po-

lizei zu schicken, vor Gericht zu ziehen etc.? 

 Gab es Zugeständnisse gegenüber den Arbeitern? 

 Ich weiß, dass Sie mittlerweile Kontakt zu den Studierenden der Zagreber Philosophi-

schen Fakultät haben. Wie ist diese Verbindung entstanden? 

 Denken Sie, dass man auf irgendeine Weise Ihre Erfahrungen bei Petrokemija verall-

gemeinern kann? Können Gewerkschaften in anderen Firmen etwas aus Ihrem Kampf 

lernen? 
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Leitfaden zu den Interviews mit VertreterInnen der gewerkschaftlichen Dachverbände (E1/E2/E3) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die Politik der gewerkschaftlichen Dachverbände in Kroatien und über die Geschichte Ihres 

Dachverbandes zu erhalten. Das Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr Name er-

scheint nicht. 

Block 1: Geschichte und Entwicklung des Dachverbandes 

Hauptfrage: 

 Können Sie mir im Allgemeinen etwas über die Geschichte und Entwicklung Ihres 

Dachverbandes erzählen? 

Nachfragen: 

 Welche Vorsitzenden hatten Sie bisher? 

 Gab es Unterschiede in der Politik der Vorsitzenden? 

 Warum wurde ein neuer Dachverband gegründet und wer hat die Gründung angesto-

ßen? 

 Welche Gewerkschaften haben im Laufe der Zeit den Dachverband verlassen oder 

sind dazugekommen – und warum? 

 Haben Sie noch Materialien, die Sie mir geben können? 

Block 2: Themen, zu denen der Dachverband arbeitet 

Hauptfrage: 

 Welche wichtigen Kampagnen oder Aktionen haben Sie bisher als Dachverband 

durchgeführt? 

Nachfragen: 

 Was haben Sie zur Durchführung der Kampagnen getan? 

 Haben Sie bei diesen Kampagnen viel erreicht? 

 Wie ist bei Kampagnen Ihr Verhältnis zu den anderen Dachverbänden? 
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Eventuell Nachfragen zu bestimmten erwähnten Themen 

 Block 3: Machtressourcen von Gewerkschaften in Kroatien 

 Unterblock 1: Organisationsmacht 

 Können Sie Ihre Mitgliedschaft gut für Aktionen und Kampagnen mobilisieren oder 

nicht? 

Eventuell Nachfrage: 

 Was sind die Gründe, dass das nicht funktioniert? 

 Mit wem außerhalb der Gewerkschaften arbeiten Sie zusammen? 

Eventuell Nachfragen: 

 Arbeiten Sie mit NGOs zusammen? 

 Ist die Zusammenarbeit mit Betriebsräten gut? 

 Wie verhalten sich auf der einen Seite die großen Medien gegenüber den Gewerk-

schaften, wie verhält sich auf der anderen Seite die Kirche als wichtige Kraft in Kroa-

tien? 

 Denken Sie, dass die Hrvatski Laburisti als neue Partei in der kroatischen politischen 

Szene ein möglicher Partner der Gewerkschaften sind? Denken Sie, dass mit ihnen 

Zusammenarbeit möglich ist? 

Unterblock 2: Marktmacht 

 Denken Sie, dass Arbeitslosigkeit und die Angst davor ein großes Problem für das En-

gagement der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft ist? 

 Haben Sie Probleme mit der Organisierung bestimmter Arbeitergruppen? 

Eventuell Nachfragen: 

 Haben Sie Probleme mit der Organisierung von befristet Beschäftigten, Leiharbeite-

rInnen, migrantischen Beschäftigten, ethnischen Jinderheiten, Frauen? 

 Gibt es oft Probleme mit Diskriminierung am Arbeitsplatz? 
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Unterblock 3: Produktionsmacht 

 Welche Gewerkschaften in Ihrem Dachverband sind gegenwärtig die größten? 

 Welche Organisationsbereiche haben strategische Bedeutung? 

 Ist es in größeren Firmen in Kroatien einfach, mit kleinen Gruppen von Arbeitern gro-

ße Bereiche zu bestreiken, was den Produktionsprozess selbst angeht? 

 Hat die Mehrheit der Firmen in Kroatien Lager oder dominiert Just-in-time-

Produktion? 

 Ist Outsourcing eine normale Erscheinung in Kroatien? 

 Gibt es in kroatischen Firmen teilautonome Arbeitsgruppen, die gegeneinander kon-

kurrieren? 

 Gibt es eine große Zulieferindustrie, die von Streiks betroffen ist? 

 Wie verhält sich ausländisches Kapital in Kroatien gegenüber den Arbeitern und den 

Gewerkschaften? 

Eventuell Nachfrage: 

 Droht ausländisches Kapital, Kroatien zu verlassen, wenn die Gewerkschaften aktiv 

werden? 

Unterblock 4: institutionelle Macht 

 Sind die Gewerkschaften zufrieden mit der Arbeit des Wirtschafts- und Sozialrats? 

Eventuell Nachfrage: 

 Was ist die Kritik der Gewerkschaften an der Arbeit des Gremiums? 

 Sind die Gewerkschaften zufrieden mit dem neuen Arbeitsgericht in Zagreb? 

Eventuell Nachfrage: 

 Was ist die Kritik der Gewerkschaften am Arbeitsgericht? 

 Wie ist das Verhältnis der Gewerkschaften zur Arbeitsinspektion? 
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Eventuell Nachfrage: 

 Was ist die Kritik der Gewerkschaften an der Arbeitsinspektion? 

Block 4: Sonstiges 

 Wie lautet der Standpunkt Ihres Dachverbandes zu den Facebook-Protesten von letz-

tem Jahr? 

 Wie lautet der Standpunkt Ihres Dachverbandes zu Firmen im Konkursverfahren und 

zu Arbeitern, die gegen den Konkurs kämpfen, wie bei Jadrankamen? 

 Die Dachverbände haben der Regierung die gelbe Karte gezeigt, aber auch die Arbei-

ter sind nicht mit den Gewerkschaften zufrieden. Eine Umfrage hat gezeigt, dass die 

Arbeiter der Meinung sind, dass die Gewerkschaften nichts tun. Halten Sie diese 

scharfe Kritik für gerechtfertigt? 
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Leitfaden zum E-Mail-Interview mit einem Vertreter der Jugendsektion des SSSH (F1) 

Folgendes ist vor dem Interview zu sagen: Ziel dieses Interviews ist es, Informationen über 

die gewerkschaftlichen Jugendsektionen in Kroatien und über das Verhältnis junger Men-

schen zu Gewerkschaften zu erhalten. Das Interview wird in der Arbeit anonym zitiert, Ihr 

Name erscheint nicht. 

Block 1: Situation der Jugend in Kroatien 

 Was können Sie mir im Allgemeinen über die Situation junger Menschen in Kroatien 

sagen, insbesondere was Arbeit angeht? 

Nachfragen: 

 Was kann man über das politische Engagement und Wissen in der jungen Generation 

sagen? 

 Falls es wenig Engagement gibt: Was sind die Ursachen? Vielleicht die Erwerbslosig-

keit? 

Block 2: Der Dachverband SSSH 

 Können Sie mir im Allgemeinen etwas über Geschichte und Entwicklung Ihres Dach-

verbandes sagen? 

Nachfragen: 

 Wie ist er entstanden? Wer hat die Gründung angeregt? 

 Welche Vorsitzenden hatten Sie bisher? 

 Gab es starke Veränderungen in der Politik zwischen den verschiedenen Vorsitzen-

den? 

 Welche Gewerkschaften haben den Dachverband gegründet? 

 Welche Gewerkschaften sind dem Dachverband beigetreten oder haben ihn seit der 

Gründung verlassen? Aus welchen Gründen? 

 Welche Kampagnen oder Aktionen hat der SSSH bisher durchgeführt? 

Block 3: Gewerkschaften und Jugend 

 Nun interessiert mich die Jugendsektion. 

Nachfragen: 

 Wann ist sie entstanden? 

 Wer hat die Gründung angestoßen? 
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 Wie ist das Verhältnis zu den Jugendsektionen der anderen Dachverbände? 

 Mit wem arbeitet die Jugendsektion zusammen, beispielsweise im Netzwerk der Jun-

gen? 

 Mit welchen Themen haben Sie sich bisher beschäftigt? 

 Was können Sie mir über die Politik der gewerkschaftlichen Dachverbände gegenüber 

den Jungen sagen? 

Nachfragen: 

 Sind die Möglichkeiten für junge Menschen gut, Gewerkschaftsfunktionäre zu wer-

den? 

 Kann man sagen, dass die Gewerkschaften genug für die Aktivierung junger Mitglie-

der tun? 

 Unterstützt der Dachverband die Jugendsektion ausreichend? 

 Gibt es gewerkschaftliche Kampagnen, die den Interessen junger Menschen entspre-

chen? 

 Gibt es Kritik der Jugendsektion oder des Netzwerks der Jungen Kroatiens an der Poli-

tik oder den Standpunkten der Gewerkschaften? Was für Kritik? 

 Welcher Teil der jungen Generation tritt den Gewerkschaften bei? 

 Was denken junge Menschen in Kroatien über die Gewerkschaften? 

Nachfragen: 

 Gibt es scharfe Kritik? 

 Auf welche Punkte bezieht sich die Kritik? 

 Warum, denken Sie, gibt es diese Kritik? 

 Halten Sie sie für gerechtfertigt? 

Block 4: Gewerkschaften in der kroatischen Gesellschaft 

 Warum, denken Sie, treten die Arbeiter im Privatsektor den Gewerkschaften nicht bei? 

 Was, denken Sie, sind die Gründe für das schlechte Image der Gewerkschaften in der 

kroatischen Gesellschaft? 




